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Kapitel 1
Einleitung

Die Alterssicherung nimmt in allen Lindern Europas und Nordamerikas ei-
ne wesentliche Stellung in den Systemen der sozialen Sicherung ein. Das Ziel,
welches mit einem Alterssicherungssystem verfolgt wird, ist die Bereitstellung
eines Einkommens in der Lebensphase, in der die Individuen aufgrund ihres Al-
ters keiner Erwerbstétigkeit mehr nachgehen. Dieses Alterseinkommen wird in
den staatlichen Rentenversicherungen in der Regel durch ein Umlageverfahren
finanziert, welches dadurch gekennzeichnet ist, dass jeweils die erwerbstétige
Generation die Renten der alten Generationen durch ihre Beitrage finanziert.
Die demographische Entwicklung - wie sie sich in nahzu allen Lindern Euro-
pas und in Nordamerika abzeichnet - wird in der Zukunft dazu fiijhren, dass
einer steigenden Anzahl an Rentenempfingern eine sinkende Anzahl an Bei-
tragszahlern gegeniiberstehen wird. Die Konsequenz dieser Entwicklung ist,
dass sich die Schere zwischen den geleisteten Beitrigen und den zu erwarten-
den Leistungen von Generation zu Generation immer weiter vergréfiern wird.
Ein steigender Einkommensverlust und somit eine Schlechterstellung im Ver-
gleich zu einer Situation ohne ein gesetzliches Alterssicherungssystem ist fiir die
betroffenen Generationen die Folge. Dieser Einkommensverlust, der auch als
implizite Steuer des Systems bezeichnet wird, fiihrt wiederum zu Fehlanreizen
auf dem Arbeitsmarkt, der sich in einer Tendenz zur Frithverrentung oder einer
verstarkten Tétigkeit in der Schattenwirtschaft duflern kann, und somit einen
Wohlfahrtsverlust zur Folge hat. Aus diesern Grund muss aus dkonomischer
Sicht die Frage gestellt werden, ob es nicht eine nach dem Efizienzkriterium
Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
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2 KAPITEL 1. EINLEITUNG

von Pareto bessere Lésung zur Bereitstellung eines Alterseinkommens gibt,
welches mit geringeren Einkommensverlusten verbunden ist.

Jedes Alterssicherungssystem weist die Eigenschaft einer Versicherung auf,
da es insbesondere das Risiko der unsicheren Lebensdauer absichert. Aus der
Versicherungsékonomik ist bekannt, dass eine Versicherung immer dann op-
timal ist, wenn sie die Eigenschaft der versicherungstechnischen Aquivalenz
besitzt, indem die Beitragszahlungen den zu erwartetenden Leistungen ent-
sprechen muss. Genau diese Eigenschaft wird in den umlagefinanzierten staat-
lichen Alterssicherungssystemen verletzt. Im Gegensatz dazu erfiillt ein kapital-
gedecktes Systern, in dem die Leistungen durch einen wihrend der Phase der
Erwerbstitigkeit akkumulierten Kapitalstock finanziert werden, diese Eigen-
schaft im Idealfall immer. Genau dies ist der Grund, weshalb viele Okonomen
einen Ubergang von einem umlagefinanzierten zu einem kapitalgedeckten Sy-
stem fordern. Das Ziel eines solchen Ubergangs zu einem Kapitaldeckungsver-
fahren ist die Stirkung des Prinzips der versicherungstechnischen Aquivalenz
und somit ein Abbau der impliziten Besteuerung des Lebenseinkommens der
Versicherten und des damit verbundenen Wohlfahrtsverlustes.

Allerdings weist diese Betrachtungsweise, die im Wesentlichen auf Modellen
sich iiberlappender Generationen beruhen, wie sie insbesondere von
[Samuelson, 1958] und [Diamond, 1965] eingefiihrt und in der Folge weiter-
entwickelt und verfeinert wurden, eine entscheidende Schwiche auf. Es han-
delt sich in diesem Fall im Wesentlichen nur um eine ex post Betrachtung,
in der von einem sicheren Einkommen ausgegangen wird. Tatséchlich ist aber
auch das Einkommen mit Unsicherheit behaftet. Aus diesem Grund muss un-
tersucht werden, ob ein Abweichen vom Prinzip der versicherungstechnischen
Aquivalenz ex ante einen Wohlfahrtsgewinn produzieren kann. Genau dieser
Sachverhalt ist der Gegenstand der folgenden Untersuchung. Es kann gezeigt
werden, dass ein Abweichen vom Prinzip der versicherungstechnischen Aqui-
valenz, wenn sie lediglich als Gegeniiberstellung von geleisteten Beitrdgen und
zu erwartenden Leistungen verstanden wird, sowohl durch eine intra- als auch
durch eine intergenerative Umverteilung bzw. Risikoverteilung einen positi-
ven Wohlfahrtseffekt erzielen kann. Das Ergebnis ist demnach, dass bei einer
vorhandenen Unsicherheit beziiglich des zukiinftigen Einkommens eine reine
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KAPITEL 1. EINLEITUNG

ex post Betrachtung den Versicherungsaspekt, der hinter einem System der
sozialen Sicherung steht, nicht beriicksichtigt und deshalb aus wohlfahrtséko-
nomischen Gesichtspunkten zu kurz greift.

Die Vorgehensweise lisst sich folgendermaflen skizzieren. Im anschlieenden
Kapitel werden einige Grundlagen dargestellt, die fiir die weiteren Ausfiihrun-
gen von Bedeutung sind. Hierbei soll insbesondere der Begriff der Aquivalenz
bestimmt werden. Dariiber hinaus wird aber auch die Frage einer obligatori-
schen oder freiwilligen Alterssicherung diskutiert. Im dritten Kapitel werden
dann die Probleme, denen die derzeit bestehenden umlagefinanzierten Alters-
sicherungssysteme ausgesetzt sind, ausgefiihrt. Im Speziellen lassen sich diese
auf die demographische Entwicklung und die bestehenden Anreizwirkungen im
Zusammenspiel mit dem Arbeitsmarkt reduzieren. Im vierten Kapitel werden
dann die Eigenschaften, die eine Sozialversicherung insbesondere hinsichtlich
des Aspektes der Risikoabsicherung besitzen muss, erdrtert. Im fiinften Kapitel
werden dann einige Reformoptionen untersucht. Hierbei werden zum einen Re-
formoptionen innerhalb der bestehenden Rentensysteme betrachtet, aber auch
die Einfithrung kapitalgedeckter Elemente und deren Organisationsform sind
Gegenstand der Betrachtung. AbschlieBend werden die Ergebnisse noch einmal
zusammengefasst und einer kritischen Wiirdigung unterzogen.
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Kapitel 2

Grundlagen zum Begriff der

Aquivalenz

2.1 Die versicherungstechnische Aquivalenz

Bei der gesetzlichen Rentenversicherung handelt es sich um eine der Hauptséulen
des sozialen Sicherungssystems in Deutschland. Aber auch in anderen Landern,
die wie Deutschland iiber ein soziales Sicherungssystem verfiigen, spielt die
staatliche Altersvorsorge eine Hauptrolle, wenn es darum geht ein Altersein-
kommen zu gewihrleisten. Innerhalb eines Rentenversicherungssystems lassen
sich zwei Aquivalenzbegriffe unterscheiden: Die versicherungstechnische Aqui-
valenz und die Teilhabeiquivalenz. Diese beiden Begriffe werden zunéchst von-
einander abgegrenzt. Hierbei wird auf einige wesentliche Grundlagen der mi-
kroskonomischen Theorie der Entscheidung unter Unsicherheit wie bei
[Gravelle, Rees, 1992] bzw. der  Versicherungstkonomik wie in
[Zweifel, Eisen, 2000] zuriickgegriffen.

2.1.1 Versicherungsékonomische Grundlagen
2.1.1.1 Versicherungstechnisch &quivalente Versicherungsprémien

Eine versicherungstechnisch dquivalente Versicherung liegt immer dann vor,
wenn sie eine versicherungstechnisch #quivalente Pramie (bzw. Beitrag) be-
sitzt. Eine versicherungstechnisch &quivalente Prémie ist definiert als diejenige
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 5

Priamie, die den Erwartungswert des Einkommens nicht verdndert. Das erwar-
tete Einkommen nimmt in diesem Fall unabhéngig davon, ob das Individuum
eine Versicherung abschlieSt oder nicht, den gleichen Wert an. Da und wenn
dem so ist, stellen sich zwei Fragen. Zum einen gilt es zu hinterfragen, wie dies
durch eine Versicherung gewiihrleistet wird. Zum anderen ist es auch nicht
auf den ersten Blick einsichtig, weshalb Individuen iiberhaupt eine Versiche-
rung nachfragen, wenn ihr Erwartungseinkommen durch den AbschluB eines
Versicherungsvertrages unverdndert bleibt.

Der Begriff der versicherungstechnischen Aquivalenz lisst sich auf alle Ver-
sicherungen anwenden. Im Allgemeinen versteht man unter diesem Begriff den
Sachverhalt, dass man als Versicherungsnehmer erwarten kann, dass die Bei-
tragszahlungen gleich den Leistungen sind, d.h. der Barwert der Einzahlungen
dem Barwert des Erwartungswertes der Auszahlungen bzw. dem Geldwert der
empfangenen Sachleistungen entspricht. Fiir den allgemeinen Versicherungsfall
muss deshalb gelten:

B = up (2.1)

Der Beitrag bzw. die Primie B, der an die Versicherung zu entrichten ist,
entspricht genau dem Produkt aus der Schadenswahrscheinlichkeit g, mit 0 <
¢ < 1, und der Leistung p, die man im Schadensfall erhilt. Hierbei handelt
es sich um den Idealfall der versicherungstechnischen Aquivalenz. Zum einen
gibt es in diesem Fall keine Aufschliige, d.h. es handelt sich um den Idealfall ei-
ner absolut ”fairen” Versicherung. Eine Versicherung wird dann als absolut fair
bezeichnet, wenn sie keine zusitzlichen Kosten in der Form von Verwaltungsko-
sten verursacht. Der Erwartungsgewinn 7 des Versicherungsunternehmens ist
in diesem Fall genau gleich Null, d.h. die Einnahmen entsprechen genau den
zu erwartenden Ausgaben. Formal gesehen ldsst sich diese Nullgewinnbedin-
gung folgendermaBen darstellen, die Einnahmen, bestehend aus dem Beitrag
B, miissen genau der Schadenswahrscheinlichkeit x4 multipliziert mit dem Wert
der im Schadensfall zu zahlenden Leistungen p entsprechen:

#=B—pup=0 (2.2)

Aus dieser Gleichung kann man erkennen, dass sich durch eine leichte Umfor-

mung die Gleichung 2.1 ergibt.
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6 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

In der Realitét verlangen die meisten Versicherungen allerdings einen Auf-
schlag ¢ fiir Verwaltungskosten u.i., so dass sich die Gleichung 2.1 verindert

zu:
B=(1+t)up (2.3)

Der Aufschlag erhoht demnach die Beitrige bzw. Primien, die der Versiche-
rungsnehmer bezahlen muss und stellt somit eine Abweichung vom Idealzu-
stand der versicherungstechnischen Aquivalenz dar. Es gibt aber neben den
Aufschliagen auf die Versicherungspriamien noch ein weiteres Problem, das in
der Realitdt anzutreffen ist. Sowohl in der Gleichung 2.1 als auch in Glei-
chung 2.3 wird von einer einheitlichen Schadenswahrscheinlichkeit ausgegan-
gen. Tatséchlich kénnen sich die Versicherungsnehmer aber z.T. erheblich durch
ihre Schadenswahrscheinlichkeiten unterscheiden. Im Extremfall gibt es genau-
so viele Schadenswahrscheinlichkeiten wie Versicherungsnehmer. Zur Verein-
fachung bzw. um eine iiberschaubarere Struktur zu erhalten, werden Versi-
cherungsnehmer in der Praxis hiufig in Risikogruppen eingeteilt, denen man
unterschiedliche Schadenswahrscheinlichkeiten zuordnet. Auf der Basis dieser
Differenzierung lassen sich dann unterschiedliche Pramien nach dem folgenden
Schema festsetzen:

Bi=uwp miti=12,..,n! (2.4)
Der Index 1 differenziert nach den unterschiedlichen Schadenswahrscheinlich-
keiten. Im Falle einer Rentenversicherung ist dies der ”Schaden”, den Zeitpunkt
des Eintritts in den Ruhestand zu iiberleben. Fiir den Fall der Erwerbsunfihig-
keit ist der Schaden der Eintritt der Erwerbsunfihigkeit. Deshalb gilt fiir die
unterschiedlichen Schadenswahrscheinlichkeiten immer:

My S po S pg <. S pin (2:5)

Man sieht, dass dies den unwahrscheinlichen Fall, dass alle Individuen die
gleiche Schadenswahrscheinlichkeit besitzen, einschliefit.

In diesem Abschnitt wurde gezeigt, was man in der Versicherungsékonomik
als versicherungstechnisch #dquivalent bezeichnet. Es gilt jetzt zu kldren, was

!Man beachte, dass die Leistungen fiir alle Schadenswahrscheinlichkeiten gleich hoch sind.
Der Versicherungsvertrag unterscheidet sich deshalb lediglich durch den Beitrag, der durch
die Schadenswahrscheinlichkeit bestimmt wird.
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 7

Individuen dazu veranlasst einen Versicherungsvertrag abzuschlieSen. Denn in
einer Welt mit zwei moglichen Zustédnden, einem mit hohen Einkommen und
einem mit niedrigen Einkommen, ist der Zweck einer Versicherung lediglich
das erwartete Einkommen konstant zu halten. Der Mechanismus, der hinter
diesem Zweck steht, funktioniert derart, dass Einkommen von dem Zustand
mit hohem Einkommen zu dem Zustand mit niedrigem Einkommen transferiert
wird. Die genaue Wirkungsweise und die Frage, weshalb es {iberhaupt zu einer
Versicherungsnachfrage kommt, ist Gegenstand des néichsten Abschnitts.

2.1.1.2 Die Nachfrage nach Versicherungsleistungen

2.1.1.2.1 Risikoaversion und ihre Mafle Man benétigt eine entschei-
dende Annahme hinsichtlich des Verhaltens der Individuen auf Versicherungs-
mérkten. Es wird davon ausgegangen, dass die Individuen Risiko nicht mégen,
d.h. sie wiirden es préferieren in einer sicheren Welt zu leben. Man spricht in
diesemn Zusammenhang von Risikoaversion. Bezogen auf eine Rentenversiche-
rung bedeutet dies, dass die Individuen das Risiko im Alter kein oder nur ein
sehr niedriges Einkommen zu haben nicht mégen, bzw. fiir die Erwerbsunfihig-
keitsversicherung, dass sie das Risiko erwerbsunfihig zu werden und damit das
Risiko ihre Einkommensquelle zu verlieren nicht mégen. Deshalb sind die In-
dividuen bereit einen Versicherungsvertrag abzuschlieBien, der ihnen im Alter
bzw. im Fall der Erwerbsunfihigkeit ein Einkommen garantiert. Beobachtet
man das Verhalten von Individuen kann man in der Regel auch davon ausge-
hen, dass es sich hierbei um eine realistische Annahme handelt. In den meisten
Fillen sind Individuen, was ihre Einkommenssituation anbelangt, risikoavers.
In den wenigsten Fillen lisst sich in der Realitit Risikoneutralitdt oder sogar
Risikobereitschaft beobachten. Auch in der 6konomischen Theorie ist Risiko-
aversion eine hiufig angenommene Eigenschaft der Individuen. Es hat sich
deshalb sogar ein Mafl zur Veranschaulichung des Grades der Risikoaversion
durchgesetzt. Dieses Mafl wird als Mafi der absoluten Risikoaversion (ARA)
bezeichnet, bzw. bezogen auf {Pratt, 1964] als Arrow-Pratt-Ma8 der absoluten
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8 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

Risikoaversion. Es beruht auf einer Erwartungsnutzenfunktion U(%), die vom
Mittelwert des Einkommens, ¥, abhingt:

ARA = -—% (2.6)
Uy

Das Mafl der absoluten Risikoaversion ist fiir risikoaverse Individuen positiv,
da fiir diese Individuen gilt, dass ihr Grenznutzen positiv ist, U; > 0, und die
zweite Ableitung der Nutzenfunktion negativ ist, Uj; < 0. Das Individuum
besitzt also eine konkave Nutzenfunktion mit einem positiven aber abnehmen-
den Grenznutzen. Die absolute Risikoaversion gibt einen Hinweis darauf, wie
sich Individuen in verschiedenen Risikosituationen verhalten. Da die absolute
Risikoaversion - wie sie in Gleichung 2.6 zum Ausdruck kommt - vom Ein-
kommen abhéngt, nimmt sie bei unterschiedlichen Einkommensniveaus unter-
schiedliche Werte an. In der Regel wird ein Individuum mit hohem Einkommen
viel weniger risikoavers auf einen moglichen Einkommensverlust reagieren als
ein Individuum mit einem niedrigen Einkommen. Allerdings gilt dies, wie bei
[Rothschild, Stieglitz, 1970] gezeigt wird, nur fiir konstante Risiken. Darunter
versteht man bezogen auf die Rentenversicherung, dass sich das Risiko alt bzw.
erwerbsunféhig zu werden nicht verindert. Das Mafl der absoluten Risikoaver-
sion ist ein wesentlicher Bestandteil der Risikopramie. Unter der Risikoprdmie
versteht man die Kosten des Risikos fiir das Individuum. In der allgemeinen
Form nimmt die Risikopriamie p folgenden Wert an:

p~ —%UF? o’ = %ARA(Z?) -o? (2.7)
Sie setzt sich aus der absoluten Risikoaversion und der Einkommensstreuung,
die durch die Varianz 0? zum Ausdruck gebracht wird, zusammen. Die Risi-
kopridmie stellt einen Geldwert dar. Dieser Geldwert ist der Betrag, den das
Individuum zu zahlen bereit ist, wenn es dafiir in einer sicheren Welt leben
konnte. Das Individuum ist also ex ante dazu bereit, d.h. bevor sich einer der
beiden Zustinde einstellt, einen Teil seines Einkommens aufzugeben, wenn es
iber ein sicheres Einkommen in der Héhe des Mittelwertes verfiigen konnte.
Das Einkommensrisiko verursacht dem Individuum also theoretisch quantifi-
zierbare Kosten.?

2Diese Kosten sind insofern nur theoretisch quantifizierbar, da man um den Betrag zu
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 9

Ein Problem bei der Messung von Risikoaversion bzw. den Kosten des Risi-
kos ist aber, dass der ermittelte Wert auch immer von der Einkommensposition
des betrachteten Individuums abhingt. Deshalb wird auch haufig eine relative
GroBle zur Messung der Risikoaversion bzw. die relativen Kosten des Risikos
zur Bemessung verwendet. Diesen relativen Ausdruck erhilt man indem man
die Gleichung 2.7 durch das mittlere Einkommen ¥ dividiert:

SE T i e

£~
y

Der Ausdruck RRA steht fiir das Ma8 der relativen Risikoaversion und ist, wie
[Gravelle, Rees, 1992] anfiigen, die Einkommenselastizitit des Grenznutzens
und bildet somit die Reaktion des Grenznutzens auf Einkommensénderungen
ab.

Es gilt nun zu kldren, wie sich Risikoaversion auf die Priferenzen eines Indi-
viduums auswirkt. Die Ausfithrungen beziehen sich hierbei auf die Herleitung
von [Gravelle, Rees, 1992). In diesem Abschnitt wird davon ausgegangen, dass
es zwei verschiedene Zusténde gibt. Im ersten Fall verfiigt das Individuum tiber
ein Einkommen y;. Im zweiten Fall wird dieses Einkommen um einen Betrag
L, den Schaden des Individuums verringert. Die Eintrittswahrscheinlichkeit
des Schadens betrégt p, wobei 0 < 3 < 1. Die Wahrscheinlichkeit, dass kein
Schaden eintritt, betrdgt p,. Da sich aus logischen Griinden die beiden Ein-
trittswahrscheinlichkeiten auf 1 addieren miilen, gilt fiir uo wegen 1 — uy = po
ebenfalls 0 < pp < 1. Das erwartete Einkommen des Individuums betrigt
demnach:

E(y) = my + poy2 (2.9)

wobei yo = y;— L. Die Nutzenfunktion des Individuums hingt vom Einkommen
ab. Da aber das realisierte Einkommen nicht bestimmt werden kann, sondern
lediglich bekannt ist, dass es zwei verschiedene Werte annehmen kann, behilft
man sich, indem man die Erwartungsnutzenfunktion bildet. Diese nimmt fol-
gende Form an:

EU(®y) = pmulu) + pou(ze) (2.10)

erhalten, die genaue Zahlungsbereitschaft bzw. die Nutzenfunktion der Individuen kennen
miisste. Diese ist aber in der Realitdt nur schwer offenzulegen.
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10 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

Y1
yi%--o--- p
Y I TR V.97 M
Ya[~" 777" :""". !
L I
s
Y. Ya¥m Y2

Abbildung 2.1: Risikoprimie

Fiir ein risikoaverses Individuum gilt hierbei, dass u(y;) fiir ¢ = 1,2 streng
konkav ist, sodass FU fiir y;, i, streng konkav ist.

In der Abbildung 2.1 ist eine Indifferenzkurve im zustandsabhéingigen Raum
(y1, y2) dargestellt. Die beiden Einkommensgréfien y; und y. spiegeln hierbei
die Einkommenshohe abhéngig vom Zustand, in dem sich das Individuum be-
findet, wider. Auf der 45°-Linie verfiigt das Individuum in beiden Zusténden
iiber das gleiche Einkommen. Die Indifferenzkurve entspricht den Einkommens-
kombinationen in den beiden méglichen Zustinden, bei denen das Individuum
ex ante genau indifferent ist. Eine Bewegung auf der Indifferenzkurve zeigt,
wieviel das Individuum bspw. an Einkommen im Zustand 1 aufgeben wiirde,
um mehr Einkommen im Zustand 2 zu erhalten. Auf der Indifferenzkurve I°
herrscht also ein einheitliches Nutzenniveaun, welches folgende Hshe hat:

U® = pyu(yr) + pau(ye) (2.11)

Das Individuum sei nun im Punkt P, in dem gilt, dass y; = 3? und y, =
9. Die Steigung der Indifferenzkurve erhilt man, wie im Standardfall der
Konsumententheorie ebenfalls, indem man das totale Differential bildet:
dU = pyuy, dyr + poty,dys = 0 (2.12)
Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 11

Daraus erhilt man durch Umformung den Ausdruck fiir die Steigung der In-
differenzkurve im (y;, y2)-Raum:

L 7Y (2.13)
dyy oty
Dieser Ausdruck ist negativ, da die beiden Grenznutzen ebenso wie die Wahr-
scheinlichkeiten positive Werte besitzen. Die Gleichung 2.13 ist analog zur
Konsumententheorie die Grenzrate der Subsitution zwischen Einkommen im
Zustand 1 und im Zustand 2. Sie gibt das ex ante Tauschverhéltnis des Indi-
viduums zwischen Einkommen im Zustand 1 und im Zustand 2 wieder.

Auf der 45°-Linie gilt y; = y», d.h. das Individuum verfiigt iiber ein sicheres
Einkommen in beiden Zustdnden. Wenn das Individuum in beiden Zusténden
gleiche Priferenzen bzgl. des Einkommens hat, gilt auf der 45°-Linie auch
Uy, = Uy,. Fiir die Steigung der Indifferenzkurve ergibt sich dann:

dya il

- m (2.14)
Da das Individuum risikoavers ist, sind seine Indifferenzkurven konvex zum
Ursprung,.

Aus der Abbildung 2.1 kann man auch die Risikoprimie und das dquivalen-
te sichere Einkommen herleiten. Das dquivalente sichere Einkommen ist das
sichere Einkommen, welches dem Individuum das gleiche Nutzenniveau ein-
bringt, das beim Ausgangspunkt P° erreicht wird. Da es sich um ein sicheres
Einkommen handelt, muss es auf der 45° -Linie liegen. Weiterhin miissen al-
le Einkommenskombinationen, die das gleiche Nutzenniveau zur Folge haben
auf der gleichen Indifferenzkurve liegen. In der Abbildung 2.1 ist diese Be-
dingung auf der Indifferenzkurve I°, die durch den Punkt PO fiihrt, erfiillt.
Das dquivalente sichere Einkommen ist dann der Punkt, an dem sich die 45°-
Linie und die Indifferenzkurve I® schneiden. In der Abbildung 2.1 ist dies der
Punkt A mit dem sicheren Einkommen 3; = y» = y4. Das Individuum ist in
diesem Fall genau indifferent zwischen dem Punkt A und dem Punkt P°. Al-
lerdings unterscheidet sich der Erwartungswert des Einkommens in den beiden
Punkten. Aufgrund der Konvexitit der Indifferenzkurve muss gelten, dass der
Erwartungswert des Einkommens im Punkt P° héher als im Punkt A ist. Der

geometrische Ort auf dem gilt, dass alle (y1, y2)-Kombinationen den gleichen

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



12 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

Erwartungswert hinsichtlich des Einkommens wie im Punkt P° besitzen, wird
durch folgende Gerade, die durch den Punkt PP fiihrt, erfiillt:

P + poY2 = Ym (2.15)

In der Abbildung 2.1 wird dieser geometrische Ort durch die Gerade, die durch
den Punkt PP fiihrt und die 45°-Linie im Punkt M schneidet, dargestellt. Um
die Steigung dieser Gerade zu erhalten, muss man das totale Differential iiber
die Gleichung 2.15 bilden:

pdyy + padys =0 (2.16)
Durch Umformung erhilt man die Steigung der Geraden:

dy H2
Es handelt sich um eine Gerade mit negativer Steigung, da die beiden Wahr-
scheinlichkeiten y; und y, positiv sind. Auf dieser Geraden, die man auch als
Isoeinkommensgerade bezeichnet, liegen alle Punkte, die den gleichen Mittel-
wert hinsichtlich des Einkommens - wie im Punkt P° - besitzen. Im Schnitt-
punkt der Isoeinkommensgerade mit der 45°-Linie - der Punkt M in der Ab-
bildung 2.1 - verfiigt das Individuum in beiden Zusténden iiber das sichere
Einkommen y)s. Die Risikoprimie p kann man dann in der Abbildung 2.1 als
Differenz zwischen den Punkten y4 und yas ermitteln. Das Individuum besitzt
also eine Zahlungsbereitschaft in der Héhe p = yy — ¥4, die es dafiir aufbrin-
gen wiirde, um iiber ein sicheres Einkommen 3,4 im Vergleich zum erwarteten

B _ A (2.17)

Einkommen yjs im Punkt P° zu verfiigen.

Dieser Schluss ldsst sich aus dem folgenden Sachverhalt ziehen. Das Indi-
viduum wiirde das sichere Einkommen yj; dem sicheren Einkommen y,4 vor-
ziehen, da beim sicheren Einkommen y)s ein héheres Nutzenniveau realisiert
wird. Das Individuum ist aber nur bereit Risiko einzugehen, d.h. die 45°-Linie
zu verlassen und damit vom sicheren Einkommen abzukehren, wenn dies durch
ein héheres Erwartungseinkommen kompensiert wird. Dies ist im Punkt P° der
Fall. Das Individuum erhélt statt des sicheren Einkommens y4, mit yar > ya,
und bleibt auf dem selben Nutzenniveau wie im Punkt A. Im Umkehrschluss

wire das Individuum aber auch bereit, den Betrag ya — ya aufzugeben, um
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 13

statt des unsicheren Einkommens y;s das sichere Einkommen y,4 zu erhalten,
ohne das bestehende Nutzenniveau zu verlassen.

2.1.1.2.2 Die Herleitung der Versicherungsnachfrage Die Annahme,
dass die Individuen risikoavers sind, ist bei der Betrachtung der Versicherungs-
nachfrage eine entscheidende Annahme. Im Abschnitt zuvor wurde behauptet,
dass eine Versicherung keinen anderen Effekt hat, als das zu erwartende Ein-
kommen konstant zu halten. Da risikoaverse Individuen eine Zahlungsbereit-
schaft besitzen um statt eines unsicheren ein sicheres Einkommen zu erhalten,
wird eine Versicherung, die ihnen genau dies bietet, fiir die Individuen attrak-
tiv.

Das Prinzip, nach dem eine Versicherung funktioniert - wie es auch bei
[Gravelle, Rees, 1992] hergeleitet wird -, besteht darin, dass sie von den Indi-
viduen eine Primie erhebt und im Gegenzug beim Eintritt des Schadensfalls
eine Leistung, die aus Geldzahlungen oder wie z.B. bei der gesetzlichen Kran-
kenversicherung aus Sachleistungen bestehen kann, verspricht. Die Pramie B
setzt sich aus dem Pramiensatz b und der Deckungssumme p zusammen. Fiir
den Primiensatz gilt 0 < b < 1 und die Deckungssumme entspricht der Lei-
stung, die das Individuum im Fall des Schadenseintritts erstattet bekommt. Die
zustandsabhingigen Einkommen verindern sich, durch die Méglichkeit einen
Versicherungsvertrag abzuschliefen folgendermafen. Fiir den Fall, in dem kein
Schadensfall vorliegt, wird vom Einkommen lediglich die Versicherungspréamie
abgezogen:

n=y-bp (2.18)

Tritt aber der Schadensfall ein, dann entrichtet das Individuum die Versiche-
rungsprimie, es entsteht ein monetirer Schaden in der Héhe von L, im Gegen-
zug erhélt das Individuum aber die Leistung in der Héhe der Deckungssume p
erstattet:

y2=y—L—-bp+p (2.19)

Die Gleichung 2.18 lisst sich umformen:

p=Y4 U (2.20)

p
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14 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

Durch Einsetzen von Gleichung 2.20 in Gleichung 2.19 erhiilt man die Budget-
gerade im (y1, y2)-Raum:

y2=y—L+(1—b)y—by1 (2.21)

Durch Bildung des totalen Differentials in Gleichung 2.21 erhélt man die Stei-
gung der Budgetgerade: p ;
Y2 1-
2 2.
an 3 (2.22)
Das erwartete Einkommen eines Individuums, das eine Versicherung abschliefit,
betrégt gegeben die Wahrscheinlichkeit y,, dass kein Schaden eintritt, und ys,

dass ein Schaden eintritt:

Ey = w(y—bp)+p(y— L+ (1-b)p) (2:23)
= y—poL —b(p— p2)

In Gleichung 2.23 kann man erkennen, dass eine faire Versicherung, d.h. eine
Versicherung, die das erwartete Einkommen der Individuen nicht verdndert,
genau dann vorliegt, wenn die Schadenswahrscheinlichkeit genau dem Prami-
ensatz entspricht, d.h. wenn b = u;. Da in diesem Fall der letzte Term der
Gleichung 2.23 den Wert Null annimmt, bleibt bei einer fairen Versicherung
das erwartete Einkommen des Individuums unveréndert.

Die Nachfrage nach Versicherungsleistungen eines Individuums wird - wie in
der Konsumententheorie - durch Nutzenmaximierung ermittelt, wobei die ent-
scheidende GriBe die Deckungssumme ist. Das Individuum muss den folgenden
Erwartungsnutzen maximieren:

EU = mu(y) + pou(ye) = muly - bp) + pou(y — L — (1 -b)p)  (2.24)
EU =EU(p,y,L,b, ps) (2.25)

Die Bedingung erster Ordnung fiic ein Nutzenmaximum, gegeben dass die Lei-
stungshéhe p die einzige endogene Variable ist, lautet dann:

T = EU, = —itply — bp")b+ patp(y — L+ (1~ b)p")(1— b) = 0 (2.26)

Op
Die Bedingung zweiter Ordnung lautet:
OEU \p2 ‘ 2
v EUp = patpp(y —bp*)b* + patp(y — L+ (1-0)p") (1 -b)* < 0 (2.27)
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 15

Die Gleichung 2.27 ist negativ, da aufgrund der Annahme der Risikoaversion
eine konkave Nutzenfunktion unterstellt wird, fiir die gilt u, < 0. Somit ist
die hinreichende Bedingung fiir ein Nutzenmaximum erfiillt.

Durch Umformung von Gleichung 2.26 erhdlt man die Bedingung fiir ein

Nutzenmaximum:

_uy _ 1-0 (2.28)

H2lUp b

Der Ausdruck auf der linken Seite der Gleichung 2.28 ist die Steigung der
Indifferenzkurve, der Term auf der rechten Seite entspricht der Steigung der
Budgetgerade. Die Steigung der Indifferenzkurve ist auch hier - wie in der
Konsumententheorie - die Grenzrate der Substitution zwischen Einkommen
im Zustand 1 und im Zustand 2. Durch Umformung der Gleichung 2.28 erhélt

man:

[u1tp(y1) + paup(y2)]b = parp(ye) (2.29)
Der erwartete Grenznutzen des Individuums ergibt sich dann als:
2
Buy(ys) = 3 miup(y:) (2.30)
i=1

wobei der Subindex 1 fiir die beiden moglichen Zusténde steht. Aus Gleichung
2.30 lasst sich schlieBen, dass eine zusiitzliche Geldeinheit an Einkommen in
beiden Zustéinden, einen zusitzlichen Nutzen von Euy(y;) nach sich zieht. Bis-
her wurde nur der Fall betrachtet, bei dem eine faire Versicherung mit u; = b
vorliegt. Fiir den Fall, dass die Pramie nicht fair ist, gilt b > py. Wie in Glei-
chung 2.3 dargestellt, kann sich eine solche Abweichung von der fairen Préamie
z.B. durch einen Aufschlag fiir Verwaltungskosten t ergeben. Durch die unfaire
Pramie ergibt sich, dass 1 — b < 1 — gy = p. Gilt die Gleichung 2.28 dann
folgt daraus, dass u,(y1) < u,(y2). Da die Nutzenfunktion des Individuums als
konkav angenommen wird, muss y; > y, gelten. Daraus ergibt sich:

n-—y: = y—bp'—(y-L+(1-b)p") (2.31)

= y—-bp'—y+L-(1-b)p*=L-p
Es folgt, dass beim Fall der fairen Versicherung keine Vollversicherung nach-
gefragt wird. Im Gegensatz dazu fragt das Individuum bei einer fairen Versi-
cherung immer ein Vollversicherungsniveau nach, d.h. die Differenz zwischen

den beiden zustandsabhingigen Einkommen wire Null.
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16  KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ
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Abbildung 2.2: Versicherung

In den bisherigen Ausfiilhrungen wurde eine weitere vereinfachende Annah-
me getroffen, die auch im Folgenden aufrechterhalten wird. Es wird davon
ausgegangen, dass das Nutzenniveau lediglich vom Einkommen abhiéingt nicht
jedoch vom Zustand an sich, in dem sich das Individuum befindet. Es kénnte
jedoch sein, dass der Eintritt des Schadensfalls den Nutzen des Individuums
verringert, so dass bei gleichem Einkommen gelten wiirde u;(y) > u2(y). In
einem solchen Fall wire der Grenznutzen des Einkommens zustandsabhéngig,
d.h. es gilt u;; # ug,. Zur Vereinfachung wird hier jedoch weiterhin davon
ausgegangen, dass die Nutzenfunktion nicht zustandsabhéngig ist. Dies ist in
einer Rentenversicherung auch eine realistische Annahme, da bei einer reinen
Altersrente, die den Hauptteil einer Rentenversicherung ausmacht, ein Nut-
zenverlust aufgrund des Eintritts des Schadensfalls, d.h. das Uberleben der
Erwerbstédtigkeitsphase, in der Regel vernachlissigbar ist. Einzig bei der Ver-
sicherung der Erwerbsunfahigkeit und bei der Hinterbliebenenversorgung kann
dies eine Rolle spielen.

In der Abbildung 2.2 ist eine Situation dargestellt, in der ein Individuum

eine Versicherung gegen ein bestehendes Risiko abschlie8en kann. Die Aus-
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 17

gangssituation ist durch den Punkt a dargestellt. In diesem Punkt erhélt das
Individuum das Einkommen y im Zustand 1 und das Einkommen y — L im
Zustand 2. Das Individuum verfiigt in diesem Punkt iiber keine Versicherung.
Das Nutzenniveau fiir das Individuum in diesem Punkt wird durch die Indiffe-
renzkurve I abgebildet. Die Moglichkeit eine Versicherung abzuschlielen, wird
durch die zwei Budgetgeraden ab und ac dargestellt, wobei die Gerade ab das
Beispiel fiir eine faire Versicherung sein soll und die Gerade ac fiir eine nicht
faire Versicherung. Im Fall einer fairen Versicherung sieht man, dass die Indif-
ferenzkurve I? die Budgetgerade genau im Punkt b auf der 45°-Linie tangiert.
In diesem Fall entscheidet sich das Individuum fiir eine Vollversicherung, bei
der die gesamte Schadenssumme L zum Pramiensatz b = y; abgedeckt wird.

Im Fall der nicht fairen Versicherung wéhlt das Individuum einen Punkt,
der irgendwo auf der Budgetgerade ac liegt. In der Abbildung 2.2 ist dies der
Tangenzpunkt d der Indifferenzkurve I? mit der Budgetgerade ac. Durch den
Abschluss des Versicherungsvertrags im Punkt d wird das Einkommen des In-
dividuums im Zustand 1 um den Betrag ip* reduziert. In der Abbildung 2.2
entspricht dies dem Abstand zwischen den Punkten a und f. Im Gegenzug
wird aber das Einkommen im Zustand 2 um den Betrag (1 — b)p* erhoht.
Dies entspricht in der Abbildung 2.2 der Strecke Af. Daraus ergibt sich, dass
die Strecke ah der Deckungssumme p entspricht. Das Individuum wéhlt in
diesem Fall bei einer nicht fairen Versicherung einen Vertrag d, der das Ab-
sicherungsniveau p* garantiert und einen Eigenanteil L — p* dem Individuum
selbst tiberlésst.

Angenommen das Versicherungsunternehmen wiirde bei einer unfairen Ver-
sicherung lediglich einen Vollvertrag anbieten. In diesem Fall steht das Indi-
viduum vor der Entscheidung, entweder einen Versicherungsvertrag mit Voll-
versicherung oder gar keine Versicherung abzuschlieflen. Das Individuum kann
also nicht seinen Optimalpunkt d realisieren. Dennoch kann man aber davon
ausgehen, dass das Individuum den Vertrag mit Vollversicherung, welche dem
Punkt ¢ in der Abbildung 2.2 entspricht, abschlieBen wird. Denn im Punkt a
verfiigt das Individuum iiber keine Versicherung. Dies ist eine Alternative fiir
das Individuum. Allerdings kann es durch den Vertragsabschluss im Punkt ¢

ein hoheres Nutzenniveau als I° erreichen. Dies muss aber nicht zwangsléufig
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18 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

der Fall sein, sondern es hingt im entscheidenden Ausmafl von der Kriimmung
der Indifferenzkurven ab. Bei unterstellter Risikoaversitit lisst sich aber fest-
halten, dass es fiir ein Individuum, sofern die Steigung der Budgetgeraden
negativ ist, immer besser ist einen Versicherungsvertrag abzuschlieen, als kei-
nen Versicherungsschutz zu genieflen.

Allerdings hingt die Versicheruagsnachfrage von einigen fiir das Individuum
exogenen Faktoren wie dem Einkommen y, der Schadenshéhe L, der Versiche-
rungspramie b und dem Schadensrisiko y; ab. Deshalb gilt es zu untersuchen,
welche Auswirkungen eine Anderung der exogenen Parameter auf die Versi-
cherungsnachfrage hat.

2.1.1.2.3 Auswirkungen von Einkommenséinderungen auf die Versi-
cherungsnachfrage Aufgrund der exogenen Faktoren, welche die Nachfrage
nach Versicherungsleistungen p bestimmen, ldsst sich folgende Nachfragefunk-
tion aufstellen:

p* = D(y, L, b, p2) (2.32)

Zunichst wird untersucht, wie sich eine Verinderung des Einkommens auf die
Nachfrage auswirkt. Eine mogliche Verhaltensreaktion des Individuums ist in
der Abbildung 2.3 dargestellt. In der Abbildung 2.3 wird ein Einkommens-
anstieg um Ay unterstellt. Dieser hat eine Parallelverschiebung der Budget-
gerade nach rechts oben zur Folge. Das neue Budget wird durch die Gerade
ayg abgebildet. Das Individuum steht also vor einer neuen Entscheidungssitua-
tion. Die Versicherungsnachfrage verschiebt sich vom urspriinglichen Punkt
d zum Punkt d’, bei dem die Indifferenzkurve I* die Budgetgerade tangiert.
Urspriinglich wurde die Deckungssumme p nachgefragt. Nach der Einkommen-
serhohung belduft sich die nachgefragte Deckungssumme auf p’. Allerdings ist
der Punkt d in der Abbildung 2.3 willkiirlich gewihlt. Denn das Individuum
kénnte genauso gut den Punkt d” mit einer héheren Versicherungsnachfrage
oder den Punkt d”” mit einer niedrigeren Deckungssumme wihlen. Damit man
eine genaue Aussage iiber die Versicherungsnachfrage geben kann, benétigt
man genaue Kenntnisse iiber die Priferenzen des Individuums bzw. seine Nut-

zenfunktion. Insbesondere die absolute Risikoaversion spielt fiir die Gestalt der
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Abbildung 2.3: Versicherungsnachfrage bei Einkommensianderung

Nachfragefunktion eine wichtige Rolle. Es gilt:

%) > 0 <= ARA(y)>0 (2.33)
oD

— = 0 <= ARA(y)=0

By )

%) < 0 <= ARA(y)<0

Man kann nun die Bedingung erster Ordnung aus Gleichung 2.26 verwenden
und als implizite Funktion der Versicherungsnachfrage p* betrachten. Man
erhilt dann:

oD o _ Uy
vl ik (2.34)

Da wegen Gleichung 2.27, Uy, = %,—U < 0, gilt, hingt die Auswirkung einer
Einkommensénderung auf die Versicherungsnachfrage vom Wert Uy, = %o:a%
ab. Dieser stellt den marginalen Effekt einer Einkommensinderung auf den
marginalen Effekt der Versicherungsabdeckung dar und ist entweder positiv
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20  KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

oder negativ. Um etwas mehr Einsicht in den Wert von Uy, zu erhalten, wird
die Bedingung 1.Ordnung partiell nach y abgeleitet:

Upw = —taup(y—bp")b+ patipy(y — L+ (1 - 0)p*)(1 - b) (2.35)
— gy (Y1) + piotipy (y2) (1 — B)

Wegen up, < 0, ist der erste Term positiv und der zweite Term negativ. Das
Vorzeichen hingt davon ab, welcher Term absolut gréBer ist. Durch eine Um-
formung der Gleichung 2.26 erhélt man:

b = pouy(y2) () (2.36)

Wenn man dies in die Gleichung 2.35 einsetzt, erhilt man:

- _upv(yl) upv(yi‘)
(1 = b)ugup(ya) () + ) (2.37)

(1 = b)uaup(y2) [ARA(y1) — ARA(ye)]

Upy

Das Vorzeichen von Up, und damit auch von % héngt demnach von der Dif-
ferenz der absoluten Risikoaversion in den beiden Zustdnden ab. Wenn ein
Individuum einer unfairen Versicherungsprimie ausgesetzt ist, dann hingt sei-
ne Nachfrage nach Versicherungsabdeckung davon ab, ob das Individuum eine
steigende oder eine sinkende absolute Risikoaversion besitzt. Bei einer sinken-
den absoluten Risikoaversion ist das Individuum bei einer gegebenen Pramie
bereit, mehr Risiko zu iibernehmen. Im Umkehrschluss folgt, dass eine steigen-
de absolute Risikoaversion zu einer verstirkten Versicherungsnachfrage fiihrt.
Wie die Nachfrage nach Versicherungsabdeckung reagiert, wenn sich das Ein-
kommen veréndert, hingt im Wesentlichen von den Préferenzen und somit der
Nutzenfunktion des Individuums und damit verbunden der absoluten Risiko-
aversion ab.

2.1.1.2.4 Auswirkungen von Anderungen der Versicherungspréimie
auf die Versicherungsnachfrage Ein zweiter wichtiger Faktor, der die Ver-
sicherungsnachfrage beeinflussen kann, ist die Hohe der Priamie, die das Versi-

cherungsunternehmen erhebt.
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 21
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Abbildung 2.4: Versicherungsnachfrage bei Pramiendnderung

Ein Anstieg der Versicherungsprimie hat, wie man in Abbildung 2.4 sehen
kann, den Effekt, dass sich die Budgetgerade im Punkt @ dreht und flacher wird,
da die Steigung IT'" durch den Beitragsanstieg kleiner wird. Die neue Budget-
gerade ist die Linie ag’. Das Individuum, das urspriinglich die Abdeckung d
gewidhilt hat, hat ihr neues Optimum im Punkt d’. In dieser Abbildung sinkt
die Absicherung, die urspriinglich ae betrug, auf den Wert ae’. Dies ist zwar
ein intuitives Ergebnis aber nicht mit Sicherheit der Fall. Auch hier kann die
Versicherungsnachfrage im neuen Zustand de facto grofler oder kleiner sein als
im urspriinglichen Zustand.

Analog zur Konsumententheorie lisst sich auch hier der Gesamteffekt in
einen Substitutionseffekt und einen Einkommenseffekt unterteilen. Wihrend
der Substitutionseffekt eindeutig negativ ist, kann das Vorzeichen des Einkom-
menseffektes nicht eindeutig bestimmt werden. In der Abbildung 2.4 entspricht
der Substitutionseffekt dem Ubergang vom Punkt d zum Punkt b. Der Ein-
kommenseffekt wird durch den Ubergang von b nach d” dargestellt. Da die
Indifferenzkurve I° und I' die gleiche Steigung besitzen und somit konstante

absolute Risikoaversion herrscht, ist in diesem Fall der Einkommenseffekt Null.
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22 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

Der Gesamteflekt ist in diesem Fall negativ, d.h. die Versicherungsnachfrage
sinkt. Dies muss aber nicht zwangsldufig gelten. Um dies genauer in formaler
Form zu betrachten, muss man die Gleichung 2.26 nach b ableiten:

Upp = —i1p(¥n) — pi2ttp(y2) + patips(41)bp" — poug(y2)p” (2.38)

Durch Einsetzen von 2.36 erhilt man:

Up = — [t1up(y1) + paup(y2)] — Upy - P* (2.39)

Der Ausdruck Up kann in Abhéngigkeit von der Risikoaversitét des Indivi-
duums positiv, negativ oder Null sein. Wenn man diesen Ausdruck durch Up,
dividiert und sich der Gleichung 2.34 bedient, dann erhélt man:

oD U, Euy(y;) 0D ,

5= —U—: = T"p(pl - %7 (2.40)
Dieser Ausdruck entspricht der Slutsky-Gleichung in der Konsumententheorie.
Der erste Term auf der linken Seite ist der Substiutionseffekt und nimmt wegen
U, < 0 einen negativen Wert an. Der zweite Term ist der Einkommenseffekt,
der seiner Hohe nach unbestimmt ist. Demnach lisst sich auch fiir die Reaktion
der Versicherungsnachfrage auf eine Prdmienerhthung kein eindeutiger Effekt
festhalten. Vielmehr hingt auch dieser Effekt von der Nutzenfunktion und
insbesondere von der Risikoaversion der Individuen ab.

2.1.2 Ubertragbarkeit dieses versicherungsskonomischen
Problems auf die Alterssicherung

Bisher wurde ein Modell betrachtet, in dem es zwei méglich Zusténde in der
Welt gibt. Einen Zustand, in dem die Individuen ein Einkommen y erhalten
und ein Zustand, in dem mit der Wahrscheinlichkeit u ein monetirer Schaden
auftritt. Dieses Modell ldsst sich auch auf die Alterssicherung iibertragen, in-
dem man das Leben des Individuums - wie es in Modellen sich {iberlappender
Generationen iiblich ist - in zwei Perioden unterteilt. Das Individuum erzielt
in der ersten Periode, in der es arbeitet, ein Lohneinkommen w. In der zweiten
Periode ist das Individuum im Ruhestand und erzielt kein Einkommen. Zur
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 23

Vereinfachung wird Vererbung ausgeschlossen, sodass das Individuum {iber kei-
ne Anfangsausstattung verfiigt und auch keine Ersparnisse tétigt, um seinen
Nachkommen Vermégen zu hinterlassen.

Das Lohneinkommen w muss nun die Aufgabe erfiillen, den Konsum des
Individuums in beiden Perioden zu erméglichen. Das Risiko, mit dem das In-
dividuum behaftet ist, stellt die Uberlebenswahrscheinlichkeit p dar. Damit
das Individuum auch in der Ruhestandsphase konsumieren kann, tétigt es pri-
vate Ersparnisse oder schlieft einen Versicherungsvertrag in der Form einer
Leibrente ab. Da aber die Auswirkungen unsicherer Lebenserwartungen auf
dem Versicherungsmarkt betrachtet werden, wird die Uhtersuchung in diesem
Abschnitt auf die Nachfrage fiir Leibrenten eingeschrankt.

Die Erwartungsnutzenfunktion des Individuums lautet in diesem Fall:

U = u(c) + pu(z) (2.41)

Wenn das Individuum einen solchen Leibrentenvertrag abschliefit, dann er-
gibt sich fiir die Periode 1 folgende Budgetbeschrinkung:

w=c+B (2.42)

Das Individuum teilt sein Lohneinkommen w in der ersten Periode auf die
Beitragszahlung zur Leibrente B und den Konsum in der ersten Periode, c,
auf.

Die Budgetbeschrankung in der Periode 2 lautet:

a=(1+r)B=pz (2.43)

In der zweiten Periode erhilt das Individuum seine Leibrente a, die sich aus
den Beitrigen B der ersten Periode, die auf dem Kapitalmarkt mit dem Fak-
tor (1 + r) verzinst werden, ergibt. Diese stehen dem Individuum dann zum
Konsum in der zweiten Periode, z, zur Verfiigung. Allerdings ist es nicht si-
cher, ob das Individuum in den Genuss des Konsums kommt, sondern dieses
Ereignis tritt nur mit der Wahrscheinlichkeit 0 < p < 1 ein. Durch eine Um-
formung von 2.43 und durch Einsetzen in die Gleichung 2.42 erhélt man die
Gesamtbudgetbeschrankung;:
Uz
w=c+ T+r (2.44)
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Abbildung 2.5: Leibrente

Hierbei wurde die Annahme getroffen, dass es sich um eine faire Versicherung
handelt, bei der b = p, und somit die Nullgewinnbedingung wie in Gleichung
2.2 erfiillt ist. Die Leibrente wird am Kapitalmarkt angelegt und mit dem
Kapitalmarktzinssatz r verzinst. Die Unsicherheit iiber die Lebenserwartung
kommt durch die Uberlebenswahrscheinlichkeit 4 im zweiten Term auf der
rechten Seite zum Ausdruck.

Die Bedingung erster Ordnung fiir ein Nutzenmaximum lautet dann:

au
2 _ 1 (2.45)
5 1+7r

In der Abbildung 2.5 ist ein solches Gleichgewicht graphisch dargestellt.
Die Budgetgerade ist durch die Strecke ST abgebildet. Die Indifferenzkurve
ist durch I dargestellt. Das Nutzenmaximum des Individuums liegt im Punkt
P, in dem die Indifferenzkurve die Budgetgerade tangiert. In diesem Punkt teilt
das Individuum seinen Konsum gleichmé#8ig auf beide Perioden auf. Dieses Er-
gebnis hingt aber in entscheidendem Mafle von der Wahl der Nutzenfunktion
ab. Generell ist aber jeder Punkt auf der Budgetgerade ST méglich. Im Gegen-

satz zum Versicherungsfall im vorhergehenden Abschnitt kann das Individuum
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 25

hier auch theoretisch einen Vertrag oberhalb der 45°-Linie abschlieflen. In die-
sem Fall wiirde das Individuum in der zweiten Periode mehr konsumieren als
in der ersten Periode. Im herkémmlichen Versicherungsfall wiirde ein Punkt
oberhalb der 45°-Linie eine Uberversicherung bedeuten. Ein solcher Vertrag
kommt in der Regel nicht zu Stande.

Bisher wurden nur Situationen betrachtet, in denen ein einheitliches Scha-
densrisiko besteht, welches éffentlich bekannt ist. Im Folgenden wird betrach-
tet, wie sich die Ergebnisse verindern, wenn man annimmt, dass diese Scha-
denswahrscheinlichkeiten allgemein bekannt sind. Im Anschluss daran wird
der Fall untersucht in dem asymmetrische Information hinsichtlich der Scha-
denswahrscheinlichkeit herrscht. Zu guter Letzt wird dann betrachtet, welche
Anderungen auf einem Versicherungsmarkt hervorgerufen werden, wenn erst
einmal ein Versicherungsvertrag abgeschlossen wurde.

2.1.3 Nachfrageseitige Probleme in der Versicherungs-
6konomik

Wenn man die Annahme einheitlicher Schadenswahrscheinlichkeiten fallen lisst,
ergibt sich auf dem Versicherungsmarkt ein anderes Ergebnis. Im Extrem-

fall kénnen auch ineffiziente Ergebnisse das Resultat sein. Genau dies ist der

Untersuchungsgegenstand dieses Abschnitts. Hierbei wird zuerst betrachtet,

welchen Einfluss heterogene Uberlebenswahrscheinlichkeiten auf das Gleichge-

wicht haben, wenn die Uberlebenswahrscheinlichkeiten allgemein bekannt sind.

Im Anschluss daran wird untersucht, wie sich dieses Ergebnis éndert, wenn die

Uberlebenswahrscheinlichkeiten nicht allgemein bekannt sind. In einem dritten

Abschnitt werden Verhaltensinderungen der Individuen untersucht, wenn sie

bereits einen Versicherungsvertrag abgeschlossen haben.

2.1.3.1 Unsichere Lebenserwartung bei 6ffentlicher Information

Nachdem bisher lediglich Gleichgewichte untersucht wurden, in denen eine ein-
heitliche Schadenswahrscheinlichkeit bzw. Uberlebenswahrscheinlichkeit herr-
schte, wird im Folgenden untersucht, welche Verdnderungen sich ergeben, wenn
heterogene Uberlebenswahrscheinlichkeiten unterstellt werden. In Anlehnung
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26  KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

an [Breyer, 1990a] wird dabei folgendermafien vorgegangen. Man unterteilt
die Bevolkerung in zwei Gruppen, die sich hinsichtlich ihrer Uberlebenswahr-
scheinlichkeiten unterscheiden. Die Gruppe A besitzt die Uberlebenswahr-
scheinlichkeit x4 und die Gruppe B die Uberlebenswahrscheinlichkeit pg, wo-
bei p4 < pp. Der Anteil der Gruppe A in einer Generation betrigt v und
der Anteil der Gruppe B belduft sich auf 1 — . Diese Information ist auch in
der betrachteten Okonomie allgemein bekannt und jedes Individuum lésst sich
einer der beiden Gruppen zurechnen.®
Die Erwartungsnutzenfunktion der Mitglieder der beiden Gruppen nimmt
dann folgende Form an:
Ui = u(e) + pu(2) (2.46)

Wobei der Index ¢ = A, B die Gruppenzugehérigkeit widerspiegelt. Die Bud-
getbeschrinkung fiir die gesamte betrachtete Generation ist gegeben als:

vea+{(1—7)cs +[ypaza+ (1 —7) ppzs]l = w (2.47)

Es soll nun eine pareto-optimale Allokation gefunden werden, welche die Ei-
genschaft der Zulassigkeit erfiillt. Wobei eine Allokation, d.h. eine (g, 2;)-
Kombination mit ¢ = A, B, nach [Breyer, 1990a] genau dann zuléssig ist, wenn
sie die Budgetbeschrankung 2.47 erfiillt. Eine Allokation (c;, 2;), mit i = A, B,
ist nach [Breyer, 1990a} genau dann pareto-optimal, wenn es keine andere Al-
lokation (¢;, z;) gibt, fiir die gilt:
Ui (¢.%) > Us(ci, ), miti=A,B (2.48)
wobei fiir mindestens ein 7 die strikte Ungleichheit gelten muss.
Um das pareto-optimale Nutzenmaximum zu erreichen, muss man nun die

Nutzenfunktion 2.46 unter der Nebenbedingung 2.47 maximieren. Dann erhilt
man als Bedingung erster Ordnung:

i
o = s = (1+7) (2.49)
Bz4 8zp

3In der Realitét ist dies bei Minnern und Frauen der Fall. Es gibt in jeder Periode einen
festen Anteil an Mannern und Frauen in einer Generation, der auch allgemein bekannt ist.
Beide Gruppen verfiigen iiber unterschiedliche Lebenserwartungen, da Ménner in der Regel
frither sterben als Frauen.
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 27

Allerdings stimmen die Grenzraten der Substitution ex ante nicht iiberein,
da sie durch die beiden Briiche in der Gleichung 2.49, multipliziert mit den
jeweiligen Uberlebenswahrscheinlichkeiten g4 und pp, gegeben sind. Jedoch
kiirzen sich die Wahrscheinlichkeiten in der Bedingung erster Ordnung heraus,
da sie auch in der Budgetgerade enthalten sind.

Auf dem Markt fiir Leibrenten werden nach [Breyer, 1990a] von den Versi-
cherungsunternehmen mégliche Versicherungsvertrige j angeboten. Diese Ver-
sicherungsvertriige sind durch die im Versicherungsfall zu zahlende Leibrente
a; und die in der Erwerbstétigkeitsphase vom Versicherten zu leistenden Bei-
trage B; gekennzeichnet. Der Preis der Leibrente im Ruhestand ausgedriickt
in Einheiten des Konsumgutes in der Erwerbsphase ist dann gegeben als:

0= (2.50)
Die Vorgehensweise auf dem Markt gesteltet sich dann in der Art, dass die
Versicherungsunternehmen den Preis vorgeben und die Nachfrager die Groflen
a; und B; wihlen. Dabei ist nach [Breyer, 1990a] ein Gleichgewicht auf dem
Markt fiir Leibrenten durch die Menge von Vertriigen gekennzeichnet, die die
Bedingung erfiillen, dass der Erwartungsgewinn des Versicherungsunterneh-
mens nicht-negativ wird, bzw. dass zumindest die Nullgewinnbedingung wie
in Gleichung 2.2 erfiillt ist und dass es keinen moglichen Vertrag mit einem
nicht negativen Gewinn gibt, der nicht in der gegebenen Menge von Vertriagen
enthalten ist. Hierbei gibt es innerhalb der Versicherungstheorie zwei Moglich-
keiten: Entweder fragen die Individuen einen Vertrag mit einem einheitlichen
Preis fiir beide Gruppen nach - dies bezeichnet man als Pooling-Gleichgewicht
- oder sie fragen Vertrége mit unterschiedlichen Preisen fiir die beiden Gruppen
nach - dies wird anch als Separating Gleichgewicht bezeichnet.

Auf dem Markt fiir Leibrenten wird es jedoch in dieser Modellwelt, in der
vollkommene Konkurrenz auf dem Versicherungsmarkt unterstellt wird, immer
zu einem Nullgewinn fiir die Versicherungsunternehmen kommen. Denn wenn
ein Versicherungsunternehmen einen Vertrag anbietet, welcher einen positiven
Erwartungsgewinn verspricht, dann ist ein anderes Versicherungsunternehmen
jederzeit in der Lage, einen Vertrag zu einem geringeren Beitrag anzubieten,

der einen nicht-negativen Gewinn verspricht, und die gesamte Nachfrage abzu-
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28 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

decken. Auf einem solchen Markt wird sich deshalb das Angebot an Leibrenten
immer bei einem Erwartungsgewinn von Null einpendeln.

Im Folgenden sollen nun die beiden méglichen Vertragsformen hinsichtlich
ihrer Effizienz und der Méglichkeit ihres Erreichens untersucht werden. Dabei
wird zuerst die Moglichkeit eines Pooling-Gleichgewichts und im Anschluss
daran die Moglichkeit eines Separating-Gleichgewichts betrachtet.

2.1.3.1.1 Pooling-Gleichgewicht Bei einem Pooling-Gleichgewicht, das
natiirlich auch die Nullgewinnbedingung erfiillen muss, wird fiir beide Gruppen
ein einheitlicher Vertrag mit dem gleichen Preis ¢, angeboten. Die nutzenma-
ximierenden Leibrenten fiir die beiden Gruppen seien a4 und ag, daraus ergibt
sich die Pramie fiir die Gruppe A als:

By = pyaas (2.51)

und fiir die Gruppe B als:
Bp = pyap (252)

Die Nullgewinnbedingung des Vertrages ergibt sich als:

(1+7)[yBa+ (1—7) Bg] = yuaaa + (1 —7) ppas (2.53)

Die linke Seite in Gleichung 2.53 entspricht den verzinsten Einnahmen des
Versicherers und die rechte Seite den erwarteten Auszahlungen an Leibrenten
an die Mitglieder der beiden Gruppen. Durch Einsetzen von 2.51 und 2.52 in
2.53 und Auflésen nach ¢, erhilt man:

1 . 7MAaA + (1 - 7) ll’Ba’B (2'54)

PETFr T qaat+(1-1)as

Wegen 0 < v < 1 und py4 < pp gilt:

Ha KB
S 2.
Tr P <1%r (2.:55)

Ein solches Gleichgewicht ist aber nicht stabil, da es sich fiir ein Versiche-
rungsunternehmen lohnen wiirde, einen Vertrag zum Preis ¢4 anzubieten, der
zwischen {4 und ¢, liegt. Da der Preis @4 niedriger als ¢, ist, kdnnte das

Versicherungsunternehmen mit einem solchen Vertrag die gesamte Nachfrage
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 29

der Mitglieder der Gruppe A auf sich ziehen. Da auf diesem Markt 6ffentliche
Information hinsichtlich der Gruppenzugehérigkeit besteht, kann der Versiche-
rer die Mitglieder der Gruppe B auch von diesem Vetrag ausschliefien. Wenn
der Preis allerdings hoher ist als 4., verursacht er einen positiven Erwartungs-
gewinn. Die Versicherungsunternehmen werden sich in der Folge unterbieten,
sodass sich ein Gleichgewicht einstellen wird, in dem die Mitglieder der Gruppe
A einen Vertrag zum Preis -l%f; bekommen, die Mitglieder der Gruppe B jedoch
von einem solchen Vertrag ausgeschlossen werden. Auf einem privaten Versiche-
rungsmarkt fiir Leibrenten bei éffentlicher Information hinsichtlich der Uber-
lebenswahrscheinlichkeit kann es also nicht zu einem Pooling-Gleichgewicht
kommen. Deshalb soll im néichsten Abschnitt untersucht werden, ob unter den
gegebenen Voraussetzungen ein Separating-Gleichgewicht mdglich ist.

2.1.3.1.2 Separating-Gleichgewicht Auch bei einem Separating-Gleich-
gewicht muss nach [Breyer, 1990a] fiir die Versicherungsunternehmen aus den
gleichen Griinden wie beim Pooling-Gleichgewicht die Nullbedingung erfiillt
sein. Es werden zwei verschiedene Vertrége fiir die beiden Gruppen angeboten,
fiir die aufgrund dieser Bedingung gelten muss:

(14+7)Ba=psaa bzw. (1+7)Bg=pupap (2.56)
Die Preise fiir die beiden Vertrége betragen dann:
_ _Ha _ kB
pa=11,; wd vs=17 (2:57)

Ein Risikoausgleich findet bei dieser Losung nur innerhalb einer Risikogruppe
statt im Gegensatz zu einem Pooling-Gleichgewicht, bet dem auch ein Risiko-
ausgleich zwischen den beiden Risikogruppen vorgenommen wird. Die Beitrage
der Gruppe A finanziert hier die Leibrenten der Gruppe A und das Gleiche
gilt fiir die Gruppe B. Es findet bei einem solchen Gleichgewicht im Gegensatz
zu einem Pooling-Gleichgewicht, wenn es moglich wire, kein Risikoausgleich
zwischen den beiden Gruppen statt. Die Primie ist demnach innerhalb der
jeweiligen Gruppe versicherungstechnisch dquivalent.
Die Nachfrage nach Leibrenten ergibt sich nach [Breyer, 1990a] durch die
Maximierung der Nutzenfunktion 2.46 unter den folgenden Nebenbedingungen:
z=a; (2.58)
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Abbildung 2.6: Separating Gleichgewicht

=w—B;, miti=A,B (2.59)

Durch Einsetzen von 2.50 in 2.59 und unter Verwendung von 2.58 ergibt sich:
G =W — P8, =W — Yi2; (2.60)

Avus dem Nutzenmaximierungskalkiil der Individuen unter den gegebenen Ne-
benbedingung 2.60 erhilt man die Bedingung erster Ordnung;

%%%Jmp,:f’i—'; mit i = A, B (2.61)
Aus dieser Gleichung folgt nach [Breyer, 1990a], dass die resultierende Al-
lokation die Bedingung der Pareto-Optimalitét erfiillt. Es existiert also ein
pareto-optimales Separating-Gleichgewicht auf einem Markt fiir Leibrenten bei
offentlicher Information hinsichtlich der Uberlebenswahrscheinlichkeit.
In der Abbildung 2.6 ist ein solches Separating-Gleichgewicht graphisch dar-
gestellt. Die Geraden PT, PS und PR stellen Budgetgeraden dar. Wobei die
Gerade PT die Steigung —1“;:1 besitzt und somit die Menge der méglichen

versicherungstechnisch #quivalenten Vertrige fiir die Mitglieder der Gruppe
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 31

A abbildet. Die Gerade PR besitzt die Steigung —1—1;‘;3—' und ist der geometri-
sche Ort aller moglichen Vertrige fiir die Gruppe B. Zu guter Letzt besitzt
die Gerade PS die Steigung _w—u—_l(%% und ist somit der geometrische Ort
aller versicherungstechnisch équivalenten Vertrige in der Gesamtbevilkerung,
bzw. die Menge aller méglichen Pooling-Vertriige. Alle drei Geraden gehen vom
Punkt P aus, in dem die Individuen keine Leibrente nachfragen, sondern ihr
gesamtes Arbeitseinkommen w in der ersten Periode konsumieren.

In einem trennenden Gleichgewicht ergeben sich die beiden Vertriige, die
durch die Punkte A und B gekennzeichnet sind. Wobei der Punkt A der Vertrag
fir die Mitglieder der Gruppe A ist und der Punkt B der Vertrag fiir die
Mitglieder der Gruppe B. Beide Punkte liegen auf der Winkelhalbierenden,
die von [Breyer, 1990a] auch als Aquivalenzgerade bezeichnet wird.

Ein solcher Fall eines trennenden Gleichgewichts fiihrt zu einer pareto-
optimalen Allokation. Es ist also kein staatlicher Eingriff notwendig. Falls sich
der Staat dennoch zu einem Eingriff entscheidet und nach Risikogruppen dif-
ferenzierte obligatorische Leibrentenvertrige anbietet, werden diese lediglich
gegen private Vertrige substituiert. Das Ergebnis ist allerdings ebenso pareto-
optimal. Dieses Ergebnis gilt jedoch nur bei 6éffentlicher Information hinsicht-
lich der Gruppenzugehdérigkeit der Individuen.

Entscheidet sich der Staat zu einer Einfithrung einer obligatorischen Versi-
cherung mit einem fiir beide Risikogruppen einheitlichen Beitrag, wiirde dies
die Nachfrage nach privaten Leibrenten verringern. Da durch eine solche Ma8-
nahme jedoch das Prinzip der individuellen Aquivalenz verletzt wird, wiirde
dies nicht zu einer pareto-optimalen Allokation fiihren.

In diesem Abschnitt wurde untersucht, wie sich heterogene Uberlebenswahr-
scheinlichkeiten auf dem Markt fiir Leibrenten bei 6ffentlicher Information
hinsichtlich der Uberlebenswahrscheinlichkeit der Individuen auf die Versiche-
rungsnachfrage auswirkt. Das Ergebnis war, dass ein Separating-Gleichgewicht
moglich ist und eine pareto-optimale Allokation zur Folge hat. Im folgenden
Abschnitt wird betrachtet, wie sich dieses Ergebnis verdndert, wenn man asym-
metrische Information hinsichtlich der Gruppenzugehoérigkeit der Individuen

unterstellt.
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32 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

2.1.3.2 Unsichere Lebenserwartung bei privater Information

In diesem Abschnitt wird das Modell des vorherigen Abschnitts in modifizier-
ter Art in Anlehnung an [Breyer, 1990a] untersucht. Diese Modifizierung sieht
vor, dass die Information tiber die Zugehorigkeit eines Individuums zu einer
bestimmten Risikogruppe nicht mehr 6ffentlich ist, sondern nur den Individuen
selbst bekannt ist. Das Versicherungsunternehmen hat auch keine Moglichkeit
diese Information in Erfahrung zu bringen. Dadurch entsteht das Problem der
adversen Selektion, welches in seiner urspriinglichen Form auf [Akerlof, 1970]
zuriickgeht. Fiir Leibrentenmérkte wurde dieses Problem unter anderem auch
von [Brunner, Pech, 2001] und [Eckstein, Eichenbaum, Peled, 1985] untersucht.
Analog zur Ermittlung eines Gleichgewichts bei éffentlicher Information, wer-
den auch hier wieder zwei Gruppen mit unterschiedlichen Uberlebenswahr-
scheinlichkeiten 4 und pp mit g4 < up untersucht. Der Anteil beider Grup-
pen innerhalb einer Generation ist auch in diesem Fall fest vorgegeben, wobei
die Gruppe A mit dem Anteil v vertreten ist und die Gruppe B mit dem Anteil
(1 — 7). Diese Groflen sind 6ffentlich bekannt. Die asymmetrische Informati-
on liegt also nur hinsichtlich der Information iiber die Gruppenzugehérigkeit
eines speziellen Individuums vor. Es ist also moglich, eine dquivalente Rente
entweder bezogen auf die Gesamtbevélkerung (Pooling-Vertrag) oder jeweils
fiir die beiden Risikogruppen (Separating-Vertrag) zu berechnen.

Deshalb miissen die Vertrige beiden Versicherungsgruppen angeboten wer-
den unter der Bedingung, dass der Erwartungsgewinn des Versicherungsunter-
nehmens nicht negativ werden darf. Des Weiteren wird im Gegensatz zum Vor-
gehen bei 6ffentlicher Information nicht nur der Preis sondern auch der Umfang
der Leibrente a;, mit 4 = A, B, vom Versicherungsunternehmen vorgegeben.
Die Nachfrager konnen also, wie es auch bei [Breyer, 1990a] ausgefiihrt wird,
nur aus einem begrenzten Preis-Mengen Angebot ihren Vertrag auswéhlen.
Es wird nun untersucht, ob auf diesemn Markt ein Gleichgewicht erreicht wer-
den kann. Hierbei ist die Vorgehensweise wieder derart, dass zwischen einem
Pooling-Vertrag und Separating-Vertrigen differenziert wird.

2.1.3.2.1 Risikopooling Auch auf einem Versicherungsmarkt mit priva-

ter Information hinsichtlich der Uberlebenswahrscheinlichkeit, muss bei einem
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Abbildung 2.7: Risikopooling bei asymmetrischer Information

Pooling-Vertrag eine Leibrente mit dem gleichen Preis fiir beide Risikogrup-
pen angeboten werden. Da in diesem Fall das Versicherungsunternehmen aber
nicht nur den Preis sondern auch den Umfang der Leibrente festsetzt, ist ein
Leibrentenvertrag durch die beiden Gréflen ¢, und a, gekennzeichnet. Dieser
Vertrag muss zumindest die Nullgewinnbedingung fiir das Versicherungsunter-
nehmen erfiillen, deshalb muss gelten:

(1+7)avpy = ay [ya + (1 — ) us) (2.62)

durch Umformung erhilt man:

_ Ybat (1-=7)es (2.63)
Y 1+7 '
Deshalb gilt:
HA LB
ivr “» <137 (264)

Aufgrund des vorgegebenen Preises ¢, und des vorgegebenen Umfangs der
Leibrente a, gibt es nur einen moglichen Pooling Vertrag. In der Abbildung
2.7 ist ein solcher Vertrag abgebildet. Dieser Vertrag muss auf der Gerade

PS liegen. In diesem Beispiel ist der angebotene Vertrag durch den Punkt V
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34 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

abgebildet. In diesem Punkt weisen die beiden Indifferenzkurven I4 und IZ
unterschiedliche Steigungen auf. Dies gilt aufgrund von Gleichung 2.46, welche
die Erwartungsnutzenfunktion der Individuen abbildet, die auch bei privater
Information gilt. Da p4 und pp unterschiedliche Werte annehmen, besitzen
die Indifferenzkurven unterschiedliche Steigungen. Bildet man das totale Dif-
ferential der Nutzenfunktion ab, erhidlt man die Grenzrate der Substitution
zwischen dem Konsum in der Erwerbsphase und dem Konsum als Rentner
und damit gleichzeitig auch die Steigung der Indifferenzkurve:

dai _ _taw = ot (2.65)

dc; itz ()

Die Ausdriicke in der Klammer gelten wegen 2.59 und 2.58. Da annahmegeméaf§
pa < pp gilt, ist der Ausdruck fiir die Mitglieder der Gruppe A gré8er als fiir
die Mitglieder der Gruppe B. Die Steigung der Indifferenzkurve fiir Mitglieder
der Gruppe A ist demnach steiler als die der Mitglieder der Gruppe B. Es exi-
stiert deshalb, wie bei [Breyer, 1990a] gezeigt wird, ein Punkt W, fiir den gilt,
dass er oberhalb der Indifferenzkurve I4, unter der Indifferenzkurve I® und
unterhalb der Gerade PT liegt. Dies hat zur Folge, dass ein Versicherungsun-
ternehmen den Vertrag mit den Eigenschaften ypy und aw anbieten kann, den
alle Individuen der Gruppe A und kein Individuum der Gruppe B nachfragt.
Da der Punkt W unterhalb der Gerade PT liegt, auf der versicherungstech-
nische Aquivalenz und damit die Nullgewinnbedingung gilt, verspricht er dem
Versicherer einen positiven Erwartungsgewinn. Damit ist auch die These von
[Eckstein, Eichenbaum, Peled, 1985] giiltig, dass auf einem Markt fiir Leib-
renten, auf dem zwei Risikogruppen mit streng konkaver Nutzenfunktion und
privater Information hinsichtlich ihrer Uberlebenswahrscheinlichkeit Vertrige
nachfragen, kein Pooling-Gleichgewicht zustande kommen kann.

Ein Pooling-Vertrag kommt auf diesem Markt unter den gegebenen Bedin-
gungen nicht zu Stande, da fiir die Anbieter immer ein Anreiz besteht die
gesamte Risikogruppe A auf sich zu ziehen. Ein Pooling-Vertrag wie im Punkt
W, nur mit den Mitgliedern der Risikogruppe B hiitte allerdings einen negati-
ven Erwartungsgewinn zur Folge. Als néichstes wird deshalb betrachtet, ob ein

Separating-Gleichgewicht erreicht werden kann.
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2.1.3.2.2 Risikotrennung Auch in einem Separating-Gleichgewicht muss
die Bedingung, dass der Gewinn der Versicherungsunternehmen zumindest
nicht negativ ist, erfiillt sein. In der Abbildung 2.8 ist dies fiir die Mitglieder
der Gruppe A auf der Geraden PT erfiillt und fiir die Mitglieder der Gruppe
B auf der Geraden PR.

Die Vorgehensweise des Versicherungsunternehmens ist nun folgende: Es
bietet der Gruppe B einen Vertag an, der den Mitgliedern der Gruppe B ein
Nutzenmaximum unter Einhaltung der Nullgewinnbedingung garantiert. Dies
ist in der Abbildung 2.8 im Punkt C der Fall. Der Vertrag, den das Versi-
cherungsunternehmen der Gruppe A anbietet, kann nun auf der Gerade PT
liegen, aber nicht zwischen den Punkten F und F, da ansonsten die Mitglieder
der Gruppe B auch diesen Vertrag nachfragen wiirden, was einen negativen
Erwartungsgewinn zur Folge hiétte. Da die Indifferenzkurve der Mitglieder der
Gruppe A aber einen steileren Verlauf haben als die Indifferenzkurven der
Mitglieder der Gruppe B, wird die Gruppe A den Vertrag, der durch den
Punkt E dargestellt ist, einem Vertrag wie in Punkt F und auch allen anderen
verbleibenden Punkten auf der Geraden PT strikt vorziehen. Ein trennendes
Gleichgewicht wire also, soweit es existiert, zum einen durch einen Vertrag mit
g und ap gekennzeichnet, fiir die gilt:

a
cB=zB=aB=w—l1£iI: (2.66)
Daraus erhilt man zum einen den Ausdruck fiir die Leibrente:
1+r)w
=/ 2.67
YA +us (267)

und zum anderen den Preis fiir die Leibrente:

= _HB_
¥B= 1, (2.68)

Durch den Punkt E gilt, dass in einem solchen trennenden Gleichgewicht die
Individuen der Gruppe B zwischen dem durch 2.67 und 2.68 gegebenen Vertrag

und einem Vertrag der Gruppe A gegeben durch den Preis 4 = £4 und den

Umfang der Leibrente a4, indifferent sein miissen, so dass gilt:

u (w - ‘1"‘—;‘:) + pan(an) = (1+ pg)u ((T(%) (2.69)
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Abbildung 2.8: Separating Gleichgewicht bei asymmetrischer Information

Damit ein Pooling-Gleichgewicht méglich ist, muss die Indifferenzkurve der
Mitglieder der Gruppe A durch den Punkt F und vollstéindig oberhalb der
Gerade PS verlaufen. Ist dies nicht der Fall, wiirde ein Vertrag mit Nulige-
winn auf der Gerade PS existieren, der von beiden Gruppen bevorzugt wiirde.
Demnach lisst sich festhalten, dass die Wahrscheinlichkeit, dass ein Separating-
Gleichgewicht existiert, umso hoher ist, je niedriger die Gerade PS liegt, d.h.
je niedriger der Anteil v der Gruppe A ist. Die Kombination der Punkte C
und E koénnte dann kein Gleichgewicht sein.

In der Abbildung 2.8 kann man auch sehen, dass die Gruppe A, d.h. die
Gruppe mit der niedrigen Uberlebenswahrscheinlichkeit, im Vergleich zur &ffent-
lichen Information iiber die Gruppenzugehorigkeit schlechter gestellt wird, da
sie in diesem Fall den Punkt B und somit im Vergleich zum Punkt £ ein héher-
es Nutzenniveau erreichen kénnte , da I3 > I} gilt. Die Mitglieder der Gruppe
B erreichen hingegen in den beiden Zustinden den Punkt C. Dennoch ist in
diesem Fall ein Separating-Gleichgewicht nétig, wobei die Annahme getroffen
wird, dass sich die Individuen bei der Wahl zwischen Punkt £ und Punkt C

fair verhalten und dann ihre Gruppenzugehérigkeit offenbaren, indem sie den
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Abbildung 2.9: Staatlicher Eingriff bei asymmetrischer Information

Punkt C wihlen. Dennoch bleibt festzuhalten, dass durch die asymmetrische
Information hinsichtlich der Gruppenzugehérigkeit ein Wohlfahrtsverlust ent-
steht, den die Gruppe A zu tragen hat. Deshalb stellt sich nun die Frage, ob
durch eine staatliche Intervention in der Form einer Zwangsversicherung eine
Wohlfahrtsverbesserung erreicht werden kann, wobei hier angenommen wird,
dass auch der Staat die Gruppenzugehirigkeit der Individuen nicht kennt. Die
GroBen pa, pp, und « sind ihm aber bekannt. Auch der Staat muss die Null-
gewinnbedingung erfiillen, d.h. er muss fiir seine Leibrente ein ausgeglichenes
Budget vorweisen. Er bietet nach [Breyer, 1990a] einen Vertrag an, der die ver-
sicherungstechnische Aquivalenz der Gesamtbevélkerung erfiillt. Dieser Punkt
muss deshalb auf der Gerade PS liegen. In der Abbildung 2.9 ist ein mogli-
cher Vertrag dieser Art durch den Punkt U gegeben. Dieser Punkt stellt eine
neue Anfangsausstattung fiir die Individuen dar. Ausgehend von diesem Punkt
kénnen sie dann noch private Renten hinzukaufen. Aber auch hier muss die
Nullgewinnbedingung fiir die Versicherungsunternehmen erfiillt sein. Dies ist
auf der Geraden UT' " mit der Steigung —{*4 fiir die Gruppe A und auf der

Gerade UR’ mit der Steigung —£2 fiir die Mitglieder der Gruppe B der Fall.

14r
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Die Mitglieder der Gruppe B werden ausgehend vom Punkt U durch pri-
vaten Zukauf von Leibrenten den Punkt G realisieren. Sie kaufen also die
Menge UG an privater Leibrente hinzu. Dadurch erreichen sie ein hdheres
Nutzenniveau als im Fall ohne staatliche Rente, wo sie lediglich den Punkt
B erreichen. Der Grund fiir das héhere realisierte Nutzenniveau ist, dass die
staatliche Leibrente fiir sie zu einem giinstigeren Preis ausgegeben wird. Die
Mitglieder der Gruppe A kénnen nun analog zur Argumentation ohne staat-
liche Intervention einen Vertrag auf der Gerade UT " auf dem Abschnitt HU
wiahlen. Allerdings liegt der Punkt H fiir die Mitglieder der Gruppe A auf ei-
ner hoheren Indifferenzkurve als der Punkt E. Durch den staatlichen Eingriff
kann also ein trennendes Gleichgewicht erreicht werden, das gleichzeitig eine
Pareto-Verbesserung fiir beide Gruppen zur Folge hat.

Diese Pareto-Verbesserung 148t sich dadurch erklaren, dass die Mitglieder
der Gruppe B einen Nutzenzuwachs durch den niedrigeren Preis der Versiche-
rung im Umfang von PU erreichen. Dies geht zuerst auf Kosten der Mitglieder
der Gruppe A, da diese zuniichst einen héheren Preis als bei versicherungstech-
nischer Aquivalenz zahlen miissen. Allerdings kann die Gruppe A dann noch die
Menge HU zum versicherungstechnisch équivalenten Preis hinzukaufen. Das
Ausma8 des Versicherungsschutzes steigt also von PE auf PH. Sind die Indi-
viduen hinreichend risikoavers, kann dieser Zugewinn an Versicherungsschutz
die vorerst hoheren Kosten durch den erhéhten Preis der Versicherung iiber-
kompensieren. Festzuhalten bleibt jedoch, dass ausgehend von der Annahme
privater Information hinsichtlich der Gruppenzugehoérigkeit zu einer Risiko-
klasse ein staatlicher Eingriff in den Markt eine Pareto-Verbesserung bewirken
kann.

Das Problem der adversen Selektion spielt, wie man anhand der Anzahl
der Veroffentlichungen zu diesem Thema sehen kann, eine nicht unwesentliche
Rolle in der wissenschaftlichen Debatte. Aus diesem Grund wurde auch ein
Abschnitt diesem Thema gewidmet. Allerdings so betont auch [Breyer, 1990a]
kann die empirische Relevanz des Problems angezweifelt werden. Zum einen
kénnen sofern solche Uberlebenswahrscheinlichkeiten an Gruppen wie z.B. dem
Geschlecht oder der Berufsgruppe oft sehr leicht identifiziert werden, so dass

eine asymmetrische Information in der Regel nicht besteht. Zum anderen ist
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 39

insbesondere bei langen Zeitrdumen im Allgemeinen auch dem einzelnen Indi-
viduum selbst seine individuelle Uberlebenswahrscheinlichkeit nicht bekannt.
Das Problem der adversen Selektion dieser Art kann also empirisch als Rand-
problem in der Alterssicherung betrachtet werden.

2.1.3.3 Moral Hazard

Neben der Problematik der adversen Selektion gibt es in der Versicherungséko-
nomik noch ein weiteres Problem, dass im Zusammenhang mit Versicherun-
gen auftritt. Im Gegensatz zur adversen Selektion, die im Vorfeld eines Ver-
sicherungsabschlusses auftritt, handelt es sich bei diesem versicherungstko-
nomischen Problem jedoch um eine Verhaltensinderung der Individuen, die
erst dann auftritt, wenn bereits ein Versicherungsvertrag abgeschlossen wurde.
Aber auch hier liegt asymmetrische Information vor, da die Verhaltensénde-
rungen der Individuen vom Versicherungsunternehmen nicht direkt beobach-
tet werden kénnen. Solche Verhaltensinderungen werden als Moral Hazard
bezeichnet. In der Literatur wird Moral Hazard in zwei Arten unterschieden,
zum einen in den ex ante Moral Hazard und zum anderen in den ex post Moral
Hazard.

2.1.3.3.1 Ex ante Moral Hazard Von ex ante Moral Hazard spricht
man, wenn nach Versicherungsabschluss eine Verhaltenséinderung eintritt, wel-
che die Schadenswahrscheinlichkeit direkt beeinflusst. In der Regel ist auf Ver-
sicherungsmarkten die Schadenswahrscheinlichkeit 4 nicht exogen vorgegeben,
sondern sie kann durch das Verhalten der Individuen beeinflusst werden. Die
Schadenswahrscheinlichkeit ist dann eine Funktion der VorsorgemafSSnahmen h,
die das Individuum trifft. Es ergibt sich dann:

po= ulh) (2.70)
mit M(O) > 01 Mr < Oa Hrp > 0

Allerdings verursachen solche Vorsorgemafinahmen iiblicherweise Kosten, des-
halb veréndert sich auch die Erwartungsnutzenfunktion des Individuums ohne
Versicherung auf:

EU = p(R)uly — g — L) + (1 — p(h))uly — h) (2.m)
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40 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

Im Gegensatz dazu lautet die Nutzenfunktion, wenn das Individuum eine Ver-
sicherung abschliefit:

EU=puhyuly—h—B+p—L)+ (1 — py{h))u(y— B—-h) (2.72)

Im ersten Fall, bei dem das Individuum einem fixen Beitragssatz ausgesetzt ist,
wird es keine oder nur sehr geringe Vorsorgemafinahmen tétigen. Der Grund
hierfiir ist, dass VorsorgemafSnahmen Kosten verursachen, da aber im Scha-
densfall die gesamten Schadenskosten L in Abhingigkeit vom Versicherungs-
vertrag von der Versicherung iibernommen werden, besteht fiir das Individuum
kein Anreiz VorsorgemaBSnahmen zu betreiben. Im zweiten Fall mit einem fle-
xiblen Beitragssatz oder bei vertraglich fixierten Mindestvorsorgeniveaus wird
es Vorsorgemafinahmen tétigen, jedoch aufgrund der unvollstindigen Uber-
wachbarkeit immer noch in einem geringerem Ausma8 als ohne Versicherung.
Im letzten Fall, bei dem Mindestvorsorgeniveaus vertraglich fixiert werden,
wird das Individuum Schadensvorsorge betreiben, allerdings nur in der Héhe
der Mindestniveaus.

Das Problem des ex ante Moral Hazard wurde hier nur kurz betrachtet, da
dieses Problem in der Alterssicherung im Gegensatz zur Krankenversicherung
keine Bedeutung besitzt. Denn Ubertragen auf die Alterssicherung wiirde ex
ante Moral Hazard bedeuten, dass dies die Unterlassung jeder Mafinahme ist,
die nicht unmittelbar zum Tod zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand
fiihrt oder zumindest die Wahrscheinlichkeit des frithen Todes erhoht. Die we-
nigsten Okonomen wiirden ein solches Verhalten jedoch tatséichlich als Moral
Hazard bezeichnen. Allerdings und deshalb wurde dieses Problem hier kurz
dargestellt, spielt Moral Hazard bei der Erwerbsunfihigkeitsrente durchaus ei-
ne Rolle, da hier tatsichlich Praventionsmafinahmen getétigt werden kénnen.
Eine Unterlassung dieser Vorsorgemafinahmen, die die Wahrscheinlichkeit des
Eintritts der Erwerbsunfihigkeit vermindern kénnen, entsprechen dem aus der
Gesundheitsokonomik bekannten Moral Hazard.

2.1.3.3.2 Ex post Moral Hazard Neben dem ex ante Moral Hazard gibt
es noch eine zweite Art der Verhaltenséinderung, die bei Abwesenheit eines ab-
geschlossenen Versicherungsvertrages auftreten kann. Diese Verhaltenséinde-

rung wird als ex post Moral Hazard bezeichnet. Die Unterscheidung in ex ante
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2.1. DIE VERSICHERUNGSTECHNISCHE AQUIVALENZ 41

und ex post Moral Hzard beruht auf dem Zeitpunkt eines moglichen Scha-
denseintritts. Wihrend der ex ante Moral Hazard im Vorfeld eines moglichen
Schadenseintritts auftritt, beschreibt der ex post Moral Hazard eine Verhal-
tensénderung, die man zu einem Zeitpunkt beobachten kann, bei dem der Scha-
densfall bereits eingetreten ist und insbesondere bei einer Vollversicherung eine
wesentliche Rolle spielt. Denn liegt Vollversicherung vor, gilt bei einem Scha-
denseintritt, dass die Grenzkosten einer zusatzlichen Einheit an Leistungen
Null sind. Im Fall eines Schadenseintritts ohne Versicherung wird das Indivi-
duum Leistungen bis zu dem Punkt in Anspruch nehmen, bei dem gilt, dass der
Grenznutzen einer zusétzlichen Einheit an Leistungen genau den Grenzkosten
einer zusitzlichen Einheit an Beitrigen entspricht. Die Optimalbedingung der
Ubereinstimmung von Grenznutzen und Grenzkosten einer zusitzlichen Ein-
heit an Leistungen gilt zwar auch bei dem Fall mit Vollversicherung, dadurch
dass die Grenzkosten einer zusitzlichen Einheit an Leistungen fiir das Individu-
um bei einer Vollversicherung genau Null sind, wird es aber zu einer ineffizient
hohen Nachfrage an Leistungen kommen. Die Nachfrage nach Leistungen ist
also bei Anwesenheit einer Vollversicherung héher als ohne Versicherung.

Auch dieses Problem des ex post Moral Hazard spielt hauptsiichlich in der
Gesundheitsékonomik eine wesentliche Rolle. Allerdings kann hier eine Analo-
gie in der Alterssicherung hergestellt werden. Denn ein weit verbreitetes und
viel diskutiertes Problem der Alterssicherung stellt neben der demographischen
Entwicklung auch die Tendenz zur Friihverrentung dar. Viele Rentensysteme
stehen derzeit vor dem Problem, dass die Altersgrenze, bei der die Versicher-
ten in den Ruhestand gehen, in den letzten Jahren immer weiter gesunken ist.
Hiufig wird diese Entwicklung, wie es z.B. von [Bérsch-Supan, Schnabel, 1999)
fiir das deutsche Rentensystem gezeigt wird, auf die Anreizwirkungen des Ren-
tensystems zuriickgefiihrt. Genau dieses Problem, dass die Individuen sich auf-
grund der bestehenden institutionellen Regelungen des Rentensystems dafiir
entscheiden, friiher als vom Gesetzgeber vorgesehen, in den Ruhestand zu ge-
hen und somit eine Ausweitung der Leistungen in Anspruch zu nehmen, kann
auch als Moral Hazard Verhalten verstanden werden. Dies gilt umso mehr,

4Die Kosten der Leistung sind allerdings nicht Null, sondern werden lediglich der Versi-
chertengemeinschaft aufgebiirdet.
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42 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

da es, wie [Borsch-Supan, Schnabel, 1999] zeigt, die institutionellen Regelun-
gen des Systems sind, die dieses Verhalten induzieren. Bei Abwesenheit eines
Rentensystems wiirden die Individuen demnach zu einer anderen Entschei-
dung kommen. Eine ausfiihrliche Auseinandersetzung mit der Problematik der
Friihverrentung und den damit verbundenen Losungsvorschligen, die dieses
Problem beseitigen oder zumindest abmildern, wird im néchsten Kapitel fol-
gen.

Es lasst sich zusammenfassend folgern, dass durch eine Rentenversicherung
zwei Arten von nachfrageseitigen Problemen auftreten kénnen. Zum Ersten das
Problem der adversen Selektion, welches in der ersten Linie ein theoretisches
Problem darstellt, in der Realitét jedoch ein weitaus geringeres Problem ist
und nur bei privaten Versicherungsmérkten auftritt. Eine theoretische Wohl-
fahrtsverbesserung kann in diesem Fall eine staatlich angebotene obligatorische
Rentenversicherung darstellen. Zum Zweiten gibt es auf Versicherungsmérkten
das Problem des ex post Moral Hazard, welches in analoger Form auch bei
einem staatlichen Rentenversicherungssystem zu beobachten ist. Das Problem
des ex ante Moral Hazard spielt hingegen in der Alterssicherung keine Rolle.

Nachdem in diesern Abschnitt einige versicherungsékonomische Grundla-
gen untersucht wurden, wird im nichsten Abschnitt die Frage diskutiert, ob
ein Alterssicherungssystem obligatorisch geregelt sein soll oder ob eine private
Lésung vorzuziehen ist.

2.2 Versicherungspflicht in der

Alterssicherung

2.2.1 Begriindung einer Versicherungspflicht in der Al-
terssicherung

Die Okonomik und hierbei insbesondere die Mikroskonomik bedient sich in
ihren Theorien in der Regel eines Werturteils, welches als methodologischer
Individualismus bekannt ist. Gegeben alle nétigen Informationen und Restrik-
tionen kann also jedes Individuum eine rationale Entscheidung treffen, die seine
gegebene Nutzenfunktion maximiert. Eine Pflichtversicherung oder Versiche-
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rungspflicht® widerspricht auf dem ersten Blick aber genau diesem Werturteil,
da ein Individuum durch eine solche gesetzliche Zwangsmafinahme in seiner
Entscheidungsfreiheit eingeschriénkt wird. Dies ist auch der Grund, weshalb
beziiglich der Frage der institutionellen Regelung der Alterssicherung in der
Form einer Versicherungspflicht oder einer freiwilligen Losung - auch in der
Okonomik - keine allgemein giiltige einheitliche Meinung herrscht. Es lassen
sich vielmehr zwei Lager erkennen, zum einen die Befiirworter einer Versiche-
rungspflicht und zum anderen die Gegner einer Versicherungspflicht.

Insbesondere [Diamond, 1977] nennt vier Griinde fiir ein Pflichtsystem in-
nerhalb der sozialen Sicherung, die auch heute noch die Grundlage der vor-
handenen Sozialversicherungssysteme darstellen. Einige dieser Argumente wer-
den auch von [Atkinson, 1987} aufgegriffen und zur Argumentation fiir ein
Pflichtsystem in der sozialen Sicherung verwendet. Diese vier Griinde sind die
Méglichkeit zur Einkommensumverteilung, die Beseitigung von Marktversa-
gen, Paternalismus bzw. die Risikominderung aufgrund unvollkommener Vor-
aussicht und die Moglichkeit Effizienzsteigerungen zu erreichen. Diesen Argu-
menten fiir eine Pflichtversicherung kommen deshalb eine besondere Bedeu-
tung zu, weil sie den Sozialversicherungscharakter besonders betonen.

Dem Begriff Sozialversicherung ist zu entnehmen, dass eine Versicherung
betrachtet wird. Eine Versicherung besitzt - wie im vorhergehenden Abschnitt
gezeigt wurde - die Aufgabe bestimmte Risiken abzusichern. Im Fall der Al-
terssicherung sind dies die Risiken der Altersarmut und der Langlebigkeit und
dem damit verbundenen Risiko einer zu niedrigen Einkommenshohe bzw. ei-
nes zu niedrigen Vermogensbestandes aus dem der nétige Konsum im Alter
getétigt wird. Fast alle gesetzlichen Rentenversicherungssysteme versichern
dariiber hinaus noch das Risiko der Erwerbsunfihigkeit bzw. der Invaliditét.
Diese Risiken konnen jedoch auch durch private Versicherungen abgedeckt
werden, sodass allein aus dem Versicherungscharakter die Notwendigkeit einer
Pflichtversicherung nicht abgeleitet werden kann. Eine Versicherungspflicht be-

5Wobei man unter einer Versicherungspflicht den gesetzlichen Zwang zum Abschluss einer
Versicherung versteht, die Wahl des Versicherers ist allerdings hier nicht vorgeschrieben.
Ein Beispiel hierfiir ist die Regelung auf dem Markt fiir Kfz.-Versicherungen. Unter einer
Pflichtversicherung versteht man den zwangsweisen Abschluss einer Versicherung bei einem
bestimmten Versicherer. Ein Beispiel hierfiir ist die gesetzliche Rentenversicherung.
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44 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

griindet sich vielmehr aus dem Begriff ”sozial”. Dieser Begriff deutet an, dass
die Sozialversicherung neben dem reinen Versicherungsgedanken, auch eine
gesellschaftliche Komponente enthélt. Die soziale Komponente kommt durch
die Umverteilungselemente innerhalb der Sozialversicherung zum Ausdruck,
die in einer privaten Versicherung nicht angeboten werden kénnen, da eine sol-
che Versicherung scheinbar die individuelle versicherungstechnische Aquivalenz
verletzt.® Solche Umverteilungselemente stellen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung in Deutschland z.B. die Beriicksichtigung der Kindererziehungszeiten
bei der Leistungsberechnung und die Aufstockung der Entgeltpunkte bei einem
Einkommen unterhalb von 75% des Durchschnittseinkommens aller Versicher-
ten dar. Vertrige mit zu vielen Umverteilungselementen werden auf einem
privaten Konkurrenzmarkt aufgrund der Verletzung der individuellen Aquiva-
lenz nicht angeboten, da es immer ein Versicherungsunternehmen geben wird,
das einen Vertrag mit weniger Umverteilung anbieten wird. Die Folge wire,
dass ein solcher Vertrag mit weniger Umverteilung genau von den Individuen
nachgefragt wird, welche die Umverteilung finanzieren, indem sie eine Ren-
te mit geringerer versicherungstechnischer Aquivalenz erhalten. Umverteilung,
die {iber das reine Versicherungsprinzip hinausgehen, kann demnach nur durch
eine Pflichtversicherung verwirklicht werden.

Ein weiteres Argument fiir eine Versicherungspflicht ist die Beseitigung von
Marktversagen, das aufgrund verschiedener Risiken resultiert. Insbesondere
drei Formen von Risiken konnen hierbei nach [Diamond, 1977] zu Marktversa-
gen fithren: Die Abwesenheit sicherer Investitionsméoglichkeiten, die Abwesen-
heit realer Leibrenten und das Risiko schwankender Lebensarbeitszeiten. Das
erste Risiko entspricht der Unvollkommenheit auf dem Kapitalmarkt. Dem-
nach ist es einem einzelnen Anleger nicht méglich sein Portfolio derart zu
diversifizieren, dass es ihm ein Mindestrentenniveau sicherstellt. Aber auch
institutionelle Anleger kénnen auf der Basis der eingezahlten Beitréige ein sol-
ches Mindestrentenniveau nicht zu 100% garantieren. Im Gegensatz dazu ist es
einem staatlichen Pflichtsystem moglich, iiber die Ausgabe von Wertpapieren

SUnter diesen Umverteilungselementen versteht man demnach nicht die Umverteilung,
die innerhalb einer Versicherung zwangsléufig resultiert nimlich von den Individuen, die
frither sterben zu den Individuen, die linger leben sondern Umverteilungselemente, die tiber
den reinen Versicherungsgedanken hinausgehen.
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2.2. VERSICHERUNGSPFLICHT IN DER ALTERSSICHERUNG 45

oder iiber eine implizite Verschuldung genau dieses Problem zu verhindern und
eine erhebliche Risikominderung zu erreichen.

Neben den Kapitalmarktschwankungen stellt aber auch das Auftreten von
Inflation einen Risikofaktor bei einer privaten Alterssicherung dar. In der Regel
richten sich die Auszahlungen von Leibrenten nach der Nominalverzinsung eine
Anpassung an Konsumentenpreisindizes findet iiblicherweise nicht statt, so
dass auch hier kein definitives Realeinkommen im Alter sichergestellt werden
kann. Im Gegensatz dazu sind jedoch die meisten staatlichen Rentensysteme,
als inflationsresistent zu bezeichnen, da sie iiber die implizite Verschuldung
funktionieren und die Leistungen am herrschenden Durchschnittseinkommen
ausgerichtet sind.

Das dritte Risiko besteht hinsichtlich der Linge der Lebensarbeitszeit ei-
nes Individuums. Dies spielt insofern eine wichtige Rolle, da zum einen die
Verdienstmoglichkeiten des Individuums in der Zukunft mit Unsicherheit be-
haftet sind, aber auch die Wahrscheinlichkeit arbeitslos zu werden, kann in der
Rentenbiographie Probleme fiir das einzelne Individuum hervorrufen.

Das dritte Argument fiir eine Versicherungspflicht in der Alterssicherung
wird von [Diamond, 1977 als Paternalismusargument bezeichnet. Dieses Ar-
gument betrifft die unvollkommene Voraussicht der Individuen hinsichtlich ih-
rer Lebensdauer. Zum Zeitpunkt des Abschlusses einer Versicherung ist den
meisten Individuen die Dauer ihres Lebens unbekannt. Verschiirft wird dies
allerdings noch dadurch, dass neben dem unzureichenden Kenntnisstand iiber
die individuelle Lebensdauer auch die generelle Entwicklung der Lebenserwar-
tung unsicher ist. Innerhalb der letzten Jahre und Jahrzehnte konnte ein si-
gnifikanter Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwartung in den meisten
OECD Léndern verzeichnet werden, der von den Individuen zum Zeitpunkt,
wenn sie beginnen, Kapitalbildung zu betreiben, iiblicher Weise nicht antizi-
piert werden kann. Deshalb herrscht insbesondere in den jungen Jahren eine
starke Unsicherheit hinsichtlich der individuellen Lebensdauer. Dieses Problem
der Unsicherheit kann durch ein staatliches Zwangssystem leichter in den Griff
bekommen werden als durch ein privates kapitalgedecktes System.”

"Insofern handelt es sich bei diesem Argument nicht um ein reines Paternalismusargu-
ment, sondern um einen staatlichen Eingriff, der eine Wohlfahrtserhéhung bewirken soll,
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Weiterhin besteht diesbeziiglich in Deutschland durch das System der Sozi-
alhilfe, das jedem ein Mindesteinkommen garantiert, die Gefahr, dass dies zu
Anreizwirkungen in die Richtung einer zu niedrigen Ersparnisbildung kommt.
Die Sozialhilfe hétte demnach zur Folge, dass sich zumindest innerhalb be-
stimmter Einkommens- bzw. Bevélkerungschichten ein Free-Rider-Verhalten
durchsetzen wiirde. Dieses Free-Rider-Verhalten ldsst sich dadurch kennzeich-
nen, dass ein Individuum im Vertrauen darauf, dass es im Alter Sozialhilfe
erhilt, und deshalb wenig oder gar keine eigenen Ersparnisbildung betreibt.

Als letztes Argument fiir eine Pflichtversicherung nennt [Diamond, 1977],
dass durch eine staatliche Zwangsversicherung eine héhere Effizienz erreicht
werden kann. Insbesondere durch Kosteneinsparungen kann eine solche Effi-
zienzsteigerung erreicht werden, indem erhebliche Transaktionskosten auf der
Akquiseseite eingespart werden kénnen.

Es gibt durchaus gute Griinde fiir ein System der Pflichtversicherung oder
zumindest der Versicherungspflicht in der Alterssicherung. Diese widerspre-
chen insbesondere was das Marktversagen und die unvollkommene Voraus-
sicht anbelangt nicht dem Prinzip des methodologischen Individualismus. Den-
noch gibt es immer noch einige Kritikpunkte an der Versicherungspflicht in-
nerhalb der Alterssicherung. Ein Argument, das von [Homburg, 2000a] und
[Homburg, 2000b] ausgefiibrt wurde, wird im niichsten Abschnitt dargestellt.

2.2.2 Ein Argument gegen die Versicherungspflicht in
der Alterssicherung

Eines der Argumente von [Diamond, 1977] fiir eine Pflichtversicherung bzw.
zumindest fiir eine Versicherungspflicht in der Alterssicherung ist das Free-
Rider-Argument, welches auf [Hayek, 1960] zuriickzufiihren ist. Dieses Argu-
ment besagt, dass die Individuen bei Anwesenheit eines Sozialhilfesystems,
welches jedem Individuum im Fall der Bediirftigkeit ein Mindesteinkommen
garantiert unabhéngig davon, ob das Individuum Vorleistungen in der Form
von Steuerzahlungen geleistet hat oder nicht, und unabhingig davon, ob die
Bediirftigkeit durch Eigen- oder Fremdverschulden eingetreten ist, keine ausrei-

weil auf dem privaten Markt Unsicherheit bzw. unvollkommene Voraussicht herrscht.
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chende Eigenvorsorge tétigen. Dieses Verhalten wird als Free-Rider-Verhalten
bezeichnet, da durch dieses Sozialhilfesystem die Individuen verleitet werden,
im Vertrauen auf die Mindestabsicherung im Alter einen héheren Konsum zu
titigen, wenn sie jung sind und damit geringere Ersparnisse fiir das Alter zu
bilden, als sie dies ohne ein Sozialhilfesystem tun wiirden. Entscheidend hierbei
ist aber, da das Sozialhilfesystem {iber Steuern finanziert wird, dass die norma-
lerweise individuellen Kosten auf die Allgemeinheit abgewilzt werden.® Genau
dieses Argument wurde von [Fenge, von Weizsicker, 1999], [Homburg, 2000a]
und [Homburg, 2000b] hinsichtlich seiner Giiltigkeit untersucht.

In einem Modell zweier sich iiberlappender Generationen kommen
[Fenge, von Weizsiicker, 1999] zu dem Ergebnis, dass sich eine Versicherungs-
pflicht bei Anwesenheit eines Fiirsorgesystems wohlfahrtserh6hend auswirkt.
Die Versicherungspflicht ist demnach pareto-effizient, da dadurch der Ersparnis-
Moral-Hazard beseitigt wird. Demnach stiitzt sich das Modell von
[Fenge, von Weizsicker, 1999] auf das Argument von [Hayek, 1960]. Allerdings
wurde innerhalb dieses Modells die stark vereinfachende Annahme getrof-
fen, dass die Arbeitsangebotsentscheidung exogen ist. Dies bedeutet, dass die
Individuen auf die Einfilhrung der Versicherungspflicht nicht mit ihrem Ar-
beitsangebot reagieren konnen. Genau diese Entscheidungsméglichkeit wird
jedoch in den Modellen von [Homburg, 2000a] und [Homburg, 2000b] beriick-
sichtigt. Deshalb wird in diesemn Abschnitt das Modell von [Homburg, 2000a]
und [Homburg, 2000b] kurz dargestellt und hinsichtlich seiner Relevanz und
Aussage iiberpriift.

In dem Modell von [Homburg, 2000a] wird von einem normalen Maximie-
rungsproblem eines Individuums innerhalb eines Modells zweier sich {iberlap-
pender Generationen ausgegangen, bei dem das Individuum eine konkave und
zweifach stetig differenzierbare Nutzenfunktion, die vom Konsum in der ersten
Periode, ¢, der zweiten Periode, z und dem Arbeitsangebot, [, abhéingt. Diese

8Dies gilt natiirlich nur so lange es noch Steuerzahler gibt, die keine Sozialhilfe in An-

spruch nehmen. Im anderen Fall werden die Kosten der Sozialhilfe auch fiir das einzelne

Individuum iiber den Steuersatz sehr hoch. Dennoch handelt es sich bei diesem Ergebnis

um ein typisches Nash-Gleichgewicht, welches dem Gefangenen-Dilemma entspricht, da sich
alle besser stellen kénnten, wenn sie ausreichend Eigenvorsorge betreiben wiirden.
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Nutzenfunktion wird dann - zunéchst ohne eine Pflichtversicherung - unter der

Nebenbedingung maximiert:
max u(c, 2, 1) (2.73)
st. 1) ¢+ s=max{wl — T(wl);q} (2.74)
i1) z = max {Rs; q} (2.75)

Die Nebenbedingung lisst sich in zwei Teile untergliedern. Die erste Nebenbe-
dingung 2.74 ist die Budgetbedingung fiir die erste Periode des Individuums.
In dieser Periode ist das Individuum erwerbsfihig. Es steht vor der Wahl, ob
es sich beim exogen vorgegebenen Lohnsatz w fiir das Arbeitsangebot [ ent-
scheidet oder gar nicht arbeitet. Entscheidet es sich dafiir zu arbeiten, erhélt es
den Lohn w - . Davon werden ihm Steuern in der Hohe von T (wl) abgezogen,
wobei T'(.) eine lineare oder eine nicht lineare Steuerfunktion sein kann. Wenn
das Individuum keine Arbeit anbietet, erhélt es Sozialhilfe in der Héhe von g,
die durch Steuern finanziert wird. Daneben entscheidet sich das Individuum
auch dafiir, wieviel es fiir den Konsum in der ersten Periode ausgibt, ¢ und
wieviel es spart, s. In der zweiten Periode hingt das zur Verfiigung stehende
Einkommen des Individuums davon ab, ob es in der ersten Periode Erspar-
nisse gebildet hat oder nicht. Im Falle der Ersparnisbildung verfiigt es in der
zweiten Periode iiber Rs, wobei R der exogen gegebene Zinsfaktor ist.°® Fiir
den Fall, dass das Individuum keine Ersparnisse gebildet hat, erhélt es eine
steuerfinanzierte Sozialhilfe g. Das Sozialhilfesystem ist in dieser Okonomie so
ausgestaltet, dass in der ersten Periode gebildete Ersparnisse von der Sozial-
hilfe abgezogen werden. D.h. bildet ein Individuum Ersparnisse inklusive der
Verzinsung, die geringer sind als die Sozialhilfe (Rs > ¢), dann wird nur der
Differenzbetrag (¢ — Rs) ausgezahlt.

Bei [Homburg, 2000a] und [Homburg, 2000b] werden die Individuen auf die-
ser Basis in drei Gruppen eingeteilt:

Die Gruppe 1 setzt sich aus Individuen zusammen, die in der ersten Periode
Arbeit anbieten (I > 0) und Ersparnisse bilden (s > 0). Sie sind also in beiden
Perioden nicht auf Sozialhilfe angewiesen.

9Der Zinsfaktor ist definiert als R = 14 , wobei r der exogen gegebene Kapitalmarktzins
ist.
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2.2. VERSICHERUNGSPFLICHT IN DER ALTERSSICHERUNG 49

Die Mitglieder der Gruppe 2 wihlen in der ersten Periode ein Arbeitsange-
bot { > 0, bilden aber keine Ersparnisse (s = 0). Sie konsumieren ihr gesamtes
Nettoeinkommen in der ersten Periode.

Die 3. Gruppe wihlt in beiden Perioden ein Arbeitsangebot ! = 0. Sie sind
in beiden Perioden auf die Sozialhilfe angewiesen und konsumieren in beiden
Perioden die gleiche Menge ¢ = z = ¢.!°

Fiihrt man nun - eine versicherungstechnisch dquivalente - Rentenversiche-
rung mit dem Beitragssatz b ein, verindert sich das Nutzenmaximierungspro-
blem wie bei [Homburg, 2000a] und [Homburg, 2000b] folgendermaBen:

max u(c, 2,1) (2.76)
st. 1) c+s=max{wl — T(wl) — bwl; ¢} (2.77)
it) 2 = max {Rs + Rbwl; ¢} (2.78)

Das Maximierungsproblem der Individuen hat sich insofern verindert, dass die
Individuen, die in der ersten Periode arbeiten, einen Beitrag in der Hohe von
bwl entrichten miissen. Dafiir erhalten sie in der zweiten Periode eine Rente
in der Hohe von Rbwl. Auch hier gilt, dass in der zweiten Periode nur dann
Sozialhilfe gezahlt wird, wenn Rs + Rbwl < ¢. D.h. wenn die Ersparnisse und
die Rente einen geringeren Wert als das Sozialhilfenivean annehmen. In diesem
Fall wird dann Sozialhilfe in der Hohe von ¢ — Rs — Rbw! ausgezahlt.

Durch die Einfithrung der Pflichtversicherung stellt sich nun die Frage, wie
sich das Verhalten der einzelnen Gruppen veridndert. Eindeutig diirfte das Ver-
halten der Gruppe 3 sein. Da sie bisher nicht gearbeitet haben und keine Er-
sparnisse gebildet haben, sondern lediglich Sozialhilfe erhalten und Sozialhilfe-
empfinger keine Beitrige an das Rentensystem zahlen und somit im Alter auch
keine Rente erhalten, wird sich ihr Verhalten nicht verindern. Die Einfithrung
einer Pflichtversicherung fithrt nicht dazu, dass die Mitglieder der Gruppe 3
einen Anreiz verspliren zu arbeiten und Beitrige und Steuern zu zahlen. Die

10Theoretisch ist es natiirlich moglich, dass ein Individuum, das in der ersten Periode
Sozialhilfe erhilt, Ersparnisse bildet. Da jedoch davon ausgegangen wird, dass der Staat
diese Ersparnisbildung genau kontrollieren kann und die Ersparnis in der zweiten Hélfte von
der Sozialhilfe abzieht, gibt es fiir die Individuen keinen Anreiz Ersparnisse zu bilden.
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Individuen der Gruppe 1 haben bisher in der ersten Periode gearbeitet und Er-
sparnisse gebildet, die inklusive der Verzinsung gréfler als das Sozialhilfeniveau
(Rs > g) sind. Es wird unterstellt, dass die Beitriige zur versicherungstechnisch
dquivalenten Rentenversicherung und die privaten Ersparnisse substitutiv be-
handelt werden. Diese Annahme ist innerhalb eines Modells auch angemessen,
da es einen einheitlichen Zinssatz gibt, sodass hier hinsichtlich der freiwilligen
und der erzwungenen Ersparnisse keine Verzerrungswirkung auftritt. Es kann
also davon ausgegangen werden, dass sich das Verhalten der Mitglieder der
Gruppe 1 ebenfalls nicht #ndern wird. Deshalb ist die Gruppe 2, die bisher in
der ersten Periode Arbeit angeboten hat, aber keine Ersparnisse gebildet hat
und deshalb in der zweiten Periode Sozialhilfe empfangen hat, von kritischer
Bedeutung. Ihr Verhalten kann sich in zwei Richtungen &ndern, entweder die
Individuen bieten in der ersten Periode Arbeit an und zahlen Steuern und Bei-
trage und erhalten dann in der zweiten Periode eine Rente oder sie bieten in
der ersten Periode keine Arbeit mehr an und erhalten deshalb in der ersten
und der zweiten Periode Sozialhilfe.

Die Entscheidung der Mitglieder der Gruppe 2 hingt insbesondere vom
Lohnsatz w, der Steuerfunktion T und dem Beitragssatz b ab. Der Staat hat
nun die Aufgabe ein Wohlfahrtsmaximum zu finden. Dies geschieht, indem er
wie bei [Homburg, 2000a] und [Homburg, 2000b] eine gegebene Wohlfahrts-
funktion unter einer Nebenbedingung, die durch seine Budgetrestriktion gege-
ben ist, maximiert. Die Entscheidungsvariablen des Staates sind das Sozial-
hilfeniveau g, das Steuerbudget T (.) und der Beitragssatz b. Die Wohlfahrts-
funktion nimmt dann bei [Homburg, 2000a] folgende Form an:

Wb = [ " u(g,b,T (), R, w)dF (w) (2.79)

Es wird davon ausgegangen, dass innerhalb der Okonomie Fahigkeiten und
Fertigkeiten der Individuen unterschiedlich verteilt sind. Diese unterschiedli-
chen Fahigkeiten und Fertigkeiten entscheiden iiber die Hohe des Lohnsatzes
w, den man fiir die eingesetzte Arbeitskraft erhilt, und damit auch iiber die
Zugehorigkeit zu einer der drei Gruppen. Die Verteilung der Féhigkeiten und
Fertigkeiten wird durch die Verteilungsfunktion F(w) bestimmt, die Werte

innerhalb des Intervalls [0, 1] annchmen kann.
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2.2. VERSICHERUNGSPFLICHT IN DER ALTERSSICHERUNG 51

Die Budgetrestriktion des Staates nimmt wie bei [Homburg, 2000a] folgende
Form an:

/0""’ aF(w)+ [ Lap) - [ ':" bwldF(w) = | 1T(.)dF(w) (2.80)

Jedes Individuum dessen Lohn bei einem Arbeitsangebot unter dem Lohn-
satz w, liegt, gehért der Gruppe 3 an. Die Mitglieder der Gruppe 2, die in jun-
gen Jahren arbeiten, aber keine Ersparnisse bilden, verfiigen {iber einen Lohn,
der zwischen w, und wy liegt. Alle Individuen, die in beiden Perioden arbeiten
und somit der Gruppe 1 angehéren, erhalten einen Lohnsatz, der grofler als
wg ist. Die Budgetgleichung setzt sich auf der linken Seite der Gleichung 2.80
(die Ausgabenseite des Staates) aus den Sozialhilfeleistungen an die Mitglieder
der Gruppe 3 in jungen Jahren, den Sozialhilfeleistungen an die Mitglieder der
Gruppe 2 und 3, wenn diese alt sind abziiglich der Rentenzahlungen, welche
die Mitglieder der Gruppe 2 erhalten, zusammen. Auf der rechten Seite (die
Einnahmenseite des Staates) stehen die Steuereinnahmen. Der Staat steht nun
vor der Aufgabe, die Wohlfahrtsfunktion gegeben durch die Gleichung 2.79 un-
ter der Nebenbedingung der Budgetrestriktion 2.80 zu maximieren. Dem Staat
stehen dafiir die drei Groflen g, b und T zur Verfiigung, iiber die er entscheiden
kann.

Basierend auf diesem Entscheidungsproblem des Staates kann man wie
bei [Homburg, 2000a] folgenden Schluss ziehen. Wenn es eine Politik mit g,
b > T(.) gibt, die optimal ist, gibt es auch eine Politik mit ¢, b = 0 und
T*, die ebenfalls optimal ist. Die Einfithrung einer Pflichtversicherung besitzt
demnach keine wohlfahrtserhéhende Wirkung, wenn es die Moglichkeit gibt,
eine optimale Steuerfunktion T* zu finden.

Gegeben folgende individuelle Steuerfunktion:

T(wl, 8) = T (wl) + bwl — min {bw!; s} (2.81)

Dann wird innerhalb dieses Modells angenommen, dass die Beitrige an die
Pflichtversicherung als Steuer empfunden werden, d.h. der Grenzsteuersatz auf
der Basis der Gleichung 2.81 ist hoher als bei Abwesenheit einer Pflichtversi-
cherung. Die Grenzbelastung iibersteigt den Grenzsteuersatz um b. Um dies

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



52 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

zu belegen wird nach den einzelnen Gruppen differenziert und die Auswir-
kungen einer Abschaffung der Pflichtversicherung auf das Nutzenniveau und
somit das Verhalten der drei Gruppen betrachtet. Wobei der Ausgangspunkt
eine Situation ist, in der es eine Pflichtversicherung gibt.

Gruppe 1 arbeitet in der ersten Periode und bildet Ersparnisse. Diese Er-
sparnisse sind annahmegeméfl s > bwl. Aufgrund der min-Bedingung in Glei-
chung 2.81 nimmt die Steuerfunktion fiir diese Gruppe den Wert T*(wl, 3) an,
da sich der Ausdruck bwl herauskiirzt. Die Steuerfunktion ist fiir diese Gruppe
im Zustand mit oder ohne Pflichtversicherung gleich gro8. Damit bleibt auch
ihr Nutzeniveau unverindert.

Die Mitglieder der Gruppe 2 bilden unabhingig davon, ob eine Pflichtver-
sicherung vorhanden ist oder nicht, keine Ersparnisse, d.h. in beiden Fillen
gilt s = 0. Aufgrund der min-Bedingung in Gleichung 2.81 erhsht sich die
Steuerfunktion um bw! auf T*(w!, 0) = T (wl) + bwl. Dieser Effekt ist mit der
Einstellung zur Pflichtversicherung verbunden, da die Beitrdge zur Pflichtver-
sicherung als Steuern empfunden werden. Deshalb nimmt die Nutzenfunktion
dieser Gruppe mit oder ohne Pflichtversicherung (b = 0) die Hohe u(wl —
T (wl) — bwl, q,1) an.

Die Gruppe 3 entscheidet sich unabhiingig davon, ob es eine Pflichtversiche-
rung gibt oder nicht, dafiir in beiden Perioden Sozialhilfe zu empfangen.

Damit wird bei [Homburg, 2000a] gezeigt, dass fiir alle drei Gruppen das
Nutzenniveau, unabhéingig davon ob es eine Pflichtversicherung gibt oder nicht,
gleich grof ist. Dariiber hinaus ist auch in beiden Fillen die Budgetrestrikti-
on des Staates gegeben durch Gleichung 2.80 erfiillt. Das Argument, dass die
Einfiihrung einer Pflichtversicherung bei der Anwesenheit von Sozialhilfe als
Mindesteinkommen verhindert, dass die Individuen zu wenig Ersparnisse bil-
den und sich vielmehr als Free Rider verhalten, kann somit nicht aufrecht
erhalten werden. Im Gegenteil die Einfithrung einer Pflichtversicherung fiihrt
vielmehr dazu, dass ein Grofiteil der Individuen, die in jungen Jahren arbeiten
wiirden, aber keine Ersparnisse bilden, dazu verleitet werden, bereits in jungen
Jahren nicht zu arbeiten und Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen.

In den Modellen von [Homburg, 2000a] und [Homburg, 2000b] wird so-

mit das Free-Rider Argument von [Hayek, 1960] enkréftet, dass eine Pflicht-
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versicherung insbesondere bei der Altersvorsorge dann angebracht ist, wenn
es neben dieser Sozialversicherung eine Institution wie die Sozialhilfe gibt.
Der Grund hierfiir ist nach [Hayek, 1960] das Auftreten von Free Rider Ver-
halten bei Abwesenheit von einer Pflichtversicherung, indem die Individuen
in den jungen Jahren zu wenig oder gar keine eigene Vorsorge treffen, son-
dern sich auf das Sozialhilfesystem verlassen. Dies ist nach [Homburg, 2000a]
und [Homburg, 2000b] genau nicht der Fall, sondern die Einfiihrung einer
Pflichtversicherung bewirkt, dass die Anzahl der Sozialhilfeempfinger iiber
beide Perioden, d.h. die Anzahl der Mitglieder der Gruppe 3 steigt. Somit
hat die Einfiilhrung einer Pflichtversicherung nicht nur den erwiinschten Ef-
fekt, das das Free-Rider Verhalten verhindert wird, sondern sie fithrt zum An-
stieg der Arbeitslosigkeit und hat damit zur Folge, dass der Steuersatz steigt.
Allerdings muss man hierzu anmerken, dass dieses Modell lediglich das Argu-
ment von [Hayek, 1960] teilweise entkriftet. Die anderen Argumente, die von
[Diamond, 1977] genannt werden, sind von der Aussage dieses Modells nicht
betroffen. Dariiber hinaus weisen [Konrad, Wagner, 2000] darauf hin, dass die
Einfithrung einer Zwangsversicherung bei Anwesenheit eines Sozialhilfesystems
dann zu begriinden ist, wenn das Dilemma des Samariters vorliegt. Dieses be-
sagt, dass in einer Situation, in der es ein Sozialhilfesystem gibt, Individuen,
selbst wenn sie risikoavers sind, dazu neigen ihre Ersparnisse mit der Gefahr des
vollstindigen Verlustes risikoreich anzulegen. Genau diese durch ein Fiirsor-
gesystem induzierte Verhaltensinderung wird durch eine Zwangsversicherung
ausgeglichen, so dass das Argument von [Hayek, 1960] bezogen auf diese Ver-
haltenséinderung bestehen bleibt.

2.3 Die Finanzierungsverfahren der Alterssi-

cherung

2.3.1 Das Umlageverfahren

Nahezu alle staatlichen Rentensysteme dieser Welt werden zumindest zu einem
iiberwiegenden Anteil durch ein Umlageverfahren finanziert. Das Grundprinzip
basiert darauf, dass der Staat Beitriige bzw. Steuern von den Erwerbstitigen
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erhebt. Diese fliessen der Rentenversicherung dann als Einnahmen zu. Die er-
hobenen Beitrige werden zeitgleich, d.h. in der gleichen Periode, an die im
Ruhestand befindlichen alten Generationen als Renten ausgezahlt und stellen
somit die Ausgaben der Rentenversicherung dar. Dadurch ergibt sich fiir die
Rentenversicherung nach {Homburg, 1988] folgende zentrale Gleichung, wobei
der Subindex fiir die betrachtete Periode ¢ steht:

Einnahmen, = Ausgaben, (2.82)

Die Einnahmen der Rentenversicherung setzen sich dann in dieser Modell-
welt, in der ein Individuum zwei gleich lange Perioden lebt, wobei es in der
ersten Periode erwerbstitig ist und in der zweiten Periode im Ruhestand, aus
der Anzahl der Beitragszahler und der Hohe der zu entrichtenden Beitrige zu-
sammen.!! Es wird ein Flat-Rate-System mit einem Beitragssatz b;, der auf das
Lohneinkommen w; erhoben wird, unterstellt. Demnach setzen sich die Ein-
nahmen der Periode ¢ aus dem Produkt von Lohneinkommen w,, Beitragssatz
b, und der Anzahl der Beitragszahler N; zusammen. Die Ausgaben wieder-
um setzen sich aus dem Produkt der Rentenzahlungen p, und der Anzahl der
Rentner N,_;!? zusammen:

bywy Ny = py Ny (2-83)

Aus dieser Gleichung geht hervor, dass zwei Politikalternativen, die auch bei
[Homburg, 1988] angefiihrt werden, méglich sind. Zum einen kann man den
Beitragssatz iiber alle Perioden ¢ konstant halten. Damit ergeben sich die Ren-
tenzahlungen in diesem Modell als endogene Gré8e, da die Groflen wy, N; und
N,;_, tiber die Zeit variieren kénnen. Aber sie sind in diesem Modell durch
die Sozialpolitik nicht beeinflussbar. Zum anderen ist es moglich das Renten-
niveau, konstant zu halten. In diesem Fall ist der Beitragssatz die endogene

1Obwohl der Beitrag formal auch als Steuer erhoben werden kann, wird im Folgenden in

Anlehnung an das deutsche Rentenversicherungssystem der Begriff Beitrag verwendet.
12In diesem einfachen Modell sich iiberlappender Generationen wird unterstellt, dass die

Individuen zwei gleich lange Perioden leben. In der ersten Periode sind die Individuen er-
werbstatig und in der zweiten Periode befinden sie sich im Ruhestand. Der Tod nach der
ersten Periode ist ansgeschlossen, deshalb sind alle Erwerbstétigen der Periode t — 1 in der
Periode ¢ Rentner
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GroBe. Aus der Gleichung 2.83 ergibt sich dann fiir die Politik des konstanten
Beitragssatzes:

PNy
= = ——— 2. 84
by=54 wel, Vit ( )

Das Rentenniveau 7 ist in jeder Periode t als ein festgelegter Anteil des Brut-
tolohns gegeben, sodass gilt:

n=n="20 vt (2.85)

Die Rentenhéhe bei der Politik des konstanten Beitragssatzes ist dann, wie
man durch eine Umformung der Gleichung 2.84 sehen kann, ein Ergebnis der
Lohnhshe und dem Quotienten aus der Anzahl der Erwerbstitigen und der

Anzahl der Rentner:
_ b N,

P = T—l
Bei der Politik des konstanten Rentenniveaus verhilt sich dies etwas anders.
Hier ergibt sich der Beitragssatz unter Verwendung der Gleichungen 2.83 und
2.85 aus dem Rentenniveau multipliziert mit dem Quotienten aus der Anzahl
der Rentner und der Anzahl der Erwerbstiitigen:

(2.86)

Dt N1

= _—— = N (2.87)
Nicht weiter erstaunlich ist, dass sich die Rentenhéhe bzw. der Beitragssatz
unter der jeweiligen Politikalternative durch den Kehrwert des Verhiltnisses
zwischen der Anzahl der Erwerbstétigen und der Anzahl der Rentner ergibt. Es
erscheint durchaus plausibel, dass die Rentenhdhe bei konstantem Beitragssatz
und dem herrschenden Lohn, umso héher ist, je mehr Beitragszahler und/oder
weniger Rentner es gibt. Ebenso plausibel ist es, dass der Beitragssatz bei einer
Politik des konstanten Rentenniveaus umso niedriger ist, je weniger Rentner
es gibt, bzw. je mehr Beitragszahler vorhanden sind.

Betrachtet man ein Rentensystem unter wohlfahrtsskonomischen Aspekten
zéhlt einzig und allein, ob dieses Rentensystem bei gegebenen Ressourcen ein
optimales Ergebnis liefern kann. Im Speziellen bedeutet dies, dass bei einer
Politik des konstanten Beitragssatzes eine méglichst hohe Rente bzw. bei ei-
ner Politik des konstanten Rentenniveaus ein méglichst niedriger Beitragssatz
resultieren muss. Auch ein Rentensystem muss demnach dem Prinzip folgen,
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dass bei gegebenem Ressourceneinsatz, das Ergebnis maximiert, bzw. bei ei-
nem vorgegebenen Ergebnis der Ressourceneinsatz minimiert werden muss.

Die entscheidende Gréfle, mit der man ein Alterssicherungssystem hinsicht-
lich dieser Maxime bewerten kann, ist die interne Rendite des Rentensystems
bzw. ihre Entwicklung iiber die Zeit. Die interne Rendite eines Umlagever-
fahrens hingt vom realen Lohnwachstum und dem Wachstum der Anzahl der
Erwerbstiitigen - bzw. in diesem Vollbeschiftigungsmodell vom Bevélkerungs-
wachstum - ab. Dieser Zusammenhang wurde erstmalig von [Aaron, 1966] for-
muliert und hergleitet und wird deshalb auch als Aaron-Bedingung bezeich-
net. Allerdings muss man hier nach der internen Rendite bei einem System
mit einem konstanten Beitragssatz und einem System mit einem konstanten
Rentenniveau differenzieren.

Man erhélt die interne Rendite 1 + 7, indem man die Rentenleistungen zu
den Beitrigen, die in der Vorperiode geleistet wurden, ins Verhéltnis setzt:

UV Y43
1 g bt_lwt_l ( )

Bei einem System mit einem konstanten Beitragssatz ergibt sich dann unter
Verwendung der umgeformten Gleichung 2.86 nach [Breyer, 1990a}:

vvks _ Wl

1 — =1 1+
+1, A (1+g) (14 m)
= 1+g +n+ gy
~ 14+g+n (2.89)

Verfolgt man die Poltik des konstanten Rentenniveaus ergibt sich die interne
Rendite unter Verwendung der Gleichungen 2.87 und 2.85 nach [Homburg, 1988]
als:

N_ ’l;w
UV,KR t—1 t
1 lt Nt y 1 (1 gt) (1 nvt_l) ( 90)

Diese auch als Lohnsummenwachstum bekannte Grofle bestimmt in allgemei-
ner Form die Rentabilitit eines umlagefinanzierten Rentensystems und wird
durch das Lohnwachstum 1 + g und das Wachstum 1 + n der Erwerbstétigen
bestimmt. Es ist unschwer zu erkennen, dass ein Schrumpfen der Bevolkerung
in diesem System, sofern keine Kompensation durch ein erhthtes Reallohn-

wachstum stattfindet, zu einer sinkenden Rendite fithrt. Wobei der Unter-
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schied zwischen einem System mit einem konstanten Rentenniveau und ei-
nem konstanten Beitragssatz darin besteht, dass bei der Politik des konstan-
ten Rentenniveaus die interne Rendite vom Wachstum der Erwerbstétigen der
Vorperiode abhingt. Dies liegt daran, dass der Beitragssatz von dem Verhélt-
nis zwischen Beitragszahlern und Rentenempfingern der Vorperiode abhéngt.
Die Rentenleistung allerdings ist aufgrund des fixen Rentenniveaus vorgegeben
und schwankt deshalb nicht mit der Héhe des Verhiltnisses zwischen Beitrags-
zahlern und Rentenempfiangern. Im Gegensatz dazu ist in einem System mit
einem konstanten Beitragssatz die Hohe der Rentenleistung vom Verhéltnis
zwischen den Beitragszahlern und den Rentenempfingern der Betrachtungs-
periode abhingig, da die Rentenleistung in diesem System von genau diesem
Verhiltnis abhéngig ist.

Ein Rentensystem, das durch ein Umlageverfahren finanziert wird, ist im-
mer anfillig gegeniiber der Lohnentwicklung und durch die Abhéngigkeit von
der Anzahl der Erwerbstitigen auch von der Bevélkerungsentwicklung. Ein
steigendes Bevolkerungswachstum hat bei konstanter Lohnentwicklung eine
steigende Rendite zur Folge. Umgekehrt bewirkt allerdings ein Schrumpfen
der Bevolkerung eine sinkende Rendite. Das Umlageverfahren als Finanzie-
rungsverfahren eines Rentensystems ist demnach in hohem MaSe von der de-
mographischen Entwicklung abhéingig. Neben der Finanzierungsform sind bei
der Betrachtung von Alterssicherungssystemen aber auch die Sicherungsziele,
die mit einem solchen System verfolgt werden, von Bedeutung. Grundsitz-
lich lassen sich die zwei Ziele Grundsicherung und Lebensstandardsicherung
voneinander unterscheiden.

2.3.1.1 Das System der Grundsicherung

Ein Grundsicherungssystem verfolgt das Ziel im Alter eine Absicherung der
Grundbediirfnisse zu gewéhrleisten und sind eng mit dem Namen Lord Bever-
dige’s verbunden, der ein solches System im Vereinigten Kénigreich einfiihrte.
Grundlage dazu bildete der Beveridge Report, der nach [Barr, 1993] das Kon-
zept dieses Absicherungssystems spezifizierte. In der Regel sind solche Syste-
me steuerfinanziert. Allerdings erfiillen auch diese Systeme das grundlegende
Merkmal eines Umlageverfahrens, dass ndmlich die Gleichung 2.82 gilt, nach
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58  KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

der innerhalb einer Periode die Einnahmen gleich den Ausgaben sind. Im Ver-
gleich zu einem beitragsfinanzierten System ergibt sich allerdings ein nicht un-
bedeutender Unterschied, der in der Eigenschaft der Steuern begriindet liegt.

Steuern sind definitionsgeméss Zwangsabgaben, die ohne Anspruch auf eine
spezifische Gegenleistung erhoben werden. Dementsprechend ergibt sich aus
der Zahlung von Steuern noch kein genau spezifizierter Anspruch auf Leistun-
gen aus diesem Rentensystem. Ein Anspruch auf eine Rente wird deshalb in
Léndern, in denen ein solches Grundsicherungssystem herrscht, {iblicher Weise
durch andere Merkmale, wie z.B. die Staatsangehorigkeit oder die Dauer des
Aufenthalts in dem jeweiligen Land abgeleitet. Dies ist jedoch eher ein recht-
liches als ein typisch 6konomisches Problem. Okonomisch ist in einem solchen
System die Frage von Bedeutung, wer zur Finanzierung des Systems beitrégt.
Sofern nicht bestimmte Gruppen von vornherein ausgeschlossen werden, indem
man nur ganz bestimmte Steuerarten zur Finanzierung zulisst, kann bei ei-
ner Steuerfinanzierung jeder betroffen sein. Demnach ist es auch méglich, dass
auch die Rentner selbst zur Finanzierung ihrer eigenen Rente beitragen, wenn
nicht die Lohnsteuer sondern Steuern, die den Konsum als Grundlage der Be-
steuerung - wie z.B. bei der Mehrwertsteuer - nehmen, herangezogen werden.
Der demographische Effekt kann durch ein solches System, indem man eine
Verbrauchssteuer als Finanzierungsgrundlage heranzieht, durchaus gemildert
werden, jedoch nicht vollstindig aufgehoben werden.

Auf der Ausgabenseite wird in einem solchen System ein bestimmter Pro-
zentsatz des Durchschnittseinkommens unabhéngig von den Vorleistungen ga-
rantiert. Nach [Casamatta, Cremer, Pestieau, 2000], [Cremer, Pestieau, 2001],
[Conde-Ruiz, Profeta, 2002] und [Pestieau, 1999] lassen sich die individuellen
Rentenzahlungen p innerhalb eines solchen Systems in der Abhéngigkeit des
Durchschnittslohns w, des Steuersatzes T, des Bevélkerungswachstums n und
des Lohnwachstums g und bezogen auf die Vorleistungen folgendermaflen dar-
stellen:

= (1+mne1) (1+gt) 1w (2.91)

Ein solches System entspricht demnach, wenn man es nach den Kriterien der
beiden Politikalternativen kategorisiert, immer einem System mit konstantem

Rentenniveau. Der wesentliche Unterschied zu dem bisher dargestellten System
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2.3. DIE FINANZIERUNGSVERFAHREN DER ALTERSSICHERUNG 59

eines Rentensystems stellt allerdings die Steuerfinanzierung im Gegensatz zur
bisher dargestellten Beitragsfinanzierung dar.

2.3.1.2 Lebensstandardsicherung

Im Gegensatz zu einem Grundsicherungssystem, das lediglich eine Minimalab-
sicherung zum Ziel hat, wird in einem System, welches das Ziel der Lebens-
standardsicherung der Individuen verfolgt, versucht eine in der Erwerbsphase
eingenommene Einkommensposition aufrechtzuerhalten. Solche Systeme sind
mit dem Namen Bismarck verbunden und herrschen insbesondere in Deutsch-
land, Frankreich aber auch in Italien vor.13

Bei einem System mit dem Ziel der Lebensstandardsicherung handelt es
sich um ein beitragsfinanziertes System.!* Das Ziel ist es die Individuen nach
dem Eintritt in den Ruhestand innerhalb einer Generation auf der gleichen
Stufe der Einkommenspyramide zu halten wie in der Erwerbsphase. In diesem
Zusammenhang spricht man auch vom Prinzip der Teilhabediquivalenz. Im Ge-
gensatz zu einer Steuerfinanzierung fiihrt eine Beitragsfinanzierung dazu, dass
durch eine geleistete Beitragszahlung ein Anspruch auf eine Gegenleistung en-
steht. In einem solchen System lassen sich die Rentenleistungen im Zusammen-
hang mit den Beitragszahlungen b nach [Casamatta, Cremer, Pestieau, 2000],
[Cremer, Pestieau, 2001], [Conde-Ruiz, Profeta, 2002] und [Pestieau, 1999] fiir
ein System mit konstantem Beitragssatz folgendermaSien darstellen:

Pe= (1 +n) (1+ g¢) by (2.92)
Analog gilt fiir ein System mit einem konstanten Rentenniveau

Pe=(1+m1) (1 +g:) b1we (2.93)

13Tatsdchlich war das von Bismarck in Deutschland eingefiihrte Alterssicherungssystem
kapitalgedeckt. Trotzdem werden umlagefinanzierte Rentensysteme, die durch Sozialversi-
cherungsbeitriige finanziert werden iiblicher Weise als Bismarcksche Systeme bezeichnet.

4 Auch hier muss einschrankend angefiihrt werden, dass simtliche Alterssicherungssyste-
me nicht ausschlieBlich beitragsfinanziert sind. Vielmehr wird in nahzu allen Alterssiche-
rungssystemen ein Zuschuss aus dem Steuerhaushalt geleistet, so dass alle Systeme zumin-
dest zu einem bestimmten Teil auch steuerfinanziert sind. Die Beitriigen besitzen jedoch in
Bismarckschen Systemen hinsichtlich der Leistungsanspriiche eine hohe Bedeutung.
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60 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

Vergleicht man diese Gleichungen mit der Gleichung 2.91 erkennt man, dass
ein System der Lebensstandardsicherung nicht den Durchschnittslohn sondern
den individuellen Lohn zur Grundlage der Rentenberechnung hat. Dadurch
wird die Teilhabe#quivalenz gewihrleistet.

Die 6konomischen Effekte, die sich aus dem Unterschied zwischen den beiden
Typen der Rentenberechnung ergeben, werden in einem spiteren Kapitel noch
genauer betrachtet.

2.3.2 Das Kapitaldeckungsverfahren

Ein Rentensystem, das durch ein Kapitaldeckungsverfahren finanziert wird,
stellt im Prinzip nichts anderes dar als ein Substitut zur privaten Ersparnis.
In einem solchen System werden die Beitrige eines Individuums nicht peri-
odengleich an die Rentner ausgezahlt, sondern auf einem individuellen Konto
fiir das Individuum angelegt. In einem einfachen Modell sich iiberlappender
Generationen, in dem die Individuen zwei Perioden leben, wobei sie in der er-
sten Periode arbeiten und Beitrage entrichten und in der zweiten Periode im
Ruhestand sind und eine Rente empfangen, lisst sich die Basisgleichung eines
kapitalgedeckten Rentensystems folgendermaflen darstellen:

berwe—1(1+ 1) = pe (2.94)

Das Individuum zahlt in der Periode ¢t — 1 einen Beitrag in der Hhe des
Produkts aus dem Beitragssatz b und dem Lohneinkommen w. Dieser Beitrag
wird in dieser einfachen Modellwelt am Kapitalmarkt zu dem giiltigen Kapital-
marktzins r angelegt.!® Die Rente, die das Individuum in der Periode ¢ erhilt,
entspricht dann genau den Beitragszahlungen plus deren Verzinsung. Wie man
leicht erkennen kann, entspricht die interne Rendite des Kapitaldeckungsver-
fahrens iX¥PV dem Kapitalmarktzins r:

1+i5 =14r, (2.95)

Auch beim Kapitaldeckungsverfahren kénnen die zwei Politikalternativen eines
konstanten Beitragssatzes oder eines konstanten Rentenniveaus angewendet

15Tn diesem Modell wird zur Vereinfachung unterstellt, dass es sich um einen perfekten
Kapitalmarkt handelt, auf dem ein einheitlicher Zinssatz herrscht.
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2.3. DIE FINANZIERUNGSVERFAHREN DER ALTERSSICHERUNG 61

werden. Fiir die Politik des konstanten Beitragssatzes ergibt sich dann folgende
Form:

o Dt
b1 =b= @ E D (2.96)

Die Hohe der Rente richtet sich in diesem Fall danach wie hoch das Lohn-
niveau in der vorhergehenden Periode war und welche Verzinsung auf dem
Kapitalmarkt erzielt wurde.

Fiir die Politik eines konstanten Rentenniveaus erhilt man folgenden Aus-
druck

pr=p=b w1 (1+7) (2.97)
Die Hohe des Beitragssatzes richtet sich in diesem Fall nach dem Renteni-
veau, das erreicht werden soll, dem Lohneinkommen des Individuums in der
Erwerbsphase und der Verzinsung auf dem Kapitalmarkt.

Der wesentliche Unterschied ist, wie man anhand der beiden Politikalterna-
tiven sehen kann, dass in einem Kapitaldeckungsverfahren immer das Indivi-
duum selbst fiir seine Rente aufkommt. Im Gegensatz dazu kommen in einem
Umlageverfahren immer die nachfolgenden Generationen fiir die Renten der
sich im Ruhestand befindenden Individuen auf.

Nachdem in diesem Kapitel die beiden Finanzierungsverfahren in der Al-
terssicherung kurz vorgestellt wurden, wird im néchsten Abschnitt eine Unter-
suchung hinsichtlich der Effizienzwirkung der beiden Verfahren vorgenommen.

2.3.3 Eine wohlfahrtsskonomische Beurteilung der bei-
den Finanzierungsverfahren

Die Bewertung eines Rentensystems im Lichte der Wohlfahrtsokonomik bedeu-
tet immer, dass man die Konsummdglichkeiten betrachtet, die das untersuchte
Finanzierungsverfahren zur Folge hat. Aufbauend auf dem Lebenseinkommen
ermitteln die Individuen die optimale Aufteilung ihres Konsums im Modell von
[Homburg, 1988], in dem die Individuen zwei gleich lange Perioden leben und
in beiden Perioden konsumieren wollen und in dem es kein Rentensystem gibt,
durch ihr Nutzenmaximierungskalkiil. Be1 vollkommener Voraussicht wird die
folgende Nutzenfunktion maximiert:

Uler, 2e41) (2.98)
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62 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

Diese Nutzenfunktion besitzt die Eigenschaften:

Wy op
Oc, Oz 41

>0 (2.99)

Zur Vereinfachung soll das Individuum in der Periode ¢ arbeiten und in der
Periode ¢ + 1 im Ruhestand sein. Die Arbeit wird dem Individuum mit dem
Einkommen y entlohnt, das zum Konsum in der Periode ¢, ¢;, oder zum Kon-
sum in der Periode ¢+ 1, 2, verwendet werden kann, indem das Individuum
in der ersten Periode Ersparnisse, s;, bildet, die auf dem Kapitalmarkt zum
einheitlichen Zinssatz r angelegt werden. Die Budgetrestriktion in der Periode
t lautet deshalb:

Y =Ct+ 3¢ (2.100)

In der Periode t + 1 kann das Individuum, da es kein Rentensystem gibt und
keine Vererbung zugelassen ist, die gesamten Ersparnisse zuziiglich der Verzin-
sung konsumieren. Die Budgetrestriktion der Periode ¢ + 1 lautet deshalb:

ze41 = St(1 +71) (2.101)

Die Budgetrestriktion fiir beide Perioden erhilt man, indem man die Gleichung
2.101 umformt und in die Gleichung 2.100 einsetzt:

Zt+1
=c + 2.102
h=c 1+r ( )

Die Optimalbedingung fiir die Aufteilung in Konsum heute und in Konsum
morgen lautet in diesem Modell deshalb:

au
By =1+r (2.103)

Oz¢41

Ein Individuum besitzt demnach im Optimum eine Grenzrate der Substitution
zwischen Konsum in der Rentenphase und Konsum in der Erwerbstétigkeits-
phase, der genau dem Kapitalmarktzins entspricht. Dies bedeutet, dass das
Individuum bereit ist, eine Einheit Konsum in der Erwerbsphase aufzugeben,
wenn es dafiir 1 + r Einheiten Konsum im Ruhestand erhélt. In den beiden
vorhergehenden Abschnitten wurde gezeigt, dass in einem Umlageverfahren
die interne Rendite dem Lohnsummenwachstum wie in den Gleichungen 2.89
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2.3. DIE FINANZIERUNGSVERFAHREN DER ALTERSSICHERUNG 63

und 2.90 fiir ein System mit einem konstanten Beitragssatz bzw. fiir ein System
mit konstantem Rentenniveau entspricht und im Kapitaldeckungsverfahren die
interne Rendite genau gleich dem Kapitalmarktzins - wie in Gleichung 2.95 dar-
gestellt - ist. Die interne Rendite eines Rentensystems spiegelt die Moglichkeit
wider, zu dem es in der Lage ist Einkommen von der Erwerbstitigkeitsphase
in die Ruhestandsphase zu transferieren. Da die interne Rendite im Kapital-
deckungsverfahren in diesem Modell dem Kapitalmarktzins entspricht, gibt
es bei einem solchen System keinen Konflikt mit der Optimalbedingung in
Gleichung 2.103, da die Budgetgerade des Individuums nicht veréndert wird.
Der einzige Effekt, der durch ein Kapitaldeckungsverfahren in diesem Modell
eintritt, ist, dass private Ersparnisse durch die Ersparnisse, die durch das ka-
pitalgedeckte Rentensystem geschaffen werden, substituiert werden. Ein Kapi-
taldeckungsverfahren wirkt sich deshalb in diesem Modell auch nicht auf die
intertemporale Allokation aus und besitzt deshalb auch keine intertemporale
Verzerrungswirkung. Die Konsumméglichkeiten des Individuums bleiben des-
halb bei einem Kapitaldeckungsverfahren unberiihrt. Das Umlageverfahren be-
sitzt hingegen eine interne Rendite, die dem Lohnsummenwachstum entspricht.
Man kann nun - bezogen auf ein System mit einem konstanten Beitragssatz!®
- in drei Falle unterscheiden:

1. 1+g4+m>1+4rm (2.104)
2. 14+g+m=1+rn (2.105)
3 1+g+m<l+r, (2.106)

Im ersten Fall ist das Lohnsummenwachstum héher als der Kapitalmarktzins.
Dies bedeutet, dass die Konsumméglichkeiten des Individuums im Vergleich
zu einer Situation ohne Rentensystem erhéht werden. In einem solchen Fall
wire ein Umlageverfahren im Vergleich zu einem Kapitaldeckungsverfahren
pareto-superior. Im zweiten Fall entspricht das Lohnsummenwachstum genau
dem Kapitalmarktzins. In diesem Fall sind das Kapitaldeckungsverfahren und
das Umlageverfahren nach dem Pareto-Kriterium gleichwertig. Es gelten in
diesem Fall genau die gleichen Konsummdoglichkeiten wie im Fall ohne Ren-

16Fiir ein System mit einem konstanten Rentenniveau ergibt sich ein analoger Vergleich.
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64 KAPITEL 2. GRUNDLAGEN ZUM BEGRIFF DER AQUIVALENZ

tensystem. Beide Verfahren wéren in diesem Fall intertemporal allokations-
neutral, d.h. es herrschen keine Verzerrungswirkungen. Im dritten Fall, in dem
das Lohnsummenwachstum kleiner als der Kapitalmarktzins ist, verringert ein
Umlageverfahren die Konsumméglichkeiten der Individuen. Ein Umlagever-
fahren ist in diesem Fall allokationsverzerrend im Vergleich zu einer Situation,
in der ein Kapitaldeckungsverfahren zur Alterssicherung herangezogen wird
oder kein Rentensystem besteht. Allokationsverzerrend wirkt es insbesondere
deshalb, weil durch ein Umlageverfahren in diesem Fall ein Konflikt mit der
Optimalbedingung 2.103 bestehen wiirde.

In diesem Kapitel wurden einige Grundlagen zum Begriff der Aquivalenz
in der Alterssicherung ausgefiihrt. Hierbei wurde zuerst geklirt, weshalb {iber-
haupt ein Bedarf fiir Versicherungen entstehen kann. Als Grund hierfiir wurde
die Risikoaversion der Individuen ausgemacht. Im Anschlul daran wurde der
Begriff der versicherungstechnischen Aquivalenz betrachtet und die Nachfra-
ge nach Versicherungen auf privaten Mirkten betrachtet. Private Versiche-
rungsmérkte konnen aber Probleme auf der Nachfrageseite hervorrufen, die
als adverse Selektion oder Moral Hazard bekannt sind. Diese nachfrageseitigen
Probleme in der Versicherungsskonomik wurden untersucht und im Hinblick
auf ihre Relevanz in der Alterssicherung bewertet. Im Anschlufl daran wur-
de die Frage, weshalb die Alterssicherung obligatorisch durchgefiihrt werden
soll, erértert. Zum Abschluss wurden die zwei mdoglichen Finanzierungsarten
einer Rentenversicherung vorgestellt und hinsichtlich ihrer wohlfahrtsékono-
mischen Effekte betrachtet. Innerhalb des Umlageverfahrens wurden die zwei
Grundprinzipien der sozialen Alterssicherung erldutert, die entweder in der
Form einer Grundsicherung oder einer Lebensstardsicherung, die hdufig auch
mit dem Begriff der Teilhabesiquivalenz verbunden ist, organisiert werden. Im
ndchsten Kapitel sollen nun die Probleme der Alterssicherung betrachtet wer-
den. Hierbei spielen insbesondere zwei Aspekte ein wichtige Rolle. Dies ist zum
einen die demographische Entwicklung und zum anderen die Auswirkungen der
Alterssicherung auf den Arbeitsmarkt.
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Kapitel 3
Probleme der Alterssicherung

Fast alle staatlichen Rentensysteme in den Landern der OECD, die iiber ein
mehr oder weniger stark ausgeprigtes soziales Sicherungssystem verfiigen, wer-
den durch ein Umlageverfahren finanziert. In den letzten Jahrzehnten nimmt
sowohl in der wissenschaftlichen als auch in der politischen Debatte der Re-
formbedarf der staatlichen Alterssicherungssysteme in allen diesen Léndern
einen festen Platz ein. Der Ausloser fiir diesen Diskussionsbedarf ist der stei-
gende Finanzierungsbedarf der Rentensysteme, der sich durch steigende Steuer-
bzw. Beitragssitze zur Finanzierung der Rentensysteme duflert. Der Effekt
dieser Entwicklung ist eine Verschiebung der Finanzierungslast der Alterssi-
cherung von heute lebenden Generationen zu zukiinftigen Generationen.

Fiir diese Entwicklung werden in diesen Léndern insbesondere zwei Fakto-
ren verantwortlich gemacht zum einen die demographische Entwicklung, die
insbesondere von [Disney, 2000] als Hauptfaktor der ”Krise” der gesetzlichen
Alterssicherungssysteme ausgemacht wird, und zum anderen das Zusammen-
spiel zwischen der Alterssicherung und dem Arbeitsmarkt. Genau diese beiden
Faktoren sollen nun néher betrachtet werden und hinsichtlich ihrer Auswir-
kungen auf die Alterssicherung, wie sie derzeit in den meisten Lindern der
OECD organisiert ist, untersucht werden. Zuerst wird der Effekt der demogra-
phischen Entwicklung auf die Alterssicherungssysteme genauer betrachtet und
im Anschluss daran wird die Zusammenwirkung zwischen Alterssicherung und
Arbeitsmarkt untersucht.
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66 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG
3.1 Die demographische Entwicklung

Die Alterssicherung hingt wie keine andere der Sozialversicherungen unmit-
telbar von der Alterszusammensetzung der Bevélkerung ab. Insbesondere in
einem umlagefinanzierten Rentensystem wird diese Abhingigkeit besonders
deutlich. Im vorhergehenden Kapitel wurde durch die Gleichung 2.82 gezeigt,
dass in einem Umlageverfahren die Einnahmen einer Periode immer den Aus-
gaben einer Periode entsprechen miissen. Die Einnahmen setzen sich aus der
Anzah] der Beitragszahler, dem Beitragssatz und dem Lohn zusammen. Die
Ausgaben sind hingegen das Produkt aus der Anzahl der Rentner und der
ausgezahlten Durchschnittsrente.

Auf beiden Seiten der Gleichung 2.82 gibt es demnach eine demographi-
sche Komponente auf der Einnahmenseite die Anzahl der Beitragszahler und
auf der Ausgabenseite die Anzahl der Rentner. Desweiteren wird die Wirksam-
keit der demographischen Entwicklung in der internen Rendite des Umlagever-
fahrens in den Gleichungen 2.89 und 2.90 evident. Die als Aaron-Bedingung
bekannte Ubereinstimmung der internen Rendite des Umlageverfahrens mit
dem Lohnsummenwachstum beinhaltet die Wachstumsrate der Erwerbstéti-
gen n als wesentlichen Faktor. In den Gleichungen 2.104, 2.105 und 2.106
wurde dann gezeigt, welche wohlfahrtstheoretischen Auswirkungen von einem
Umlageverfahren ausgehen, wenn das Lohnsummenwachstum gréfer als, ge-
nau gleich oder kleiner als der Kapitalmarktzins ist. Da die Wachstumsra-
te der Erwerbstétigen einen entscheidenden Faktor des Lohnsummenwachs-
tums dartellt, muss fiir eine Bewertung eines Umlageverfahrens die demo-
graphische Entwicklung einer genaueren Betrachtung unterzogen werden. In
den folgenden Ausfiihrungen wird deshalb die demographische Entwicklung in
Deutschland auf der Basis der 9. koordinierten Bevolkerungsvorausberechnung
in [Statistisches Bundesamt, 2000] und deren Auswirkungen auf ein umlagefi-
nanziertes Rentensystem kurz skizziert.!

Die Schétzungen in [Statistisches Bundesamt, 2000] legen fiir ihre Berech-

Diese Beschrankung auf die demographische Entwicklung in Deutschland stellt zwar
eine Einschrinkung in der allgemeinen Giiltigkeit der Aussagen dar. Da aber in den meisten
anderen Mitgliedslindern der OECD eine &hnliche Entwicklung zu erwarten ist, kann diese
Einschriankung als geringfiigig angesehen werden.
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Abbildung 3.1: Bevolkerungsentwicklung [Quelle: Statistisches Bundesamt,
2000]

nungen zwei Varianten zugrunde. Diese Varianten unterscheiden sich hinsicht-
lich ihrer Annahmen beziiglich der Nettozuwanderung. In der Variante 1 wird
eine Nettozuwanderung von 100.000 Personen pro Jahr angenommen und in
der Variante 2 eine Nettozuwanderung von 200.000 Personen jahrlich. Dadurch
ergeben sich die unterschiedlichen Werte fiir die Bevolkerungsgréfe. In der Va-
riante 1 wird ausgehend vom Jahr 1998, in dem 82,037 Mio. Einwohner in
Deutschland leben, eine Bevélkerungszahl von 64,973 Mio. im Jahr 2050 be-
rechnet. In der Variante 2 ist ausgehend von der selben Bevolkerungszahl im
Jahr 1998, ein niedrigerer Bevélkerungsriickgang auf 70,281 Mio. Einwohner

zu verzeichnen.

In der Abbildung 3.1 erkennt man aber trotz der Unterschiede in den bei-
den Berechnungen einen deutlichen Trend in die Richtung einer abnehmenden
Bevolkerung, der auch durch die héhere Nettozuwanderung nicht aufgehoben
werden kann. Diese Entwicklung lisst sich zunéchst einfach erklidren, wenn man
die Anzahl der Lebengeborenen im Zeitraum von 1998 bis 2050 betrachtet.

In der Abbildung 3.2, die auf den Berechnungen von [Statistisches Bundes-
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Abbildung 3.2: Lebendgeborene [Quelle: Statistisches Bundesamt, 2000]

amt, 2000] beruht, kann man erkennen, dass die Anzahl der Lebendgeborenen
in Deutschland im Zeitraum von 1998 bis 2050 einen deutlichen Abwéartstrend
verzeichnet. In beiden Varianten wird von einer Anzahl von 774.300 Lebend-
geborenen im Jahr 1998 ausgegangen. Diese Zahl sinkt in der Variante 1 bis
zum Jahr 2050 auf eine Anzahl von 461.300 und in der Variante 2 auf 516.000.
Durch diesen Abwirtstrend in den Geburtenzahlen lasst sich das Schrumpfen
der Bevalkerung bis zum Jahr 2050 erkliren. Dies ist ein wesentlicher aber nur
ein Teil der demographischen Entwicklung. Neben den niedrigen Geburtenzah-
len, die zu einem Sinken der Bevélkerung fiithren, wird im Zeitraum von 1998
bis 2050 auch ein weiterer Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwartung
unterstellt. Hierbei wird in [Statistisches Bundesamt, 2000] davon ausgegan-
gen, dass die durchschnittliche Lebenserwartung eines Neugeborenen, die im
Jahr 1998 fiir Frauen 80,5 Jahre und fiir Manner 74,4 Jahre im fritheren Bun-
desgebiet und 72,4 Jahre fiir Ménner und 79,5 Jahre fiir Frauen in den neuen
Bundeslindern einschlieBlich Ost-Berlin betrug, auf 78,1 Jahre fiir Mdnner und
84,5 Jahre fiir Manner in Gesamtdeutschland im Jahr 2050 ansteigen wird. Die
erwartete durchschnittliche Restlebenserwartung eines 65jahrigen erfihrt einen
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3.1. DIE DEMOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG 69

Anstieg von 15,3 (14,4) Jahren firr Manner und 19,0 (18,2) Jahren fiir Frauen
im fritheren Bundesgebiet (neue Lander einschliefllich Ost-Berlin) im Jahr 1998
auf 17,7 Jahre fiir Manner und 22,3 Jahre fiir Frauen in Gesamtdeutschland
im Jahr 2050.

Betrachtet man die Gleichung 2.82 und daraus abgeleitet die Gleichung 2.83,
ergibt sich, dass die Einnahmen von der Anzahl der Beitragszahler und die Aus-
gaben von der Anzahl der Rentner abhéngt. Entscheidend fiir die Entwicklung
des Rentensystems wird demnach die Relation zwischen den Beitragszahlern
N und den Rentnern N2, bzw. dessen Kehrwert sein:

2
N
Geht man auf der Basis der 9. koordinierten Bevolkerungsvorauschitzung in
[Statistisches Bundesamt, 2000] vor und setzt die Anzahl der Individuen im
erwerbsfiahigen Alter, welche in Ubereinstimmung mit der Literatur die Al-
tersklassen zwischen 20 Jahren und 65 Jahren sind, und setzt diese wie in
Gleichung 3.1 ins Verhiltnis zu den Alterskohorten im Rentenalter, d.h. die
Altersklasse iiber 65 Jahre, erhilt man - beginnend im Jahr 1998 bis zum Jahr
2050 - die Entwicklung des Altenquotienten, wie sie in Abbildung 3.3 fiir die
Varianten 1 und 2 sowie eine Variante 2a 2 der 9. koordinierten Bevolkerungs-

Rentnerquotient = (3.1)

berechnung von [Statistisches Bundesamt, 2000] dargestellt ist.

In der Abbildung 3.3 ist in allen drei Szenarien ein deutlicher Anstieg des
Altenquotienten zu verzeichnen. Wie es zu erwarten war, nimmt der Alten-
quotient der Variante 1 iiber den betrachteten Zeitraum die hichsten Werte
an. Allerdings gleicht sich der Wert der Variante 2a dem Wert der Variante 1
an. Alle drei Varianten beginnen im Jahr 1998 mit einem Wert von 0,25. In
der Variante 1 und in der Variante 2a erreicht der Altenquotient im Jahr 2050
einen Wert von 0,56 und in der Variante 2 einen Wert von 0,52. Dies bedeutet,
dass im Jahr 1998 auf einen Einwohner im Rentneralter noch 4 Personen im
Erwerbsfihigenalter kommen, im Jahr 2050 hingegen kommen in der Variante
1 und 2a auf einen Rentner knapp unter 1,7 Personen im Erwerbsfahigenalter
und in der Variante 2 auf einen Rentner 1,9 Personen im Erwerbsfahigenalter.

?Die Variante 2a ist ein Rechnung, die auf der Variante 2 der 9. koordinierten Bevolke-
rungsvorausberechnung beruht. Der Unterschied besteht darin, dass sie eine um 2 Jahre
erhohte durchschnittliche Lebenserwartung unterstellt.
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Abbildung 3.3: Altenquotient [Quelle: Statistisches Bundesamt, 2000]

Da ein umlagefinanziertes Rentensystem genau von dieser Relation zwi-
schen Erwerbsfihigen, bzw. um exakt zu sein von den versicherungspflichtig
Beschiftigten, und den Rentenempfingern abhingt, hinterlafit diese Entwick-
lung naturgemiB ihre Spuren in der gesetzlichen Alterssicherung.® Auf der
Basis der beiden Politikalternativen des konstanten Beitragssatzes und des
konstanten Rentenniveaus, die im Abschnitt 2.3.1 vorgestellt wurden, wird ge-
zeigt, welche Auswirkungen die in [Statistisches Bundesamt, 2000] berechnete
demographische Entwicklung auf ein umlagefinziertes Rentensystem hat.

In der Abbildung 3.4 wird die Beitragssatzentwicklung eines umlagefinan-
zierten Rentensystems, wie es im Abschnitt 2.3.1 vorgestellt wurde, unter der
Politikalternative des konstanten Rentenniveaus* fiir die drei Varianten 1, 2

3Hierbei muss allerdings einschrinkend angefiihrt werden, dass diese Relation, die aus der
9. koordinierten Bevélkerungsvorausberechnung berechnet wurde, den tatsichlichen Rent-
nerquotienten nicht exakt wiedergeben kann, da zum einen nicht alle Personen, die im er-
werbsfihigen Alter sind, einer versicherungspflichtigen Beschiftigung nachgehen und nicht
alle Einwohner, die sich im Rentenalter befinden, eine Rente beziehen.

“Der Begriff Rentenniveau wird hier in Anlehnung an Homburg [1988] verwendet. Dies
ist insofern irrefiihrend, da er nicht dem Begriff des Rentenniveaus im deutschen Rentensy-
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Abbildung 3.4: Entwicklung des Beitragssatzes

und 2a dargestellt.> Bei diesen Berechnungen wurde fiir das Rentenniveau
der iiber den betrachteten Zeitraum konstante Wert von 0,59 gewihlt.5 Der
Beitragssatz liegt im Jahr 1998 unter den gegebenen Bedingungen bei allen
drei Varianten bei einem Wert von 0,150. In der Variante 1 und der Vari-
ante 2a wird unter den gegebenen Annahmen im Jahr 2050 ein Beitragssatz

stem entspricht. Es handelt sich hierbei vielmehr um die Lohnersatzrate. D.h. der Relation

zwischen der durchschnittlichen Rentenleistung und dem Durchschnittslohn.

SEs gilt hierbei zu beriicksichtigen, dass es sich bei diesen Berechnungen nicht um eine
detailgetreue Abbildung des deutschen Rentensystems handelt. Zum einen basieren diese
Berechnungen auf dem Altenquotienten, der nicht als reprisentativ fiir das deutsche System
unterstellt werden kann. Zum anderen beruht diese Rechnung nur auf Altersrenten, in der
die Individuen erst im Alter von 65 Jahren in den Ruhestand treten. Ferner wird der Bundes-
zuschuss, den es im deutschen System als Einnahmekomponente gibt, in den Berechnungen
nicht beriicksichtigt. Ziel dieser Berechnungen ist es lediglich, eine Richtung aufzuzeigen, in
die die skizzierte demographische Entwicklung innerhalb eines umlagefinanzierten Renten-

systems fiihren kann.
6Die Wahl des Wertes von 0,59 erfolgte willkiirlich. Allerdings ergab eine Variation des

Wertes fiir das Rentenniveau bei einer Erhéhung (Senkung) eine Verschiebung der Werte
fiir den Beitragssatz nach oben (unten), dass die Richtung der Beitragssatzentwicklung nach
dem gleichen Trend verlief.
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72 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

von 0,331 bzw. 0,330 erreicht. In der Variante 2 hingegen betrigt der Bei-
tragssatz im Jahr 2050 0,308. Alle drei Varianten weisen die Gemeinsamkeit
auf, dass sich der Beitragssatz aufgrund der gegebenen demographischen Ent-
wicklung mehr als verdoppelt. Es ist allerdings zu beobachten, dass sich die
Werte fiir die Variante 1 und 2a im Jahr 2050 fast angleichen. Sie liegen um
2,3 v.H. bzw. 2,25 v.H. hoher als bei der Variante 2. Daraus lassen sich zwei
Schliisse ziehen: Zum einen kann eine héhere Zuwanderung zwar den Trend
einer Erhohung des Beitragssatzes nicht verhindern, sie fithrt aber mittel- bis
langfristig zu einem niedrigeren Anstieg. Dies ergibt sich aus dem Vergleich
zwischen der Beitragssatzentwicklung unter der Variante 1 und der Varian-
te 2. Zum anderen bewirkt eine erhéhte durchschnittliche Lebenserwartung
ebenfalls einen Anstieg des Beitragssatzes. Dies geht aus dem Vergleich zwi-
schen der Beitragssatzentwicklung unter der Variante 2 und der Variante 2a,
die sich lediglich dadurch unterscheiden, dass bei der Variante 2a eine um 2
Jahre héhere durchschnittliche Lebenserwartung unterstellt wird, hervor. Der
Grund hierfiir ist die erh5hte Rentenbezugsdauer, die ein Resultat der erhéhten
Lebenserwartung bei einem konstanten Renteneintrittsalter ist. Diese erhShte
Rentenbezugsdauer stellt einen wind-fall-profit fiir die Rentner dar.

In der Abbildung 3.5 ist eine analoge Rechnung fiir die Politik des konstan-
ten Beitragssatzes abgebildet. Bei dieser Berechnung wurde ein konstanter
Beitragssatz von 0,15 unterstellt.” Im Jahr 1998 wird in allen drei Bevilke-
rungsvarianten mit einem Rentenniveau von 0,59 begonnen. Die Bevolkerungs-
entwicklung hat zur Folge, dass das Rentenniveau in allen drei Berechnungen
drastisch sinkt. Im Jahr 2050 wird bei der Variante 1 und der Variante 2a ein
Wert von 0,27 und bei der Variante 2 ein Wert von 0,29 erreicht. Analog wie
bei der Beitragssatzentwicklung spiegelt sich in diesem Ergebnis die hohere
Zuwanderung bzw. die niedrigere Lebenserwartung bei der Variante 2 wider.
Dennoch gilt auch hier, dass der Trend eines sinkenden Rentenniveaus auf-
grund der demographischen Entwicklung in allen drei Varianten gegeben ist
und nahezu in allen drei Fillen zu einer Halbierung des Rentenniveaus fiihrt.

7Auch hier ist die Wahl des Beitragssatzes wiederum willkiirlich. Die Durchfiihrung von
Sensitivititsanalysen hat allerdings den Trend der Ergebnisse bestétigt. Dariiber hinaus
gelten aber auch bei diesen Berechnungen die gleichen Annahmen wie bei der Berechnung
der Beitragssatzentwicklung.
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Abbildung 3.5: Entwicklung des Rentenniveaus

Zu guter Letzt soll hier noch untersucht werden, welche Auswirkungen die
gegebene Bevolkerungsentwicklung auf die interne Rendite des Verfahrens hat.
Gegeben die Gleichungen 2.89 und 2.90 setzt sich die interne Rendite eines Um-
lageverfahrens aus dem Lohnwachstum und dem Wachstum der Erwerbstéti-
gen zusammen. In der folgenden Rechnung soll nun folgender Gedankengang
verfolgt werden. Angenommen man verfolgt das Ziel, den Versicherten eine
bestimmte vorgegebene konstante Rendite zu garantieren. Dann stellt sich die
Frage, wie hoch das Lohnwachstum sein miisste, um diese Rendite unter den
gegebenen demographischen Bedingung garantieren zu kénnen. Es gilt lediglich
im Vergleich zum Abschnitt 2.3.1 der Unterschied, dass bei diesen Berechnun-
gen die Wachstumsrate der Erwerbstiitigen und nicht die Bevélkerungswachs-
tumsrate verwendet wird. Die Wachstumsrate der Erwerbstétigen ist definiert
als ny = %, wobei N! die Anzahl der Personen im erwerbsfihigen Alter
ist.®

8Dieser Unterschied muss gemacht werden, da im Modell des Abschnitts 2.3.1 davon

ausgegangen wird, dass die Individuen zwei gleich lange Perioden leben, so dass immer gilt

N}, = N2, wobei N2 die Anzahl der Rentner ist. Gegeben die 9. koordinierte Bevélke-

rungsvorausschitzungen gilt dieser Zusammenhang aber nicht. Vielmehr leben die Einwoh-
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Abbildung 3.6: Lohnwachstum bei einer internen Rendite von 5 v.H.

In der Abbildung 3.6 wurde eine interne Rendite von 0,05 unterstellt.® Das
benoétigte Lohnwachstum, das sich einstellen muss, um diese interne Rendite zu
erreichen, liegt bei allen drei Varianten im Bereich zwischen den Extremwerten
0,043 und 0,067. Allerdings verliuft das Lohnwachstum der Varianten 2 und
2a nahzu identisch, wihrend das Lohnwachstum der Variante 1 insbesondere
ab dem Jahr 2009 etwas iiber den beiden anderen Varianten liegt. Es gilt zu
beriicksichtigen, dass dieses Lohnwachstum das reale Bruttolohnwachstum ab-
bildet, dass zur Aufrechterhaltung einer internen Rendite von 0,05 notwendig
ist. Vergleicht man dies mit dem realen Bruttolohnwachstum, welches im Zeit-
raum von 1992 bis 2001 in der Bundesrepublik eingestellt hat, erkennt man
im Mittel eine eindeutige Differenz zwischen der notwendigen Hohe und den
Werten, die sich in diesem Zeitraum im Mittel eingestellt haben.

Allerdings war in den letzten Jahren ein deutlich niedrigeres Lohnwachstum
zu verzeichnen. Damit kann man zwar nicht ausschlieBen, dass die notwendigen

ner nicht zwangsliufig zwei gleich lange Perioden, da sie friiher sterben kénnen und die
Perioden nicht gleich lang sind und mehr als zwei Alterskohorten betrachtet werden.
9Auch hier wurden Sensititvititsanalysen erstellt, die im Trend die gleichen Ergebnisse
aufweisen.
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3.1. DIE DEMOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG 75

Lohnsteigerungen méglich sind. Allerdings ldsst sich aufgrund der betrachteten
Entwicklung in der Vergangenheit die Behauptung aufstellen, dass dies eher
unwahrscheinlich ist.

Aus der demographischen Entwicklung, wie sie hier fiir Deutschland darge-
stellt wurde, ldsst sich auch auf der Basis der modellhaft vorgestellten Rech-
nungen die Schlu$folgerung ziehen, dass es zu einigen intergenerativen Umver-
teilungswirkungen kommen wird. Diese Umverteilungswirkungen duflern sich
unter der Politikalternative des konstanten Rentenniveaus in drastisch steigen-
den Beitragssiitzen, d.h. einer stirkeren Belastung der jiingeren und zukiinfti-
gen Generationen. Unter der Politikalternative eines konstanten Beitragssatzes
fithrt die demographische Entwicklung zu einer starken Absenkung des Ren-
tenniveaus. Hier miissten die Rentnergenerationen die Belastung aus der de-
mographischen Entwicklung tragen. Um eine {iber den betrachteten Zeitraum
konstante interne Rendite von 0,05 aufrecht zu erhalten, miisste bei der Vari-
ante 1 im Mittel ein jahrliches Lohnwachstum von ca. 0,058 realisiert werden
und bei den Varianten 2 und 2a ein mittleres jihrliches Lohnwachstum von ca.
0,056.

Diese intergenerative Umverteilung kann auch durch die drei Rechenme-
thoden des Generational Accountings, der internen Renditen und des im-
pliziten Steuersatzes gemessen werden. Alle drei Rechenverfahren, wie bei
[Borgmann, Krimmer, Raffelhiischen, 2001] fiir das Generational Accounting,
bei  [Borsch-Supan, 2000] fir die interne Rendite und  bei
[Thum, von Weizsicker, 2000] fiir den impliziten Steuersatz, kommen in ihrer
Tendenz zu dem gleichen Ergebnis, dass unter der gegebenen demographischen
Entwicklung eine erhebliche intergenerative Umverteilung innerhalb der umla-
gefinanzierten Alterssicherung resultieren wird. Aus diesem Grund scheint eine
Reform der gesetzlichen Alterssicherung notwendig. Neben der demographi-
schen Entwicklung gibt es aber noch einen weiteren Problemfaktor innerhalb
der gesetzlichen Alterssicherung. Dieser betrifft das Zusammenspiel zwischen
dem Arbeitsmarkt und der gesetzlichen Rentenversicherung. Deshalb wird im
néchsten Abschnitt untersucht, welche Wirkungen es bei diesem Zusammen-
spiel gibt und welche Konsequenzen diese auf die gesetzliche Alterssicherung
besitzt.
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3.2 Alterssicherung und der Arbeitsmarkt

3.2.1 Indikatoren beziiglich des Renteneintrittsverhal-
tens

Die mit der demographischen Entwicklung verbundene Alterung ist mit Sicher-
heit das grofite Problem der umlagefinanzierten gesetzlichen Alterssicherungs-
systeme. Allerdings handelt es sich hierbei um ein eher exogenes Problem, da
durch das Rentensystem allein nur zu einem geringen Teil ein Einfluss auf das
Geburtenverhalten der Bevolkerung genommen werden kann. Im Gegensatz
dazu gibt es aber noch ein Problem, welches unmittelbar durch das Rentensy-
stem selbst verursacht wird. Dies betrifft das Zusammenspiel zwischen dem Ar-
beitsmarkt und der Alterssicherung. Denn von einem Alterssicherungssystem
kénnen durchaus Anreize ausgehen, die einen Effekt auf den Arbeitsmarkt
haben und somit auch wieder zu negativen Auswirkungen auf das Renten-
system selbst fiihren. Explizit ist mit diesem Zusammenspiel zwischen dem
Arbeitsmarkt und der Alterssicherung die Friihverrentung gemeint, die fiir das
deutsche System vor allem bei [Borsch-Supan, 1992 eine ausfiihrlichere Pro-
blematisierung erfuhr. In diesemn Abschnitt soll deshalb auf dieses Problemfeld
ein genauerer Blick geworfen werden.

Jedes umlagefinanzierte Rentenversicherungssystem h#éngt vom Verhéltnis
zwischen der Anzahl der Beitragszahler und der Anzahl der Rentenempfinger
ab. Dieses Verhiltnis wird im Wesentlichen durch die demographische Ent-
wicklung vorgegeben. Allerdings wurde in den bisherigen Untersuchungen da-
von ausgegangen, dass es ein fixes Renteneintrittsalter gibt, von dem auch
nicht abgewichen wird. Eine Verédnderung dieses Renteneintrittsalters hat be-
zogen auf die Situation des Rentensystems einen EinfluB}, da sie das Verhaltnis
zwischen Beitragszahlern und Rentenempféingern veréndert. Damit die indivi-
duelle Wahl des Renteneintrittsalter nicht auf einen zu frithen Zeitpunkt fillt
und somit das Verhiltnis zwischen Beitragszahlern und Rentenempfingern zu
unglinstig ausfillt, gibt es in jedem Rentensystem ein gesetzlich fixiertes Regel-
renteneintrittsalter. Dieses Regelrenteneintrittsalter soll die Norm darstellen,
von der nur in Ausnahmefilllen abgewichen wird. In Deutschland - wie in den
meisten anderen Mitgliedsstaaten der OECD - liegt das Regelrenteneintritts-
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Abbildung 3.7: Durchschnittliches Renteneintrittsalter Gesamt [Quelle: VDR,
2002]

alter derzeit bei 65 Jahren. Dies bedeutet, dass eine Altersrente erst mit der
Vollendung des 65. Lebensjahr in Anspruch genommen werden kann. Dennoch
gibt es in Deutschland und den meisten anderen Lindern auch verschiedene
Kanile, welche die Moglichkeit bieten schon vor der Vollendung des 65. Lebens-
jahres in den Ruhestand zu gehen. Hierbei ist es wie [Jagob, Sesselmeier, 2000]
zeigen unerheblich, ob es sich bei dem Rentensystem um ein Grundrentensy-
stem oder ein System, welches nach dem Prinzip der Lebensstandardsicherung
organisiert ist, handelt.

Vom Regelrenteneintrittsalter ist jedoch das tatsiichliche Renteneintritts-
alter zu unterscheiden. In der Abbildung 3.7 ist die Entwicklung des durch-
schnittlichen (tatsdchlichen) Renteneintrittsalters in Westdeutschland vom Zeit-
raum zwischen 1960 und 2001 dargestellt.!® Man erkennt, dass das tatsichliche
Renteneintrittsalter innerhalb dieses Zeitraums deutlich unterhalb des gesetzli-

1OPiir Gesamtdeutschland bzw. die neuen Bundeslinder liegen diese Daten nach den Sta-
tistiken des Verbandes der deutschen Rentenversicherungstriger (VDR(2002)) erst ab dem
Jahr 1993 vor.
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Abbildung 3.8: Renteneintrittsalter nach Rentenart [Quelle: VDR, 2002]

chen Renteneintrittsalters von 65 Jahren liegt. Insbesondere Anfang der 1980er
Jahre sank das Renteneintrittsalter auf ca. 59 Jahre. In den 1990er Jahren
stabilisierte sich das Renteneintrittsalter in Westdeutschland allerdings auf ei-
nem Niveau zwischen 60 und 61 Jahren. Weiterhin ist in der Abbildung 3.7
zu erkennen, dass das Renteneintrittsalter in den neuen Bundeslindern deut-
lich unter dem in Westdeutschland liegt. Dennoch wird aus der aggregierten
Grofle des Durchschnittsrenteneintrittsalters noch nicht eindeutig klar, inwie-
fern tatsichlich innerhalb des Rentensystems ein Anreiz zur Frithverrentung
besteht. Denn betrachtet man das durchschnittliche Renteneintrittsalter inklu-
sive der Renten aufgrund von Erwerbsunfihigkeit, ergibt sich eine Verzerrung,
da man zumindest fiir den Fall, dass eine tatséchliche Invaliditdt und somit
Erwerbsunfihigkeit vorliegt, davon ausgehen kann, dass diese nicht freiwillig
zustande gekommen ist. Deshalb ist es sinnvoller sich das Renteneintrittsalter
nach der Rentenart und hierbei insbesondere der Altersrenten zu betrachten.

In der Abbildung 3.8 ist die Entwicklung des durchschnittlichen Renten-
eintrittsalters iiber den Zeitraum von 1970 bis 2001 dargestellt fiir die Er-
werbsunfihigkeitsrente und die Altersrente. Man erkennt in dieser Abbildung,
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Abbildung 3.9: Rentenzugang nach Rentenart [Quelle: VDR, 2002]

dass das Renteneintrittsalter in diesem Zeitraum fiir die Altersrente von 64,3
Jahren im Jahr 1970 auf 62,7 Jahre im Jahr 2001 gefallen ist. Auch beziiglich
der Erwerbsunfihigkeitsrente lisst sich ein eindeutiger Trend in die Richtung
eines sinkenden Renteneintrittsalters erkennen. Die Einfiihrung von Rentenab-
schldgen in der Héhe von 0,3 v.H. pro Monat (bzw. 3,6 % pro Jahr) vorzeitiger
Inanspruchnahme der Altersrente im Jahr 1992 hat zumindest bis zum Jahr
2001 zu keinem signifikanten Anstieg des durchschnittlichen Renteneintrittsal-
ters bzw. einer Anndherung an das Regelrenteneintrittsalter gefiihrt. Demnach
scheint es einen starken Anreiz zu geben, die Altersrente vor dem eigentlich
als Normgréfie bestehenden Regelrenteneintrittsalter in Anspruch zu nehmen.

In der Abbildung 3.9 sind die Rentenzuginge fiir zwei Rentenarten auf-
gefiihrt. Dies ist zum einen die Erwerbsunfihigkeitsrente und die Rente we-
gen Arbeitslosigkeit. Die Rente wegen Erwerbsunfihigkeit wird héufig als ein
moglicher Kanal fiir den Eintritt in den Vorruhestand ausgemacht. Tatséchlich
lasst sich in der Abbildung 3.9 jedoch erkennen, dass zumindest seit dem Ende
der 1980er Jahre die Anzahl der Rentenzuginge bei der Erwerbsunfihigkeits-
rente deutlich zuriickgegangen ist. Dies ist méglicher Weise auch die Erklarung
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Abbildung 3.10: Erwerbsbeteiligung Minner nach Altersklassen [Quelle:
OECD, 1999, 200]

dafiir, dass das durchschnittliche Renteneintrittsalter iiber alle Rentenarten in
der Abbildung 3.9 kaum zuriickgegangen ist, obwohl das Renteneintrittsal-
ter fiir die Erwerbsunfihigkeitsrente - wie man in Abbildung 3.9 sehen kann
- deutlich gesunken ist. Aufgrund der sinkenden Rentenzugénge fiir die Er-
werbsunfahigkeitsrente 14sst sich schlieBen, dass die Erwerbsunféhigkeitsren-
ten im Durchschnitt zwar in immer jiingeren Jahren in Anspruch genommen
wird, dafiir aber von immer weniger Personen. In der Abbildung 3.9 erkennt
man aber auch, dass insbesondere seit 1993 ein erheblicher Anstieg der Ren-
tenzugiéinge firr die Rente wegen Arbeitslosigkeit zu verzeichnen ist. Daraus
ldsst sich folgern, dass in diesem Zeitraum, Arbeitslosigkeit zu einem nicht
unbedeutenden Faktor fiir den Renteneintritt geworden ist. Damit man einen
Uberblick dariiber bekommt, welchen Effekt dies auf den Arbeitsmarkt hat,
ist die Betrachtung der Erwerbstitigkeitsquoten nach Alterklassen sinnvoll.

In den beiden Abbildungen 3.10 und 3.11 sind die Erwerbsbeteiligungsquo-
ten nach Altersklassen fiir Méanner und Frauen im Zeitraum von 1979 bis 1999
abgebildet. Unabhéngig vom Geschlecht ist eindeutig erkennbar, dass die Er-
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Abbildung 3.11: Erwerbsbeteiligung Frauen nach Altersklassen [Quelle: OECD,
1999, 200]

werbsbeteiligung der Altersgruppe der 60-64jéhrigen am geringsten von allen
Altersklassen ist, die unter dem Regelrenteneintrittsalter liegen, und in der Al-
terklasse der 25-54jahrigen am héchsten. Die niedrige Erwerbsbeteiligung der
60-64jdhrigen kann zum einen daran liegen, dass die Mitglieder dieser Gruppe
besonders stark von Arbeitslosigkeit betroffen sind oder dass sie durch Friihver-
rentung nicht mehr am Erwerbsleben teilnehmen. Deshalb ist es an dieser Stelle
angebracht die altersklassenspezifischen Arbeitslosenquoten zu betrachten.

Aus den beiden Abbildungen 3.12 und 3.13 geht hervor, dass die Arbeitslo-
senquote der Altersgruppe 60-64 sowohl bei Frauen als auch bei Médnnern nicht
so hoch ist, dass damit die niedrige Erwerbsbeteiligung erklirt werden kann.
Einzig beziiglich der Altersgruppe 55-59 1a8t sich sowohl fiir Frauen als auch
fiir Ménner eine eindeutige Aussage treffen. Fiir beide Geschlechter liegt die
Arbeitslosenquote fiir diese Altersgruppe deutlich iiber der der anderen Alter-
sklassen. Diese Beobachtung legt nahe, dass ein grofler Teil der Arbeitslosen
dieser Alterklasse bei Erreichen des 60. Lebensjahres den Arbeitsmarkt durch
den Eintritt in den vorzeitigen Ruhestand verlassen, sodass in der Altersklasse
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Abbildung 3.12: Arbeitslosenquote Manner nach Altersklassen [Quelle: OECD,
1999, 200]
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Abbildung 3.13: Arbeitslosenquote Frauen nach Altersklassen [Quelle: OECD,
1999, 200]
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 83

60-64 nur ein geringer Anteil in der Erwerbsbeteiligung, d.h. entweder in der
Erwerbstitigkeit oder in der Arbeitslosigkeit, verbleibt.!! Die in diesem Ab-
schnitt betrachteten empirischen Daten deuten darauf hin, dass es zwischen
der Situation auf dem Arbeitsmarkt und dem Renteneintrittsverhalten der In-
dividuen, je stirker sie sich an das gesetzlich festgelegte Regelrenteneintritts-
alter annihern, einen Zusammenhang gibt. Deshalb wird im néchsten Kapitel
betrachtet, welche Anreizwirkungen dieses Verhalten bewirken.

3.2.2 FErkenntnisse hinsichtlich des Renteneintrittsver-
halten

Im letzten Abschnitt wurden die wesentlichen Indikatoren hinsichtlich des Ren-
teneintrittsverhaltens untersucht. Hierbei sind das tatsichliche durchschnittli-
che Renteneintrittsalter und insbesondere das sinkende Renteneintrittsalter bei
den Altersrenten und die Erwerbsquoten der ilteren Arbeitnehmer anzufiihren.
Diese Indikatoren deuten darauf hin, dass es fiir die dlteren Arbeitnehmer einen
Anreiz gibt den Eintritt in den Ruhestand vor dem gesetzlichen Regelrentenein-
trittsalter zu vollziehen. Welche Anreizwirkungen die Individuen dazu veran-
lasst, friiher als eigentlich durch die gesetzliche Norm vorgesehen, den Arbeits-
markt zu verlassen und in den Ruhestand zu treten ist der Untersuchungsge-
genstand dieses Abschnitts. Hierbei wird insbesondere das mikroskonomische
Verhaltenskalkiil der Individuen einer genaueren Betrachtung unterzogen und
wurde bei [Feldstein, 1974] auch als ”induced retirement effect” bezeichnet. Die
Uberlegungen hinsichtlich des Renteneintrittsverhalten der Individuen basiert
im wesentlichen auf Modellen, die von [Breyer, 1990a}, [Burbidge, Robb, 1980],
[Crawfod, Lilien, 1981], [Feldstein, 1974}, [Diamond, Mirrlees, 1978],
[Diamond, Hausman, 1984] und [Sheshinski, 1978] entwickelt bzw. ausgefiihrt
wurden. Das Ziel dieser Modelle ist es die Faktoren, die einen Einfluss auf
die Renteneintrittsentscheidung ausiiben, zu ermitteln. Allerdings unterschei-
den sich die Modelle hinsichtlich verschiedener Annahmen. Im Folgenden wird

1Dije niedrige Erwerbsbeteiligung der Alterklasse 15-24 bei beiden Geschlechtern lasst sich
ebenfalls nicht durch eine dauerhaft signifikant héhere Arbeitslosenquote als bei den anderen
Altersgruppen erklidren. Hier ist vielmehr davon auszugehen, dass sich viele Personen noch
in der Ausbildung, wie z.B. Schule oder Studium, befinden.
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84 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

zuerst ein einfaches Modell betrachtet, in dem hinsichtlich des Rentensystems
versicherungstechnische Aquivalenz gilt und eine perfekter Kapitalmarkt gege-
ben ist. Dieses Ergebnis wird im Anschlufi daran mit einem System verglichen,
in dem diese Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind.

3.2.2.1 Das Basismodell zur Untersuchung des Renteneintrittsver-
haltens

Im 2. Kapitel und im ersten Abschnitt dieses Kapitels wurde die Wirkungsweise
der beiden Finanzierungsverfahren eines Rentenversicherungssystems betrach-
tet. Dies wurde in einem grundlegenden Modell sich iiberlappender Genera-
tionen vorgenommen. Hinsichtlich dieses Modells wird nun eine Modifikation
vorgenommen. In dem einfachen Modell sich iiberlappender Generationen wur-
de unterstellt, dass die Individuen zwei gleich lange Perioden leben, wobei sie
in der ersten Periode erwerbstitig sind und sich in der zweiten Periode im
Ruhestand befinden. Es handelt sich in diesem Fall jedoch um ein Modell mit
der Eigenschaft, dass die Lebenszeit eines Individuums in zwei diskrete Ab-
schnitte unterteilt ist und die Ruhestandsentscheidung beim Ubertritt von der
ersten Periode in die zweite Periode exogen vorgegeben ist. Da man aber die
Ruhestandsentscheidung betrachten will, benétigt man ein Modell mit konti-
nuierlicher Zeitbetrachtung.

Wie in allen Modellen dieser Art betrachtet man immer die Entscheidung
eines reprisentativen Individuums. Dieses Individuum maximiert seinen Nut-
zen iiber seine gesamte Lebensdauer, die mit dem Eintritt in das Erwerbs-
leben beginnt, wobei die Nutzenfunktion von den beiden Variablen Konsum
und Freizeit abhéngt. Die Nutzenfunktion verdndert sich in Anlehnung an
[Breyer, 1990a] und [Crawfod, Lilien, 1981] iiber die gesamte Lebensdauer nicht
und ist additiv separabel und strikt ansteigend in Bezug auf den Konsum und
die Freizeit. Der Begriff Freizeit ist in diesem Modell wie bei [Breyer, 1990a]
und [Crawfod, Lilien, 1981] dadurch definiert, dass sich das Individuum im
Ruhestand befindet. Desweiteren findet in diesem Modell keine Vererbung
statt, so dass getitigte Ersparnisse innerhalb der gesamten Lebensdauer auf-
gebraucht werden. Die Nutzenfunktion im Jahr bzw. zum Zeitpunkt ¢ besitzt
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 85

demnach bei [Breyer, 1990a} und in Anlehnung an [Crawfod, Lilien, 1981] fol-
gende Form:

W(t) = U(c(®) + U(f(2)) (32)

Wobei U(c(t)) den Nutzen aus dem Konsum ¢ im Jahr ¢ darstellt. Fiir die Nut-
zenfunktion muss gelten U‘(c(t)) > 0 und U“(¢(t)) < 0. U(f(t)) ist der Nutzen
aus der Freizeit f im Jahr ¢. Das Individuum hat nun die Méglichkeit den Zeit-
punkt seines Eintritts in den Ruhestand E selbst zu bestimmen. Allerdings hat
es hierbei nur die Méglichkeit vollstindig in den Ruhestand zu gehen oder voll
zu arbeiten. Deshalb kann wie bei [Breyer, 1990a] und [Crawfod, Lilien, 1981]
der Wert von f nur zwei Werte annehmen. Die dazugehérigen Werte der Nut-
zenfunktion lauten dann U(f = 0) = 0, d.h. der Nutzen der Freizeit, wenn
das Individuum voll arbeitet, oder U(f) = v, wenn das Individuum in den
Rubestand geht, d.h. der Nutzen aus der Freizeit nach dem Zeitpunkt E. Die
Lebensdauer in diesem Modell ist allen Individuen bekannt und belduft sich
insgesamt auf T" Jahre.

Damit man den Nutzen berechnen kann, den das Individuum {ber seine
gesamte Lebensdauer aus den beiden Gré8en Konsum und Freizeit zieht, muss
man iiber den Ausdruck 3.2 ein Integral iiber die Lebensdauer beginnend im
Zeitpunkt ¢ = 0, in dem das Individuum in das Erwerbsleben eintritt, bis zum
Zeitpunkt ¢ = T, in dem das Individuum ablebt, bilden. Allerdings miissen
nach [Breyer, 1990a] die Werte fiir den Konsum und die Freizeit mit der sub-
jektiven nicht-negativen Diskontrate, §, diskontiert werden. Der Nutzen iiber
die gesamte Lebensdauer betrigt dann ausgehend vom Zeitpunkt ¢ = 0:

/ "Wt etat = / " U(e()) - etdt + / TUF@)-ettdt (3.3)

/ ") - edt + v A " ety (3.4)

Das Ziel des Indivuums ist diesen Ausdruck zu maximieren. Hierbei hat es
zwei Entscheidungsvariablen. Dies ist zum einen die Wahl des optimalen Kon-
sumpfades c(t) iiber den Zeitraum [0, 7] und zum anderen die Wah! des Zeit-
punkts des Renteneintritts E. Allerdings ist das Individuum auch bei diesem
Nutzenmaximierungsproblem einer Budgetbeschrinkung unterworfen. Diese
setzt sich in dem Zeitpunkt ¢t aus dem Arbeitseinkommen w(t) zusammen,
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86 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

den das Individuum in der Erwerbsphase, d.h. in dem Zeitintervall [0, E],
jéhrlich erzielt. Dieses Arbeitseinkommen wird wie bei [Breyer, 1990a] und
[Crawfod, Lilien, 1981] auf 1 normiert. Das Arbeitseinkommen wird von den
Individuen fiir den Konsum ¢, die Ersparnis s und den konstanten Beitrag b
verwendet. Damit ergibt sich die Budgetbeschrinkung im Betrachtungsjahr ¢
innerhalb der Erwerbsphase als:

c(t) +5(t) +b=w(t) =1 (3.5)

In einem Modell, in dem die Rentenversicherung versicherungstechnisch
dquivalent ist und ein perfekter Kapitalmarkt herrscht kann die Ersparnis in
der Erwerbsphase auch einen negativen Werte annehmen, da das Individuum
in der Lage ist, auf dem Kapitalmarkt einen Kredit aufzunehmen, den es mit
der spéteren Rentenleistung abbezahlt.

Wenn das Individuum in den Ruhestand eingetreten ist, erhilt es jedoch kei-
nen Arbeitslohn mehr. Anstelle des Arbeitseinkommens erhélt es eine iiber die
Zeit konstante Altersrente p. Neben der Altersrente ist es weiterhin mdoglich,
dass das Indivduum entweder seine in der Erwerbsphase gebildeten Ersparnisse
auflost oder in der Erwerbsphase aufgenommene Kredite abbezahlt. Die Sum-
me aus der Altersrente und den Ersparnissen fiir den Fall positiver Erparnisse
in der Erwerbsphase bzw. die Differenz aus der Altersrente und den zuriick-
zuzahlenden Krediten stehen dem Individuum dann fiir Konsumzwecke zur
Verfligung. Die Budgetbeschrinkung fiir das Jahr ¢ in der Ruhestandsphase
ergibt sich dann als:

c(t)+st)=p (3.6)

Betrachtet man die Budgetbeschrinkung iiber die gesamte Lebensdauer muss
man auch hier das Integral iiber die relevanten Werte bilden, wobei ein nicht
negativer Zinssatz r unterstellt wird, mit dem die betreffenden Gréfien diskon-
tiert werden. Aufgrund der Annahme, dass keine Vererbung stattfindet ergibt
sich iiber die gesamte Lebensdauer, dass die Ersparnis innerhalb des Zeitinter-
valls {0, 7] den Wert 0 annehmen muss:

T
/0 s(t) - e"tdt = 0 (3.7)
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 87
Die Budgetbeschrinkung iiber die gesamte Lebensdauer ergibt sich dann als:

/ " e(t) - et = / “(-b)-etdt + / T et (3.8)
0 ) E ‘

Das Individuum maximiert nun seinen Nutzen iiber seine gesamte Lebensdau-
er, gegeben durch die Gleichung 3.3, unter der Nebenbedingung der Budgetbe-
schrinkung iiber die gesamte Lebensdauer, gegeben durch die Gleichung 3.8.
Die Entscheidungsvariablen des Individuums sind zum einen der Konsumpfad
bzw. der Konsum in jeder Periode ¢ € [0,T] und zum anderen der Zeitpunkt
des Renteneintritts E.

Das Nutzenmaximierungsproblem kann in diesem Fall durch eine dynami-
sche Optimierung unter der Verwendung des Lagrange-Ansatzes gelost werden.
Dieser lautet fiir das Nutzenfunktional, gegeben durch 3.3, und die Nebenbe-
dingung, gegeben durch Gleichung 3.8, wie es auch bei [Breyer, 1990a] darge-
stellt ist:

L= "Uelt)) - et + v / " ettt (3.9)

-2 {/OT c(t) - e mdt — /(;E(l —b)-e"dt - /ETp . e'"dt}

Wobei A der Lagrangemultiplikator ist. Der Optimierungsvorgang wird wie bei
[Breyer, 1990a] in zwei Schritte zerlegt. Im ersten Schritt wird fiir ein vorge-
gebenes E der optimale Konsumpfad ¢(t), mit ¢ € [0, T ermittelt. Im zweiten
Schritt wird unter Einhaltung der im ersten Schritt gewonnenen Ergebnisse der
optimale Wert fiir E' ermittelt. Deshalb ist eine Zusammenfassung der Integra-
le von 0 bis E und von E bis T sinnvoll. Durch eine entsprechende Umformung
von 3.9 erhélt man:

L = /E {U(c(t)) e % + A (1 —b- C(t)) . e—rt} dt (310)
° T
+ [ {Uel) +1) e+ A - clt) e} o

Dadurch ist es, wie [Breyer, 1990a] ausfiihrt, méglich den Lésungsweg zu ver-
einfachen, da die Entscheidungsvariable E nur innerhalb des Lagrange- Ansatzes
in den Integralgrenzen auftaucht. Da das zu maximierende Integral zwar von
c(t) abhéngt nicht aber von der Anderung des Konsums iiber die Zeit, kann
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88 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

man fiir ein festes E das Lagrangefunktional maximieren, indem man den Kon-
sum fiir jeden Zeitpunkt ¢ unter dem jeweiligen Integral maximiert. Definiert
man die beiden Integrale als:

L

/ Uy et A -b-ct) - eydt (310)

L = /ET{(U(c(t))+u) et (p— c(t) e} dt

dann erhdlt man durch die Ableitung nach der einzigen verbleibenden Ent-
scheidungsvariablen c¢ folgende Optimalbedingung:

0L, 0L,

ot S et N § 4 -8t _ LTt

ER B Ule(t)) e A-e 0 (3.12)
Durch Umformung erhélt man:

U(c(t)) = X- e fiir alle t € [0, T) (3.13)

Aus der Gleichung 3.10 lisst sich, da A eine Konstante ist, folgern, dass bei

einem gegebenen Renteneintrittsalter auf dem optimalen Konsumpfad gelten

muss, dass der Grenznutzen des Konsums iiber die Zeit mit der Differenz zwi-

schen der subjektiven Diskontrate § und dem Kaptialmarktzinssatz r iiber die

Zeit wichst. Eine zur Haushaltstheorie analoge Umformung ergibt:
Ulc(t)) e %A

ot (3.14)
Aus dieser Gleichung folgt, dass das Verhéltnis zwischen dem mit der sub-
jektiven Diskontrate diskontierten Gegenwartswert des Grenznutzens in der
Periode ¢ und dem mit dem Kapitalmarktzins diskontierten Gegenwartspreis
des Konsums, der auf den Wert 1 normiert wurde, der Konstanten A entspricht.
Wie [Breyer, 1990a] argumentiert, ist hier eine Analogie zur Haushaltstheorie
zu sehen. Dort ist das Verhiltnis aus dem Grenznutzen des Konsum eines
Gutes und dem Preis des Gutes gleich der Konstanten A, d.h. sowohl in der
Haushaltstheorie als auch bei dieser Entscheidungssituation entspricht der La-
grangmultiplikator A dem Grenznutzen des Geldes bzw. des Einkommens.
Nimmt man weiterhin an, dass die subjektive Diskontrate é und der Kapi-
talmarktzinssatz r iibereinstimmen, d.h. es gilt § = r, dann ergibt sich:

Ule(t)) =X fir alle t € [0, (3.15)

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 89

Aufgrund der unterstellten Konkavitit der Nutzenfunktion folgt aus dem kon-
stanten Grenznutzen des Konsums, dass der Konsum c(t) selbst zu jedem Zeit-
punkt konstant ist. Der Konsum ist demnach unabhéngig vom Zeitpunkt £.
Da die Nutzenfunktion additiv-sparabel und strikt konkav ist, folgt nach
[Breyer, 1990a] und [Crawfod, Lilien, 1981] im Zusammenhang mit der An-
nahme des vollkommenen Kapitalmarktes, d.h. der Ubereinstimmung der sub-
jektiven Diskontrate und des Kapitalmarktzinssatzes und der bekannten Le-
bensdauer, dass der Konsum in allen Perioden gleich hoch ist. Aus diesem
Grund lisst sich die Vorgehensweise noch weiter vereinfachen. Das Nutzenma-
ximierungsproblem kann deshalb nach [Crawfod, Lilien, 1981] folgendermafen
reduziert werden:
[%z,agc(TU (c)+ (T - Eyw) (3.16)

Die Nebenbedingung lautet:
T-¢c<E-1-b)+(T-E)-p (3.17)

Wie im Kapitel 2 bereits in Gleichung 2.1 gezeigt wurde, entsprechen im Fall
der versicherungstechnischen Aquivalenz die Beitragszahlungen genau dem Er-
wartungswert der Auszahlungen, bzw. im Fall einer Rentenversicherung ent-
sprechen die Beitragszahlungen dem Barwert der zu erwartenden Leistungen.
Fiir den hier unterstellten Fall, dass der Zinssatz den Wert 0 annimmt und
Sicherheit hinsichtlich der Lebensdauer herrscht, gilt:

E-b=(T-E)-p (3.18)

Demnach ergibt sich fiir die Héhe der Rente:

_E-b ., Op

Der Ausdruck 3.19 eingesetzt in die Nebenbedingung 3.17, ergibt wie bei
[Crawfod, Lilien, 1981]:
T-c<E (3-20)

Das Nutzenmaximierungsproblem kann nun mit dem Lagrange-Ansatz gelost
werden:
L=T-U(c)+(t—E)1/—)\(T-c—E)—»méa.z\c (3.21)
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Die Bedingungen erster Ordnung lauten dann:

oL !
E;—T'U’(C)-—T'/\=0 (322)
oL !
oL _ N
=T ctE=0 (3:24)

Die optimalen Werte fiir den Konsum ¢ und das Renteneintrittsalter E ergeben
sich dann durch:
Ule) =v (3.25)

E=c¢T (3.26)

Daraus ldsst sich, wie auch [Breyer, 1990a] und [Crawfod, Lilien, 1981] anfiihren,
der Schluf ziehen, dass ein versicherungstechnisch dquivalentes Rentensytem
bei einem perfekten Kapitalmarkt keinen Einfluss auf die Wahl des Renten-
eintritts £ und die Entscheidung hinsichtlich des optimalen Konsumniveaus
¢ in jedem Jahr besitzt. Hinsichtlich der Ersparnisbildung findet wihrend der
Erwerbsphase ein Austausch zwischen der privaten Ersparnis und der Erspar-
nis innerhalb des Rentensystems statt, so dass das optimale Konsumniveau
innerbalb der gesamten Lebensdauer aufrechterhalten werden kann.

3.2.2.2 Ruhestandsentscheidung in einem System ohne versiche-
rungstechnische Aquivalenz

Im Folgenden wird die bisherige Annahme eines Rentensystems mit versiche-
rungstechnischer Aquivalenz fallen gelassen. Hierbei sind die Auswirkungen auf
die Renteneintrittsentscheidung bei fehlender versicherungstechnischer Aqui-
valenz  von  besonderem Interesse. Insbesondere  [Breyer, 1990a],
(Burbidge, Robb, 1980] und [Crawfod, Lilien, 1981] untersuchten diesen Zu-
sammenhang zwischen der Aquivalenz eines Rentensystems und deren Aus-
wirkungen auf das Renteneintrittsverhalten. Die Modifikation der bisherigen
Betrachtung besteht darin, dass ein Rentenbestandteil eingefiihrt wird, der
seiner Hohe nach unabhéngig von den geleisteten Beitrégen ist. Bei einer ver-
sicherungstechnisch nicht dquivalenten Rente gibt es keinen Beitragsbezug der
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 91

Rentenleistung. Die Rentenleistung nimmt dann analog zu [Breyer, 1990a] fol-
gende Form an:

T —
Der Anteil & ist der versicherungstechnisch dquivalente Rentenanteil der Ren-

+P (3.27)

pP=kK-

te. Der Ausdruck 7P steht fiir den von den geleisteten Beitragszahlungen un-
abhéngigen Teil der Rentenzahlungen, d.h. der nicht der versicherungstechni-
schen Aquivalenz gehorchende Teil der Rente.2

Fiir den Fall, dass £ = 1, handelt es sich bei der Rente um eine vollstandig
versicherungstechnisch dquivalente Rente. Nimmt x jedoch den Wert 0 an,
dann handelt es sich bei der betrachteten Rente um eine versicherungstechnisch
nicht dquivalente Rente. Gilt 0 < « < 1, dann ist die Rente zumindest teilweise
dquivalent.!?

Auch in diesem Fall ist das Renteneintrittsalter ein Resultat des Nutzenma-
ximierungskalkiil, welches vom Individuum verfolgt wird. Es wird die folgende
Nutzenfunktion maximiert:

max {T - U(c) + (T — E) - v} (3.28)
Die Nebenbedingung des Individuums lautet
E-b _
T-cSE-(l—b)-f-(T—-E)-(K-T_E+p) (3.29)
Durch Umformung erhilt man:
cgg.[l—p-b.u—n)]w (3.30)

Es muss innerhalb dieses Modells jedoch sicher gestellt werden, dass der Aus-
druck E einen positiven Wert annimmt. Dies ist dann der Fall, wenn durch

1ZDjeser versicherungstechnisch nicht #quivalente Anteil der Rentenleistung kann als
Mindest- bzw. Basisrente im Beveridgeschen Sinn verstanden werden. Eine solche Rente
ist unabhingig von den Beitragszahlungen und entspricht einem festgelegten Anteil des

Durchschnittslohns.
13Eg gilt festzuhalten, dass in diesem einfachen Modell keine genaue Modellierung einer

nicht dquivalenten Bismarck oder Beveridge Rente erfolgt, da in diesem Modell der Lohn als
konstant angenommen und auf den Wert 1 normiert wurde. Um ein Bismarck oder Beverdige
System jedoch sinnvoll zu modellieren, wiirde man nicht konstante Léhne, sondern iiber die
Zeit veranderbare Lohne, unterstellen.
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92 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

die Aufnahme von Erwerbstitigkeit ein hoheres Nutzenniveau erreicht werden
kann als in einer Situation, in der man keiner Arbeit nachgeht und lediglich
eine Rente in der Héhe von 7 bezieht. Der Nutzen, den ein Individuum iiber
seine Lebenszeit erreichen kann, betrigt bei einer Rente nach Gleichung 3.27:

T.U{%[1—ﬁ—b~(1—n)]+p}+(T—E).u (3.31)

Damit das Individuum iiberhaupt arbeitet, muss dieser Ausdruck gréfler sein
als der Lebensnutzen, den das Individuum erreichen wiirde, wenn es nicht ar-
beiten wiirde und lediglich eine Basisrente empfangen wiirde. Es muss demnach
folgende Ungleichung erfiillt sein:

T-U{?[1—p—b-(1—n)]+p}+(T—E).u>T.U(p)+T-u (3.32)
Damit E > 0 erfiillt ist muss gelten:
1—p—bl—rk)>0 (3.33)

Diese Ungleichung ist der Ausdruck fiir die Gegenleistung, die das Individuum
im Gegenzug fiir den Nutzenverlust aus dem Verzicht auf Ruhestand erhilt,
wenn es arbeitet. Dieser Ausdruck setzt sich aus dem Arbeitseinkommen in
der Héhe von 1 und dem zu entrichtenden P zusammen. Bei einem positiven
Wert von v wiire es fiir das Individuum bei einem nicht positiven Wert der
Gleichung 3.33 nicht rational zu arbeiten. Fiir das Individuum lohnt es sich
deshalb nach [Breyer, 1990a], genau so lange zu arbeiten bis der Grenznut-
zen des Lebenskonsums, der durch Arbeit gewonnen wird, dem Nutzenverlust
durch den Verzicht auf Ruhestand entspricht. Das gleiche Ergebnis fiir den op-
timalen Zeitpunkt des Renteneintritts wird in einem dynamischen und allge-
meineren Modell von [Kingston, 2000] hergeleitet. Setzt man in die Gleichung
3.28 die Nebenbedingung 3.29 mit Gleichheitszeichen ein, dann erhilt man fiir
das Nutzenmaximierungsproblem:

mgx{T-U[%-[1—p——b-(1—n)]+75]+(T—E)-u} (3.30)
Daraus ergibt sich als Bedingung erster Ordnung;:
U()-(1-p—b1—k) —v=0 (3.35)
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 93

Die wesentlichen Gré8en des Rentensystems sind in diesem Fall der Beitrags-
satz b, die Basisrente p und der Grad der versicherungstechnischen Aquivalenz
&, bzw. der Grad der marginalen Aquivalenz. Um den Zusammenhang zwi-
schen diesen Groflen und dem Renteneintrittsverhalten bzw. dem optimalen
Zeitpunkt des Renteneintritts E zu erhalten, wird in der Optimalbedingung E
explizit als Funktion der Gréflen b, p und « dargestellt:

U’{ﬁ+E—(l)&?’—'c)-[l—ﬁ—b(l—n)]}-[1—ﬁ—b~(l—n)]=u (3.36)
Um das Verhalten des Individuums hinsichtlich der einzelnen Parameter zu
untersuchen, mufl man nun die Optimalbedingung gegeben durch die Gleichung
3.36 nach den einzelnen Parametern ableiten. Die Ableitung von 3.36 nach dem
Beitragssatz b ergibt folgenden Ausdruck:

=781 UG- [L222 U= BB B )

~Ule)- (1 — k) = 0 (3.37)

Durch Umformung erhilt man dann:

6_E=[ E Ule)-T

ob |1-p-b-(1-x) +U(c)~[1—ﬁ_b.(1_n)]2}'(1_"‘) (3.38)

Aus der Ableitung von 3.36 nach der Basisrente P folgt:
L-p-b-(1-K)OE _E

N-7-b-(1-k)U(c) [1+ (1—b)]—U'(c)=0

T op T
(3.39)
Durch Umformung ergibt sich:
oF — Ule) ) T 3 T—E
op [U(c) 1-p-b-0—r) [l—ﬁ—b-(l—n)]J (3.40)

Zu guter Letzt muss man dann noch die Optimalbedingung nach dem Grad
der marginalen Aquivalenz ableiten, dann erhélt man folgenden Ausdruck:

L=p—b-(1—x)]-U)- [[1 ‘ﬁ‘,’}' (1= )] -g—f+’—3T'—b]+U(c)-b (3.41)
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94 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

Durch Umformung erhilt man:

OE _ _Ulo) T B E-b
o Ul) N-p-b-(1-w)]° [1-D—b-(1—k)] (3.42)

Die Ergebnisse hinsichtlich der drei Parameter b, P und « sind jedoch nicht fiir
alle Fille eindeutig. Lediglich die Auswirkung einer Verdnderung der Basisrente
auf die Renteneintrittsentscheidung ist eindeutig. Wegen T > E und U < 0

gilt:
oF

op
Dies bedeutet, dass eine Erhohung der Basisrente dazu fithrt, dass das In-
dividuum frither in den Ruhestand geht, d.h. die Lebensarbeitszeit E sinkt.
Der Grund fiir diesen Effekt ist, dass durch die Erhdhung der Basisrente das

<0 (3.43)

Einkommen, welches das Individuum ohne arbeiten zu miissen, erzielen kann,
erhéht wird. AuBerdem nimmt durch die Erh6hung der Basisrente die in Kon-
sumeinheiten ausgedriickte Entschidigung fiir den Verzicht auf ein Jahr Ru-

hestand ab. Es gilt:
Ol-p—b-(1—k)] _
o =

In diesem Fall wirken also der Einkommenseffekt, der sich aus der von den

-1 - (3.44)

Beitragszahlungen unabhingigen Erhohung der Rentenzahlung 7 ergibt, und
der Substitutionseffekt, der ein Resultat der abnehmenden Kompensation fiir
ein zusitzliches Ruhestandsjahr ist, in die selbe Richtung. Die Ruhestands-
entscheidung wird deshalb zeitlich vorgezogen. Die Erhéhung des marginalen
Aquivalenzgrades & hat jedoch keinen eindeutigen Effekt. Unterteilt man auch
hier den Gesamteffekt in die zwei Teileffekte, dann ergibt sich als Einkommens-

effekt:
E.b

- <
1-p~b-(1-x)]
Der Einkommenseffekt hat zur Folge, dass das Renteneintrittsalter sinkt. Dies

0 (3.45)

lasst sich folgendermassen erkliren. Die marginale Aquivalenz ist der Ausdruck
dafiir, um wieviel sich die Rente erhéht, wenn man noch zusétzliche Beitrige
leistet bzw. ein Jahr weiter arbeitet. Erhéht man diesen Faktor, dann erhéht
sich bei gegebener Basisrente der Anteil der Beitrige, der als Altersrente wieder
ausgezahlt wird. Das Einkommen des Individuumns steigt und somit ist ein

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 95

Anreiz gegeben, friihzeitig in den Ruhestand zu gehen. Im Gegenzug steigt
aber durch die Erhdhung der marginalen Aquivalenz die Kompensation fiir
den Verzicht auf ein zusétzliches Jahr im Ruhestand. Es gilt ndmlich:

B[l—-p—b-(1—x)

= A4
e b>0 (3.46)
So dass man fiir den Substitutionseffekt folgenden Ausdruck erhilt:
T U b0 (3.47)

-p-b-(—wF UO
Der Substituionseffekt wirkt sich auf das Renteneintrittsalter erhéhend aus, da
durch die Erhéhung von & der Preis des vorzeitigen Eintritts in den Ruhestand
steigt. Die marginale Aquivalenz und ihre Auswirkungen auf das Rentenein-
trittsverhalten insbesondere in den Altersklassen, die in einem System mit
einem gesetzlichen Renteneintrittsalter kurz vor der Verrentung stehen, wur-
de insbesondere von [Hassler, Lindbeck, 1997a] und [Cremer, Pestieau, 2003]
niher untersucht.

Aber auch der Effekt der Erhéhung des Beitragssatzes auf das Rentenein-
trittsverhalten kann nicht eindeutig bestimmt werden. Wie bei {Breyer, 1990a]
und [Burbidge, Robb, 1980] gezeigt wird, kann auch hier wieder eine Untertei-
lung in einen Einkommenseffekt und einen Substitutionseffekt vorgenommen
werden, die in der Regel nicht in die gleiche Richtung wirken, sofern fiir den
marginalen Aquivalenzgrad x < 1 gilt.

Der Einkommenseffekt ist gegeben als:

(1-k)-F S
=p=b-(1—n)]

0 (3.48)

Das Lebenseinkommen wird durch die Erhdhung von b vermindert, dies fiihrt
dazu, dass die Individuen linger arbeiten, um diese Verminderung auszuglei-
chen. Der Einkommenseffekt hat demnach eine Erhéhung des Renteneintritts-
alter zur Folge. Der Substitutionseffekt ist gegeben als:

T-Ulc)-(1-k)
[1-p-b-(1-r)* U

Der Substitutionseffekt hat zur Folge, dass der Renteneintritt frither vorge-

(3.49)

nommen wird. Da durch die Erhéhung des Beitragssatzes der Ruhestandspreis,
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96 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

d.h. die Kompensation fiir den Verzicht auf ein zusétzliches Jahr Ruhestand,
sinkt, entsteht beim Substitutionseffekt, ein Anreiz frither in den Ruhestand
zu gehen. Auch hier ist der Gesamteffekt von der Gréfle der beiden Teileffekte
abhéngig.

Es konnte innerhalb dieses Abschnitts gezeigt werden, dass eine versiche-
rungstechnisch équivalente Rente keinen Einfluss auf die Ruhestandsentschei-
dung der Individuen ausiibt. Allerdings gilt dieses Ergebnis nur unter der
Annahme, dass ein perfekter Kapitalmarkt gegeben ist. Sind die Individuen
hingegen auf dem Kapitalmarkt kreditbeschréinkt, dann zeigen [Breyer, 1990a]
und [Crawfod, Lilien, 1981], dass die Individuen in diesem Fall einen fritheren
Eintritt in den Ruhestand wihlen, je hoher der Beitragssatz ist, obwohl die
Rentenversicherung versicherungstechnische Aquivalenz aufweist. Einen ein-
deutigen Effekt kénnen [Breyer, 1990a] und [Crawfod, Lilien, 1981] auch fir
einen nicht versicherungstechnisch &quivalenten Bestandteil eines Rentensy-
stems nachweisen, dieser fiihrt in jedem Fall zu einem friihzeitigen Rentenein-
tritt. Nachdem in diesem Kapitel gezeigt wurde wie sich eine versicherungs-
technisch &quivalente und eine nicht versicherungstechnisch dquivalente Al-
terssicherung auf die Ruhestandsentscheidung auswirken, wird im n#chsten
Kapitel betrachtet, welchen Einfluss die marginale Aquivalenz auf ein Alters-
sicherungssystem ausiibt.

3.2.2.3 Der Einflul der marginalen Aquivalenz auf die Ruhestands-
entscheidung

Von der versicherungstechnischen Aquivalenz, die als Ubereinstimmung zwi-
schen den geleisteten Beitridgen und den zu erwartetenden Leistungen definiert
ist', muss die marginale Aquivalenz getrennt werden. Die marginale Aquiva-
lenz spiegelt nach [Breyer, 1990b] den Anstieg der Leistungen aufgrund eines
Anstiegs der Beitragszahlungen wieder. Die Auswirkungen der marginalen Bei-

l4Hsufig wird diese Form der Aquivalenz einer Versicherung auch als Beitragsiquivalenz
oder aktuarische Aquivalenz bezeichnet. Eine strengere Form der versicherungstechnischen
Aquivalenz ist die individuelle Aquivalenz. Sie liegt dann vor, wenn ein Individuum iiber
einen fiir seine Risikoeigenschaften aktuarisch dquivalenten Vertrag verfiigt. Im Gegensatz
dazu kann ein Versicherungsvertrag aber auch im Durchschnitt iiber die Versicherten eine
versicherungstechnische Aquivalenz aufweisen.
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 97

tragsiéquivalenz auf die Entscheidung eines Individuums lidsst sich hierbei - oh-
ne Einschrinkung der Allgemeingiiltigkeit der Aussagen - in einem einfachen
Modell zweier sich iiberlappender Generationen darstellen. Dieses Modell sieht
eine Entscheidungssituation eines reprasentativen Individuums vor, in der es
seinen Nutzen iiber zwei Perioden hinweg unter vorgegebenen Restriktionen
maximiert. Es soll zuerst eine Situation betrachtet werden, in der es kein Ren-
tensystem gibt. In einem Modell von [Hassler, Lindbeck, 1997a) wird folgende
Nutzenfunktion angenommen:

U=u(c,—lL)+ 1+ u(z, k) (3.50)

Die Nutzenfunktion ist beziiglich der beiden Perioden additiv separabel und
die Funktionen u besitzen die Eigenschaft, dass die ersten Ableitungen positiv
sind und die zweiten Ableitungen negativ sind.!® Sie hingt vom Konsum in
der ersten Periode ¢ und der zweiten Periode z sowie dem Arbeitsangebot der
ersten Periode [; und der zweiten Periode I, ab. Der Ausdruck £ entspricht der
Zeitpréaferenzrate des Individuums. Vorerst soll der Fall betrachtet werden, in
dem es kein Rentensystem gibt. In diesem Fall wird die Nutzenfunktion unter
folgenden Nebenbedingungen in beiden Perioden maximiert:

wilh—c>0 (3.51)
waly z
—Cc— > .
wlll+1+’r =137 2 (3.52)

Es gilt in diesem Modell, dass das Individuum prinzipiell in beiden Perioden
arbeiten kann.'® Die erste der beiden Restriktionen ist eine Liquidititsbe-
schrinkung, die eine Kreditaufnahme in der ersten Periode ausschlieit, und
die zweite Beschrankung ist die intertemporale Budgetbeschrankung. Das In-
dividuum erhélt fiir sein Arbeitsangebot in der ersten Periode den Lohnsatz w;
und in der zweiten Periode den Lohnsatz w,. Da es sich um eine Betrachtung
tiber zwei verschiedene Perioden handelt, miissen die Werte fiir die zweite Pe-
riode diskontiert werden. Der Diskontsatz entspricht dem Kapitalmarktzins r.

15Der Nutzen nimmt demnach mit dem Konsum ¢, 2 in beiden Perioden zu und nimmt
mit einer Erhéhung des Arbeitsangebots {,, {2 in beiden Perioden ab, da diese mit negativem

Vorzeichen in die Nutzenfunktion eingehen.
16Der Fall, in dem das Individuum in der zweiten Periode nicht arbeitet (I; = 0), wire

ein Sonderfall dieses Modells.
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98 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

Als Bedingungen erster Ordnung ergeben sich, wenn man den Lagrangeansatz
anwendet und nach den Entscheidungsgrofien ¢, z, I; und I ableitet:

U = (Al + Az) (353)
uy, = (M +X)w
O 14¢
A e
1+
Ytn 1+ f/\z‘wz

Aus den Bedingungen erster Ordnung folgt, dass das Individuum in beiden
Perioden das optimale Arbeitsangebot so wihlt, dass die Grenzrate der Sub-
stitution zwischen Konsum und Arbeit in beiden Perioden dem Lohnsatz in
der jeweiligen Periode entspricht.

Fiir den Fall, dass ein Arbeitsangebot des Individuums in der zweiten Peri-
ode ausgeschlossen ist, gilt folgende Nutzenfunktion:

U=u(c,~h)+1+8& u(z) (3.54)
Die Nebenbedingung reduziert sich auf die Gleichung 3.52 mit I, = 0, so dass

gilt!”:
z

(3.55)

wli—c— 1

In diesem Fall gelten die Bedingungen erster Ordnung fiir ein Nutzenmaximum:

U = A (3.56)
u, = 1+ 6)\
1+7r
Uy, = I

Aus diesen Bedingungen erster Ordnung folgt, dass die Grenzrate der Substi-
tution zwischen Konsum in der ersten Periode und dem Arbeitsangebot gleich
dem Lohnsatz ist und die Grenzrate der Substitution zwischen dem Konsum
in der zweiten Periode und dem Arbeitsangebot dem Lohnsatz, multipliziert

17Es gilt festzuhalten, dass in diesem Fall die Liquiditétsbeschrinkung nicht explizit auf-
gefiihrt werden muss, da in der zweiten Periode kein Einkommen erzielt wird und die Indi-
viduen nach ihrem Tod keine Schulden hinterlassen kénnen.
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 99

mit dem Verhiltnis zwischen Zinsfaktor und der Zeitpriferenzrate des Indivi-
duums, entspricht:

Yooy (3.57)
Ue

u 1+r w

u, 14+¢ !

Hinsichtlich des optimalen Arbeitsangebots gilt dann folgende Bedingung:

(3.58)

Die Hohe des Arbeitsangebots hangt demnach vom Verhéltnis zwischen Zins-
faktor und Zeitpriferenzrate ab. Fiihrt man nun ein Rentensystem ein, dann
verdndern sich die Budgetrestriktionen des Individuums analog zum Modell
von [Hassler, Lindbeck, 1997a] folgendermafien:

wh(1—-7)—c>0 (3.59)
waly T z
- —_——c- > .
wili (1 T)+1+T+m'w1+1+r c 1+r_0 (3.60)

Das Individuum kann wiederum in beiden Perioden arbeiten, allerdings, so
wird vereinfachend bei [Hassler, Lindbeck, 1997a] angenommen, zahlt es in
der zweiten Periode keine Beitrige. Beide Budgetrestriktionen sind bindend.
Die als Schattenwerte definierten Parameter A\; und A\, nehmen deshalb nach
[Hassler, Lindbeck, 1997a] einen positiven Wert an.’® Die erste Budgetrestrik-
tion ist wiederum der Ausdruck fiir die Liquidit4tsbeschrinkung und die zweite
der Ausdruck der intertemporalen Budgetbeschrinkung. Im Vergleich zu den
Budgetrestriktionen 3.51 und 3.52 wird in der ersten Budgetbeschrankung ein
Beitrag 7 auf den Lohn erhoben.!® In der zweiten Periode erhélt das Individu-
um dann eine Rente. Die Hohe der Renten richtet sich nach dem in der ersten

18Hierbei handelt es sich um eine nicht uniibliche Annahme, da der Lagrangemultiplikator
bei der Maximierung unter Nebenbedingung haufig als Schattenwert interpretiert wird.

19Es wurde der Ausdruck gewihlt, der ansonsten fiir eine Steuer verwendet wird, um
einen hoheren Grad an Allgemeingiiltigkeit zu erreichen. Innerhalb dieses Modells kann
sich die Interpretation dieses Ausdrucks von einem Beitragssatz, der unter vollkornmener
aktuarischer Aquivalenz giiltig ist, bis zu einem Steuersatz, der in einem nahzu reinen Min-
destrentensystem gilt, erstrecken.
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100 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

Periode geleisteten Beitrag allerdings in Abhéngigkeit von einem Faktor «.
Der Ausdruck T entspricht nach [Hassler, Lindbeck, 1997a] einem Lump-Sum-
Transfer, der einen positiven oder negativen Wert annehmen kann, im Wesent-
lichen aber nur die Aufgabe erfiillt, dass die staatliche Budgetbeschrinkung
eingehalten wird. Aulerdem erfiillt er die Aufgabe, dass ein Mindestrentenni-
vean erfiillt wird. Denn fiir den Fall, dass der Ausdruck x den Wert 0 annimmt,
erhilt das Individuum lediglich den Lump-Sum-Transfer, d.h. dies wére der
Fall einer Mindestrente, die vollkommen unabhéngig von den zuvor geleisteten
Beitragszahlungen ist.
Der Staat besitzt folgende Budgetrestriktion:

Tunlh(1+49)=Q1+r)kruh+T (3.61)

Auf der rechten Seite der Budetrestriktion stehen die Ausgaben des Staates
bzw. die Leistungen an die Rentner und auf der linken Seite sind die Ein-
nahmen des Staates bzw. die Beitriige der aktuell Erwerbstétigen aufgefiihrt.
Der Ausdruck ¢ entspricht in diesem Zusammenhang der internen Rendite des
Rentensystems. Im Falle eines umlagefinanzierten Systems entspricht ¢ dem-
nach dem Lohnsummenwachstum. Fiir den Lump-Sum-Transfer lassen sich
drei Fille unterscheiden:

Kk < 1-H=>T>0 (3.62)
1+7r
143
k= —LaT=0
1+7r
Kk > 1+z=>T<0
1+r

Wenn man die Nutzenfunktion 3.50 unter Beriicksichtigung der beiden Neben-
bedingungen 3.59 und 3.60 maximiert, dann erhélt man als Bedingungen erster

Ordnung:
U = A+ A (3.63)
u_y, = (A +X)w (1—7)+ dekTw
1+
Y = 77 f’\z
1+
Uy = 1+ 5w2/\2
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 101

Durch die Einfithrung des umlagefinanzierten Rentensystems veréndert sich le-
diglich die zweite der vier Bedingungen erster Ordnung, welche den Grenznut-
zen der Arbeit in der ersten Periode darstellt. Der Grenznutzen des Konsums
in der ersten und zweiten Periode sowie der Grenznutzen des Arbeitsange-
bots in der zweiten Periode sind im Optimum gleich hoch wie beim Fall ohne
Rentensystem. Wenn die beiden Nebenbedingungen 3.59 und 3.60 wie nach
[Hassler, Lindbeck, 1997a] strikt bindend sind, dann gilt fiir den Konsum in
den beiden Perioden:

c=wlh(1-7) (3.64)
2= (1+r)krwly + T + wolp (3.65)

Durch Einsetzen der Budgetbeschrinkung des Staates 3.61 in 3.65 erhilt man:
z= (1431wl +wslp (3.66)

Es lésst sich demnach nach [Hassler, Lindbeck, 1997a] die These aufstellen,
dass gegeben einen positiven Wert fiir 7 jeder Anstieg des Wertes € zu einer
Erhéhung des Arbeitsangebotes in der ersten Periode fiihren wird. Bewiesen
wird diese These von [Hassler, Lindbeck, 1997a] ausgehend von der Annahme,
dass das Arbeitsangebot mit einem Anstieg von x fillt. Dies bedeutet nach
Gleichung 3.65, dass die Budgetrestriktion in der zweiten Periode sinkt und
somit auch der Giiterkonsum bzw. der Freizeitkonsum. Dies hat einen nicht-
fallenden Grenznutzen des Konsums bzw. des Arbeitsangebotes in der zweiten
Periode zur Folge. Deshalb muss aufgrund der letzten beiden Gleichungen von
3.63 gelten, dass A nicht fallend ist. Aufgrund der Budgetbeschrinkung der
ersten Periode muss gelten, dass ein nicht steigendes Arbeitsangebot zu einem
nicht steigenden Konsum in der ersten Periode fiihrt. Deshalb muss wegen
der Bedingung erster Ordnung fiir den Konsum in der ersten Periode gelten,
dass Ay + Ap nicht fallend ist. Aufgrund der zweiten Gleichung von 3.63 gilt,
da die Ausdriicke A\; + A3 und Ay nicht fallend sind und & strikt steigend ist,
dass der Grenznutzen der Freizeit streng steigend sein muss. Dies jedoch ist
ein Widerspruch der Annahme eines nicht steigenden Arbeitsangebots und
Konsums, da in diesem Fall der Grenznutzen der Freizeit nicht steigend sein
muss. Deshalb gilt wie bei [Hassler, Lindbeck, 1997a] gezeigt wurde, dass eine
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102 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

Erhéhung des Wertes « zu einer Erhéhung des Arbeitsangebots in der ersten
Periode fiihrt.

Dieses Modell zeigt, dass die marginale Aquivalenz eines Rentensystems
einen Einfluss auf das Arbeitsangebot ausiibt. Dies gilt im Modell, in dem die
Individuen in beiden Perioden arbeiten kénnen und in der ersten Periode eine
strikt bindende Liquiditdtsbeschrinkung gilt. Es wird nun der Fall betrach-
tet, in dem das Individuum in der zweiten Periode keiner Erwerbstétigkeit
nachgehen kann. Es erzielt in der ersten Periode ein Einkommen durch sein
Arbeitsangebot I, das es auf den Konsum in der ersten ¢ und der zweiten
Periode z aufteilen kann. Die Nutzenfunktion nimmt deshalb weiterhin die
selbe Form an wie in Gleichung 3.54. Allerdings veréndert sich die Nebenbe-
dingung aufgrund der Einfiihrung eines obligatorischen Rentensystems, sodass
sich folgende Budgetrestriktion ergibt:

z kTwihy T
14r 147 147
Unter Verwendung des Lagrangansatzes erhilt man folgende Bedingungen er-
ster Ordung fiir ein Nutzenmaximum unter Beriicksichtigung der Nebenbedin-

gung:

wilh(l—-7)—c— (3.67)

U = A (3.68)
T(l+r—=x
Uy = *[1‘—(‘1“—)]
u, = /\—1+£
1+7r

Durch Umformung ergibt sich fiir die Grenzrate der Substitution zwischen
Arbeit und Konsum in der ersten Periode der Ausdruck:
U _ (1 _ lﬂ) 3.69
U w ™ +r (369)
Die Grenzrate der Subsitution zwischen Konsum in der zweiten Periode und
Arbeit nimmt folgende Form an:

w, 147 ( 1+r—n)
—_— wl —_—
u, 1+¢

Vergleicht man diese beiden Optimalbedingungen mit den Optimalbedingun-
gen aus 3.57 fiir den Fall ohne Rentenversicherung, dann ergibt sich folgender
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 103

Zusammenhang: Nimmt der Ausdruck s als Extremwert den Wert Null an,
dann erhilt das Individuum lediglich die Lump-Sum-Rente 7" im Alter. Das
Lohneinkommen des Individuums wird in der ersten Periode mit dem Steuer-
satz T belastet, ohne dass es in der Periode 2 eine dquivalente Gegenleistung
dafiir gibt. Die Konsequenz ist ein sinkendes Arbeitsangebot. Dies ergibt sich
aus den beiden Optimalbedingungen 3.69 und 3.70. Im Gegensatz dazu gilt
beim anderen Extemwert, wenn x den Wert 1 + r annimmt, dass es zu keiner
Verdnderung im Verhalten der Individuen kommt. Die Optimalbedingungen
3.69 und 3.70 nehmen genau die selben Werte an wie i Fall ohne Rentensy-
stem. Im Fall, bei dem x = 1+ r, handelt es sich um eine Situation, in der das
Rentensystem eine vollstiandige versicherungstechnische Aquivalenz aufweist.
In allen Fillen, in denen s zwischen Null und 1 + r liegt, herrscht marginale
Aquivalenz, d.h. die Rentenleistungen des Systems steigen mit einem héheren
Arbeitsangebot. Die Optimalbedingungen deuten darauf hin, dass der Anreiz
zu einem erhohten Arbeitsangebot mit dem Wert des Ausdrucks « steigt. Er
ist am hochsten im Fall, bei dem versicherungstechnische Aquivalenz gilt.

Genau dieser Aspekt der Arbeitsangebotsentscheidung in einem System mit
und ohne marginale Aquivalenz soll im Folgenden noch etwas genauer unter-
sucht werden. Dazu wird in ein Rentensystem mit Teilhabeiquivalenz und in
ein System, welches eine Grundabsicherung verfolgt, unterschieden.

3.2.2.3.1 Teilhabesiquivalentes Rentensystemn Fiir die Arbeitsange-
botsentscheidung in einem teilhabesquivalenten System wird in diesem Ab-
schnitt ein einfaches Modell zweier sich iiberlappender Generationen betrach-
tet. Dieses Modell ist im Wesentlichen an die Ausfithrungen von [Brunner,1996]
angelehnt, das entwickelt wurde, um die Moglichkeit eines pareto-effizienten
Ubergangs von einem Umlageverfahren zu einem Kapitaldeckungsverfahren
zu modellieren.

In diesem Modell werden die Individuen in zwei Lohngruppen unterschie-
den, wobei der Lohnsatz w, fiir beide Gruppen gleich hoch ist. Allerdings
unterscheiden sich die beiden Gruppen hinsichtlich ihren Verdienstméglichkei-
ten ¢/, mit j = 1,2 und e! > e? % Diese Verdienstméglichkeiten geben den

20Djese Verdienstmoglichkeiten ("abilities”) sind der Ausdruck von Fihigkeiten und Fer-
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104 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

entscheidenden Ausschlag beziiglich des Lohns, den ein Individuum erhilt. Es
gilt hinsichtlich des Lohnsatzes w] = w;e? mit j = 1,2, und w! > w?. Auf-
grund der unterschiedlichen Lohnsiitze unterscheiden sich die beiden Gruppen
dadurch, dass sie ein unterschiedliches Arbeitsangebot ¥ zur Verfiigung stel-
len. Es wird weiterhin angenommen, dass die beiden Gruppen gleich grof sind
und die Gesamtzahl der Arbeitnehmer in der Periode ¢ durch N; gegeben ist,
die mit der Rate (1 + n;) wachsen soll, so dass gilt N; = (1 +n;) N;—;. Der
Durchschnittslohn ergibt sich innerhalb dieser Okonomie als:
o = wil -;wflf
Der Durchschnittslohn wichst in der Periode ¢ mit der Wachstumsrate (1 + g;),
so dass gilt:

(3.71)

w
(Q+g)=— (3.72)

Wi—1
Der Anteil des individuellen Bruttoeinkommens im Verhéltnis zum Durch-

schnittslohn ist gegeben als: .
j= 11 (3.73)

Jedes Individuum zahlt in der Periode, in der es erwerbstitig ist einen Beitrag
in der Hohe des Produkts aus dem Beitragssatz, b, der fiir jedes Individuum
gleich hoch ist und dem Bruttolohn w}¥, den es in der Phase der Erwerbstiitig-
keit erzielt.?! Im Gegenzug erhilt das Individuum in der Ruhestandsperiode
eine Rente p. In einem teilhabedquivalenten Rentensystem hingt die Renten-
leistung immer von den wihrend der Erwerbstétigkeit geleisteten Beitrigen
ab. Fiir ein Individuum, das in der Periode t erwerbstiitig ist und Beitréige
leistet, ergibt sich in der Periode ¢ + 1, in der es im Ruhestand ist folgende
Rentenleistung, die auch von der jeweiligen Gruppenzugehorigkeit abhéngt:

P{+1 = ¢{bw,+1 (1+ne) = bwfl{ (14 ne41) (1 + g141) (3.74)

Die Individuen sehen sich dann folgendem Nutzenmaximierungsproblem aus-
gesetzt. Die Nutzenfunktion hingt vom Konsum des Individuums wihrend der
Erwerbsphase ¢] und wihrend der Ruhestandsphase z{+1 in Abhingigkeit von

tigkeiten, die ein Individuum der jeweiligen Gruppe besitzt.
21 Demnach wird ein System mit einem konstanten Beitragssatz unterstellt.
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 105

der Gruppenzugehdrigkeit ab. Desweiteren geht auch das Arbeitsangebot I
in Abhéngigkeit von der Gruppenzugehorigkeit, allerdings mit negativem Vor-
zeichen, in die Nutzenfunktion ein. Die Nutzenfunktion besitzt die iiblichen
Eigenschaften der strikten Konkavitdt und zweifachen stetigen Differenzier-
barkeit. Es gilt dann folgende Form:

V= U (71, ~t) (3.75)

Diese Funktion gilt es, beziiglich der drei Entscheidungsvariablen ¢}, zJ,; und
U zu maximieren. Wobei das Individuum durch die beiden Budgetrestriktionen
in den beiden Lebensperioden beschrinkt ist. In der ersten Periode, in der das
Individuum erwerbstétig ist, wird der Lohn wil{ abziiglich der Beitragszah-
lungen bw! ¥ auf den Konsum in dieser Periode ¢ und die Ersparnisbildung s
aufgeteilt, so dass sich folgende Budgetrestriktion ergibt:

c + 8 = wil (1-b) (3.76)

In der Periode, in der das Individuum im Ruhestand ist, ist die Budgetre-
striktion gegeben durch die Rentenleistung p{+1, die das Individuum in dieser
Periode erhélt und der Ersparnis inklusive der Verzinsung auf der Einnah-
menseite und dem Konsum in dieser Periode auf der anderen Seite.?? Fiir die
Budgetrestriktion gilt:

zf“ = 31 (1+74a) +P’Z+1 = 327 A+ 7o) + b'wflﬂ (1 +n442) (1 +ge42) (3.77)

Die Gesamtbudgetrestriktion erhilt man dann, indem man die Gleichung 3.77
umformt und in die Gleichung 3.76 einsetzt. Es ergibt sich dann der Ausdruck:

j A 13 j 17 (1+741) (14 ge41)
Cg + —1 + rt+1 - 'lUglt - b'luzlt 1 - 1 + "‘t+1 (3.78)

Die interne Rendite eines teilhabedquivalenten Rentensystems ist demnach un-
abhingig von der Gruppenzugehérigkeit immer gegeben durch den Ausdruck:

Pl
buf

22Hierdurch wird ein Vererbungsmotiv ausgeschlossen. Das gesamte Lebenseinkommen
des Individuums wird demnach fiir den Konsum verwendet.
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Die interne Rendite entspricht in diesem Fall dem Lohnsummenwachstum nach
[Aaron, 1966]. Maxmiert man nun die Nutzenfunktion 3.75 unter der Neben-
bedingung 3.78, indem man nach den drei Entscheidungsvariablen ¢, 2z},; und
I ableitet erhélt man folgende Bedingungen 1. Ordnung:

U
c;
i T (3.80)
074,
& 1+n0)(1+
) . .
o =wi—bui (1- (At ne2) (1 + Gev) (3.81)
72- 1+ Te+1

Aus der Gleichung 3.81 geht hervor, dass im Vergleich zu einer Situation ohne
Rentenversicherung (b = 0) oder bei einem System mit versicherungstechni-
scher Aquivalenz bei einem teilhabedquivalenten Alterssicherungssystem ein
niedrigeres Arbeitsangebot resultiert, wenn das Lohnsummenwachstum einen
niedrigeren Wert als der Zinsfaktor annimmt. Dieses niedrigere Arbeitsange-
bot kann verschiedene Formen annehmen. Eine mégliche Form ist, dass die
Individuen vorzeitig den Arbeitsmarkt verlassen und in den Ruhestand ge-
hen. Die Verzerrung wird in diesem Fall lediglich durch die Differenz zwischen
dem Lohnsummenwachstum und dem Kapitalmarktzins entstehen. Dies ist die
implizite Steuer eines teilhabedquivalenten Umlageverfahrens.

3.2.2.3.2 Grundsicherungssystem In diesem Abschnitt wird nun die-
ses Modell fiir ein umlagefinanziertes Alterssicherungssystem, welches nach
dem Prinzip der Grundsicherung organisiert ist, analog zu [Brunner, 1994] an-
gewendet. Auch in diesem Fall wird jede Generation hinsichtlich ihrer Ver-
dienstméglichkeiten, e, in zwei verschiedene Gruppen unterteilt. Die Gruppe
1 verfiigt wieder iiber die Verdienstméglichkeiten e} und die Gruppe 2 iiber
die Verdienstmoglichkeiten e?, wobei e} > €? gilt. Die Anzahl der Erwerbstéti-
gen beliduft sich in der Periode t auf N, Personen, wobei es N} Mitglieder der
Gruppe 1 und N? Mitglieder der Gruppe 2 gibt. Zur Vereinfachung wird hier
jedoch wie bei [Brunner,1996] angenommen, dass die beiden Gruppen iiber die
Zeit gleich gro8 sind, so dass N} = N? = Ez‘ Der Bruttodurchschnittslohn in
der Periode ¢ betrigt dann, wie auch bei einem teilhabedquivalenten System:

Wy = Wy (6%11}2'*' e?lf) (3.82)
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 107

Der Lohnsatz in der Periode t betrigt weiterhin w;. Der Lohn, den die Indivi-
duen in der Periode ¢ erhalten, hingt dariiber hinaus auch von den gruppenspe-
zifischen Verdienstmoglichkeiten € und ihrem Arbeitsangebot U mit j =1,2
ab. Die Nutzenfunktion einer Generation, die in der Periode ¢ geboren wurde,
ist weiterhin abhiingig vom Konsum in der ersten Periode, ¢/, dem Konsum in
der zweiten Periode, z{H, und dem Arbeitsangebot, 1,23

U =U(d,du,~t) (383)

Wobei die Nutzenfunktion die iiblichen Eigenschaften der zweifachen Diffe-
renzierbarkeit und den partiellen Ableitungen U, > 0, U, > 0 und —-U; < 0
besitzt.?¢ Es wird weiter unterstellt, dass alle Individuen die gleiche Nutzen-
funktion besitzen und sich lediglich durch ihre Verdienstmdoglichkeiten unter-
scheiden. Es ist deshalb méglich jeweils ein reprisentatives Individuum der
jeweiligen Gruppe aus einer Generation zu betrachten.

Es wird nun ein Rentensystem, das nach dem Prinzip der Grundsicherung
organisiert ist, eingefiihrt. Hierbei wird in der ersten Periode ¢, in der die
Individuen einer Erwerbstitigkeit nachgehen, ein einheitlicher Steuersatz, 7,
auf das Arbeitseinkommen erhoben. Dadurch ergibt sich in der ersten Periode
die Budgetrestriktion fiir die Individuen der beiden Gruppen als:

d+sl = well{(1-n) (3.84)

In der zweiten Periode t + 1 erhalten die Individuen eine Rentenzahlung. Die
Rentenleistung ergibt sich, da das System nach dem Prinzip der Grundsiche-
rung organisiert ist, als fixer Anteil v des Bruttodurchschnittslohns. Die Bud-
getrestriktion lautet deshalb:

A1 = vweyr + (1 +1e41) 5 (3.85)
Nach dieser Budgetrestriktion handelt es sich bei der Rentenzahlung vweq
um einen Lump-Sum-Transfer, durch den das Verhalten der Individuen in der
zweiten Periode nicht beeinflult wird, da der Durchschnittslohn, w;;, ledig-
lich vom Arbeitsangebot beider Gruppen der folgenden Generation abhéngt.

23 Auch hier wird ausgeschlossen, dass die Individuen in der zweiten Periode nicht arbeiten.
24Da das Arbeitsangebot ! negativ in die Nutzenfunktion eingeht, nimmt die partielle

Ableitung der Nutzenfunktion nach ! einen negativen Wert an.
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Demnach hitte lediglich der Steuersatz 7; eine verzerrende Wirkung, die im
Vergleich zu der Situation ohne Grundsicherungssystem zu einem niedrigeren
Arbeitsangebot beider Gruppen fiihren wiirde.

Da es sich aber auch bei diesem System um ein umlagefinanziertes System
handelt, muss auch hier die Bedingung erfiillt sein, dass in jeder Periode die
Einnahmen den Ausgaben entsprechen miissen. Die Ausgaben entsprechen den
Rentenleistungen innerhalb der Periode ¢, die an die V;,_; Rentner ausgezahlt
werden. Die Einnahmen entsprechen dem Steueraufkommen der Periode ¢, das
von den N; Erwerbstitigen erhoben wird. Die Budgetgleichung des Rentensy-
stems lautet deshalb:

RACIRT )

- Nyt = 7w (e}I} N} + €Z1N7) (3.86)

Da %" = N} = N} gilt, ergibt sich fiir die Budgetgleichung des Rentensystems:

vw (e}1} + €317) Neoy = rawe N, ()1} + €17 (3.87)

Durch einige Umformungen erhilt man dann fiir den Steuersatz:

_ v
- 14+n,

Tt

(3.88)

Der Steuersatz hingt demnach lediglich vom Bevolkerungswachstum in der Pe-
riode ¢ und dem fixen Anteil v des Bruttolohns, durch den die Rentenleistung
berechnet wird, ab. Dies ist der Unterschied zum Modell von [Brunner, 1994],
der den Ubergang von einem umlagefinanzierten System, das eine lineare in-
tragenerative Umverteilung beinhaltet, mit einer konstanten Bevélkerung be-
trachtet.

Die interne Rendite dieses Verfahrens kann dann ganz konventionell als
Verhiltnis zwischen den Einzahlungen und den Leistungen berechnet wer-
den. Allerdings muss man hier beriicksichtigen, dass man zwei unterschiedliche
Gruppen betrachtet, die aufgrund ihrer unterschiedlichen Verdienstmoglichkei-
ten auch verschieden hohe Einzahlungen leisten. Deshalb ergibt sich in diesem
System folgende Ausgangsgleichung fiir die interne Rendite:

VW1

144 = (3.89)

Ttwte'l lZ
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 109

Durch Einsetzen von 3.82 und 3.88 in 3.89 und einige Umformungen erhélt

man fiir die interne Rendite eines umlagefinanzierten Grundsicherungssystems

differenziert nach Gruppenzugehorigkeit:

will + wii?
2wil!

Wobei das Lohnwachstum definiert ist als 1 4+ g;17 = “’—:;L‘ und w! = wyel fiir

j = 1,2 gilt. Anhand dieser Gleichung sieht man, dass die interne Rendite eines

144 = (1 +n) (14 ges1) (3.90)

umlagefinanzierten Grundsicherungssystems der Generation, die in der Periode
t in das Erwerbsleben eintritt, sofern man in zwei verschiedene Lohngruppen
unterteilt, zum einen vom Bevolkerungswachstum in der Periode ¢ abhéngt,
da sich der Steuersatz durch diese GréBe ergibt, und zum anderen vom Lohn-
wachstum in der Periode ¢+ 1. Der dritte Term in der Gleichung 3.90 gibt das
Ausma8 der intragenerativen Umverteilung an. In dieser einfachen Modellwelt
gilt, dass die Anzahl der Mitglieder einer Gruppe in einer Periode immer fix
bleibt, d.h. ein Individuum kann innerhalb einer Periode nicht die Gruppen
wechseln. Dies fithrt zu der wenig iiberraschenden Erkenntnis, dass die interne
Rendite fiir die Mitglieder der Gruppe 2 mit niedrigeren Verdienstmoglichkei-
ten einen héheren Wert annimmt als fiir die Mitglieder der Gruppe 1. Es findet
demnach eine Umverteilung von den Individuen mit héherem Einkommen zu
den Individuen mit niedrigerem Einkommen statt. Ein solches System verletzt
demnach das Prinzip der Aquivalenz in weit stirkerem MaBe als ein System,
das dem Prinzip der Lebensstandardsicherung folgt.

Auf der Basis der internen Rendite, die durch Gleichung 3.90 abgebildet
wird, gilt fiir die Rentenleistung:

wogr = (1+y) (rwdlf) (3.91)
Daraus ergibt sich durch Umformung;
wil} + wil?
2
Diesen Ausdruck kann man dann in die Budgetrestriktion der zweiten Periode

w1 = (14 m) (L4 ge41) e (3.92)

einsetzen, die durch die Gleichung 3.85 abgebildet wurde. Man erhilt dann:

11 4,272
wyly +wil

: (3.93)

A= +ru)si+Q+n) (1 +g)n
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Anhand dieser Gleichung kann man erkennen, dass die Individuen durch ihre
Arbeitsangebotsentscheidung in der Erwerbsphase die Héhe der internen Ren-
dite beeinflussen kénnen. Wenn sich die Individuen kooperativ verhalten und
den Einfluss ihrer Arbeitsangebotsentscheidung in das Nutzenmaximierungs-
kalkiil einbeziehen, dann wird die Nutzenfunktion 3.83 unter den Nebenbedin-
gungen 3.84 und 3.93 maximiert. Es ergeben sich folgende Bedingungen erster

Ordnung:
au
B3l .
ac Tt4+1
U
8c}
3_(}' =14+ Ti41 (395)
2

t+1

Aus diesen beiden Optimalbedingungen kann man zuerst erkennen, dass sich
bzgl. der Aufteilung in Konsum heute und Konsum morgen durch die Einfiihrung
eines umlagefinanzierten Grundsicherungssystems keine Verdnderung ergeben
hat.

Gegeben den realistischen Fall, dass (1 + n¢) (1 + gi41) < 1 + 1441, dann er-
gibt sich, da fiir den Steuersatz 0 < 7; < 1gilt,0 < 1—73 (1 - gi’;‘éi—:%ﬂ . %) <
1. Durch die Einfiihrung eines umlagefinanzierten Grundsicherungssystems er-
gibt sich deshalb ein geringeres Arbeitsangebot als im Fall ohne Alterssiche-
rungssystem. Allerdings gilt festzuhalten, dass trotz der Umverteilung, die in
einem solchen System stattfindet, das Arbeitsangebot der Gruppe 1 immer
noch héher ist als das der Gruppe 2. Dies gilt, da annahmegemi8 e} > e2.
Deshalb gilt weiterhin w} = wye} > wye? = w?. Daraus folgt, dass

w; [1—Tt (1_ (14 1) (1 + gesr) l)]

1+ Te41 2
2|, _(1+71t)(1+9t+1).l
> w; [l T (1 T+ 5 (3.96)

Diese Losung gilt aber nur dann, wenn sich die Individuen kooperativ Ver-
halten, d.h. wenn sie den Einfluss ihrer Arbeitsangebotsentscheidung auf den
Durchschnittslohn und damit auf die Hohe der internen Rendite beriicksichti-
gen. Davon ist jedoch in der Regel nicht auszugehen, wie sich ein Grundsiche-
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 111

rungssystem auswirkt, wenn sich die Individuen nicht kooperativ verhalten,
wird im folgenden Abschnitt dargestellt werden.

3.2.2.3.3 Nicht Kooperatives Verhalten in einem Grundsicherungs-
system In diesem Abschnitt wird kurz dargestellt, fiir welches Arbeitsange-
bot sich die Individuen entscheiden, wenn sie sich nicht kooperativ verhalten.
Im vorhergehenden Abschnitt sind in den Gleichungen 3.84 und 3.93 die Bud-
getrestriktionen der ersten und zweiten Lebensphase gegeben. Die Gesamtbud-
getrestriktion ergibt sich dann als:

(L+n)(1+ gt+1)7_ wi} + wii?

+
d (1 + 7't+1) ' 2

(3.97)

= J

1 + P~ Wil (1-7)+
Allerdings wird nun berticksichtigt, dass die Individuen nicht kooperativ sind,
sondern dass sie sich wie Trittbrettfahrer verhalten. In diesem Fall nimmt das
Individuum das Lohnwachstum und das Arbeitsangebot der anderen Indivi-
duen als gegeben an. Es entscheidet sich unabhéngig von den anderen fiir sein
eigenes Arbeitsangebot. Dieses Individuum soll der Gruppe 1 angehéren und
wird mit dem Superindex k gekennzeichnet. Fiir das Individuum k ergibt sich
dann folgende Budgetrestriktion:

1,k

1,k 2441
T — = 3.98
S e (3.98)
wily* (1 - 7) +

(1+n)(1+ gt+l)T Mz_wt LR+ dwptnt Hz“wtzltz
(1 +’I't+1) ¢ Nt

Der Ausdruck E‘;—lwtl 1% steht fiir das Lohneinkommen aller Mitglieder der
Gruppe 1 aufiler dem Individuum k, welches in den Durchschnittslohn ein-
geht. Damit man das gesamte Durchschnittseinkommen erhélt mufi man aber
auch den anteiligen Lohn des Individuums k, gegeben durch 1 Wy LepLk hin-
zuaddieren. Das Individuum besitzt die Nutzenfunktion, welche d1e ubhchen
Eigenschaften aufweist und von den drei Entscheidungsvariablen q zt +1 und
e abhéngt:

Ut =U(a* afi, k") (3.99)

Diese Nutzenfunktion muss nun unter der Nebenbedingung, die durch die Glei-
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112 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

chung 3.99 gegeben ist maximiert werden. In diesem Fall erhilt man folgende
Bedingungen erster Ordnung;:

U
a I-E
e =1+ (3.100)
97,4,
i (14 1n) (1 + gen) w}
aly 1 N gt+1) Wy
= =w; (1 —7)+7 — 3.101
_WB‘Z:{ t ( t) ¢ ( 1+ Tt+1 2Nt) ( )

Man sieht, dass sich die Grenzrate der Substitution zwischen Konsum heute
und Konsum morgen nicht verindert hat. Allerdings sieht man in Gleichung
3.101, dass sich durch die Annahme des nicht kooperativen Verhaltens eine
Anderung in der Optimalbedingung ergeben hat. Man sieht eindeutig, dass
der Ausdruck in der Klammer, wenn N, sehr groff wird, gegen Null geht. D.h.
es gilt:

im (L) =0 (3.102)
Ntlinoo 2Nt - ’

In diesem Fall, wenn N; einen sehr hohen Wert annimmt und damit der Aus-
druck in der Klammer gegen Null geht, gilt fiir die Optimalbedingung 3.101:

S =w (1-7) wenn Ny — oo (3.103)

dcl*
Ein analoges Ergebnis kann auch fiir ein représentatives Individuum der Grup-
pe 2 hergeleitet werden. Wenn man ein nicht kooperatives Verhalten der Indi-
viduen unterstellt, ergibt sich demnach ein deutlich niedrigeres Arbeitsangebot
als in dem Fall, wenn man ein kooperatives Verhalten unterstellt. Der Grund
fiir diese unterschiedlichen Ergebnisse ist das Free-Rider-Verhalten der Indivi-
duen, welches auch von [Breyer, 1997] im Zusammenhang mit einem Grund-
rentensystem angesprochen wird. Die Rentenleistung ergibt sich als ein fest-
gelegter Prozentsatz des Durchschnittslohns der sich aus dem Lohnsatz und
dem Arbeitsangebot der Individuen der beiden Gruppen zusammensetzt. Dies
findet auch seine Beriicksichtigung in der internen Rendite des Verfahrens, die
nach den beiden Gruppen differenziert wird und sich aus dem Bevolkerungs-
wachstum in der Periode ¢, dem Lohnwachstum in der Periode ¢t + 1 und dem
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 113

Durchschnittslohn in der Periode ¢, dividiert durch den individuellen Lohn des
Individuums ergibt.

Maximiert das Individuum nun seinen Nutzen unter der gegebenen Neben-
bedingung, beriicksichtigt es den Einfluss seiner Arbeitsangebotsentscheidung
auf den Durchschnittslohn nicht. Da das Individuum nur eines von vielen ist,
hat seine singular getroffene Entscheidung nur einen geringen Einfluss auf den
Durchschnittslohn. Vielmehr nimmt das Individuum den Durchschnittslohn als
gegeben an, da es die Entscheidungen der anderen nicht beeinflussen kann. Es
ist deshalb fiir das Individuum optimal sein Arbeitsangebot zu verringern bis
es sich in der Optimalbedingung 3.101 befindet. Dieser Anreiz besteht fiir alle
Individuen und sie werden sich deshalb auch unabhingig von der Entschei-
dung der anderen Individuen gemif der Gleichung 3.101 bzw. der analogen
Optimalbedingung fiir ein Individuum der Gruppe 2 entscheiden. Dadurch
kommt es zu einer erheblichen allgemeinen Senkung des Arbeitsangebots. Dies
ist der typische Fall eines Nash-Gleichgewichts, das aus der Spieltheorie als
Gefangenen-Dilemma bekannt ist. Es kommt zu einer ineffizienten Arbeitsan-
gebotsentscheidung, durch eine Arbeitsangebotsentscheidung gegeben in der
kooperativen Lésung durch Gleichung 3.94 kénnten sich alle Individuen besser
stellen. Da die Anreizsituation allerdings in die Richtung einer nicht kooperati-
ven Losung geht, wird das kooperative Gleichgewicht nicht zustande kommen.

Vergleicht man die Gleichung 3.81 mit der Situation in einem Grundsiche-
rungssystem, dann sieht man, dass die Verzerrungswirkung hinsichtlich des
Arbeitsangebots in einem teilhabedquivalenten Alterssicherungssystem genau
dann geringer sind als in eine Grundrentensystem - in dem sich die Individuuen
nicht kooperativ verhalten und in dem N; — oo -, wenn folgende Ungleichung
erfiillt ist:

’Tt>b

Tt+1 = Ge+1 — 41 — 410841 (3.104)
1+74

Da der Nenner des Bruchs einen Wert grofler als 1 besitzt und der Z&hler einen
sehr kleinen Wert kleiner als 1 annimmt, nimmt der Bruch einen sehr kleinen
Wert an. Demnach ist es sehr wahrscheinlich, dass diese Ungleichung erfiillt
ist. Wenn dies der Fall ist, dann fiihrt ein umlagefinanziertes Grundsicherungs-
system immer zu groferen Verzerrungen auf dem Arbeitsmarkt.

Dieses Ergebnis entspricht auch der unmittelbaren Intuition. In einem teil-
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114 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

habedquivalenten Rentensystem erhshen sich durch ein hoheres Arbeitsan-
gebot die Beitragszahlungen in der Erwerbsperiode, allerdings auch die An-
spriiche auf Rentenleistung und zwar mit der Rate KH—"'&TXI}:—”“M der Beitrags-
leistungen. In einem Grundsicherungssystem hingegen erhéhen sich durch ein
hoheres Arbeitsangebot die Steuerzahlungen, da der Einfluss des Arbeitsange-
botes eines einzelnen Individuums auf die Hohe der Rentenleistung bei einer
sehr hohen Kohortenzahl N; gegen Null geht, besteht ein verringerter An-
reiz fiir das einzelne Individuum, sein Arbeitsangebot zu erhéhen.?> In einem
Grundsicherungssystem besteht demnach ein sehr geringer Grad an margina-
ler Fairness, diese ist in einem teilhabedquivalenten System in htherem Mafle
gegeben.

Wenn man das Arbeitsangebot [ betrachtet, ergeben sich mit Sicherheit
mehrere Moglichkeiten, wie das Arbeitsangebot reduziert werden kann. Ei-
ne Moglichkeit ist, dass die Individuen den Arbeitsmarkt vorzeitig verlassen
wollen und in den Ruhestand gehen. In diesem Fall besitzt ein teilhabedqui-
valentes System eine Anreizwirkung den Arbeitsmarkt zu verlassen und zwar
in der Hohe der Differenz zwischen dem Kapitalmarktzins und dem Lohnsum-
menwachstum. Genau diese Verzerrungswirkung wird jedoch noch verscharft,
wenn statt eines teilhabedquivalenten Systems ein Grundsicherungssystem be-
steht. In diesem Fall resultiert ein Nash-Gleichgewicht, da sich die Individuen
nicht kooperativ verhalten. Selbst innerhalb dieses Systems kénnte sich jedes
Individuum besser stellen, wenn es mehr Arbeit anbieten wiirde, d.h. wenn es
die kooperative Strategie wihlen wiirde. Dann hétte jedes Individuum sowohl
in der ersten Periode ein hoheres Einkommen als auch in der zweiten Periode,
da durch ein héheres Arbeitsangebot ein héherer Durschnittslohn resultieren
wiirde und somit eine héhere Rentenleistung fiir jede Rentnergeneration.

Zusammenfassend lisst sich bei einer Betrachtung der theoretischen Unter-
suchungen erkennen, dass ein Rentenversicherungssystem nur dann keine Aus-
wirkungen auf die Ruhestandsentscheidung der Individuen hat, wenn versiche-
rungstechnische Aquivalenz vorliegt und ein perfekter Kapitalmarkt, da in die-

25Der Grund hierfiir ist, dass sich zwar die Steuerzahlungen des Individuums erhshen, die
Rentenleistungen steigen jedoch nicht im gleichen Umfang bzw. kénnen vom Individuum
durch seine Entscheidung nicht beeinflusst werden. Aus diesem Grund ist die verzerrende
Wirkung der Steuer auf das Arbeitsangebotsverhalten des Individuums dominant.
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 115

sem Fall keine intertemporale Allokationsverzerrung auftritt. Insbesondere das
Fehlen eines perfekten Kapitalmarktes fiihrt eindeutig zu einem friihzeitigen
Eintritt in den Ruhestand, wie explizit bei [Breyer, 1990a] und
[Crawfod, Lilien, 1981] gezeigt wird, aber was auch implizit durch die bindende
Liquiditatsbeschrinkung im Modell von [Hassler, Lindbeck, 1997a] unterstellt
wird und nicht zu einem abweichenden Ergebnis fiihrt. Ein Abweichen von
der versicherungstechnischen Aquivalenz zieht im Modell von [Breyer, 1990a]
lediglich einen eindeutigen Effekt hinsichtlich der Rentenhéhe nach sich. Bei
einer versicherungstechnisch nicht dquivalenten Rente fiihrt eine Erhohung des
Grundsicherungsanteils der Rente zu einem vorzeitigen Eintritt in den Ruhe-
stand. Die Veriinderung des Grades der versicherungstechnischen Aquivalenz,
der zwischen 0 und 1 liegt, und die Verinderung des Beitragssatzes hat keinen
eindeutigen Effekt, da jeweils der Substitutions- und der Einkommenseffekt ei-
ne unterschiedliche Richtung aufweisen. Allerdings konnte in einem einfachen
Modell zweier sich iiberlappender Generationen nach [Hassler, Lindbeck, 1997a]
gezeigt werden, dass die versicherungstechnische aber auch insbesondere die
marginale Aquivalenz durchaus einen Einfluss auf die Arbeitsangebotsentschei-
dung ausiibt. Versteht man diese Arbeitsangebotsentscheidung als die Ent-
scheidung iiber den Renteneintritt bzw. die Verldngerung der Lebensarbeits-
zeit, bedeutet dies, dass die Entscheidung iiber den Eintritt in den Ruhestand
vom Grad der versicherungstechnischen und marginalen Aquivalenz abhangt.
In dem Fall, bei dem das Individuum lediglich einen vorleistungsunabhéngigen
Lump-Sum-Transfer erhilt, ist das Arbeitsangebot am niedrigsten. Es steigt
aber je hoher der Aquivalenzgrad des Systems ist. Demnach fiihrt ein starkerer
Zusammenhang zwischen den (marginalen) Beitrigen und Leistungen zu einem
erhéhten Arbeitsangebot. Dariiberhinaus konnte auch festgestellt werden, dass
ein Grundsicherungssystem insofern noch eine weitergehende Verzerrung auf-
weist, da die Individuen in ihrer Arbeitsangebotsentscheidung den Einfluss auf
den Durchschnittslohn nicht beriicksichtigen. Ein Rentensystem besitzt dem-
nach aus theoretischer Sicht immer eine verzerrende Wirkung auf das Arbeits-
angebot, sofern keine versicherungstechnische Aquivalenz (bzw. zumindest ein
hoher Grad an marginaler Aquivalenz) und/oder kein perfekter Kapitalmarkt
(bzw. eine Liquidit4tsbeschrinkung) vorliegt.
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3.2.3 Bewertung der theoretischen Ergebnisse

In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse, die auf der Basis der theoreti-
schen Untersuchungen erzielt wurden einer Bewertung unterzogen und hin-
sichtlich ihrer tatsichlichen Relevanz iiberpriift. Es konnte gezeigt werden, dass
eine implizite Steuer in der Form des Abweichens vom Lohnsummenwachstum
und dem Kapitalmarktzinssatz eine negative Reaktion auf das Arbeitsangebot
ausiibt. In einem Grundsicherungssystem filit die implizite Steuer jedoch noch
wesentlich héher aus, sodass auch die Arbeitsangebotsreaktion stérker ausfallt.
Es besteht also in einem umlagefinanzierten System tatséchlich ein Anreiz vor-
zeitig in den Ruhestand zu gehen. Die Stirke dieses Anreizes héingt zu einem
hohen Anteil vom Grad der marginalen Aquivalenz ab, d.h. je stirker der
Beitrags-/Leistungsbezug ist, umso geringer sind die Verzerrungen. Dies kann
zumindest zu einem Teil die niedrige Erwerbsbeteiligung &lterer Arbeitnehmer
erkldren. Da es den Individuen im deutschen System mdglich ist, eine Alterss-
rente bereits ab dem 62. Lebensjahr in Anspruch zu nehmen, d.h. vor dem
eigentlichen gesetzlichen Renteneintrittsalter, werden sie diese Moglichkeit un-
ter der gegeben Anreizstruktur, d.h. der impliziten Steuer auch wahrnehmen.

Dennoch ist die Aussagekraft dieser Modelle hinsichtlich der vollstandigen
Erkldrung des Phinomens Friihverrentung begrenzt. In allen Modellen zur
Erkldrung des Renteneintrittsverhaltens wird unterstellt, dass die Individu-
en einer Beschiftigung nachgehen. In der Realitédt ldsst sich aber auch das
Phénomen der Arbeitslosigkeit betrachten, fiir das es viele Erkldrungen gibt.
Inwiefern die Arbeitslosigkeit einen Einfluss auf die Entscheidung des Renten-
eintritts ausiibt, wird durch diese Modelle jedoch nicht erklart. Insbesondere
dltere Arbeitslose wihlen hiufig die Frithverrentung, um somit der Arbeits-
losigkeit zu entgehen. Dies wiirde unter anderem auch erkldren, weshalb die
Erwerbsbeteiligung der Arbeitnehmerkohorte zwischen 60 und 65 die niedrigste
fiir alle Alterskohorten ist, wihrend die Arbeitslosenquote der Alterskohorte
der 55-60jihrigen die héchste von allen Alterskohorten ist. Fiir diese Entschei-
dung sind die zuvor dargestellten Modelle jedoch irrelevant. Ein Arbeitsloser
wird sich deshalb immer dann fiir den Eintritt in den Ruhestand entscheiden,
wenn stark vereinfacht gilt:

uU (w1 =8)) +(1-pwU(q) U (p) (3.105)
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 117

Wobei p die Wahrscheinlichkeit sein soll, dass das Individuum eine Anstellung
erhilt, w(1 — b) sei der Nettolohn, den das Individuum bei der Annahme der
Stelle erhilt, g das Arbeitslosengeld und p die Rentenleistung.?® Das Individu-
um wird sich fiir den Renteneintritt entscheiden, wenn die Wahrscheinlichkeit,
dass es eine Anstellung angeboten bekommt, sehr gering ist, und wenn die Ren-
tenleistungen hsher als das Arbeitslosengeld ist. Zumindest die Aussage, dass
die Wahrscheinlichkeit eine Anstellung angeboten zu bekommen, umso gerin-
ger ist, je dlter ein Arbeitsloser ist, scheint eine realistische Annahme zu sein.
Vergleicht man die durchschnittliche Altersrente mit dem durchschnittlichen
Arbeitslosengeld bzw. der durchschnittlichen Arbeitslosenhilfe ist die Annah-
me, dass das Arbeitslosengeld bzw. die Arbeitslosenhilfe niedriger ausfillt als
die Rentenleistung ebenso wahrscheinlich. Deshalb ist es in der Situation, in
der ein Individuum die Moglichkeit hat, aus der Arbeitslosigkeit in die Friihver-
rentung zu wechseln, aus einem individuellen Kalkiil heraus rational dies auch
zu tun.

Rekapituliernd lésst sich festhalten, dass eine umlagefinanzierte Alterssi-
cherung aufgrund der in diesem System vorhandenen impliziten Steuer einen
Anreiz zur Friihverrentung schafft. Dies gilt aber nur fiir die Arbeitnehmer die
auch eine Beschiftigung haben. Aber auch im Fall, dass ein Individuum ar-
beitslos ist, ist es aus einem individuellen Kalkiil heraus rational, den Arbeits-
markt durch den Renteneintritt zu verlassen, wenn die Wahrscheinlichkeit, eine
Beschiftigung angeboten zu bekommen, sehr gering ist und die Rentenleistun-
gen einen hoheren Wert annehmen als die Leistungen des Arbeitslosengeldes
bzw. der Arbeitslosenhilfe.

3.2.4 Empirische Erkenntnisse hinsichtlich der Friihver-
rentung
In den vorhergehenden Abschnitten wurde zum einen gezeigt, dass es Indi-

katoren, wie die geringe Arbeitsmarktbeteiligung #lterer Arbeitnehmer und
das sinkende durchschnittliche Renteneintrittsalter, gibt, die darauf hinwei-

26Von der negativen Wirkung der Arbeit auf das Nutzenniveau sei hier abstrahiert, son-
dern es wird unterstellt, dass die Individuen arbeiten wollen, da der Lohn w in diesem Fall
hoéher als das Arbeitslosengeld ¢ und héher als die Rente p ist
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sen, dass zumindest das deutsche Alterssicherungssystem Anreize beziiglich
eines vorzeitigen Eintritts in den Ruhestand besitzt. Eine allgemeine theoreti-
sche Betrachtung dieser Problematik, wie sie insbesondere von [Breyer, 19904},
[Burbidge, Robb, 1980], [Crawfod, Lilien, 1981},  [Pestieau, 2001] und
[Sheshinski, 1978] vorgenommen wird, bestétigt die Vermutung, dass diese An-
reizwirkungen hinsichtlich der Friihverrentung bestehen. In diesem Abschnitt
werden nun einige Ergebnisse dargestellt, die auf empirischen Untersuchungen
beziiglich dieser Problematik beruhen.?’

Nahezu alle 6konometrischen Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis,
dass Rentenversicherungssysteme Anreize zur Friihverrentung besitzen. Die
Untersuchungen unterscheiden sich in der Regel nur dadurch, dass sie fiir ver-
schiedene Linder vorgenommen wurden. Da die einzelnen Lander Rentensyste-
me unterschiedliche institutionelle Regelungen besitzen, fallen die Ergebnisse
hinsichtlich der Anreizeffekte fiir die Friihverrentung in den einzelnen Lindern
unterschiedlich stark aus. Fiir die USA haben [Mitchell, Fields, 1984] und
[Samwick, 1998] einen Zusammenhang zwischen der Tendenz zur Friihverren-
tung und dem amerikanischen Rentensystem herausgefunden, dass neben dem
Rentensystem auch die Gesundheitsversicherung in den USA Effekte beziig-
lich des Renteneintrittsverhaltens besitzt, ist das Ergebnis einer Studie von
[Rust, Phelan, 1997]. Dieses Ergebnis 1t sich jedoch nicht auf die deutschen
Verhiltnisse iibertragen, da nicht nur das Rentensystem in den USA einer
unterschiedlichen institutionellen Ausgestaltung unterliegt, sondern auch die
Absicherung gegen die Kosten der Krankenversorgung erhebliche Unterschiede
zum deutschen System der Gesetzlichen Krankenversicherung aufweist. Bezo-
gen auf die in Deutschland weniger verbreiteten Betriebsrenten zeigen
[Stock, Wise, 1990] in einem Optionswertmodell die Anreizwirkungen beziiglich
eines vorzeitigen Renteneintritts. Aber nicht nur in den USA lassen sich sol-
che Anreizwirkungen erkennen sondern in nahzu allen Mitgliedslandern der
OECD, die iiber ein ausgeprigtes soziales Sicherungssystem verfiigen, wie dies
u.a. in [Gruber, Wise, 1999] und [Hernaes, Sollie, Strgm, 2000] gezeigt wird.

2"Da die Frithverrentung nicht Kern dieser Arbeit darstellt, sondern in diesem Kapitel
lediglich die Problembereiche, die es in der Alterssicherung gibt, dargestellt werden, sind
hier keine eigenen Berechnungen durchgefiihrt worden. Deshalb werden hier lediglich bereits
vorhandene Ergebnisse kurz skizziert.
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Innerhalb des deutschen Systems lassen sich ebenfalls solche Anreizwirkun-
gen beobachten. Die Ursache hierfiir kénnen aber an mehreren Determinan-
ten festgemacht werden. Insbesondere [Bérsch-Supan, Schnabel, 1999] betonen
hierbei die GroBziigigkeit des deutschen Systems, welches mit einer durch-
schnittlichen Lohnersatzrate von 80% eine Spitzenstellung im internationalen
Vergleich einnimmt.?® Dies entspricht dem Argument von [Sheshinski, 1978,
dass die Individuen ihre Ruhestandsentscheidung auf der Basis der Lohner-
satzrate in der jeweiligen Periode treffen und dann in den Ruhestand ge-
hen, wenn sie die hochste Lohnersatzrate erreicht haben. Die Lohnersatzrate
ist aber nicht der einzige Grund weshalb Individuen vorzeitig in den Ruhe-
stand gehen. Einen wesentlichen Grund, der von [Antolin, Scarpett, 1998] und
[Siddiqui, 1997] identifiziert wurde, stellt der Faktor Gesundheit dar. Demnach
nehmen insbesondere gesundheitlich labile Menschen signifikant hiufiger einen
vorzeitigen Renteintritt wahr, als dies gesunde Menschen tun. 2 Aber auch der
Ausbildungsstand eines Individuums hat einen Einflufl auf die Ruhestands-
entscheidung. Nach [Antolin, Scarpett, 1998], [Riphahn, Schmidt, 1999] und
[Siddiqui, 1997] ldsst sich eindeutig erkennen, dass ein hoherer Ausbildungs-
stand dazu fiihrt, dass der Renteneintritt spater erfolgt als bei einem niedrige-
ren Ausbildungsgrad.®® Der Grund hierfiir diirften die im Durchschnitt héher-
en Lohne fiir diejenigen Arbeitnehmer mit einem héherwertigen Ausbildungs-
stand sein. Hierdurch ergibt sich ein Anreizeffekt in der Ubereinstimmung der
These von [Sheshinski, 1978], wie sie auch von [Bérsch-Supan, Schnabel, 1999]
unterstiitzt wird, dass die Lohnersatzrate die entscheidende Gréfie hinsicht-
lich des Renteneintritts bildet. Da in einem umverteilendem Rentensystem
die tatsdchliche Lohnersatzrate fiir Versicherte mit einem héheren versiche-
rungspflichtigen Einkommen geringer ausfillt als fiir ein Individuum mit ei-
nem niedrigeren Einkommen. Dies gilt insbesondere in Systemen, die nach

28Die Lohnersatzrate von 80% bezieht sich hierbei jedoch nicht allein auf die gesetzliche
Rentenversicherung, deren Lohnersatzrate unter 80% liegt. Hierbei handelt es sich um die
Lohnersatzrate inklusive der Beamtenversorgung.

29Es iiberrascht nicht, dass beziiglich dieses Faktors des Renteneintritts die Erwerbs- und
Beiufsunfﬁ.higkeitsrenten eine wesentliche Bedeutung besitzen.

30Als Determinante fiir den Ausbildungsstand dient hierbei in der Regel ein anerkannter
Schul- bzw. Hochschulabschlu8.
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dem Grundsicherungsprinzip organisiert sind, da hier der Grad der Umver-
teilung am hochsten ist. Im deutschen Rentensystem hilt sich aufgrund der
Ausgestaltung nach dem Prinzip der Lebensstandardsicherung die Umvertei-
lung in Grenzen, so dass die Lohnunterschiede und die damit verbundenen Un-
terschiede in der Lohnersatzrate vergleichsweise gedampft ausfallen. Dennoch
lésst sich dieses Kriterium als Argument anbringen. Als Grundlage hinsichtlich
der Entscheidung, vorzeitig in den Ruhestand zu gehen, kann die allgemeine
Situation auf dem Arbeitsmarkt insbesondere nach [Riphahn, Schmidt, 1999]
und [Siddiqui, 1997] ausgeschlossen werden. Vielmehr fiihrt eine Situation, in
der eine hohe Arbeitslosigkeit herrscht eher zu einer Verschiebung des Renten-
eintritts nach hinten, da die Individuen in dieser Situation niedrigere Erwar-
tungen hinsichtlich ihrer Einkommenssituation haben als in einer Situation, in
der nur eine geringe Arbeitslosigkeit herrscht.3!

In einem Vergleich zwischen dem amerikanischen und dem deutschen Ren-
tensystem kommt [Borsch-Supan, 1992} zu dem Ergebnis, dass durch das deut-
sche System deutlich hohere Anreize zur Friithverrentung ausgehen als durch
das amerikanische. Der Grund hierfiir ist nach [Boérsch-Supan, 1992] in der
starren Altersgrenze von 65 Jahren fiir den Renteneintritt und in der zu nied-
rigen Anreizstruktur zur Verldngerung der Lebensarbeitszeit zu sehen. Einen
Schritt in die Richtung zur Verlingerung der Arbeitszeit stellt die Rentenre-
form 1992 dar. Durch diese Reform wurden die Abschlége (Zuschlége) bei der
Rentenberechnung fiir einen vorzeitigen (spiteren) Renteneintritt, als durch
die Regelaltersgrenze fiir Altersrenten vorgesehen, eingefiihrt. Diese Mafinah-
me verfiigt nach Schitzungen von [Siddiqui, 1997] zwar {iber den gewiinschten
Anreizeffekt zur Verzégerung des Renteneintritts. Im Vergleich zu einem Ren-
tensystem ohne Verzerrungswirkungen fillt das Renteneintrittsalter unter der
Rentenreform 1992 jedoch immer noch niedriger aus.

Eine Untersuchung von [Herbertsson, Orszag, 2001] hinsichtlich der Kosten
der Friithverrentung ergab, dass Deutschland in dieser Hinsicht einen der Spit-
zenplitze unter den OECD Staat einnimt. Das Konzept, welches hinter dieser
Messung liegt, ist der Anteil der Kosten der Friihverrentung am potenziellen

31 Allerdings muss auch hier einschriinkend angefiihrt werden, dass dies nur fiir diejenigen
Individuen gilt, die iiber ein Beschiftigungsverhiltnis verfiigen.
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3.2. ALTERSSICHERUNG UND DER ARBEITSMARKT 121

Bruttoinlandsprodukt des jeweiligen Landes. Im OECD-Durchschnitt lag die-
ser Anteil bei 5,8% im Jahr 1980, 6,7% im Jahr 1990 und 6,3% im Jahr 1998.
Der Kostenanteil fiir Deutschland belief sich im Jahr 1980 auf 7,7%, im Jahr
1990 auf 9,5% und im Jahr 1998 auf 10,9%. Den Spitzenplatz in dieser Stati-
stik nimmt jedoch Ungarn mit einem Wert von 15,9% im Jahr 1998 ein, die
USA liegen im unteren Mittelfeld und Island nimmt mit einem Kostenanteil
von 0,5% den letzten Platz ein.

Es lasst sich demnach neben der demographischen Entwicklung noch ein
weiterer Problembereich festhalten, der ein gesetzliches Rentensystem unmit-
telbar betrifft. Dies ist die Wirkung auf das Arbeitsangebot, die sich in einem
vorgezogenen Renteneintritt und damit einer Verkiirzung der Lebensarbeits-
zeit duBern. Dies hat im Zusammenspiel mit einer steigenden Lebenserwar-
tung Auswirkungen auf die finanzielle Lage der gesetzlichen Rentensysteme,
da sich durch beide Effekte die Rentenbezugsdauer erhsht. Durch die Frithver-
rentung und die damit verbundene verkiirzte Lebensarbeitszeit verkiirzt sich
aber zusatzlich noch die Beitragszeit, so dass nicht nur die Rentenleistungen
als Kosten fiir das Rentensystem auftreten sondern - zwar nicht ganz so un-
mittelbar - auch die dadurch entstehenden Beitragsausfille.’? Die bestehenden
Probleme der Rentenversicherung werden hiufig im Zusammenhang mit der
Finanzierungsform des Umlageverfahrens gebracht. Deshalb ist eine hiufig ge-
stellte Forderung eine Reform der Rentenversicherung, die ein héheres Ma8§ an
versicherungstechnischer Aquivalenz sichert. Dies kann durch die Einfiihrung
kapitalgedeckter Elemente erreicht werden. Eine solche Reform hitte dann zur
Folge, dass zum einen eine hthere Demographieresistenz erreicht werden kann
und zum anderen ein hherer Beitrags-Leistungs-Zusammenhang, der eine ge-
ringere intertemporale Allokationsverzerrung zur Folge hat. Diese geringere
intertemporale Allokationsverzerrung wiirde sich in einem hdheren Arbeitsan-
gebot widerspiegeln, die ein Sinken des durchschnittlichen Renteneintrittsalters
zur Folge hat und somit einen weiteren Entlastungsfaktor fiir die gesetzlichen
Alterssicherungssysteme darstellen wiirde.

Deshalb wird in den n#chsten Kapiteln die Moglichkeit einer solchen Reform

32Djes ist allerdings nur in dem Fall ein Problem innerhalb des Systems, wenn es keine
versicherungstechnisch &quivalenten Abschldge auf die Rentenleistungen gibt.
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122 KAPITEL 3. PROBLEME DER ALTERSSICHERUNG

betrachtet. Hierbei gilt es zu beachten, welche Aufgaben eine Sozialversiche-
rung zu erfiillen hat, sodass diese Aufgaben auch nach einer Reform noch
erfiillt werden. Im Anschluss daran werden einige Reformansitze untersucht.
Diese Reformansétze lassen sich in zwei Arten unterscheiden: Zum einen in
eine Reform einzelner das System bestimmenden Parameter und zum anderen
in eine grundlegende Systemreform, die einen Ubergang von einem umlagefi-
nanzierten zu einem (teil-)kapitalgedeckten System vorsieht.
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Kapitel 4
Probleme der Rentenreform

Das Prinzip der versicherungstechischen Aquivalenz gilt als ein Idealzustand
auf einem Versicherungsmarkt. Dies schliefit auch - sei es in privater oder
in gesetzlicher Form - die Alterssicherung ein. Ein System, das nach diesem
Prinzip ausgerichtet ist, verursacht keine Allokationsverzerrungen.! Eine un-
mittelbare Auswirkung sind Fehlanreize auf dem Arbeitsmarkt, die sich in
einer Verringerung des Arbeitsangebotes bzw. anderweitigen Ausweichreak-
tionen niederschlagen. Eine Ausprigungsform auf dem Arbeitsmarkt ist die
bereits untersuchte Frithverrentung. Es sind jedoch auch Ausweichreaktionen
in legal nicht versicherungspflichtige Beschiftigungsformen? oder im Extrem-
fall in die Schwarzarbeit méglich. Deshalb dringt sich die Fragestellung auf,
ob es die Moglichkeit gibt, ein System zu schaffen, dass die Eigenschaft der
versicherungstechnischen Aquivalenz erfiillt.

Ein versicherungstechnisch dquivalentes System ist definiert als Versiche-
rung, in der gilt, dass die Summe der Barwerte der Einnahmen mit der Sum-
me der Barwerte der erwarteten Leistungen iibereinstimmt. Bei solchen Ge-
geniiberstellungen wird in der Regel mit dem giiltigen Kapitalmarktzinssatz

!Einschrénkend muss jedoch hinzugefiigt werden, dass nicht nur die Abwesenheit der Ei-
genschaft der versicherungstechnischen Aquivalenz zu Allokationsverzerrungen fiihren kann

sondern auch Marktunvollkommenheiten z.B. auf dem Kapitalmarkt.
2Fine solche Ausweichreaktion ist zumindest im deutschen System der gesetzlichen

Alterssicherung generell méglich. Insbesondere die Abwanderung von einer abhingigen
Beschiiftigung in die Selbstéindigkeit ist eine Méglichkeit, auch wenn der Gesetzgeber hierbei
bemiiht ist, Liicken in den gesetzlichen Regelungen zu schliefien.
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124 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

diskontiert.? Ein kapitalgedecktes Leibrentensystem besitzt demnach definiti-
onsgemaB immer die Eigenschaft der versicherungstechnischen Aquivalenz, da
die Beitrige des Individuums am Kapitalmarkt angelegt werden und ihm in-
klusive der Verzinsung im Alter als Leibrente ausgezahlt werden. In einem um-
lagefinanzierten System ist die Eigenschaft der versicherungstechnischen Aqui-
valenz jedoch nur dann erfiillt, wenn das Lohnsummenwachstum dem Kapital-
marktzinssatz entspricht. Tatsiichlich liegt das Lohnsummenwachstum jedoch
unter dem Kapitalmarktzins. Dies fiihrt zu einem Abweichen vom Prinzip der
versicherungstechnischen Aquivalenz oder sofern man diese - zumindest kurz-
bis mittelfristig* - aufrechterhalten méchte, wird diese zu den Kosten einer
immer hoheren Beitragsbelastung der nachfolgenden Generationen ”erkauft”.
Aus diesem Grund wird wie z.B. von [Feldstein, 1996] ein Ubergang zu einer
Kapitaldeckung in der Altersvorsorge gefordert.

In diesem Kapitel wird die Realisierbarkeit eines solchen Systemwechsels
erortert. Hierbei spielen mehrere Faktoren eine wichtige Rolle. Die zentrale Fra-
gestellung ist deshalb, welche Wohlfahrtswirkungen von einem solchen System-
wechsel ausgehen. Es gilt dann, die potenziellen Wohlfahrtsgewinne den mogli-
chen Wohlfahrtsverlusten gegeniiberzustellen und gegeneinander abzuwagen.
Neben den Wohlfahrtswirkungen, die durch einen Systemwechsel entstehen
konnen, spielt aber auch die sozialpolitische Zielrichtung eine wesentliche Rolle
hinsichtlich der Entscheidungsfindung beziiglich jeglicher Reformmaf8nahmen.
Bei jeder moglichen Reform miissen deshalb die Ziele, die mit einer Sozialver-
sicherung verfolgt werden, beriicksichtigt und in das Kalkiil mit einbezogen
werden.

3Hierbei wird ganz im Zeichen der Annahme eines perfekten Kapitalmarktes von ei-
nem einheitlich giiltigen Kapitalmarktzinssatz ausgegangen. Diese Annahme vereinfacht
die tatsichlichen Gegebenheiten, da ein unvollkommener Kapitalmarkt mit uneinheitlichen
Zinssdtzen oder einer Kreditbeschrankung das Ergebnis durchaus beeinflusssen kann.

4Langfristig ist die Aufrechterhaltung dieses Prinzips unter der gegeben demographischen
Entwicklung jedoch unméglich, da man davon ausgehen kann, dass es fiir die Beitragsbela-
stung eine Obergrenze gibt.
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4.1. PARETO-EFFIZIENZ DER REFORM 125

4.1 Pareto-Effizienz der Reform

Die Pareto-Effizienz ist in der Wohlfahrtstkonomik das wesentliche Kriterium
zur Beurteilung verschiedener Zustinde. Auch ein Vergleich verschiedener Al-
terssicherungssysteme kann mittels dieses Kriteriums aus Skonomischer Sicht
bewertet werden. Eine Situation ist nach dem Pareto-Kriterium einer alter-
nativen Situation dann iiberlegen, wenn sie mindestens ein Individuum besser
stellt ohne ein anderes Individuum schlechter zu stellen. Pareto-effizient ist eine
Situation, wenn es keine Moglichkeit gibt, ein Individuum besser zu stellen, oh-
ne mindestens ein anderes Individuum schlechter zu stellen. D.h. im Vergleich
zu einer pareto-effizienten Situation gibt es keinen pareto-superioren Zustand.
Bezogen auf einen Systemvergleich in der Alterssicherung bedeutet dies, dass
eines der beiden Systeme dann gegeniiber dem anderen System pareto-superior
ist, wenn es die Eigenschaft besitzt, dass es mindestens eine Generation besser
stellt, ohne eine andere Generation schlechter zu stellen.’®

Angesichts der niedrigeren internen Renditen, die ein Umlageverfahren ge-
geniiber einem Kapitaldeckungsverfahren besitzt, scheint, das Kapitaldeckungs-
verfahren gegeniiber dem Umlageverfahren pareto-superior zu sein. Dies gilt
aber nur auf den ersten Blick, denn die Einfiihrung eines Umlageverfahrens
ist immer mit einem Transfergewinn der ersten Rentnergeneration verbunden.
Dieser Transfergewinn entsteht, da die erste Generation bei der Einfiihrung ei-
nes Umlageverfahrens bereits eine Rente erhilt, ohne Beitrage dafiir entrichtet
zu haben. In einem Kapitaldeckungsverfahren hingegen erhalt die erste Rent-
nergeneration eine Rente, fiir die sie auch Beitréige entrichtet hat, da in diesem
System fiir die Rentenzahlungen der Aufbau eines Kapitalstocks notwendig ist.
Einen Einfiihrungsgewinn wie im Umlageverfahren gibt es demnach in einem
Kapitaldeckungsverfahren nicht. Demnach hitte die Einfiihrung eines Kapital-

5Bei einem Vergleich dieser Art wird in der Regel die vereinfachende Annahme getrof-
fen, dass man ein reprisentatives Individuum einer Generation betrachtet. Eine solche Ver-
einfachung wird notig, weil sich eine Generation in der Realitdt aus duBerst heterogenen
Individuen zusammensetzt, die unterschiedlich von einem jeweiligen Finanzierungsverfah-
ren betroffen sind. Durch die Betrachtung eines reprisentativen Indiviuums soll von dieser
Heterogenitét abstrahiert werden, um eine allgemeingiiltige Aussage mit einem mdglichst
geringen Komplexitatsgrad zu erhalten.
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126 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

deckungsverfahrens im Vergleich zur Einfithrung eines Umlageverfahrens zu-
mindest eine Generation schlechter gestellt. Ein Kapitaldeckungsverfahren ist
deshalb gegeniiber einem Umlageverfahren nicht pareto-superior.

In der sozialpolitischen Realitét spielt die Frage der Pareto-Superioritét der
beiden Verfahren hinsichtlich ihrer Einfiihrung auch keine Rolle mehr, da die
Wiirfel hinsichtlich dieser Entscheidung bereits gefallen sind. In nahezu allen
Léandern hat man sich fiir die Einfiihrung eines Umlageverfahrens entschieden.
Hierbei spielte insbesondere in den Lindern, die vom 2. Weltkrieg betroffen
waren, die Behandlung der ersten Rentnergeneration eine wesentliche Bedeu-
tung. Da zu dieser Zeit in den meisten betroffenen Lindern der Kapitalstock
zu groften Teilen zerstdrt war und somit ein Alterssicherungssystem, das auf
Kapitaldeckung basiert, ausgeschlossen war, verblieb - sofern man nicht eine
Generation nahezu vollstindig von einer Alterssicherung ausschlieflen wollte -
lediglich die Moglichkeit, ein Rentensystem basierend auf dem Umlageverfah-
ren einzufithren. Dennoch stellt sich aus der heutigen Sicht die Frage, ob eine
Umstellung auf ein Kapitaldeckungsverfahren maglich ist. Hinsichtlich dieser
Fragestellung wurde jedoch in der theoretischen Diskussion bisher kein iiber-
einstimmendes Ergebnis erzielt, da die Frage, ob ein pareto-effizienter Uber-
gang moglich ist oder nicht, auch in entscheidendem MaBe von den Annahmen
abhiingt, die in den jeweiligen Modellen getroffen werden. Entscheidend hier-
bei ist, ob man ein Modell unterstellt, in dem ein représentatives Individuum
betrachtet wird, ohne dass dariiber hinaus die Individuen nach weiteren Ein-
kommensmerkmalen differenziert werden, oder ein Modell, in dem die Individu-
en iiber unterschiedliche Leistungmerkmale verfiigen, die eine Differenzierung
nach ihrem Arbeitseinkommen ermdglichen.

4.1.1 Ubergangsmodelle ohne Differenzierung nach Ein-
kommensklassen

Ausgangspunkt fiir die Diskussion hinsichtlich der Méglichkeit eines pareto-
effizienten Ubergangs von einem Umlage- zu einem Kapitaldeckungsverfah-
ren bildete der Artikel von [Breyer, 1989]. Grundlage der Uberlegungen von
[Breyer, 1989] ist der Einfithrungsgewinn der ersten Rentnergeneration, da
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4.1. PARETO-EFFIZIENZ DER REFORM 127

sie eine Rente erhalten, obwohl sie keine Beitriige gezahlt haben. Fithrt man
statt eines Umlageverfahrens ein Kapitaldeckungsverfahren ein, so wire zu-
mindest eine Generation schlechter gestellt. Die Fragestellung lautet nun, ob
es moglich ist, ein Kapitaldeckungsverfahren einzufiihren und gleichzeitig der
ersten Rentnergeneration durch die Aufnahme einer Staatsverschuldung einen
Einfiihrungsgewinn zu gewihren. Wobei die Staatsverschuldung in einem endli-
chen Zeitabschnitt auf Null zuriickgefiihrt werden muss. Sofern man eine lump
sum Besteuerung und ein exogenes Arbeitsangebot der Individuen unterstellt,
kann wie bei [Breyer, 1989] in einem Modell zweier sich iiberlappender Genera-
tionen nachgewiesen werden, dass ein pareto-effizienter Ubergang nicht moglich
ist, da die aufgund der Kompensationszahlungen an die erste Rentnergenerati-
on aufgenommene Staatsverschuldung nicht in einem endlichen Zeitabschnitt
abgebaut werden kann. Tatséchlich weist dieses Modell jedoch eine starke Ab-
straktion von der Realitit auf. Diese liegt in der Annahme eines exogenen Ar-
beitsangebots und einer Lump-Sum-Besteuerung. Auf dieser Kritik am Modell
von [Breyer, 1989] baut {Homburg, 1990] ein Modell auf, in dem das Arbeitsan-
gebot nicht exogen gegeben ist, sondern durch das Nutzenmaximierungkalkiil
der Individuen bestimmt wird, indem das Arbeitsangebot eine der endogenen
Variablen ist. Auch hierbei handelt es sich um ein Modell zweier sich iiber-
lappender Generationen, in dem jeweils ein reprisentatives Individuum einer
Generation betrachtet wird. Im Gegensatz zum Modell von [Breyer, 1989 ist
das Arbeitsangebot hier nicht mehr exogen. Die Beitrige bzw. Steuern zur Fi-
nanzierung der Renten werden bei [Homburg, 1990] nicht mehr als lump sum
Steuer erhoben sondern als Steuer auf das Arbeitseinkommen. Aus der allge-
meinen Steuerlehre ist bekannt, dass eine Besteuerung in der Regel - aufler
eben eine lump sum Besteuerung - zu einem Excess Burden fiihrt. Der Wohi-
fahrtsverlust resultiert durch die Ausweicheffekte der Individuen. Im Fall der
Besteuerung des Arbeitseinkommens wird diese Ausweichreaktion iiber eine
Verringerung des Arbeitsangebots vorgenommen. Die Ausweichreaktion auf-
grund der Steuer resultiert, da sich die Optimalbedingung hinsichtlich des Ar-
beitsangebots verdndert. Gegeben eine Nutzenfunktion, die von dem Konsum
des Individuums wihrend der Erwerbstitigkeitsphase, ¢;, und dem Konsum

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



128 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

des Individuums im Ruhestand, z,;, und dem Arbeitsangebot, l;, abhiingt:

U = Ule, 241, —lt) (4.1)

Wie in solchen Modellen iiblich wird auch hier unterstellt, dass Arbeit als Leid
empfunden wird und deshalb mit negativem Vorzeichen in die Nutzenfunkti-
on eingeht. Gegeben einen Zustand ohne Rentenversicherung ergibt sich die
Budgetrestriktion in der Erwerbsphase:

Ct+ s =wg -l (4.2)
Die Budgetrestriktion in der Ruhestandsphase lautet dann:
21 = 8(1+ 1req1) (4.3)

Als Optimalbedingungen hinsichtlich des Arbeitsangebotes ergeben sich, wenn
man die Nutzenfunktion 4.1 unter den Nebenbedingungen 4.2 und 4.3 maxi-

miert: o
B — (4.4)
U ¢ :
der
und: .
g:; = (1 + 7‘¢+1)'wt (45)
Oz41

Fiir die Grenzrate der Substitution zwischen dem Konsum in der ersten Periode
und dem Arbeitsangebot, die in der Gleichung 4.4 abgebildet ist, gilt, dass
sie genau dem Lohnsatz entsprechen muss. Die Grenzrate der Substitution
zwischen dem Konsum in der zweiten Periode und dem Arbeitsangebot, die
durch Gleichung 4.5 dargestellt ist, muss gleich dem Lohnsatz multipliziert
mit dem Zinsfaktor (1 + ryy;) sein. Fithrt man nun eine umlagefinanzierte
Rentenversicherung ein, dann verindert sich zwar nicht die Nutzenfunktion,
aber die Budgetrestriktionen in den beiden Perioden. In der Periode 1 gilt
folgende Budgetbeschrankung:

c+ 8 =wy - lt(l - Tt) (46)

[y

und fiir die Periode 2:
241 = 8¢ (1 + Tt+1) + Tt’wtlt (l + ig+1) (47)
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4.1. PARETO-EFFIZIENZ DER REFORM 129

In diesem Fall wird in der ersten Periode eine Steuer bzw. ein Beitrag auf
das Arbeitseinkommen erhoben - ausgedriickt durch den Steuersatz 7, mit
0 < 1 < 1. In der zweiten Periode, wenn das Individuum im Ruhestand ist,
erhilt es dann eine Rente, die in Gleichung 4.7 durch den zweiten Term auf
der rechten Seite ausgedriickt wird. Sie setzt sich aus den Beitragszahlungen
1wl des Individuums zusammen und wird mit der internen Rendite des Um-
lageverfahrens (1 + 4;,;) ”verzinst”. Wenn man nun die Nutzenfunktion 4.1
unter Beriicksichtigung der beiden Nebenbedingungen 4.6 und 4.7 maximiert,
erhilt man hinsichtlich des Arbeitsangebots und des Konsums in den beiden
Perioden folgende Optimalbedingungen:

U .
o 1+
Bl - _ _ t+1 4.
o “ [1 K (1 1 +’"t+1>] (48)
ct
U .
S 144
2 = (1+r1)w [I—T(l———il-)} (4.9)
U t+1) Wt t .
_—3zc+1 1+ Ti+1

Ein Vergleich der Optimalbedingungen 4.4 und 4.8 sowie von Bedingung 4.5
und 4.9 zeigt fiir beide Perioden eine Verinderung der Optimalbedingungen
zwischen dem Arbeitsangebot und dem Konsum in den beiden Perioden um
den Ausdruck [1 -7 (1 - :—i%ﬁ)] Auf der Basis der Optimalbedingungen 4.8
und 4.9 lassen sich drei mégliche Fille unterscheiden. Im ersten Fall gilt:

14+ it+1 <1+ Te+1 (410)

In diesem Fall gilt, dass die interne Rendite des umlagefinanzierten Renten-
systems kleiner ist als der Kapitalmarktzinssatz. Dies fiihrt dazu, dass 1 —
T (1 - :—i%‘ﬁ) < 1. Deshalb nehmen die beiden Optimalbedingungen einen
geringeren Wert an als im Fall ohne Rentensystem. In diesem Fall kommt es
zu einem geringeren Arbeitsangebot als im Fall ohne gesetzliche Alterssiche-
rung, da das Einkommen, das dem Individuum fiir Konsumzwecke in beiden
Perioden zur Verfiigung steht, durch eine reale Besteuerung geringer ausfillt.
Dieser Effekt stellt den bei [Homburg, 1990] beschriebenen Excess Burden bzw.
Wohlfahrtsverlust dar, der durch eine Besteuerung des Lebenseinkommens her-

vorgerufen wird. Der zweite Fall ist dann gegeben, wenn hinsichtlich der be-
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130 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

trachteten Okonomie die wie bei [Diamond, 1965] betrachtete Golden Regel
gilt, bei der gegegeben sein muss, dass:

l+it+1 =1+’I‘t+1 (411)

In diesem Fall gilt die Gleichheit zwischen Lohnsummenwachstum, d.h. der
internen Rendite eines Umlageverfahrens, und dem Zinssatz. Es ergeben sich
keine Verhaltensinderungen des Individuums im Vergleich zu einer Situation
ohne gesetzliche Rentenversicherung, da das Lebenseinkommen des Individu-
ums unverdndert bleibt, da 1 — 7, (1 - %ﬂ) =1.
Tt4+1
Im dritten Fall gilt:
1 + ’it+1 >1 + Te41 (412)

In diesem Fall erhtht das umlagefinanzierte System das Lebenseinkommen
des Indviduums, da 1 — n, (1 - -11:%;1) > 1. Diese Erhshung hitte sogar ei-
ne Erhohung des Arbeitsangebots zur Folge, da jede zusétzlich angebotene
Einheit Arbeitseinkommen zu einem héheren Anstieg des Einkommens fiihrt
als im Fall ohne gesetzliche Alterssicherung. Allerdings handelt es sich in die-
sem Fall eher um einen theoretischen als um einen in der Realitat auftreten-
den Fall. In der Regel wird davon ausgegangen, dass das Lohnsummenwachs-
tum einen niedrigeren Wert als der Kapitalmarktzins annimmt. Da und wenn
dem so ist fiihrt ein umlagefinanziertes Rentensystem tatséichlich zu den von
[Homburg, 1990] beschriebenen Verhaltensinderungen auf dem Arbeitsmarkt.
Nach [Homburg, 1990] lisst sich dieser Excess Burden durch einen Ubergang
von einem Umlageverfahren zu einem Kapitaleckungsverfahren beseitigen. Die-
ser Effizienzgewinn ermoglicht einen pareto-effizienten Systemwechsel. Hierfiir
sind jedoch einige Annahmen nétig. Zum einen muB die Annahme eines perfek-
ten Kapitalmarkts erfiillt sein, d.h. nicht nur, dass es einen einheitlichen Kapi-
talmarktzinssatz gibt sondern, dass die Individuen auch nicht kreditbeschrankt
sind. Gilt diese Annahme nicht, sondern unterstellt man einen nicht perfek-
ten Kapitalmarkt, wie dies bei [Casarico, 1998] getan wird, indem zwei unter-
schiedliche Zinssitze - differenziert in einen Zinssatz fiir die Kreditnehmer und
einen Zinssatz fiir die Kreditgeber - unterstellt werden, kann gezeigt werden,
dass ein pareto-effizienter Ubergang nicht unbedingt moglich ist. Zum anderen
unterstellt [Homburg, 1990] in seinem Ubergangsszenario, dass die Kompensa-
tion fiir die Einfiihrungsgewinne durch eine Lump-Sum-Steuer finanziert wird.
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Hierbei handelt es sich jedoch um einen finanzwissenschaftlichen Taschenspie-
lertrick. Denn aus der allgemeinen Steuerlehre ist bekannt, dass eine Lump-
Sum-Steuer im Gegensatz zu jeder anderen Steuer, die an mikrodkonomische
Verhaltensweisen gekniipft ist, nie zu einem Excess Burden fiihrt. Ersetzt man
demnach eine Steuer, die auf das Arbeitseinkommen erhoben wird, bei einem
endogenen Arbeitsangebot durch eine Lump-Sum-Steuer, muss notwendiger
Weise auch der mit der Einkommensbesteuerung verbundene Excess Burden
verschwinden. Die Konsequenz ist, dass aufgrund dieses sich ergebenden Wohl-
fahrtsgewinns, wie [Homburg, 1990] zeigt, eine pareto-effizienter Ubergang von
einem Umlageverfahren zu einem Kapitaldeckungsverfahren méglich ist.

Da die Realitétsnahe eines solchen Ubergangsszenarios angezweifelt werden
kann, werden im Folgenden einige Erweiterungen in diesem Modell vorgenom-
men, die eine erh6hte Anndherung an die Wirklichkeit darstellen.

4.1.2 Ubergangsszenario mit unterschiedlichen Einkom-
mensgruppen

4.1.2.1 Umstellung bei einem Grundsicherungssystem

Im vorhergehenden Kapitel wurden einige Grundlagen beziiglich eines umlage-
finanzierten Grundsicherungssystems dargestellt, das sich dadurch auszeichnet,
dass innerhalb des Systems intragenerative Umverteilung stattfindet. Diese in-
tragenerative Umverteilung ist weniger ein Zufallsprodukt sondern vielmehr
ein sozialpolitisches Ziel, das mit einem Grundsicherungssystem verfolgt wird.
Es gilt nun zu hinterfrégen, ob eine pareto-effizienter Ubergang zu einem ka-
pitalgedeckten System und somit einem #quivalenten System moglich ist. Fiir
einen solchen Ubergang sind mehrere Verfahren theoretisch denkbar. Die erste
denkbare Moglichkeit ist ein Ubergang durch eine Umstellung von einer Be-
steuerung des Arbeitseinkommens auf eine Lump-Sum-Besteuerung und geht
auf [Homburg, 1990] zuriick. Die zweite Moglichkeit ist die Einfiihrung einer li-
nearen einkommensabhéngigen Besteuerung, dadurch soll ein Abbau des durch
die Besteuerung hervorgerufenen Excess Burden erreicht werden. Es wird je-
doch bei [Brunner, 1994] gezeigt, dass ein solcher Ubergang als second best
Option nicht pareto-effizient ist. In diesem Abschnitt wird aufgrund der theo-
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retische Relevanz die Moglichkeit eines Ubergangs durch ein Umstellung von
einer Besteuerung des Arbeitseinkommens auf eine Lump-Sum-Besteuerung
betrachtet. Hierbei handelt es sich um die first best Losung, da durch die
Umstellung der Besteuerungsform der mit der Besteuerung verbundene Ex-
cess Burden génzlich abgebaut wird. Innerhalb eines einfachen Modells zweier
sich iiberlappender Generationen mit einem reprisentativen Individuum als
Referenzperson, einem einheitlichen Lohnsatz und einem endogenen Arbeits-
angebot wird bei [Homburg, 1990] gezeigt, dass ein Ubergang mit einer Lump-
Sum-Steuer zur Kompensation der Ubergangsgeneration in einem endlichen
Zeitraum und unter Erfiillung des Kriteriums der Pareto-Effizienz moglich ist.

Allerdings ist es fraglich, ob diese Schlufifolgerung auch gezogen werden
kann, wenn man anstelle eines einzigen reprisentativen Individuums unter-
schiedliche Einkommensgruppen betrachtet. Diese Modifikation des Modells
von [Homburg, 1990) stellt insofern eine Annéherung an die Realitit dar, weil
sich eine Besteuerung des Arbeitseinkommens durch die Heterogenitéit der In-
dividuen und ihrer Verdienstmdoglichkeiten begriinden lisst. In einem Modell
mit homogenen Individuen, die sich nicht durch ihre Verdienstmoglichkeiten
unterscheiden, stellt sich die Frage, weshalb der Staat in diesem Fall auf eine
verzerrende Besteuerung des Arbeitseinkommens zur Finanzierung der Ren-
tenleistungen zuriickgreift und nicht auf eine Lump-Sum-Steuer, die diese ne-
gativen Effekte nicht besitzt. Wiirde der Staat die Rentenleistungen in diesem
Modell durch eine Lump-Sum-Steuer finanzieren, wire ein pareto-effizienter
Ubergang vom Umlageverfahren zu einem Kapitaldeckungsverfahren trotz ei-
nes endogenen Arbeitsangebots in einem endlichen Zeitraum nicht moglich.
Das Ergebnis wiire in diesem Fall analog zu dem von [Breyer, 1989]. Insbe-
sondere bei [Brunner, 1994] und [Brunner,1996] wird die Wichtigkeit dieser
Modifikation zur Begriindung einer Arbeitseinkommensbesteuerung betont.

Wenn man davon ausgeht, dass es in dieser Okonomie zwei verschiede-
ne Gruppen von Individuen mit unterschiedlichen Verdienstméglichkeiten, e!
und €?, gibt, und unterstellt man, dass das Ziel des Staates eine Besteuerung
in Abhingigkeit von der Eigenschaft der Verdienstmoglichkeiten ist. Herrscht
hinsichtlich dieser Seite asymmetrische Information in der Art, dass den Indi-
viduen ihre Verdienstmoglichkeiten ex ante bekannt sind, der Staat die Indi-
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viduen jedoch nicht eindeutig einer der beiden Gruppen zuordnen kann, dann
ist eine Differenzierung hinsichtlich der Besteuerung nur durch eine Arbeitsein-
kommensbesteuerung maglich.

Geht man davon aus, dass in der Ausgangssituation ein umlagefinanziertes
Grundsicherungssystem existiert, welches durch eine Arbeitseinkommensbe-
steuerung finanziert wird. Dann ist ein Ubergang zu einem kapitalgedeckten
System mit einer Lump-Sum-Steuer, wie bei [Brunner, 1994] gezeigt wird, nur
dann méglich, wenn der Staat die Individuen eindeutig einer der beiden Grup-
pen zuordnen kann. Die Vorgehensweise bei einem solchen Ubergang wird im
Folgenden kurz dargestellt.®

Das Ziel ist in diesem Fall der Abbau der umlagefinanzierten Leistungen.
Dieses Ziel soll erreicht werden, indem die Besteuerung des Arbeitseinkom-
mens durch eine Lump-Sum-Steuer ersetzt wird. Allerdings gilt in dem Fall
eines Grundsicherungssystems, dass es durch seinen Umverteilungscharakter
gekennzeichnet ist. Aus Griinden der Pareto-Effizienz lisst sich dieses Ele-
ment der Grundsicherung, wenn es erst einmal vorhanden ist, auch nicht be-
seitigen. Deshalb muss am Ende der Umstellung ein System der Art, wie es
bei [Brunner, 1994] formuliert wird, gelten, fiir das die Bedingungen 7; = 0,
Pli1 =0, 9! < 0 und ¥? > 0 und folgende Gleichung erfiillt sein muss:

92 = -9} (4.13)

Wobei 7, der Steuersatz auf das Arbeitseinkommen, p] 1 die Rentenleistung
fiir ein Individuum der Gruppe j und ¥ die Lump-Sum-Steuer fiir ein Indi-
viduum der Gruppe j ist. Im Endzustand erhilt die Gruppe 2, welche wegen
e! > e? mit den niedrigeren Verdienstméglichkeiten ausgestattet ist, einen
Lump-Sum-Transfer, fiir den die Gruppe 1 mit den htheren Verdienstmoglich-
keiten aufkommen muss. Der Ubergang beginnt in der Periode to. Durch die
Bedingung 4.13 wird sicher gestellt, dass auch nach Erreichen des Endzustands
eine intragenerative Umverteilung stattfindet. Diese intragenerative Umvertei-

lung fand bisher durch den Term 2%%‘2_,2 in der Gleichung 3.90 fiir die interne
t°t

6 Auch hier wird - wie in der Literatur iiblich - ein Ubergang von einem umlagefinanzier-
ten System zu einem System der Kapitaldeckung gleichgesetzt mit einer Abschaffung des
Umlageverfahrens. Eine Kapitaldeckungssystem ergibt sich dann durch die privaten Erspar-
nisse.
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Rendite ihre Beriicksichtigung. Durch die Gleichung 4.13 wird sichergestellt,
dass auch im Zustand nach der Umstellung auf ein kapitalgedecktes System
diese intragenerative Umverteilung weiterhin vorgenommen wird. Ein weite-
rer wesentlicher Bestandteil der internen Rendite des Grundrentensystems ist
in der Gleichung 3.90 der Term (1 + n¢) (1 + g¢41)- Als eine Grundbedingung
dafiir, dass ein pareto-effizienter Ubergang von einem umlagefinanzierten Sy-
stem zu einem kapitalgedeckten System iiberhaupt erst moglich ist, muss in
Anlehnung an [Brunner, 1994] deshalb gelten, dass (1 + n¢) (1 + ge1) < 147
fiir alle ¢ > ¢y. Wobei r der Kapitalmarktzinssatz ist und somit der Rendi-
te des kapitalgedeckten Systems entspricht. Zuerst wird nun die Méglichkeit
eines Ubergangs von einem Umlageverfahren zu einem Kapitaldeckungsver-
fahren fiir den Fall gepriift, dass der Staat die einzelnen Individuen einer der
beiden Gruppen genau zuordnen kann.”

Ein umlagefinanziertes Grundsicherungssystem ist charakterisiert durch die
GroBen 74, Py = vwy fiir alle Perioden ¢. Daraus ergibt sich, wenn das In-
dividuum die auch in diesem Fall weiterhin giiltige Nutzenfunktion 3.83 un-
ter den Nebenbedingungen 3.84 und 3.93 maximiert, die Optimalbedingung
3.94 beziiglich der Arbeitsangebotsentscheidung. Aus dieser Optimalbedin-
gung ldsst sich die Arbeitsangebotsfunktion eines Individuums der Gruppe
J in Abhéngigkeit der drei fiir das Individuum exogenen Gréflen 7y, B,,; und
5{ =0 als l{ (?t,'p't 1 0) aufstellen. In der Periode t, wird dann die Steuer auf
das Arbeitseinkommen durch eine Lump-Sum-Steuer, 9, mit j = 1,2, ersetzt,
fiir die gelten muss:

¥, = Teowlylf, (?to,@oﬂ’ 0) (4.14)
Durch eine Lump-Sum-Steuer dieser Form ist gewihrleistet, dass die Rentner-
generation der Periode ¢y genau die gleichen Leistungen erhilt wie im Fall ohne
Ubergang, sodass gilt:
wtlolt}o (?to:ﬁtﬁ-l’ 0) + w?ol?o (?ioaﬁto+1’ O)
2

"Diese Annahme ist natiirlich kritikwiirdig. Da auch hier die berechtigte Frage aufge-
worfen werden kann, weshalb der Staat eine Besteuerung der Arbeitseinkommen zur Finan-

NAOL + N2O2 =

Nip_1 (4.15)

zierung der Rentenleistungen vornimmt und nicht gleich ein Lump-Sum-Steuer. Allerdings
dient diese Annahme vorerst nur um die generelle Vorgehensweise bei einem solchen Uber-
gang darzustellen.
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Durch die Einfithrung der Lump-Sum-Steuer, 5{0, und die Einfithrung des
Lump-Sum-Transfers, p{o +1, den ein Individuum der Gruppe j als Rente erhilt,
veréndern sich die Budgetrestriktionen fiir all ¢ > t, folgendermafen:

d + s = wlt} (0, s, ) ~ 9] (4.16)

Zti+1 =(1+4ru1)sl+ ﬁ+1 (417)

Das Ziel des Individuums ist nun die Maximierung der Nutzenfunktion 3.83
unter den Nebenbedingungen 4.16 und 4.17. Es ergeben sich dann fiir ein
Individuum der Gruppe j die Optimalbedingungen:

oy
% =w (4.18)
de;
U
% = (1 +r41) (4.19)

0271
Aus den beiden Gleichungen 4.18 und 4.19 ist erkennbar, dass die Optimal-
bedingungen bei einer Lump-Sum-Besteuerung die gleiche Form annehmen
wie im Fall chne eine Rentenversicherung. Demnach fiihrt die Einfithrung der
Lump-Sum-Besteuerung dazu, dass die Verzerrung hinsichtlich der Arbeitsan-
gebotsentscheidung, wie sie durch die Gleichung 3.94 zum Ausdruck kommt,
vollstindig abgebaut wird. Durch diesen Abbau des Excess Burden entsteht ein
Wohlfahrtsgewinn, der zur Kompensation der Ubergangsgenerationen genutzt
werden kann. Der Abbau des Excess Burden spiegelt sich in einem hoheren

Arbeitsangebot der Individuen beider Verdienstgruppen wider, sodass gilt:

B, (0,541, > By (Tto Pio41,0) (4.20)

Aus der Aufhebung der Besteuerung des Arbeitseinkommens resultiert ein
hoheres Arbeitsangebot. Durch dieses hohere Arbeitsangebot ergibt sich bei
einem - wie in diesem Fall unterstellten - gleichbleibenden Lohnsatz fiir beide
Gruppen, dass die erwerbstiitigen Individuen in der Periode #, iiber ein hoher-
es Arbeitseinkommen verfiigen als im Fall der Arbeitseinkommensbesteuerung,
da die Lump-Sum-Steuer in der Periode ¢y genau den gleichen Betrag annimmt
wie die Arbeitseinkommenssteuer in der gleichen Periode. Durch dieses hohere
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Einkommen, welches die Individuen aufgrund eines héheren Arbeitseinsatzes
erzielen, werden die Konsummoglichkeiten des Individuums erweitert und da-
durch erreichen sie ein héheres Nutzenniveau als im Fall mit einer Arbeitsein-
kommensbesteuerung. Aus dieser komparativen Nutzenerhshung entsteht ein
Spielraum zur Kiirzung des Lump-Sum-Transfers, ;ﬁto_,_l, der in der Ruhe-
standsphase an die Individuen in der Ubergangsphase geleistet wird. Es ist
also bei einer Lump-Sum-Besteuerung moglich, die Rentenleistungen zu ver-
ringern, ohne dass eines der Individuen schlechter gestellt wird. Fiir die erste
Ubergangsgeneration muss deshalb folgende Bedingung erfiillt sein:

Vj (0’ ﬁo-f-h '5{0) = Vj (?toaﬁto+1a 0) (421)

Wobei auf der linken Seite die indirekte Nutzenfunktion in Abhéngigkeit von
den Parametern bei der Lump-Sum-Besteuerung und auf der rechten Seite
die indirekte Nutzenfunktion in Abhingigkeit von den Parametern bei der
Besteuerung des Arbeitseinkommens steht. Unter Einhaltung dieser Bedingung
kann man fiir die Rentenzahlungen in der Periode tp + 1 ein Niveau realisieren,
fiir das gilt:

ﬁ;o+1 + 13?04.1 < o1 = 200411 (I:oﬂ) s (4.22)

Diese Ungleichung postultiert, dass die Héhe der Summe der Renten fiir die
beiden Gruppen ab der Periode #3 + 1 im Lump-Sum-Szenario niedriger ist als
im Szenario mit Arbeitseinkommensbesteuerung. Der Ausdruck 1+ n der die
Bevolkerungsentwicklung wiederspiegelt, kiirzt sich in dieser Ungleichung her-
aus, da beide Rentenformen in gleicher Form von ihm betroffen sind. Deshalb
ergibt sich die gleiche Bedingung wie bei [Brunner, 1994}, obwohl dort eine kon-
stante Bevolkerung unterstellt wird. In jeder Periode muss unabhéngig davon,
ob es sich bei diesem System um ein Lump-Sum-System oder um ein System
mit Arbeitseinkommensbesteuerung handelt, das Budget des Rentensystems
in jeder Periode ausgeglichen sein. Im Fall mit Arbeitseinkommensbesteue-

8Man beachte, dass im Fall der Lump-Sum-Zahlungen die Rentenleistungen nach der
Gruppenzugehdrigkeit differenziert werden. Im Fall des Grundsicherungssystems erhalten
aber alle Individuen unabhéngig von ihrer Gruppenzugehérigkeit eine gleich hohe Renten-
leistung,.
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rung muss dann fiir die Periode ¢ die folgende Budgetrestriktion fiir den Staat
erfiillt sein:

T (Ntlwﬁ: + waﬁf) = Nyqvwy (4.23)
Diese Bedingung lasst sich umformen zu:
(14 n) (W), + wfl;) = 2vw, (4.24)

In einem System mit Lump-Sum-Zahlungen muss hingegen die folgende Bud-
getrestriktion des Rentensystems fiir alle ¢ > ¢, erfiillt sein:

9Ny +9; N = Nyt + N, (4.25)
Durch Umformung erhélt man :
(1+ne) (9 +6%) = + 5 (4.26)

Beide Budgetgleichungen hingen bei beiden Systemen nach den Gleichungen
4.24 und 4.26 vom Bevdlkerungswachstum zwischen den Perioden ¢t und ¢ — 1
ab. Das Bevilkerungswachstum besitzt demnach bei beiden Besteuerungsarten
den gleichen Effekt. Es spielt deshalb eine untergeordnete Rolle hinsichtlich
der Frage, ob es einen pareto-effizienten Ubergang gibt, da eine Lump-Sum-
Besteuerung aus Effizienzgesichtspunkten der Arbeitseinkommensbesteuerung
immer iiberlegen ist. Das Bevilkerungswachstum kann deshalb héchstens einen
EinfluB darauf haben, ob die Umstellung von einem Umlageverfahren zu einem
kapitalgedeckten System innerhalb eines endlichen Zeitraums erfolgen kann.
Ausgehend von der Periode tg, in der die Bedingung 4.14 erfiillt sein muss, gilt
in der Periode ¢35 + 1 wegen der Ungleichung 4.22 und der Budgetgleichungen
4.24 und 4.26 :

<1 52
0%+ 9% < Tigan (Wl sl + Whialipir) (4.27)

Komparativ steht den Individuen beider Gruppen nun wieder ein hoheres Ein-
kommen als im Fall eines lohnsteuerfinanzierten Grundsicherungssystems zur
Verfiigung. Dies wiederum hat einen Nutzenanstieg fiir die Individuen zur Fol-
ge, da ihnen mehr Einkommen fiir Konsumzwecke zur Verfiigung steht. Die-
se Einkommenserh6hung und der damit verbundene Nutzenanstieg gibt wie-
derum einen Spielraum zur Senkung der Rentenleistungen, bei der von kei-
nem Individuum ein Nutzenverlust hingenommen werden muss. In der Pe-
riode tp + 2 konnen deshalb Lump-Sum-Transfers realisiert werden, fiir die
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Diys2 + Poya < 2Py, gilt. Dies hat zur Folge, dass in der Periode to + 2
komparativ niedrigere Steuern nétig sind, um die Rentenleistungen im Lump-
Sum-System zu finanzieren. Durch den Ubergang von einer Besteuerung des
Arbeitseinkommens zu einer Lump-Sum-Besteuerung ist es also in allen Peri-
oden ¢ > t; moglich, die Rentenleistungen und damit einhergehend auch die
Steuerbelastung komparativ zu reduzieren, ohne ein Individuum schlechter zu
stellen. Formal kann dies wie bei [Brunner, 1994] dadurch dargestellt werden,
dass man die Rentenleistungen unter den Nebenbedingungen, dass das staat-
liche Rentenbudget in allen Perioden ausgeglichen ist und das Nutzenniveau
im Lump-Sum-Szenario mindestens so hoch ist wie im Grundsicherungssystem
mit Arbeitseinkommensbesteuerung, Schritt fiir Schritt mittels eines lump sum
STer-/Transfersystems reduziert.

Damit ist allerdings die Frage, ob es méglich ist, das Steuer-Transfer-System
soweit zuriickzufiihren, bis der Endzustand gegeben durch die Bedingung in
Gleichung 4.13 erreicht wird, noch nicht beantwortet. Es muss - wie bei
[Brunner, 1994] fiir eine konstante Bevolkerung - gezeigt werden, dass es einen
Zeitpunkt t; gibt, so dass in allen Perioden t > t; die Bedingung f’;i+1 =0
erfiillt ist. Theoretisch l4sst sich dies - wie bei [Brunner, 1994] - folgenderma-
Ben zeigen. Vergleicht man die Rentenleistungen zwischen den beiden Systemen
in jeder Periode, dann ergibt sich in jeder Periode ¢t mit t > ¢y + 1 ein Saldo
E¢:

& =2, — (B +5}) (4.28)

Aufgrund der Ungleichung 4.22 gilt in der Periode ¢y + 1, dass g;041 > 0.
Es gilt aber auch fiir jede folgende Periode ¢ > t, + 1, dass &; > 0 erfiillt
ist. Dann gilt nach [Brunner, 1994] unter der Annahme, dass fiir alle ¢t >
to die Bedingung p;,, + p7.; > O erfiillt ist, &, < 2p,. Da der Saldo ¢, die
Verringerung der Beitragszahlungen fiir die Erwerbstatigen in der Periode ¢
angibt, ist es im Lump-Sum-System mdoglich die Rentenzahlungen fiir diese
Generation, um den Betrag ¢; (1 + r) zu reduzieren, ohne dass dies im Vergleich
zum Grundrentensystem zu einer Nutzenverringerung fithrt. Deshalb gilt nach
[Brunner, 1994] so lange p},, + p?,, > 0, dass £.41 > & (1 +7), bzw. 2P, —
€141 < 2Py, —&¢ (1 + r). Fiir die Renten im Grundsicherungssystem gilt 5, =
B, (14 ge41), wegen By = v@iy1 = v (1 + gey1), wobei giq1 der Ausdruck
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4.1. PARETO-EFFIZIENZ DER REFORM 139

fiir das Lohnwachstum in der Periode ¢ + 1 ist. Daraus folgt 2p,,, — €:41 <
29, (1 + gt41) — € (1 + 7). Dies kann man beliebig oft wiederholen, sodass sich
- wie bei [Brunner, 1994] - folgender Ausdruck ergibt:

t+1
Wrp1 — 61 < W1 1] (1+9)m — o (1417 fiir alle t > 8o+ 1
m=to+2 (4.29)
Wenn fiir alle m > o gilt, dass (1+g),, < (1+r), dann muss der Ausdruck
auf der rechten Seite dieser Ungleichung zu einem Zeitpunkt ¢ = ¢ negativ
werden, sodass 2pgy; < €41 Dies steht allerdings im Widerspruch zu der ge-
troffenen Annahme. Es muss demnach einen Zeitpunkt t; geben, in dem p;, = 0
und p2 = 0. In diesem Zustand gilt, dass &, 4, = 2p,,,; und die erwerbstati-
ge Generation muss keine Beitrige mehr leisten, um die Rentenzahlungen der
alten Generation zu finanzieren. Es gilt demnach fiir jedes ¢ > ¢;, dass p} =0
und p? = 0. Ein System, in dem die Bedingung 4.13 erfiillt ist, kann dem-
nach durch die Umstellung von einer Arbeitseinkommensbesteuerung zu einer
Lump-Sum-Besteuerung unter Einhaltung der Bedingung der Pareto-Effizienz
erreicht werden.

In diesem Fall ist es interessant, dass auch wenn man im Gegensatz zu
[Brunner, 1994], bei dem eine konstante Bevélkerung unterstelit wird, das Er-
gebnis und die Vorgehensweise bei einer Bevslkerungsentwicklung, fiir die gilt
1+ ny < 1, genau die gleiche ist. Der Grund hierfiir ist, dass die Vorgehens-
weise rein komparativ zwischen den beiden Systemen ist. Die entscheidende
Bedeutung kommt hierbei dem Saldo zwischen den beiden Zahlungen, ¢;, zu.
Dieser ist aber durch die Bevilkerungsentwicklung nicht betroffen. Entschei-
dend ist dabei, dass die Bevolkerungsentwicklung fiir beide Systeme als exogen
unterstellt wird und deshalb in beiden Fillen fiir die Werte von n, der gleiche
Wert gilt.

Entscheidend fiir die Moglichkeit eines pareto-effizienten Ubergangs von
einem umlagefinanzierten Grundsicherungssystem zu einem kapitalgedeckten
System ist jedoch die Annahme, dass der Staat die Individuen eindeutig einer
der beiden Gruppen zuordnen kann. Denn dann und nur dann ist es moglich,
dass den Individuen die richtige nach der Gruppenzugehorigkeit differenzierte
Lump-Sum-Steuer ¥} oder ¥? auferlegt werden kann. Besitzt der Staat die-
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140 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

se Information jedoch nicht, was im Fall einer Arbeitseinkommenssteuer eine
sinnvolle Annahme ist, da sich ansonsten die Frage stellt, weshalb aus Ef-
fizienzgriinden nicht von vornherein die Lump-Sum-Steuer zur Finanzierung
gewshlt wurde, dann ist ein pareto-effizienter Ubergang nicht méglich, da es
dem Staat nicht méglich ist, eine nach der Gruppenzugehérigkeit differenzier-
te Lump-Sum-Besteuerung einzufiihren. Auch eine einheitliche Besteuerung,
fiir die gilt ¥, = 9} = Y7, wiirde das Pareto-Kriterium verletzen. Durch diese
Art der Finanzierung wiirde die intragenerative Umverteilung innerhalb des
Systems beseitigt, was zu einer Schlechterstellung der Gruppe mit den niedri-
geren Verdienstmoglichkeiten fithren wiirde.

Es lisst sich deshalb festhalten, dass ein pareto-effizienter Ubergang von
einem Umlageverfahren, das dem Prinzip der Grundsicherung folgt, dann und
nur dann moglich ist, wenn der Staat genaue Informationen iber die Indivi-
duen hinsichtlich ihrer Verdienstméglichkeiten besitzt. Verfiigt der Staat nicht
iiber diese Informationen ist ein pareto-effizienter Ubergang nicht moglich, wie
in dem Modell von [Brunner, 1994] gezeigt werden kann. Desweiteren zeigt
[Brunner, 1994] auch, dass es keinen pareto-effizienten Ubergang mit einer
linearen einkommensabhingigen Steuer gibt. Die Modifikation, dass es ver-
schiedene Typen von Individuen mit unterschiedlichen Verdienstmoglichkeiten
gibt, fithrt dazu, dass die Aussage von [Homburg, 1990], die in einem Modell
mit homogenen Individuen getroffen wurde, revidiert werden muss. Da diese
Aussagen aber nur fiir ein Grundsicherungssystem untersucht wurden, wird
im nachsten Abschnitt betrachtet, ob ein pareto-effizienter Ubergang in einem
teilhabedquivalenten System méglich ist.

4.1.2.2 Umstellung in einem System mit Teilhabedquivalenz

Die Grundlagen fiir ein teilhabedquivalentes Rentensystem wurden bereits im
vorhergehenden Kapitel betrachtet. Auch in diesem Abschnitt werden die Indi-
viduen wieder hinsichtlich ihrer Gruppenzugehérigkeit nach den Verdienstmég-
lichkeiten, e/ mit j = 1,2, differenziert. Die beiden Gruppen sollen gleich grof§
sein. Daraus ergibt sich der individuelle Lohn fiir ein Individuum, welches der
Gruppe j angehort:

wi = ef Wy (4.30)
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4.1. PARETO-EFFIZIENZ DER REFORM 141

Es wird wie bei [Brunner,1996] angenommen, dass die Individuen iiber voll-
stindige Voraussicht verfiigen, wenn sie ihre Entscheidungen treffen. Da ihnen
alle relevanten Grélen bekannt sind, kénnen sie auch die zukiinftigen Grofien
richtig antizipieren. Weiterhin gilt dann fiir das exogene Lohnwachstum:

151 2 72
Wyl Fwigl

1 + — t+1%+1 t+1%t+1
( gt-+-1) wtlltl+1!’t2l?

(4.31)

Im Folgenden wird ein Ubergangsszenario mit einer Lump-Sum-Steuer, die den
Beitragssatz b ersetzt, untersucht werden. Die Intention ist die gleiche wie bei
[Homburg, 1990] durch die Einfiihrung der Lump-Sum-Steuer und die damit
verbundene Abschaffung des Beitragssatzes, der auf das Arbeitseinkommen er-
hoben wird und somit zu einer Verzerrung des Arbeitsangebots fithrt. Wenn
der Zinssatz grofler als das Lohnsummenwachstum ist, kommt es zu einem
Effizienzgewinn, der dazu genutzt werden kann, den Verlust der umlagefinan-
zierten Rente zu kompensieren, sodass ein pareto-effizienter Ubergang maglich
wird. Im nichsten Abschnitt soll iiberpriift werden, ob diese Mdglichkeit in
einem teilhabefiquivalenten Rentensystem besteht.

4.1.2.2.1 Ubergang mit einer Lump-Sum-Steuer Analog zur Umstel-
lung bei einem System der Grundsicherung bildet auch hier wie bei
[Brunner,1996] der Zeitpunkt f, den Beginn der Umstellung vom Umlage-
verfahren zum Kapitaldeckungsverfahren. Ein pareto-effizienter Ubergang exi-
stiert dann, wenn es méglich ist, die Werte &, 27, U fiir alle t > to zu ermogh-
chen, fiir die gilt:

U (&, 2 ~8) 2 U (d (b) i (B) . 4 (F)) (432)
Wobei b der Beitragssatz fiir das teilhabedquivalente System ist.

Damit ein pareto-effizienter Ubergang moglich ist, miissen durch und
wiahrend der Umstellung Werte fiir den Konsum wihrend der Erwerbstitigkeit
und im Ruhestand sowie ein Arbeitsangebot resultieren, welche ein mindestens
so hohes Nutzenniveau wie bei der Beibehaltung des teilhabeiiquivalenten Sy-
stems verursachen und fiir mindestens eine Generation ein strikt hoheres Nut-
zenniveau zur Folge haben. Ein pareto-effizienter Ubergang bedeutet auch,
dass die Generation, die in der Periode #, im Ruhestand ist, nicht schlechter
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142 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

gestellt werden darf. Diese Bedingung ist erfiillt, wenn E{o =2 (I-)) erfiillt ist.
D.h. wenn diese Generation in beiden Fillen die gleichen Konsumméglichkeiten
besitzt. Zu guter Letzt muss ein pareto-effizienter Ubergang auch die Bedin-
gung erfiillen, dass dieser Ubergang in einem endlichen Zeitabschnitt méglich
ist, fiir den gilt, dass (&, %,1,5) = (d (0), 4,1 (0), (0)) fiir alle t > #;.

Fiir den Ubergang werden von [Brunner,1996] noch weitere Annahmen ge-
troffen. Zum einen wird unterstellt, dass die Bevélkerungswachstumsrate iiber
die Zeit konstant ist, d.h. es gilt (1 +n;) = (1 + n) fiir alle t. Weiterhin wird
noch unterstellt, dass (1 +7) > (1+n)(1+ g), damit ein parteo-effizienter
Ubergang iiberhaupt moglich ist.

Die Vorgehensweise bei dem Ubergang an sich ist nun sehr dhnlich, wie dies
auch bei einem Grundsicherungssystem der Fall ist. In der Periode ¢, wird der
Beitragssatz b durch eine Lump-Sum-Steuer ersetzt. Da sich die Individuen
nach ihren Verdienstméglichkeiten unterscheiden, muss die Lump-Sum-Steuer
hinsichtlich der Gruppenzugehsrigkeit differenziert werden, so dass fiir sie 9
mit j = 1,2 gilt. Da der Ubergang innnerhalb eines endlichen Zeitabschnitts
beendet sein muss, gibt es eine Periode ¢,, fiir die 19{1 = 0 gilt.

Da die Rentnergeneration in der Periode ¢ in einer pareto-effizienten Um-
stellung genau die gleiche Rentenhohe erhalten muss wie im teilhabedquiva-
lenten System, muss in dieser Periode fiir die Lump-Sum-Steuern folgende

Beschriankung erfiillt sein:
95 + 9%, =B (whii, (6) +whi2 (B)) (4.33)

Aus Griinden der Pareto-Effizienz muss auch wihrend des Ubergangs das Prin-
zip der Teilhabedquivalenz erfiillt bleiben. Deshalb miissen die Lump-Sum-
Steuern bzw. die Rentenleistung wihrend des Ubergangs so ausgestaltet sein,
dass dieses Prinzip nicht verletzt wird. Dies ist genau dann der Fall, wenn fiir
die Rentenleistung p} 41 gilt:

pf+1 =3} (L+n) Q;9+1 (4.34)
Wobsei fiir F,; gilt:
By + 92
)
t,, = Tt T (435)
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4.1. PARETO-EFFIZIENZ DER REFORM 143

Durch diese Umstellung veréndern sich natiirlich auch die Budgetrestriktionen
der Individuen in den beiden Perioden. Die Budgetrestriktion in der Erwerb-
sphase lautet dann:

d + sl =wll - o] (4.36)

Im Ruhestand steht das Individuum dann folgender Budgetbeschrankung ge-
geniiber:
Ao =8l (L4 ren) +9 (1+n)Q7, (4.37)

Durch eine Umformung von 4.37 und indem man diese dann in die Gleichung
4.36 einstetzt, erhdlt man:

S A PR R RO
4+l -9 (1 - 4.38
o+ 2 =i - (1 (438)
Da auch weiterhin die Nutzenfunktion 3.75 gilt, erhalt man, indem man diese
Nutzenfunktion unter der Nebenbedingung 4.38 maximiert, folgende Optimal-
bedingung fiir Arbeit und Konsum in der Erwerbsperiode - die Optimalbedin-
gung zwischen Konsum heute und und Konsum morgen ist die selbe wie die

Gleichung 3.80 -:
au

2~ wf (4.39)

dc;
Aus der Optimalbedingung 4.39 geht hervor, dass durch die Einfithrung der
Lump-Sum-Steuer der negative Anreizeffekt bzgl. des Arbeitsangebots verlo-
ren geht und genau die gleiche Optimalbedingung vorherrscht wie ohne eine
Rentenversicherung. Die Konsequenz dieses htheren Arbeitsangebots ist, dass
die Individuen ein héheres Arbeitseinkommen erzielen. Dies macht es - wie
auch im Fall bei einer Grundsicherung - méglich, dass die Rente ptio 41 fiir diese
Generation in der Periode ¢y + 1 niedriger ausfillt, ohne dass das Individuum
ein niedrigeres Nutzenniveau erreicht, als es der Fall wire, wenn weiterhin ein
Beitrag b auf das Arbeitseinkommen erhoben werden wiirde. Der Grund hierfiir
ist analog zum Grundsicherungsmodell, dass der Excess Burden aus der impli-
ziten Besteuerung, die sich durch die Abweichung des Lohnsummenwachstums
und des Zinsfaktors ergeben. Da die Rente in der Periode to+ 1 die beschriebe-
ne komparative Senkung erfiahrt, ergibt sich zwangslaufig auch ein komparativ
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144 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

geringerer Lump-Sum-Beitrag 19{°+1 fiir die néchste Generation. Dies wieder-
um erhéht das Einkommen der Individuen, die in dieser Periode erwerbstétig
sind, sodass ihre Rente pZ°+2 in der Periode #p + 2 wiederum komparativ sin-
ken kann. Dies fiihrt dazu, dass in der Periode ¢y + 2 die Lump-Sum-Beitrige
19{0+2 wieder komparativ geringer ausfallen. Dieser Vorgang wiederholt sich
dann beliebig oft bis in endlich vielen Perioden ein Zustand erreicht ist, in
dem die Lump-Sum-Beitrige und damit auch die Rentenleistungen den Wert
Null annehmen.

Der Hintergrund dafiir, dass auf diesem Weg ein Ubergang méglich ist, liegt
darin, dass durch die Reduzierung der Lump-Sum-Beitrige 19{ fiir alle t > 2o
die Ersparnis s} und damit der Konsum im Ruhestand 2], erhht wird. Dies
erméglicht dann ein Sinken von pf 1 und damit zu einem Sinken von z{+1, was
allerdings durch den Anstieg der Ersparnis ausgeglichen wird, so dass es fiir
die Individuen keinen Nutzenverlust gibt.

Allerdings muss bei einem solchen Ubergang der Lump-Sum-Beitrag nicht
nur komparativ sinken, sondern wenn man einen solchen Ubergang schaffen
will, miissen die Beitridge zu einem bestimmten Zeitpunkt auch absolut sin-
ken. Deshalb muss nach [Brunner,1996] bei einem solchen Ubergang folgendes
Lemma gelten:

Lemma 1 Bei einem Ubergang von einem teilhabedquivalenten Alterssiche-
rungssystem zu einem kapitalgedecktensystem durch eine Umstellung von ei-
ner einkommensabhdngigen Beitragserhebung auf eine Beitragserhebung durch
einen Lump-Sum-Beitrag muss es einen Zeitpunkt £° geben, mit tp < 1° < ¢,
fiir den gilt, das Q%,, < 1.

Beweis 1 Gegeben die Gleichung 4.35 und die Gleichung 4.34, dann muss es
einen Zeitpunkt t° mit to < t° < t; geben, ab dem Q. , < 1 fiir alle t mit t° <
t <ty erfillt ist, da dann und nur dann eine Reduktion der Rentenleistungen
auf Null erfolgen kann.®

°Im Gegensatz zu Brunner [1996], der dieses Lemma aufgestellt hat und der den Be-
weis dafiir erbracht hat, der die schwiicher Form Q‘fc 4 <1 wiihlt, wird hier die absolute

Ungleichheit gewihlt, da nur dann gewihrleistet ist, dass die Rentenleistung gegen Null
gehen.
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4.1. PARETO-EFFIZIENZ DER REFORM 145

Eine sinkende Rendite der Lump-Sum-Steuer Q7 erfolgt in diesem Fall be-
reits in der Periode ¢y + 1. Durch die Einfiibrung der Lump-Sum-Steuer steigt
das Arbeitangebot. Bei einem exogenen Lohnsatz bedeutet dies, dass das Ar-
beitseinkommen steigt, welches fiir den Konsum in der ersten und in der zwei-
ten Periode verwendet werden kann. Dadurch erfolgt eine Nutzenerhohung
fiir die Individuen. Diese Einkommenserhshung kann wiederum dazu genutzt
werden, die Lump Sum Steuer der nichsten Periode zu verringern, ohne dass
die Individuen einen Nutzenverlust erleiden miissen. Diese verringerte Lump-
Sum-Steuer erhdht wiederum das Einkommen der folgenden Generation, so
dass auch diese einen Nutzengewinn zu verzeichnen hat. Diese Einkommen-
serhohung kann dazu verwendet werden, die Rentenleistungen und damit auch
allméhlich die Lump Sum Steuer zu senken, wenn man diese Generation gleich-
zeitig auf einem konstanten Nutzenniveau hilt. Durch diese Methode ist es
von Periode zu Periode méglich, die Lump Sum Steuer zu verringern, so dass
Q2 < 1 fiir alle to < t < ¢;, mit ¢, als die Startperiode der Umstellung und ¢,
als Endperiode der Umstellung gilt.

Damit ein solcher Ubergang méglich ist, muss jedoch die Annahme gelten,
dass dem Staat bekannt ist, dass es zwei unterschiedliche Lohngruppen gibt.
Er kennt die Nutzenfunktion U der Individuen und die Verdienstmdglichkeiten
¢’. Der Staat kann aber kein Individuum einer der beiden Gruppen zuordnen.

Insbesondere die letzte Annahme erschwert einen Ubergang erheblich, da es
fiir einen solchen Ubergang notwendig ist, dass der Staat den entsprechenden
Lump-Sum-Beitrag 9 bei der dafiir vorgesehenen Gruppe erhebt. Ausgehend
von der ersten Umstellungsperiode ¢y muss der Beitrag so gewahlt werden, dass
fiir ein Mitglied der Gruppe j der Lump-Sum-Beitrag 19{0 = Trw{olfo (5) gelten
muss. Nur in diesem Fall ist gewahrleistet, dass kein Individuum durch die
Umstellung schlechter gestellt wird. Die Lump-Sum-Beitriige miissen demnach
nach der Gruppenzugehoérigkeit differenziert werden. Da der Staat die Indivi-
duen aber nicht hinsichtlich ihrer Gruppenzugehorigkeit identifizieren kann, ist
diese Losung ausgeschlossen. Es wire lediglich méglich die Lump-Sum-Beitrége
nach dem Zufallsprinzip zu erheben, was dazu fiihrt, dass die Wahrschein-
lichkeit besteht, dass ein Individuum, welches bezogen auf seine Gruppen-
zugehorigkeit einen zu hohen Lump-Sum-Beitrag entrichten muss, schlechter
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146 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

gestellt wird.

Dariiber hinaus kommt [Brunner,1996] auBerdem zu dem Ergebnis, dass ein
pareto-effizienter Ubergang nicht méglich ist, wenn der Staat einen fiir beide
Gruppen einheitlichen Lump-Sum-Beitrag ¥, = MM) erhebt.

Eine einheitliche Lump-Sum-Steuer fiihrt jedoch, zu einer Verletzung des
Pareto-Kriteriums, da es zu intragenerativen Umverteilungswirkungen kommt,
die in diesem Fall eines Ubergangs von einem teilhabeiiquivalenten, umlagefi-
nanzierten System zu einem Kapitaldeckungsverfahren eine der beiden Grup-
pen schlechter stellt und somit eine Verletzung des Pareto-Kriteriums darstel-
len.

Es lisst sich deshalb festhalten, dass ein Ubergang von einem umlagefinan-
zierten teilhabesiquivalenten System zu einem kapitalgedeckten System durch
die Einfilhrung eines Lump-Sum-Beitrags tendenziell das Pareto-Kriterium
verletzt. Da der Staat die Individuen hinsichtlich ihrer Gruppenzugehérig-
keit nicht identifizieren kann, ist es ihm nicht méglich einen nach den Ver-
dienstméglichkeiten differenzierten Lump-Sum-Beitrag zu erheben. Die Ein-
fithrung eines einheitlichen Lump-Sum-Beitrags fiihrt aber sofern sich die bei-
den Lohngruppen nicht unerheblich voneinander unterscheiden zu einer intra-
generativen Umverteilung, die das Kriterium der Pareto-Effizienz verletzt.

4.1.2.2.2 Ubergang mit Staatsverschuldung Die letzte verbleibende
Méglichkeit ist ein Ubergang von einem teilhabesquivalenten Umlageverfahren
zu einem Kapitaldeckungsverfahren durch die Einfiithrung einer Staatsverschul-
dung in der Periode to. Dies entspricht auch dem Verfahren, das [Fenge, 1995
anwendet. Da jedes umlagefinanzierte Rentensystem und insbesondere ein teil-
habedquivalentes System immer einer impliziten Verschuldung entspricht, da
in diesem Fall in der Phase der Erwerbstétigkeit ein Beitrag erhoben wird, ver-
bunden mit dem Versprechen im Ruhestand eine Rentenleistung zu erbringen.
Allerdings entspricht die Verzinsung in diesem Fall nicht dem Kapitalmarkt-
zins sondern dem Lohnsummenwachstum. Ein Ubergang durch eine Staatsver-
schuldung bedeutet nichts anderes, als diese implizite Verschuldung durch eine
explizite zu ersetzen. Diese Umstellung ist jedoch nicht pareto-effizient, wenn
der Kapitalmarktzins grofer als das Lohnsummenwachstum ist.
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4.1. PARETO-EFFIZIENZ DER REFORM 147

Es ist zwar moglich eine Generation zu entlasten und damit besser zu stellen,
allerdings werden die folgenden Generationen durch diese Form der Ubergangs-
finanzierung schlechter gestellt. Angenommen in der Periode ¢, entscheidet sich
der Staat, Verschuldung auf dem Kapitalmarkt aufzunehmen, um die Renten-
leistungen an die Generation t, — 1 zu finanzieren. Damit ein ausgeglichenes
Budget herrscht, belduft sich die Staatsverschuldung D;, auf den Wert:

Dy =0 (wll1 (5) + wil? (5)) Ny = NioPio—1 (4.40)

Durch die Aufnahme der Staatsverschuldung wiirde die Generation {, entlastet
werden, da sie keine Steuer entrichten muss. Allerdings muss diese Verschul-
dung in der Periode 5+ 1 zuriickgezahlt werden. Dies bedeutet, dass der Staat
in dieser Periode Steuern erheben muss, die aufgrund von (1 + n4541) (1 + geo+1)
< (1 + 74441) hoher ausfallen, als es bei der Beibehaltung des teilhabiquivalen-
ten Umlageverfahrens der Fall gewesen wiire. Damit wiirden die folgenden Ge-
neration, welche die explizite Staatsverschuldung begleichen miissen, schlechter
gestellt werden als bei der Beibehaltung des bisherigen Systems. Eine andere
Mboglichkeit der Finanzierung der Schuldentilgung wire eine neue Aufnahme
von Staatsverschuldung. In diesem Fall hitte man den klassischen Fall eines
Ponzi Spiels, in dem eine Verschuldung durch Aufnahme eines neuen Kredites
finanziert werden wiirde. In diesem Fall wiirde die Staatsverschuldung kontinu-
ierlich anwachsen. Ein pareto-effizienter Ubergang durch die Aufnahme einer
Staatsverschuldung ist deshalb zumindest in einem endlichen Zeitraum nicht
méglich. Dies entspricht auch dem Ergebnis von [Fenge, 1995], der in seinem
Ubergangsmodell ebenfalls die Aufnahme von Staatsverschuldung als theore-
tische Option untersucht.

Ein Ubergang von einem teilhabeiiquivalenten Umlagesystem zu einem kap-
tialgedeckten System ist demnach ebenso wie von einem Grundsicherungs-
system unter Einhaltung des Kriteriums der Parteo-Effizienz nicht méoglich.
Das Ziel des Erreichens eines Systems, welches einen hoheren Grad an versi-
cherungstechnischer Aquivalenz in der Alterssicherung aufweist, ist demnach
nach Effizienzkriterien nicht moglich, da der Ubergang zu einem solchen Sy-
stem immer mindestens eine Generation schlechter stellt. Bei der Problematik
eines Systemwechsels handelt es sich aber nicht nur um ein rein theoretisches
Problem. Insbesondere auf dem Hintergrund der demographischen Entwick-
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148 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

lung wurden viele empirische Untersuchungen vorgenommen, die die Kosten
bzw. die Belastungen eines solchen Ubergangs quantifizierten. Die Ergebnisse
dieser Untersuchungen werden im néichsten Abschnitt kurz zusammengefafit.

4.1.3 Empirische Untersuchungen beziiglich der Mog-
lichkeit eines Systemwechsels

Das Ziel der theoretischen Untersuchungen hinsichtlich eines Ubergangs von ei-
nem umlagefinanzierten zu einem kapitalgedeckten Alterssicherungssystem ist
die Beurteilung auf der Basis des Kriteriums der Pareto-Effizienz. Die Ergeb-
nisse dieser Untersuchungen unterscheiden sich hierbei aufgrund der getroffe-
nen Modellannahmen, da die Voraussetzung fiir einen pareto-effizienten Uber-
gang ein potenzieller Wohlfahrtsgewinn ist. Insbesondere bei [Homburg, 1990
entsteht dieser Wohlfahrtsgewinn durch die Beseitigung des Excess Burdens,
der durch die Besteuerung des Arbeitseinkommens entsteht. Dieser Wohlfahrts-
gewinn muss dann ausreichend hoch sein, so dass wihrend einer endlichen
Ubergangsperiode die betroffenen Generationen kompensiert werden kénnen.
Aber nicht nur der Annahme, ob man das Arbeitsangebot exogen vorgibt oder
in das Nutzenmaximierungskalkiil einbezieht, kommt, wie man bei einem Ver-
gleich der Ergebnisse von [Breyer, 1989] und [Homburg, 1990] erkennen kann,
eine wichtige Bedeutung zu. Einen wesentlichen Faktor nimmt bei der Betrach-
tung - wie insbesondere bei [Brunner, 1994] und [Brunner,1996] gezeigt wird
- die Frage ein, ob Homogenitdt bzw. die Heterogenitit der Individuen hin-
sichtlich ihrer Verdienstméglichkeiten vorliegt. Unterscheidet man innerhalb
einer Generation in verschiedene Lohngruppen, dann ist - zumindest unter
der Annahme, dass hinsichtlich der Gruppenzugehérigkeit eine asymmetrische
Informationverteilung herrscht - ein pareto-effizienter Ubergang nicht méglich.

Hat die theoretische Debatte beziiglich eines Umstiegs das Pareto-Kriterium
als Grundlage, wird von diesen Uberlegungen in den meisten emprischen Un-
tersuchungen nahzu vollstindig abstrahiert. Allerdings wird in diesen Unter-
suchungen eine Doppelbelastung der Individuen auch nicht bestritten.!® In

0Wobei unter dem Begriff Doppelbelastung nicht eine doppelt so hohe Belastung im
wortlichen Sinn zu verstehen ist. Vielmehr bedeutet der Begriff Doppelbelastung, dass die
Individuen bei einem Ubergang sowohl! fiir ihre eigene Rente aufkommen miissen, indem
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den Ubergangsszenarien wird deshalb in der Regel berechnet, wie hoch diese
Doppelbelastungen ausfallen und wie man diese auf unterschiedliche Genera-
tionen verteilen kann, um die Belastung einer einzelnen Generation maoglichst
gering zu halten. Die Ursache fiir diese Uberlegungen einen Systemwechsel
in der Alterssicherung herbeizufiihren, ist zum einen in der demographischen
Entwicklung und der damit einhergehenden Belastung junger und zukiinftiger
Generationen zu sehen und zum anderen durch die systemimanenten Anreiz-
wirkungen insbesondere auf dem Arbeitsmarkt, die von umlagefinanzierten Sy-
stemen ausgehen. In einer Umstellung auf ein Kapitaldeckungsverfahren wird
deshalb insbesondere nach [Feldstein, 1996] und [Kotlikoff, 1995] ein Refor-
mansatz gesehen, der eine Losung fiir beide Probleme ist. Zum einen weist
ein Kapitaldeckungsverfahren in der Regel immer die Eigenschaft der versiche-
rungstechnischen Aquivalenz auf, so dass man dadurch bestehende Fehlanreize
auf dem Arbeitsmarkt beseitigen kann. Insbesondere das Problem der Friihver-
rentung kann durch ein solches System verringert werden, da die Kosten in
diesem Fall nicht der Allgemeinheit aufgebiirdet werden, sondern das Indvi-
diuum entweder in der Form héherer Beitragszahlungen oder einer geringeren
monatlichen Rentenleistung dafiir aufkommen muss. Zum anderen weist das
Kapitaldeckungsverfahren aber auch die Eigenschaft auf, dass es eine hohere
Demographieresistenz besitzt als ein Umlageverfahren und damit keine inter-
generative Umverteilung zustande kommt. Demnach hétte eine solche Umstel-
lung eine Entlastungswirkung der zukiinftigen und jungen Generationen zur
Folge und eine stérkere Belastung der Ubergangsgenerationen.

Insbesondere im deutschen Rentensystem - wie auch in allen anderen Ren-
tensystemen, die dem Bismarckschen Prinzip der Lebensstandardsicherung fol-
gen - kommt dieser Doppelbelastung eine besondere Bedeutung zu, da die
bereits erworbenen Rentenanwartschaften bedient werden miissen.!! Die Sum-
me der Barwerte aller bis zum Jahr 2000 erworbenen Rentenanwartschaften
belauft sich nach Berechnungen von [Eitenmiiller, Hain, 1998] bei einem un-
terstellten Zinssatz von 4% und einem Lohnwachstum von 2% auf einen Wert

sie einen Kapitalstock akkumulieren, als auch fiir die Renten der &dlteren Generationen, die
Anspriiche im Umlageverfahren erworben haben.
11Durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts unterliegen die durch geleistete Beitrags-

zahlungen erworbenen Rentenanwartschaften dem Schutz des Artikels 14 (1) GG.
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150 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

von 10,2 Billionen DM. Im Gegensatz dazu zeigen [Borsch-Supan, 1998], in-
dem er die Differenz aus der durchschnittlichen Belastung im Status Quo Sze-
nario'? und dem Ubergangsszenario bildet, und [Jagob, Scholz, 1998] in einer
Rechnung mit dem Generational Accounting Verfahren, dass ein solcher Uber-
gang zwar prinzipiell moglich ist, aber dennoch zu einer Ubergangsbelastung
fiihrt, die fiir die verschiedenen Alterskohorten unterschiedlich hoch ausfillt.
Sowohl [Bérsch-Supan, 1998] als auch [Jagob, Scholz, 1998} gehen davon aus,
dass durch eine solche Reform allerdings eine erheblich Entlastung der zukiinf-
tigen Generationen, die nicht mehr von der Doppelbelastung betroffen sind,
erfolgen wird. Ein Ubergang von einem Umlageverfahren zu einem Kapital-
deckungsverfahren fiihrt demnach in jedem Fall zu Ubergangsbelastungen, die
je nach Berechnungsverfahren und unterstellten Parametern wie Zinssatz und
Lohnwachstum unterschiedlich hoch kalkuliert werden kénnen. Wenn man al-
so einen solchen Ubergang anstrebt, ist eine Mehrbelastung sicher, eine Ein-
fluBméglichkeit besteht lediglich hinsichtlich der Verteilung der Belastung auf
die unterschiedlichen Generationen.!® Das Problem dieser Berechnungsverfah-
ren ist jedoch, dass sie rein statischer Natur sind, d.h. einige relevante Pa-
rameter wie der Zinssatz und das Lohnwachstum, die sich durch eine solche
Umstellung verdndern konnen, werden als konstant angenommen.

Letztendlich lasst sich aus den bisherigen Erkenntnissen der Schluf8 ziehen,
dass eine stirkere Bindung der gesetzlichen Alterssicherung an das Prinzip der
versicherungstechnischen Aquivalenz eine positiven Effekt hitte, da dadurch
bisherige Ineffizienzen im System abgebaut werden kénnten. Die Einfiihrung
einer Kapitaldeckung wiirde genau diesen gewiinschten Effekt der stirkeren
aktuarischen Aquivalenz nach sich ziehen und eine geringere komparative Be-
lastung fiir die zukiinftigen Generationen, die aufgrund der demographischen
Entwicklung in einem umlagefinanzierten System resultieren wiirde. Auf der
Gegenseite steht eine stirkere Belastung der Ubergangsgenerationen, die einen
solchen radikalen Systemwechsel behindern und das Kriterium der Pareto-
Effizienz verletzen.

12Wobei unter dem Status Quo Szenario die Entwicklung der Belastung durch das Ren-
tensystem vor der Rentenreform 2000 ohne Verénderung verstanden wird.

13Daritber hinaus stellt sich die Frage, ob diese Mehrbelastung nicht zu noch stirkeren
Verzerrungswirkungen insbesondere auf dem Arbeitsmarkt fithren wird.
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 151
4.2 Anforderungen an eine Sozialversicherung

Im Gegensatz zu einer privaten Versicherung, deren Vertrige in der Regel auf
freiwilliger Basis abgeschlossen werden, ist eine Sozialversicherung durch eine
Zwangsmitgliedschaft gekennzeichnet. Eine Begriindung fiir diesen Zwangscha-
rakter wurde bereits im Kapitel 2 auf der Basis der Argumente, die insbeson-
dere bei [Atkinson, 1987] und [Diamond, 1977] ausgefithrt wurden, dargelegt.
Durch diesen Zwangscharakter ergibt sich in erster Linie der Sozialcharak-
ter der Versicherung. Dennoch dient eine Sozialversicherung wie jede andere
Versicherung auch vor allem dem Zweck, Individuen gegen Risiken und Un-
sicherheiten abzusichern. Bezogen auf die Alterssicherung bedeutet dies nicht
nur die Bereitstellung eines Einkommens im Ruhestand sondern auch die Absi-
cherung gegen das Risiko der Langlebigkeit. Dariiber hinaus ist in den meisten
Rentenversicherungen auch noch eine Absicherung gegen das Risiko der Er-
werbsunfihigkeit enthalten.

Neben der Absicherung gegen diese Risiken ist ein weiterer Bestandteil na-
hezu aller Sozialversicherungen ihr Umverteilungscharakter. Dieser ist insbe-
sondere nach [Diamond, 1977] auch ein Hauptgrund fiir den Zwangscharakter.
Bezogen auf die Alterssicherung bedeutet dies die Umverteilung von Einkom-
men. Diese Einkommensumverteilung kann in zwei Arten unterschieden wer-
den: Zum einen ist eine Einkommensumverteilung innerhalb einer Generation,
die deshalb auch als intragenerative Umverteilung bezeichnet wird, denkbar
und zum anderen ist eine Einkommensumverteilung zwischen verschiedenen
Generationen, die als intergenerative Umverteilung bezeichnet wird, moglich.
Wihrend die intragenerative Umverteilung innerhalb eines Systems ein bewuf$t
installierter Bestandteil ist, muss dies bei der intergenerativen Umverteilung
nicht zwangsldufig der Fall sein. Der intragenerative Umverteilungscharakter
wurde insbesondere bei der Untersuchung eines Systems, das dem Prinzip der
Grundsicherung folgt besonders deutlich. In diesem System - so wurde es im
vorhergehenden Abschnitt gezeigt - findet eine Einkommensumverteilung von
Individuen mit einem héheren Arbeitseinkommen zu Indivdiuen mit einem
niedrigeren Arbeitseinkommen innerhalb einer Generation statt. Hierbei han-
delt es sich um einen bewuflt installierten Effekt. Im Gegensatz dazu wurde
im Kapitel 2 gezeigt, dass durch die demographische Entwicklung in der Zu-
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152 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

kunft eine Belastungsverschiebung von &lteren Generationen zu den jiingeren
bzw. zukiinftigen Generationen stattfinden wird. In diesem Zusammenhang
spricht man von einer intergenerativen Umverteilung. Diese intergenerative
Umverteilung ist in dem Ausma8, wie sie bedingt durch die demographische
Entwicklung stattfinden wird, ein unerwiinschter Effekt. Betrachtet man je-
doch innerhalb der demographischen Entwicklung lediglich die Langlebigkeit
als einen Bestandteil, dann ist eine individuelle Absicherung gegen das Risiko
der Langlebigkeit ein Bestandteil und eine erwiinschte Eigenschaft des Alterssi-
cherungssystems. Dieses kénnte auch, wenn es sich um individuelle Einzelfille
handelt von dem System, getragen werden. Findet aber ein Anstieg der Le-
benserwartung in der breiten Masse statt, kann es dadurch je nach System zu
diesem unerwiinschten Effekt der intergenerativen Umverteilung kommen, der
in einer starken allgemeinen Erhéhung der Belastungen resultiert.

Jede Versicherung ist nach dem Prinzip organisiert, das sie von den Versi-
cherten Beitriige als Einnahmen erhebt und diese Einnahmen dazu verwendet,
um sie im Schadensfall an die Versicherten auszuzahlen. Demnach handelt
es sich bei jeder Versicherung implizit um ein Umverteilungssystem, indem
es Einkommen von Individuen, die von einem Schadensfall verschont bleiben,
zu Individuen, die einen Schadensfall erleiden, umverteilt. Insofern handelt es
sich auch bei der intragenerativen Umverteilung um eine Versicherung, namlich
um die Versicherung gegen das Risiko eines niedrigen Einkommens bzw. das
Risiko des Einkommens- bzw. Vermogensverlustes. Ein Unterschied zu einer
herkémmlichen Versicherung besteht lediglich darin, dass bei dieser Form der
Einkommensumverteilung nicht nach Risikoklassen differenziert wird, indem
die Umverteilung am Risiko eines Schadenseintritts, d.h. ex ante die nétige
Pramie auf der Basis des Risikos des Schadenseintritts festgelegt wird, son-
dern die Umverteilung ex post, d.h. nach dem (Nicht-) Eintritt des Schadens-
falls, am Einkommen des Individuums festgemacht wird. Im Gegensatz zur
intragenerativen Umverteilung handelt es sich bei der intergenerativen Um-
verteilung um ein systemspezifisches Versicherungsproblem. Insofern hat man
es bei beiden Formen der Umverteilung, sofern man iediglich die Bereitstel-
lung von Alterseinkommen betrachtet, mit einer Abweichung vom Prinzip der
versicherungstechnischen Aquivalenz zu tun.
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 153

Dennoch gilt es zu hinterfragen inwiefern ein Sozialversicherungssystem den
entscheidenden Risiken bzw. Unsicherheiten Rechnung tragen kann und inwie-
fern ein bestimmtes System bzw. Finanzierungsverfahren dem jeweiligen Risiko
am besten gerecht werden kann. Es gilt hierbei auch zu hinterfragen, ob ein
Abweichen vom Prinzip der versicherungstechnischen Aquivalenz bis zu einem
gewissen Grad trotz der Fehlanreize, die es wie im Kapitel 2 gezeigt wurde auf
dem Arbeitsmarkt verursacht, auf der anderen Seite nicht auch einen positi-
ven Wohlfahrtseffekt produziert. In diesem Fall wire ein Ubergang zu einem
Kapitaldeckungsverfahren, das strikt nach dem Prinzip der versicherungstech-
nischen Aquivalenz organisiert ist, nicht nur aus dem Grund, dass ein solcher
Ubergang das Kriterium der Pareto-Effizienz nicht erfiillt bzw. hohe Uber-
gangskosten verursacht, keine first-best-solution mehr.

4.2.1 Intragenerative Riskoverteilung und die Alterssi-
cherung

Wenn es darum geht, Umverteilung sowohl innerhalb eines Sozialversicherungs-
systems als auch innerhalb des Steuersystems zu begriinden, wird hiaufig das
Argument des Altruismus verwendet. Auf der Mikroebene handelt es sich hier-
bei mit Sicherheit auch um ein durchaus plausibles Argument, da man zumin-
dest interfamiliir davon ausgehen kann, dass es zwischen Eltern und Kindern
eine Interdependenz zwischen den Nutzenfunktionen gibt. Dies kann sich ent-
weder - wie in einem anderen Zusammenhang bei [Barro, 1974] - in der Form
des Nutzenaltruismus oder in der Form des Einkommensaltruismus nieder-
schlagen. Aus dem Altruismusargument wird hiufig das Fiirsorgeprinzip fiir
den Staat abgeleitet, wodurch ein festgelegter Mindeststandard erreicht werden
soll. Das Fiirsorgeprinzip besagt, dass jedes Individuum einen Anspruch auf
staatliche Unterstiitzung hat, wenn es sich in einer Notlage befindet, wobei der
Anspruch unabhingig davon ist, ob das Individuum durch eigenes Verschulden
in diese Notlage geraten ist oder nicht.!

4In der Bundesrepublik Deutschland wird das Fiirsorgeprinzip durch die Sozialhilfe
erfiillt. Die Sozialhilfe wird Einwohnern gewiihrt, die sich in einer Notlage befinden. Das
Sozialhilfeniveau betriigt hierbei etwa 40% des Nettodurchschnittlohns. Innerhalb der ge-
setzlichen Rentenversicherung wird dieses Prinzip jedoch nicht angewendet, da sich die Lei-
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154 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

Allerdings lassen sich Umverteilungselemente nicht nur durch das Altruis-
musargument begriinden sondern auch aus rein allokativen Griinden. Bisher
wurde in den betrachteten Modellen davon ausgangen, dass die Individuen
iiber ein sicheres Einkommen verfiigen.!® Unterstellt man nun, dass die Ein-
kommenshéhe fiir ein Individuum mit Risiko behaftet ist, dann verandert sich
die Situation fiir die Individuen erheblich. In diesem Fall kann Umverteilung
eine Wohlfahrtssteigerung bewirken, ohne dass man Altruismus unterstellt.
Vielmehr wird diese Wohlfahrtssteigerung aufgrund des Risikos hinsichtlich
der Einkommenshséhe moglich, da in einem solchen Fall eine ex ante festge-
legte Einkommensumverteilung wie eine Versicherung wirkt. Die genaue Wir-
kungsweise wird im folgenden Unterabschnitt niher betrachtet. Aber nicht nur
die Versicherungswirkung einer Einkommensumverteilung an sich kann zu ei-
nem Wohlfahrtsanstieg filhren, sondern dariiber hinaus kann es noch zu einer
Verhaltensénderung kommen, die positive Wohlfahrtseffekte nach sich zieht.
Eine solche positive Verhaltensinderung wurde insbesondere von [Bird, 2001],
[Sinn, 1995] und [Sinn, 1996] ndher untersucht und ist als Risk Taking bekannt.
Das Argument hierbei ist, dass durch die Einkommensumverteilung ein Min-
desteinkommen garantiert wird, dadurch werden risikoaverse Individuen dazu
animiert, ein héheres Risiko hinsichtlich ihrer beruflichen Entscheidung einzu-
gehen, als dies ohne ein solches Mindesteinkommen der Fall wére. Diese hohere
Risikolibernahme kann sich zum einen in einem verstirkten Unternehmertum
gufern, aber auch in der Entscheidung eine Arbeitsstelle in einem riskanteren
Unternehmensbereich anzunehmen. Beides hat positive Effekte auf die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung.

Als einen wesentlichen Bestandteil einer Sozialversicherung wurde von
[Atkinson, 1987] und [Diamond, 1977] die Méglichkeit, eine Einkommensum-
verteilung vornehmen zu kénnen, aufgefiihrt. In den vorhergehenden Kapiteln
wurde jedoch gezeigt, dass genau diese Einkommensumverteilung in den ge-
setzlichen Rentenversicherungssystemen ein Abweichen vom Aquivalenzprinzip

stungen hier nach den Beitriigen richten. Eine Mindestabsicherung ist allerdings innerhalb

der gesetzlichen Rentenversicherung nicht vorgesehen.
15 Auch im Fall, bei dem in unterschiedliche Einkommensgruppen differenziert wurde, war

das Einkommen fiir das jeweilige Individuum sicher, da dem Individuum seine Gruppenzu-
gehorigkeit bekannt war.

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 155

bedeutet. In der gesetzlichen Alterssicherung #uBert sich diese Einkommen-
sumverteilung zum einen in intergenerativer Form, wenn das Lohnsummen-
wachstum und somit die interne Rendite eines umlagefinanzierten Systems
niedriger als der Kapitalmarktzinssatz ist, und zum anderen insbesondere in
einem System, das dem Prinzip der Grundsicherung folgt, auch in intragenera-
tiver Form. Die Konsequenz dieser Einkommensumverteilung und dem damit
verbundenen Abweichen vom Prinzip der versicherungstechnischen Aquivalenz
fithrt nach den vorhergehenden Ausfithrungen zu unerwiinschten Anreizeffek-
ten, die sich vor allem auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar machen. Da und wenn
dem so ist, gilt es zu hinterfragen, weshalb man trotz der negativen Anreizwir-

kungen eine Einkommensumverteilung vornimmt.

Aus ckonomischer Sicht kann eine Einkommensumverteilung durch Unsi-
cherheit hinsichtlich der Héhe des realisierten Arbeitseinkommens begriindet
werden. Unterstellt man, dass die Individuen risikoavers sind, hat diese Unsi-
cherheit zur Folge, dass ein Versicherungsbedarf entsteht.!® In diesem Fall wirkt
ein Steuer-/Transfersystem, durch das eine Einkommsumverteilung vorgenom-
men wird, wie es in Untersuchungen von [Varian, 1980], [Eaton, Rosen, 1980],
[Rochet, 1991], [Boadway, Leite-Monteiro, Marchand, Pestieau 2002] und
[Cremer, Pestieau, 1996] gezeigt wird, wie eine Versicherung gegen die Risiko-
behaftung des Einkommens, da die Individuen auf der Basis dieses Systems ein
sicheres Einkommen gewihrleistet bekommen. In diesem Fall wirkt sich eine
Einkommensumverteilung sogar wohlfahrtserhchend aus. Allerdings wurden
diese Untersuchungen lediglich fiir ein einperiodiges Steuer-/Transfersystem
wihrend der Erwerbsphase der Individuen vorgenommen.

Eine Unsicherheit beziiglich des Arbeitseinkommens hat aber nicht nur eine
Auswirkung auf die Erwerbsphase sondern - sofern man eine mehrperiodiges
Modell iiberlappender Generationen betrachtet - auch auf die Lebensphase, in
der ein Individuum im Ruhestand ist, da ein unerwarteter Einkommensverlust
in der Erwerbsperiode einen Einfluf auf das gesamte Lebenseinkommen hat.
Da in den bisherigen Modellen immer davon ausgegangen wird, dass es ein

16Djeser Versicherungsbedarf ergibt sich wie im Kapitel 2 gezeigt wurde aufgrund der
Risikopramie, die bei Unsicherheit entsteht. Die Individuen wiren ex ante bereit, einen Teil
ihres unsicheren Einkommens gegen ein sicheres Einkommen einzutauschen.
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exogen vorgegebenes sicheres Lohneinkommen fiir die Individuen gibt, fiihr-
te jegliche Abweichung vom Prinzip der versicherungstechnischen Aquivalenz
sowohl durch intergenerative als auch durch intragenerative Umverteilung zu
Verzerrungswirkungen auf dem Arbeitsmarkt. Im Folgenden wird nun unter-
sucht, inwiefern ein Alterssicherungsystem, welches intragenerative Umvertei-
lungselemente besitzt, bei Unsicherheit beziiglich des Lohneinkommens dieses
Ergebnis verdndert. Um genau diesen Effekt herauszuarbeiten, werden in den
beiden folgenden Abschnitten noch einmal die beiden Systeme der Grundsi-
cherung und ein System, welches dem Prinzip der Lebensstandardsicherung
folgt, miteinander verglichen. Bereits im vorhergehenden Abschnitt wurde ge-
zeigt, dass ein Grundsicherungssystem intragenerative Umverteilungselemente
besitzt, wihrend diese bei einem System mit dem Ziel der Lebensstandardsi-
cherung vergleichsweise gering sind.

4.2.1.1 Einkommensunsicherheit bei einem Alterssicherungssystem
der Grundsicherung

In einem Alterssicherungssystem, welches nach dem Prinzip der Grundsiche-
rung organisiert ist, erfolgt, wie im vorhergehenden Abschnitt gezeigt wurde,
eine intragenerative Umverteilung, da die Individuen unabhéngig von ihren
Vorleistungen immer einen bestimmten Anteil des Durchschnittslohns erhal-
ten. Diese Einkommensumverteilung fiihrt - in Verbindung mit den intergene-
rativen Umverteilungswirkungen aufgrund der demographischen Entwicklung
- zu den beschriebenen Verzerrungswirkungen auf dem Arbeitsmarkt, die sich
insbesondere in den Friijhverrentungszahlen wiederspiegeln. Deshalb wird nun
betrachtet, welche Wohlfahrtswirkungen sich ergeben, wenn man ein unsicheres
Arbeitseinkommen unterstellt.

Die Wirkungsweise eines umlagefinanzierten Grundsicherungssystem, das
intragenerative Umverteilung beinhaltet, wird in diesem Abschnitt mit der Hil-
fe eines einfachen Modells zweier sich iiberlappender Generationen abgebildet.
Intragenerativer Umverteilungsbedarf ergibt sich in der Regel, wenn innerhalb
einer Okonomie Einkommensunterschiede bestehen. Fiir diese Einkommens-
unterschiede kann es verschiedene Ursachen geben, entweder sind die Einkom-
mensunterschiede das Resultat von einer ungleichen Verteilung der Fahigkei-
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ten oder der Ausbildung der Individuen, die dazu fiihrt, dass die Individuen
- wie im vorhergehenden Abschnitt unterstellt wurde - verschieden hohe Ver-
dienstméglichkeiten besitzen. Auf der anderen Seite ist es aber auch méglich,
dass sich Einkommensunterschiede aufgrund von Merkmalen ergeben, die das
Individuum nicht beeinflussen kann.!” Die Individuen bieten in diesem Modell
eine Einheit an Arbeitszeit an.!® Wenn die Individuen einer Erwerbstitigkeit
nachgehen erhalten sie dafiir einen Lohn. Dieser Lohn kann nun zwei verschie-
dene Auspragungen annehmen. Entweder das Individuum erzielt den Lohn w!
oder den Lohn w?, wobei w! > w?. Der wesentliche Unterschied zwischen den
beiden Lohnsétzen in diesem Abschnitt und im vorhergehenden Abschnitt ist,
dass sich die Lohnsétze nicht deshalb unterschieden, weil die Individuen unter-
schiedliche Fahigkeiten und Fertigkeiten besitzen. Die Individuen unterschei-
den sich also nicht. Ob nun der Lohn w' oder w? realisiert wird, entscheidet
sich lediglich durch den Faktor Gliick bzw. Zufall.?® Mit der Wahrscheinlichkeit
(1 — p) erhilt das Individuum das Einkommen w! und mit der Wahrschein-

lichkeit u das Einkommen w?.

17Natiirlich sind auch bestimmte Fihigkeiten und Fertigkeiten, die ein Individuum besitzt
oder nicht, von dem Individuum nur begrenzt beeinfluibar. Dies trifft jedoch nicht auf die
Ausbildung eines Individuums zu. Diese ist von dem Individuum beeinflubar und somit
auch sein Lohnniveau.

18Hjerbei handelt es sich modelltechnisch um eine harte Annahme, da man in der Re-
gel immer davon ausgeht, dass die Arbeitnehmer auf Lohndnderungen flexibel mit dem
Arbeitsangebot reagieren konnen. In diesem Fall wird darauf verzichtet, sondern es wird
unterstellt, dass die Individuen entweder Arbeit in der H6he von einer Einheit anbieten oder
keine Arbeit anbieten. Dies lidsst sich insofern vertreten, da Arbeitsvertrige in hiufig eine
festgeschriebene Arbeitszeit vorsehen. Das Individuum ist also nicht in dem Ausma8 frei in
der Wahl seiner Arbeitszeit, wie dies hiufig unterstellt wird. Weiterhin wird unterstellt, dass
das Individuum, wenn es einen Arbeitsvertrag angeboten bekommt, diesen auch annimmt,
da das Einkommen in dem Fall, dass das Individuum arbeitet immer héher ist als in dem
Fall, wenn es nicht arbeitet.

19Djese Lohnunterschiede konnen zum einen darauf basieren, dass ein Unternehmen einen
besseren Lohn zahlt als ein anderes, allerdings nur eine begrenzte Zahl an Stellen zur
Verfiigung hat. Einkommensunterschiede kénnen sich zum anderen aber auch durch un-
verschuldete Arbeitslosigkeit, z.B. aufgrund von UnternehmensschlieBungen innerhalb der
Erwerbstétigkeitsphase ergeben. All diese Ereignisse zeichnen sich dadurch aus, dass sie in
der Regel von dem einzelnen Individuum selbst nicht beeinflut werden kénnen und demnach
risikobehaftet sind.
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Es wird nun ein reprisentatives Individuum betrachtet, das vor dem Eintritt
in die Erwerbsphase steht. Dieses Individuum besitzt zwei mégliche Budgetre-
striktionen, die sich hinsichtlich des Arbeitseinkommens w] in der Periode ¢
unterscheiden, wobei j = 1,2 :

d+si=wl(l-1) (4.41)

In der Ruhestandsphase besitzt das Individuum dann folgende Budgetrestrik-
tion:
Ay =1+ 7e41) s+ pest (4.42)

Wobei auch hier ¢ und s/ der Konsum bzw. die Ersparnis des Individuums
in der Periode ¢ ist, wenn es den Lohn w] erhélt. Der Konsum in der zweiten
Periode ist durch z} +1 gegeben, dieser wird durch die verzinsten Ersparnisse
der Vorperiode und die umlagefinanzierte Rente p;,; finanziert. Die Rente py,;
nimmt unabhingig davon, welchen Lohn das Individuum realisiert hat immer
den gleichen Wert an.

Der Staat finanziert die Rentenleistung durch die Steuer 7, die er in der
ersten Periode auf das Arbeitseinkommen erhebt. Da es sich um ein umiagefi-
nanziertes System handelt, muss in jeder Periode gelten, dass die Einnahmen
den Ausgaben entsprechen. Unterstellt man weiterhin, dass es eine konstante
Bevolkerung gibt und das die Realisierung eines Lohns auch seiner Eintritts-
wahrscheinlichkeit entspricht, dann ergibt sich folgende Budgetgleichuné des
Rentensystems fiir die Periode t:

(1= wwf + pw}) = pe (4.43)
Desweiteren gilt fiir das allgemeine Lohnwachstum in dieser Okonomie:

(1 — p) wi + pu})
=iy + el ) (4.44)

1+gt=

Wenn man die beiden Gleichungen 4.43 und 4.44 benutzt und in Gleichung
4.42 einsetzt, erhélt man:

da=0+ra) st +r(1+gn) (1-mwf+pef)  (445)
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 159

Die Gesamtbudgetrestriktion erhilt man dann, indem man 4.45 umformt und
in Gleichung 4.41 einsetzt:

d+

Damit man den Effekt, den ein solches System auf das Lebenseinkommen der

Zit1

— o 1+ g1 1 2
Trr ~ WA= ((1 = ) w} + pw?) (4.46)

1+7

Individuen hat, erkennen kann, muss man diese Gesamtbudgetrestriktion je-
weils fiir die zwei Zusténde, die eintreten kénnen, differenzieren. Im ersten Fall,
in dem der Lohn w} realisiert wird, ergibt sich aus 4.46 folgender Ausdruck:

1
1 Ziyy 1 Ter1 — G414 1+g41 7 2
o T 0 WY L . I A R S L (7 S 4.47

e 1+7en “ 147141 TR Te1 (w, t) (447)

Geht man von dem realistischen Fall aus, dass r; > g; fiir alle t und da w} > w?,
gilt in diesem Fall, dass das Lebenseinkommen fiir das Individuum bei einem
Grundsicherungssystem auf jeden Fall geringer ist als im Fall ohne Renten-
system, in dem das Individuum w} auf die beiden Perioden fiir seinen Ge-
samtkonsum verteilt. Dieses Ergebnis steht aber nicht im Widerspruch zu der
Tatsache, dass es sich bei diesem System um eine Versicherung gegen das Ein-
kommensrisiko handelt. Denn eine Versicherung ist - wie in Kapitel 2 gezeigt
wurde - dadurch gekennzeichnet, dass es einen Teil des Einkommens aus dem
Zustand mit hohem Einkommen in den Zustand mit niedrigem Einkommen
transferiert.

Deshalb ist es notwendig, auch den Fall zu betrachten, in dem das niedrigere
Einkommen w? realisiert wird. In diesem Fall ergibt sich folgende Budgetre-
striktion fiir das Individuum:

2

Gt ot muf - e e (-l ) (448)
In diesem Fall ist nicht ganz eindeutig, ob das Einkommen erhoht wird oder ob
es sich verringert, da das Einkommen des Individuums um 7w? verringert wird,
dafiir erhilt das Individuum aber auch den Transfer T}—i% (1 — p)w} + pw}).
Deshalb hangt die Hohe des Einkommens davon ab, ob die Differenz zwi-
schen den beiden Termen gréfer, kleiner oder gleich Null ist. Eine Einkom-
menserhShung ergibt sich dann, wenn gilt:

1+ g 1 2 2
Tm ((1 —uyw, + ,uwt) —Tw; >0 (4.49)
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160 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

Dies ist erfiillt, wenn gilt:

1- 2
bW

Da definitionsgemé8 gilt, dass w? < w}, ist die rechte Seite von 4.50 auf jeden
Fall kleiner als 1. Fiir die rechte Seite gilt, wenn r > g fiir alle ¢, wird die linke
Seite ebenfalls kleiner als 1. Fiir die Fille r = g und g > r nimmt die linke Seite
den Wert 1 oder einen Wert gréSer 1 an, sodass eine Einkommenserhéhung
auf jeden Fall realisiert wird. Deshalb muss der Fall, in dem r > ¢ gilt, niher
betrachtet werden.

In diesem Fall gilt, dass die Ungleichung 4.50 umso eher erfiillt ist, je ge-
ringer die Differenz zwischen r und g ist. Desweiteren spielt aber auch das
Einkommensrisiko g und der Lohnunterschied eine wichtige Rolle. Es ldsst sich
zum einen festhalten, dass eine Einkommenserhshung umso unwahrscheinlicher
ist, je hoher die Wahrscheinlichkeit p ist, wenn der Lohn w? realisiert wird,
und je geringer der Lohnunterschied ist. Auch dies {iberrascht nicht, da ein
hoher Wert von p bedeutet, dass der Lohn w? eher den Normalfall darstellt als
das Gliick den Lohn w} zu realisieren. Eine sehr niedrige Einkommensdifferenz
bedeutet, dass es nur einen geringen Umverteilungsspielraum gibt.?®

Damit der mogliche Versicherungscharakter eines solchen Systems noch ein-
mal verdeutlicht wird, soll der Spezialfall, in dem r = g gilt betrachtet werden.
In diesem Fall gilt fiir die Budgetrestriktion fiir den Fall, dass der Lohnw}
realisiert wird:

1
1 Ayl o1 1,2
¢ + Trrm wp — pT (wt wt) (4.51)

und fiir den Fall, dass w? realisiert wird gilt:

2
2 %41 _ 02 _ 1_,2
¢+ T’I‘g.ﬂ =w; +7 (1 /,L) (wt wt) (452)
Fiir den Fall, dass die Individuen nicht kreditbeschriankt sind, resultiert bei
einem Steuersatz T = 1 fiir beide Fille das Erwartungseinkommen:

(1= p)wy + pwy (4.53)

20FEine Beispielrechnung zeigt jedoch, dass bei einem unterstellten Zins r = 0,05 und
einem Lohnwachstum g = 0, eine Einkommenserhshung realisiert wird, wenn der Lohn w?
einen Wert annimmt, der weniger als 90 v.H. des Wertes von w] entspricht.
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 161

In diesem Fall wire ein Zustand erreicht, wie er bei einer fairen Vollversiche-
rung reultieren wiirde, d.h. die Individuen erhlten auf jeden Fall das sichere
Erwartungseinkommen. Allerdings handelt es sich bei diesem Spezialfall zuge-
gebenermafBen um einen sehr unrealistischen Fall.

Geht man hingegen von dem wahrscheinlicheren Fall aus, dass iiber die
Zeit r > g, dann erhilt man das zuvor beschriebene Ergebnis. Es gilt nun
zu ermitteln, ob es einen optimalen Steuersatz gibt, bei dem die Individuen
durch ein intragenerativ umverteilendes Alterssicherungssystem besser gestellt
werden als ohne ein solches System.

Deshalb muss man nun die Nutzenfunktion eines reprisentativen Indivi-
duums betrachten. Ublicherweise geht man davon aus, dass die Individuen
ihren Nutzen beziiglich der beiden Variablen ¢] und z{+1 maximieren. Aller-
dings handelt es sich bei dieseen beiden Gréen fiir den hier betrachteten Fall
um eher nachgelagerte Entscheidungsvariablen. Da die Entscheidung hinsicht-
lich des Konsums in beiden Perioden vom realisierten Einkommen abhingt,
ist es zunichst entscheidend, ob eine Umverteilung innerhalb des Alterssi-
cherungssystems ex ante eine Nutzenerhéhung aufgrund eines héheren Ein-
kommens erbringt, sodass in diesem Zusammenhang das realisierte Einkom-
men als Entscheidungsvariable gewihlt wird. Fiir die Lésung dieses Problems
betrachtet man die indirekte Nutzenfunktion eines Individuums vom von-
Neumann-Morgenstern-Typ, die ausschliefllich von den Einkommen in den
beiden Zusténden abhingt. Wobei y, der Budgetrestriktion 4.47 und der y,
Budgetrestriktion 4.48 entspricht:

1 T4l = Gte1_ g l+gv1 /01 2
= S L L2 PSS SLIE L2 Y ) S 4.54
% w, T+ 7em TW; = U . (wt wt) (4.54)
1+ g1
2 2 + 1 2
= —_ —_— 1-—
Yo Wy = TW Ty e (( w)wy + ,uwt)

Die indirekte Nutzenfunktion nimmt dann folgende Form an:

EV = (1—p)v () + pv (32) (4.55)

Auf der Basis dieser Nutzenfunktion kann nun ermittelt werden, ob durch
die Einfiihrung eines Grundsicherungssystem eine Verbesserung erzielt werden
kann. Hierzu ist es nétig die indirekte Nutzenfunktion nach dem Steuersatz
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162 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

T abzuleiten, dann erhilt man ein Nutzenmaximum fiir einen Steuersatz, der
nicht Null ist:

v A 1 —=G1 3 1t Gy o
—— = 0=(1 y)v(— e T T (w} — w}) | (4.56)

. l+g
+uv (—wf + TT:: ((1 — ) wtl + /Lw?))

Durch einige Umformungen erhilt man dann folgenden Ausdruck:

(—pv  —wi+ 222 (1 - p)w} + pw})

- 147e4 (4 57)
7 Te41—ge41,,.1 I+ge41 1_ ,,2 -
Ky Thrers Lt + L (wt w‘)

Fiir die linke Seite dieser Gleichung gilt aufgrund der Eigenschaft der Kon-
kavitdt der Nutzenfunktion, dass sie positiv sein muss. Damit diese Bedin-
gung erfiillt ist und somit ein positiver Steuersatz existiert, der eine Versiche-
rungslosung beinhaltet, muss auch die linke Seite positiv sein. Da der Nenner
der Gleichung 4.57 auf jeden Fall positiv ist, hingt das Vorzeichen des Bruchs
vom Zghler ab. Dieser ist genau dann positiv, wenn die Ungleichung 4.50 gilt.
Unter dieser Bedingung gibt es einen positiven Steuersatz, der ein Nutzenma-
ximum mit der Bedingung 4.57 generiert. Die zwei Randbedingungen fiir die
Lésung dieses Nutzenmaximierungsproblems wiren die Steuersitze 7 = 0 und
7 = 1, wenn aber die Ungleichung 4.50 gilt, dann ist sichergestellt, dass der
Steuersatz im Optimum einen Wert 7 > 0 annehmen muss. Nur fiir den Fall,
dass 4.50 nicht gilt, ist ein Steuersatz 7 = 0 die optimale Ldsung.

Durch diese Ausfiihrungen wurde gezeigt, dass ein umlagefinanziertes Grund-
sicherungssystem wie eine Versicherung gegen ein Einkommensrisiko wirken
kann. Dazu miissen jedoch einige Bedingungen erfiillt sein. Zum einen muss
gelten, dass die Differenz zwischen dem Zinssatz und dem Lohnwachstum nicht
zu hoch ausfillt und zum anderen darf die Wahrscheinlichkeit, dass man den
Lohn w7 realisiert nicht zu hoch sein bzw. der Lohnunterschied nicht zu niedrig
sein.

Dariiber hinaus ist es jedoch noch sinnvoll, einige zusitzliche Uberlegun-
gen anzustellen. Eine solche Umverteilung kann theoretisch auch innerhalb
eines kapitalgedeckten Systems vorgenommen werden. Dies wiirde dann ge-
schehen, indem in der ersten Periode Steuern erhoben werden. Diese Steuer-
einnahmen wiirden dann am Kapitalmarkt angelegt werden und in der darauf
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 163

folgenden Periode inklusive der Verzinsung zur Auszahlung kommen. Aller-
dings wiirden diese Auszahlungen nicht individuell auf der Basis der Steu-
erzahlungen erfolgen, sondern sie wiirden wie auch in diesem Fall des umla-
gefinanzierten Grundsicherungssystems pauschal erfolgen, indem jedes Indivi-
duum den gleichen Betrag erhilt. Eine zweite theoretische Mdoglichkeit ware
ein Steuer-/Transfersystem im Sinne von [Varian, 1980], [Rochet, 1991] und
[Cremer, Pestieau, 1996] bzw. ein vergleichsweises System der Besteuerung der
Alterseinkiinfte. Diese Fille wiren sogar einem umlagefinanzierten Grundsi-
cherungssystem vorzuziehen, da in diesem Fall keine Verzerrung aufgrund der
Differenz zwischen Lohnwachstum und dem Zinssatz bestehen wiirde, so dass
sich das gleiche Resultat wie im Fall g = r ergeben wiirde. Insofern handelt es
sich bei dem umlagefinanzierten System lediglich um eine second-best Losung
hinsichtlich des Versicherungsproblems.

Daneben sollten auch noch einige Uberlegungen dariiber angestellt werden,
weshalb flir dieses Problem iiberhaupt eine staatliche Losung vorgenommen
werden muss und es nicht zu einer privaten Versicherungslésung kommt. In-
nerhalb dieses Modells wire mit Sicherheit auch eine private ex ante Losung
denkbar. Allerdings wurde hier von einigen in der Realitdt zu bedenkenden
Problemen abstrahiert, da es lediglich das Ziel dieses Abschnitts war, zu zei-
gen, dass ein solches intragenerativ umverteilendes System eine Versicherungs-
wirkung besitzen kann. Ein solches Problem besteht darin, dass sich Lohn-
unterschiede nicht nur aufgrund von Unsicherheit ergeben kénnen sondern,
dass diese auch durch unterschiedliche Fiahigkeiten und Fertigkeiten bzw. einen
unterschiedlichen Ausbildungsstand zustande kommen kénnen. Da und wenn
dem so ist, kann es aber zu Problemen hinsichtlich der Identifizierung der
Ursache fiir die Realisierung eines bestimmten Lohns kommen oder nur zu un-
verhdltnisméBig hohen Kosten der Identifizierung. In diesem Fall wiirde das
klassische Problem der adversen Selektion auftreten, welches eine private Be-
reitstellung einer solchen Versicherungsleistung erschweren, wenn nicht sogar
unmoglich machen wiirde. Genaus dieses adverse Selektionsproblem ist insbe-
sondere nach [Mirrlees, 1995] einer der Hauptgriinde einer staatlichen Bereit-
stellung von Versicherungsleistungen bzw. einer Sozialversicherung, da private
Mirkte mit diesem Problem nur schlecht umgehen kénnen. Ein weiteres Pro-
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164 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

blem, das im Falle einer Versicherung gegen Lohnunsicherheiten insbesondere
bei [Sinn, 1995] und [Sinn, 1996] aufgefiihrt wird, ist die Bereitschaft ein im
Vergleich zu einer Situation ohne Absicherung zu hohes Risiko einzugehen,
welches man als Moral Hazard Problem bezeichnet. Dieses Problem taucht al-
lerdings nicht nur bei privaten Versicherungsmirkten auf, sondern ist auch ein
Problem innerhalb einer staatlichen Versicherung. Dieses Problem kann aber
umgangen werden, indem man keine Vollversicherung anbietet, sondern ein
Restrisiko bei den Versicherungsnehmern belésst. In diesem Fall wire dies ein
Steuersatz, der nicht dem bei einer Vollversicherung entspricht. Letztendlich
muss aber bei der Betrachtung eines solchen Problems immer beriicksichtigt
werden, dass diese Versicherungsleistung eine Verbesserung fiir die Individuen
darstellt. Im Falle eines risikobehafteten Einkommens kann deshalb eine intra-
generative Einkommensumverteilung zu positiven Wohlfahrseffekten fiihren.
Ein Abweichen vom Prinzip, dass die Einnahmen dem Barwert der Ausgaben
entsprichen, muss deshalb - zumindest ex ante - keinen negativen Wohlfahrts-
effekt haben.

4.2.1.2 Einkommensunsicherheit bei einem Alterssicherungssystem
mit dem Ziel der Sicherung des Lebensstandards

Nachdem im vorhergehenden Abschnitt die Problematik eines unsicheren Ein-
kommens innerhalb eines Systems, das dem Prinzip der Grundabsicherung in
der Alterssicherung folgt, betrachtet wurde, wird in diesem Abschnitt unter-
sucht, wie sich ein unsicheres Einkommen in einem System, das dem Prinzip
der Teilhabedquivalenz folgt, auswirkt. Wie auch im vorhergehenden Abschnitt
werden zwei mogliche realisierte Lohne betrachtet, die hinsichtlich ihrer Rea-
lisierung unsicher sind und fiir die gilt, dass w} > w?. In einem teilhabedqui-
valenten System wird in der ersten Periode ein Beitragssatz b auf das Lohn-
einkommen erhoben, sodass sich folgende Budgetrestriktion ergibt:

d+sl=wl(1-0) (4.58)

Wobei j = 1,2. In der zweiten Periode erhalten die Individuen dann eine
Renten PZ+1- Im Gegensatz zu einem System mit Grundsicherung ist diese
Rente jedoch nicht pauschal fiir jedes Individuum gleich hoch, sondern orien-
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 165

tiert sich nach den in der vorhergehenden Periode geleisteten Beitrégen. Da
eine konstante Bevolkerung unterstellt wird und dass die Wahrscheinlichkeiten
hinsichtlich der Realisierung der beiden Einkommen konstant sind, gilt fiir die
Rentenleistung:

Pl = (14 gera) wib (4.59)

Daraus ergibt sich die Budgetrestriktion in der Ruhestandsphase:
Zir = (L 741) + (1 + gea) wfbd (4.60)

Durch eine Umformung der Gleichung 4.60 und indem man diese in die Glei-
chung 4.58 einsetzt, erhilt man:

A 1+ gy

L f(1 - b))+ —2 b 4.61
o o= = (1 - b) + ety (461)
Durch eine Umformung ergibt sich:
] zf+1 i Tyl — Ge+1
4+ " =w] - = wlb 4.62
d 1 + Te+1 ¢ 1+ Te+1 ¢ ( )

Aus dieser Gleichung geht eindeutig hervor, dass ein vollkommen teilhabesqui-
valentes Rentensystem keine intragenerative Umverteilung vorsieht, da die
Rentenleistungen in der Ruhestandsphase von den geleisteten Beitrédgen in der
Erwerbsphase abhéngen. In einem solchen System findet demnach keine intra-
generative Umverteilung statt und somit bietet ein solches System auch keine
Versicherung gegen ein mit Unsicherheit behaftetes Einkommen. Im Gegenteil
in einem solchen System wird dieses Risiko aufgrund der Abhéngigkeit der Lei-
stungen von den Beitrigen und somit dem Einkommen in der Erwerbsphase
in den Ruhestand fortgeschrieben.

Allerdings handelte es sich bei dem hier skizzierten Fall um den Extremfall,
in dem gar keine intragenerative Umverteilung vorgenommen wird. Tatséchlich
gibt es aber in den meisten Systemen, die nach dem Prinzip der Teilhabe&dqui-
valenz organisiert sind, auch intragenerative Umverteilungselemente. Im deut-
schen System, das im Groflen und Ganzen dem Prinzip der Teilhabeéquivalenz
folgt, gibt es solche Elemente durchaus. Als Beispiele hierfiir kann die Aner-
kennung von Kindererziehungszeiten oder die Aufstockung der Entgeltpunkte,
wenn ein Individuum dauerhaft unterhalb eines bestimmten Prozentsatzes des
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Durchschnittslohns liegt, angefiihrt werden. Insbesondere von der Anrechnung
der Kindererziehungszeiten soll in diesem System, die Situation von Frauen
nach einer Geburt zumindest rententechnisch aufgefangen werden. Eines der
Ziele ist es hierbei natiirlich vor allem, die Opportunititskosten, d.h. den Lohn-
verzicht aufgrund der Kindererziehungszeit, zu senken. Auch wenn dies nicht
vollkommen gelingt, wird durch eine solche Mafinahme zumindest der renten-
relevante Verlust verringert. Auch die Anhebung der Entgeltpunkte, wenn man
als Beitragszahler unter ein festgelegtes Lohnniveau fillt, stellt eine Absiche-
rung gegen das Einkommensrisiko durch die Rentenverssicherung dar.

In den bisherigen Ausfiihrungen wurden die wohlfahrtsékonomischen Aus-
wirkungen einer intragenerativen Einkommensumverteilung untersucht. Des-
halb wurde in der modelthaften Betrachtung auch eine konstante Bevolke-
rung unterstellt, um damit intergenerative Umverteilungswirkungen aus der
Betrachtung auszuklammern. Es wurde gezeigt, dass ein System mit intrage-
nerativer Einkommensumverteilung eine positive Wohlfahrswirkung besitzen
kann, wenn es Unsicherheiten hinsichtlich des realisierten Einkommens gibt.
Insbesondere in einem umlagefinanzierten System, welches das Prinzip der
Grundsicherung verfolgt, ist das Kriterium der intragenerativen Umverteilung
erfiillt. Deshalb fijhrt ein solches System unter den Voraussetzungen, dass die
Differenz zwischen dem Kapitalmarktzins und dem Lohnwachstum nicht allzu
hoch ist und die Wahrscheinlichkeit einen niedrigen Lohn zu erhalten nicht zu
hoch bzw. die Differenz zwischen dem hohen und dem niedrigen Lohn nicht
zu niedrig ist, zu der erwiinschten Versicherungswirkung. Allerdings wurden
in diesem Abschnitt eine konstante Risikoverteilung unterstellt. Im nichsten
Abschnitt wird untersucht, wie sich eine intragenerative Umverteilung aus-
wirkt, wenn die Realisierung eines bestimmten Einkommens einer zufilligeren
Verteilung folgt.

4.2.1.3 System mit intragenerativer Umverteilung mit einer sto-
chastischen Stérgrifie

In diesem Abschnitt wird in Anlehnung an das Modell von [Thggersen, 1998],
welches fiir die Problematik des intergenerativen Risk Sharing entwickelt wur-
de, untersucht, ob ein Rentenversicherungssystem mit Umverteilungselementen
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eine Wohlfahrtserhdhung bewirken kann. Hierfiir wird angenommen, dass das
Einkommen der Individuen unsicher ist. Es gibt eine Storgré8e in der Form
eines Einkommensverlustes 1, die jedes Individuum betreffen kann und nor-
malverteilt ist, sodass ¥ ~ N (0,0?). Allerdings gilt fiir diese Stérgrofe, dass
sie eine individuelle GroBe ist und im Gegensatz zu den Ausfithrungen zum in-
tergenerational Risk Sharing nicht eine gesamte Generation betrifft. In diesem
Fall ergibt sich das Lebenseinkommen y; eines Individuums als:

ve = (w91 (1= b) + T2 (4.63)

Wobei b der Beitragssatz bzw. Steuersatz des Rentensystems ist, p die Rente,
w der Lohn mit einem auf 1 normierten Arbeitsangebot und r der Kapital-
marktzins, mit dem die Rentenleistung diskontiert wird.

Es wird unterstellt, dass die Individuen folgende Nutzenfunktion besitzen:

U=U(y)—v(Var(w)) (4.64)

Aus der Nutzenfunktion geht hervor, dass die Individuen eine Abweichung vom
erwarteten Lebenseinkommen nicht mégen, was durch den negativen Einfluss
der Varianz auf das Nutzenniveau zum Ausdruck kommt.
Nimmt man an, dass das Individuum in der zweiten Periode eine Grundrente
in der Hohe von wvw;y erhdlt, dann gilt fiir das Lebenseinkommen:
v = (e o) (L—0) + 5 (4:65)

Die Varianz des Lebenseinkommens nimmt dann folgende Form an:
Var (y) =o*(1—b) (4.66)

In diesem Fall ergibt sich eine positive Varianz des Lebenseinkommens in der
Héhe von 0% (1 — b), da in der Erwerbsperiode keine Umverteilung stattfindet.

Dies soll nun mit einem teilhabeiqivalenten System verglichen werden. In
diesem Fall zahlen die Individuen in der ersten Periode einen Beitrag, der auf
das Lohneinkommen erhoben wird und erhalten eine Rente, die sich aus dem
individuell entrichteten Beitrag und dem allgemeinen Lohnsummenwachstum
ergibt, sodass fiir das Lebenseinkommen gilt:

(wy + )

o=+ 90) (L= 8) 4 (1) (14 9) 9t (467)
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Die Varianz des Lebenseinkommens nimmt in diesem Fall folgenden Wert an:

2 +

Var () = 0® (1 - 8) + (L +n) (L + g) b—

— (4.68)

Aus dieser Gleichung kann man erkennen, dass ein teilhabedquivalentes Sy-
stem eine hhere Varianz besitzt als ein System mit Umverteilung. Da die
Varianz aber negativ in die Nutzenfunktion eingeht, kann es zu einer Nutze-
nerhhung kommen, wenn die Nutzenerhéhung aus der niedrigeren Varianz
des Lebenseinkommens héher ist als der mogliche Einkommensverlust aus der
Differenz zwischen dem Wert der Rentenleistung vw;,; und dem Einkommens-
verlust durch die Beitragszahlung in der ersten Periode bw.

Zum Abschluss soll hier innerhalb dieser Modellwelt noch ein System mit
Kapitaldeckung skizziert werden. In diesem Fall nimmt die Rente den Wert
Pe+1 = (1 + 1) (wy + ;) an. Das Lebenseinkommen besitzt dann den Wert:

Ye=we+ Y (4.69)
In diesem Fall ergibt sich folgende Varianz des Lebenseinkommens:
Var (y,) = a? (4.70)

Auch hier gilt, dass ein Rentensystem mit Umverteilung eine Erhchung des
Nutzenniveaus bewirken kann, wenn der Nutzengewinn aus der Verringerung
der Varianz des Lebenseinkommens héher ist als der Nutzenverlust aus der
Differenz zwischen der Rentenleistung und den Beitragszahlungen. Es ist in
diesem Fall sogar méglich, dass ein umlagefinanziertes System mit Teilha-
bedquivalenz zu einer Nutzenerhshung fiihrt, da hier der Betrag der Varianz
kleiner ist als in einem kapitalgedeckten System, wenn (1+n)(1+g) <1+r.
Aber auch hier muss wiederum der Nutzengewinn aus der niedrigeren Varianz
dem Nutzenverlust aus dem niedrigeren Einkommen gegeniibergestellt werden.

AbschlieBend lisst sich fiir dieses Modell die Behauptung aufstellen, dass ein
System mit Umverteilung im Vergleich zu einem auf aktuarischer Aquivalenz
basierenden Kapitaldeckungsverfahren oder einem auf dem Prinzip der Teilha-
bedquivalenz basierenden Umlageverfahren eine Wohlfahrtserhhung ausiibt,
wenn die Differenz aus den geleisteten Beitrigen und den Rentenleistungen
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 169

keinen zu hohen Wert annimmt. Tatséichlich ist ein Rentensystem - insbeson-
dere wenn es durch ein Umlageverfahren finanziert wird - nicht nur durch
intragenerative Umverteilung sondern auch durch eine intergenerative Um-
verteilung bzw. einen intergenerativen Risikoausgleich gekennzeichnet. Genau
dieser Aspekt ist der Gegenstand des niichsten Abschnitts.

4.2.1.4 Probleme der intragenerativen Umverteilung

Ein Alterssicherungssystem, das intragenerative Umverteilungselemente bein-
haltet, besitzt die Eigenschaft, dass es, sofern die Lohnunterschiede innerhalb
einer Generation grof§ genug sind und die Wahrscheinlichkeit, dass man einen
niedrigen Lohn erhilt, nicht zu klein ist, wie eine Versicherung gegen das Lohn-
risiko wirkt. Durch die Einfiihrung einer intragenerativen Umverteilung kann
in einem solchen Fall ex ante eine Wohlfahrtserh6hung erreicht werden. Al-
lerdings muss man einschrinkend einrdumen, dass diese Wohlfahrtserhthung
lediglich ex ante gilt. Ex ante bedeutet in diesem Zusammenhang die Situation
fiir die Individuuen, bevor sie in das Erwerbsleben eintreten und sie eine der
moglichen Auspriagungen des Lohnsatzes realisiert haben. In dieser Situation
wiirden sich die Individuen unter der Voraussetzung, dass der Lohnunterschied
zwischen den beiden Ausprigungen nicht zu niedrig ist und die Wahrschein-
lichkeit, dass man den niedrigen Lohn erhilt nicht zu hoch ist, immer fiir ein
solches intragenerativ umverteilendes System entscheiden, da es ihnen einen
hoheren Erwartungsnutzen verspricht. Im Fall einer stochastischen Storgrofe
bietet ein solches System immer dann einen héheren Nutzen, wenn der Nut-
zengewinn aus der Reduzierung der Varianz des Einkommens hoher ist als der
Nutzenverlust aus derDifferenz zwischen der Rentenleistung und den Beitrags-
zahlungen aufgrund der impliziten Steuer des Systems. Es stellt sich nun die
Frage, ob dies nicht im Widerspruch zu der Aussage steht, dass eine fehlende
marginale Aquivalenz zu Verzerrungswirkungen auf dem Arbeitsmarkt fiihren.
Denn Tatsache ist, dass die Indikatoren dafiir sprechen, dass es irgendeinen
Anreiz fiir die Individuen gibt, in den vorzeitigen Ruhestand zu gehen.

In diesem Fall handelt es sich um ein klassisches Zeitinkonsistenzproblem
(bzw. ein moral hazard Problem), wie es von [Kydland, Prsecott, 1977] ent-
wickelt wurde, und auch von [Persson, Tabellini, 1990] und [Konrad, Thum,
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1993] auf andere Politikfelder angewendet wurde. Wie kann das Verhalten der
Individuen deshalb erklirt werden. Gegeben die Entscheidung der Individuen
fiir eine intragenerative Umverteilung vor dem Eintritt in das Erwerbsleben
fithrt dies ex ante zu einem Anstieg des Erwartungsnutzens. Befinden sich die
Individuen aber im Erwerbsleben stehen sie vor einer neuen Situation, denn
dann haben sie ihr Arbeitseinkommen bereits realisiert. In diesem Fall wird je-
des Individuum gegeben seinen realisierten Lohn und gegeben ein intragenera-
tiv umverteilendes Alterssicherungssystem versuchen, das héchstmégliche Nut-
zenniveau zu erreichen. Genau dieses Kalkiil fiihrt dazu, dass bei einem System
mit intragenerativer Umverteilung ein unkooperatives Nash-Gleichgewicht re-
sultiert.

Denn sind die Individuen in der Erwerbsperiode und wurde einer der bei-
den Lohnsitze realisiert, dann ist eine Reaktion der Individuen durch das Ar-
beitsangebot rational. Die Individuen kénnen nidmlich weder ihren persénli-
chen Lohnsatz beeinflussen noch den Transfer in der Zukunft, der vom Durch-
schnittslohn abhingt. Die einzige Méglichkeit ist, dass sie durch ihr Arbeits-
angebot reagieren und dies tun sie in einem solchen System genauso, wie es
im Fall des nicht kooperative Verhaltens in einem Grundsicherungssystem be-
schrieben wurde.

Es bleibt jedoch die Frage inwiefern sich dieses Verhalten von einem her-
kémmlichen Moral Hazard Verhalten unterscheidet. Im Kapitel 2 wurden zwei
Arten des Moral Hazard unterschieden. Zum einen wurde das ex ante Moral
Hazard Verhalten und zum anderen wurde das ex post Moral Hazard Verhal-
ten beschrieben. In dem hier untersuchten Fall kann es sich nicht um ein ex
ante Moral Hazard Verhalten handeln, da die Individuen - zumindest in dem
betrachteten Modell - keinen Einfluss auf den Schadenseintritt haben, sondern
der jeweilige Lohn wird vollkommen zufillig und willkiirlich realisiert.?! Der
Fall des ex post Moral Hazard trifft in diesem Fall jedoch eher zu. Der ex
post Moral Hazard besagte, dass die Individuen im Falle des Schadenseintritts
versuchen, die Leistungen so weit wie méglich auszureizen. Genau dies wird

21Tatsachlich kénnen die Individuen natiirlich Einfluss auf die Lohnhshe nehmen. Wenn
man davon ausgeht, dass ein héheres Human Kapital auch zu einem héheren Lohn fiihrt,
dann kann der persénliche Lohn durch Human Kapital Investitionen beeinfluit werden. Zur
Vereinfachung des Modells wurde dies aber hier nicht beriicksichtigt.
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 171

auch durch eine Verkiirzung des Arbeitsangebots gemacht, d.h. die Individuen
versuchen so viel Versicherungsleistung zu erhalten, wie es moglich ist. Ein
typisches ex post Moral Hazard Verhalten bei einer herkémmlichen Versiche-
rung wire jedoch dadurch gekennzeichnet, dass dieses Verhalten nur in der
Gruppe auftritt, die tatséichlich einen Schaden erleidet, da nur diese Gruppe
Leistungen erhalt.

In dem hier betrachteten Fall eines Grundsicherungssystems ist es jedoch
fiir beide Einkommensgruppen rational, ihr Arbeitsangebot zu verkiirzen, um
mehr Leistungen zu erhalten. Deshalb kann man in diesem Zusammenhang
von einem Zeitinkonsistenzproblem sprechen, da ex ante - bevor das Indivi-
duum in die Erwerbstitigkeit eintritt - diese intragenerative Umverteilung als
Versicherungsschutz gegen ein Lohnrisiko wahrgenommen wird. Wurde jedoch
eine bestimmte Lohnausprigung realisiert, dann wird diese Umverteilung nur
noch als Abweichung vom Prinzip der marginalen Aquivalenz wahrgenommen
bzw. als implizite Besteuerung innerhalb des Alterssicherungssystems. Aus die-
sem Grunde ist es dann auch von den Individuen beziiglich des individuellen
Nutzenmaximierungskalkiils heraus rational, das Arbeitsangebot zu verringern
und zu versuchen, vorzeitig in den Ruhestand zu gehen.

Nachdem in diesem Abschnitt die intragenerative Umverteilung bzw. ein in-
tragenerativer Risikoausgleich betrachtet wurde, wird im nichsten Abschnitt
der intertemporale Aspekt der Alterssicherung und damit verbundene Risiken
niher betrachtet. Dabei spielt dann insbesondere der Aspekt des intergenera-
tiven Risikoausgleichs eine wesentliche Rolle.

4.2.2 Intertemporale Risikoverteilung und ein Alterssi-
cherungssystem

Die wesentliche Funktion eines Alterssicherungssystems besteht in der Bereit-
stellung eines Einkommens fiir die Individuen in der Ruhestandsphase, welches
sie fiir Konsumzwecke verwenden kénnen, wenn sie keiner Erwerbstitigkeit
mehr nachgehen. Ein Rentenversicherungssystem besitzt deshalb im Gegen-
satz zu den meisten anderen Versicherungen, in denen periodengleich Beitriige
von den Versicherten erhoben werden und im Schadensfall die Leistungen an
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die Versicherten ausgezahlt werden, einen intertemporalen Charakter, da die-
ses Einkommen von einer Periode in die nichste Periode transferiert werden
muss.

Dieser intertemporale Einommenstransfer kann entweder durch ein Umlage-
verfahren oder ein Kapitaldeckungsverfahren gewihrleistet werden. In beiden
Fallen miissen die Individuen in der Erwerbsphase einen Teil ihres Arbeitsein-
kommens als Beitrdge entrichten, den sie in der Ruhestandsphase inklusive
einer Verzinsung wieder ausgezahlt bekommen. In einem Kapitaldeckungsver-
fahren entspricht diese Verzinsung dem Kapitalmarktzins, da sich der intertem-
porale Einkommenstransfer bei diesem Finanzierungsverfahren auf den Faktor
Kapital stiitzt, und in einem Umlageverfahren dem Lohnsummenwachstum, da
die Leistungen in diesem Fall durch das Arbeitseinkommen der erwerbstétigen
Generation finanziert wird. Da und wenn das Lohnsummenwachstum jedoch
langfristig unter dem Kapitalmarktzins liegt, werden die Individuen durch ein
umlagefinanziertes Verfahren schlechter gestellt als durch ein Kapitaldeckungs-
verfahren. Sowohl theoretische als auch empirische Untersuchungen haben je-
doch gezeigt, dass ein pareto-effizienter Ubergang von einem umlagefinanzier-
ten zu einem kapitalgedeckten System nicht moglich ist.

Allerdings wurde in der Betrachtung die stark vereinfachende Annahme ge-
troffen, dass Sicherheit hinsichtlich der relevanten Gréflen herrscht. Bereits
im letzten Abschnitt wurde gezeigt, dass die Beriicksichtigung von Unsicher-
heit - in diesem Fall hinsichtlich des Arbeitseinkommens - die Ergebnisse einer
Untersuchung und somit die Schlussfolgerungen erheblich beeinflussen kann.
Im Fall einer intragenerativen Umverteilung bedeutete dies, dass bei einem
risikobehafteten Einkommen eine intragenerative Umverteilung wie eine Ver-
sicherung gegen das Einkommensrisiko wirken kann. Dies bedeutet, dass ex
ante eine intragenerative Umverteilung einen héheren Erwartungsnutzen be-
wirkt und damit zu einer Wohlfahrtssteigerung fiihrt. Deshalb wird in diesem
Abschnitt untersucht, welche Konsequenzen sich ergeben, wenn auch der inter-
temporale Einkommenstransfer an sich mit Risiko behaftet ist. Dieser Aspekt,
dass der intertemporale Einkommenstransfer mit Risiko behaftet ist und wie
man dieses Risiko fiir das einzeine Individuum minimieren kann, wurde vor
allem von [Merton, 1983}, [Gordon, Varian, 1988], {Hassler, Lindbeck, 1997b]
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und [Smith, 1982] thematisiert und mit dem Begriff des Risk Sharing bezeich-
net. In diesem Abschnitt soll der Ansatz des Risk Sharing verwendet werden,
um zu zeigen, welche wohlfahrtsskonomischen Auswirkungen der intertempo-
rale Risikoaspekt besitzt.

Nach diesen Ansitzen gibt es im Wesentlichen zwei Unsicherheitsfaktoren,
die im intertemporalen Kontext bzw. in einem System der Alterssicherung zu
beriicksichtigen sind. Diese Unsicherheitsfaktoren betreffen die Entwicklung
des Zinssatzes und die Entwicklung des Lohnniveaus. Gegeben eine Welt mit
Sicherheit hat ein beitragsidquivalentes bzw. ein versicherungstechnisch dquiva-
lentes Rentensystem immer geringere Verzerrungswirkungen zur Folge als ein
nicht versicherungstechnisch dquivalentes System. Beriicksichtigt man aber die
genannten Risiko- bzw. Unsicherheitsfaktoren, dann muss dies hinsichtlich sei-
ner Auswirkungen auf das Alterssicherungssystem, wie auch [Breyer, 1990b]
feststellt, iiberpriift werden.

Betrachtet man ein Kapitaldeckungsverfahren ist das wesentliche Risko, wel-
ches von diesem Finanzierungsverfahren ausgeht, das Kapitalmarktrisiko bzw.
die Unsicherheit iiber die Entwicklung des Zinssatzes. Es ist zwar moglich {iber
Diversifizierung bzw. Portfolio-Bildung, dieses Risiko zu vermindern, aber es
kann nicht génzlich beseitigt werden, was auch von [Feldstein, Ranguelova,
1998] bestitigt wird. Der Ansatz des intergenerational Risk-Sharing bedeutet,
dass ein solches Risiko nicht nur auf die Schultern einer Generation verteilt
werden soll sondern auf alle Generationen. Da ein Kapitaldeckungsverfahren
immer individuell auf eine Person bzw. zumindest auf eine Generation ausge-
richtet ist, findet bei der Anwendung dieses Verfahrens kein intergenerational
Risk Sharing statt. Das Kapitalmarktrisiko bzw. das Risiko beziiglich der Ent-
wicklung des Zinssatzes wird allein von einem Individuum getragen, auch wenn
durch Portfoliobildung bzw. Anlagediversifizierung das Risiko minimiert wird.

Dieser Aspekt bedarf einer besonderen Beachtung, da in den bisherigen
Ausfiihrungen immer von einem exogen gegebenen, sicheren Zinssatz ausge-
gangen wurde. Wird diese Sicherheit aufgegeben, konnen sich durchaus andere
Konsequenzen hinsichtlich der Entscheidung der Individuen ergeben. Dariiber
hinaus muss in diesem Zusammenhang weiterhin angemerkt werden, dass Stu-
dien von [Abel, 2001], [Abel, 2003] und [Brooks, 2000] darauf hinweisen, dass
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durch den demographischen Effekt sinkender Geburtenzahlen in der Zukunft
auch sinkende Kapitalmarktrenditen zu erwarten sind. Insbesondere
[Abel, 2003] widerlegt das Ergebnis von [Poterba, 1998], dass die niedrigen Ge-
burtenzahlen keinen signifikanten Effekt auf die Kapitalmarktrendite ausiiben.

Da und wenn es ein Risiko hinsichtlich der Kapitalmarktrendite gibt, gilt
es zu hinterfragen inwiefern dieses Risiko innerhalb eines kapitalgedeckten Sy-
stems behandelt wird. Insbesondere [Feldstein, Ranguelova, 1998] und
(Hauenschild, 2000] unterstellen, dass das Risiko hinsichtlich der realisierten
Kapitalmarktrendite geringer ist als das Einkommensrisiko in einem Umlage-
verfahren. Das Argument hierfiir ist, dass sich die Kapitalmarktrendite langfri-
stig immer um einen sicheren Wert bewegt, das reale Lohnsummenwachstum
jedoch kurzfristigen Schwankungen unterworfen ist. Dennoch kann es allerdings
kurzfristig zu Schwankungen der Kapitalmarktrendite kommen. Da und wenn
dies der Fall ist, dann ist auch ein Kapitaldeckungsverfahren mit Risiko behaf-
tet. Insofern ist der Schluss, dass ein Kapitaldeckungsverfahren einen héheren
Grad an Sicherheit aufweist, wenn man die langfristige Kapitalmarktrendite
mit kurzfristigen Schwankungen des Lohnsummenwachstums, methodologisch
unzuldssig. Dies gilt umso mehr, wenn man auf der Basis der Statistiken des
VDR (siehe [vdr, 2002]) das Wachstum der durchschnittlichen Bruttojahres-
entgelte berechnte, dann ergibt sich fiir den Zeitraum zwischen 1945 und 1989
ein durchschnittliches Wachstumfaktor (1 + g) in der Hohe von 1,09 mit einer
Varianz von 0,003. Hierbei handelt es sich zwar um einen verzerrenden Ver-
gleich, da insbesondere in den letzten Jahren ein deutlich niedrigeres Wachstum
als das durchschnittliche Wachstum zu verzeichnen war und es sich hierbei um
ein nominales Wachstum handelt, dennoch kann man aber festhalten, dass die
Varianz des Wachstums einen Wert annimmt, der im Vergleich zur Kapital-
marktrendite nicht wesentlich héher ausfillt. Zudem ist es aus methodischen
Gesichtspunkten immer problematisch Vergangenheitswerte in die Zukunft zu
projezieren, dies gilt aber hinsichtlich des Lohnwachstums ebenso wie hinsicht-
lich der Kapitalmarktrendite.

Im Folgenden soll aus der Sicht eines Risikoausgleichs untersucht werden,
wie sich ein kapitalgedecktes System hinsichtlich des Faktors Risiko auswirkt.
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Im Speziellen bedeutet dies, wieviel Risiko durch ein solches System einem
einzelnen Individuum bzw. einer Generation auferlegt wird.

4.2.2.1 Risikoverteilung in einem kapitalgedeckten System

4.2.2.1.1 Das Kapitalmarktrisiko In einem einfachen Modell, welches
sich an die Ausfiihrungen von {Gordon, Varian 1988|, [Hassler, Lindbeck, 1997b]
und [Thggersen, 1998] anlehnt, kann gezeigt werden, dass sich das Kapital-
marktrisiko negativ auf den Nutzen eines reprisentativen Individuums inner-
halb einer Generation auswirkt.

Gegeben die folgende ex ante Nutzenfunktion eines Individuums, welches in
der Periode ¢ in die Erwerbstitigkeit eintritt:

U, = u[E(w)] - v [Var(y)| (4.71)

Wobei auch hier die Bedingung der Konkavitit der Nutzenfunktion und der
zweifachen Differenzierbarkeit erfiillt ist, so dass «'> 0 und v"> 0 gilt. Deswei-
teren hingt die Nutzenfunktion vom Erwartungswert des Lebenseinkommens
und der Varianz des Lebenseinkommens ab. Aus der Nutzenfunktion ist er-
sichtlich, dass das Individuum die Abweichung des tatsdchlichen vom erwarte-
ten Lebenseinkommen nicht mag. Es ist demnach risikoaves hinsichtlich dieser
Abweichung. Das Lebenseinkommen, y,, sei gegeben als:

w=w;— B+ Q41 (4.72)

1+rin
wobei der w; Lohnsatz, B; die Beitrige (bzw. die Ersparnis), a4 eine Leibren-
te (bzw. die Ersparnis, die in der néchsten Periode fiir den Alterskonsum zur
Verfiigung stehen) und r§,, der erwartete Zinssatz ist.?? Die Leibrente bzw.
die Ersparnis verzinst sich jedoch mit dem tatsichlichen Zinssatz r¢, ;. Dieser
tatsdchliche Zinssatz ist unabhingig und gleichmiBig verteilt. Die Differenz

22Dieser erwartete Zinssatz entspricht dem langfristigen durchschnittlichen Zinssatz. Die
Individuen erwarten dieses Einkommen, deshalb diskontieren sie zukiinftige Einnahmen wie
eine Leibrente bzw. ihre Ersparnisse mit diesem Zinssatz.
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aus dem erwarteten Zinssatz und dem tatséchlichen Zinssatz soll einer Nor-
malverteilung folgen so, dass fiir 7§, — r&,; = Ty41, Tey1 ~ N(0,6%) Deshalb
gilt fiir die Leibrente:

Qo1 = (1 + rg+1) B (4.73)
In diesem Fall ergibt sich fiir das Lebenseinkommen des Individuums:
T —Tin
=w — —— 4.74
Ye = Wy 1+ ey ( )

Vergleicht man dieses Einkommen mit dem erwarteten Einkommen, bei dem
r¢,, — i gilt, dann ergibt sich ein Abweichung in der Form der folgenden
Varianz:

Var) = (—2—) o
ar(ys) = | 1 o 6 (4.75)

wobei die quadratische Abweichung des erwarteten Zinssatzes vom tatséchli-
chen Zinssatz durch den Ausdruck 62 gegeben ist. In diesem Fall erzeugt ein
kapitalgedecktes System einen Nutzenverlust, da die Varianz des Einkommens
negativ in die Nutzenfunktion eingeht.

Aus dem Kapitel 2 abgeleitet, ergibt sich das jede Unsicherheit hinsichtlich
des realisierten Einkommens einen Versicherungsbedarf erzeugt, da in diesem
Fall eine Risikoprimie entsteht und somit auch dieses Risiko Kosten fiir die
Individuen produziert. Zur Absicherung gegen das Kapitalmarktrisiko sind fol-
gende Formen denkbar.

Zum einen ist es moéglich, dass das Versicherungsunternehmen den Beitrag in
der Form erhebt, dass es einen Risikoaufschlag erhebt, sodass der tatséchliche
Zinssatz immer einen bestimmten Prozentsatz iiber dem Erwartungszinssatz
bzw. dem Durchschnittszinssatz liegt. Im Gegenzug zahlt es aber zu einem
sicheren Zinssatz aus. Eine solche Form wiirde aber in jedem Fall einen Unter-
schied zwischen dem erwarteten und dem tatsichlichen Zinssatz produzieren,
sodass es hierdurch zu Verzerrungswirkung bzw. einem Nutzenverlust kommt.
Aber diesen Kosten wiirde zumindest ein sicherer Zinssatz gegeniiberstehen.
Eine andere Moglichkeit ist, dass der Versicherer einen garantierten Zinssatz in
der Hohe des erwarteten Zinssatzes verspricht, indem es intergenerativ in der

23In diesem Modell ist es nnicht relveant, ob der Beitrag als Pauschalbetrag oder in
Abhingigkeit vom Lohneinkommen erhoben wird.
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Form umverteilt, dass es von den Zinsgewinn aus Perioden mit einem hoheren
tatsichlichen Zinssatz in Perioden mit einem niedrigeren tatséchlichen Zinssatz
transferiert. In diesem Fall wiirde es sich um ein Umlageverfahren innerhalb
eines Kapitaldeckungsverfahren handeln.

Es bleibt festzuhalten, dass in einem Kapitaldeckungsverfahren ein Zins-
risiko entstehen kann, dieses kann allerdings entweder durch ein Risikoauf-
schlag auf den Zins oder eine Umverteilung von Perioden mit einem htherem
tatsichlichen Zinssatz zu Perioden mit einem niedrigeren tatséchlichen Zins-
satz als dem erwarteten Zinssatz erreicht werden.

4.2.2.1.2 Das Einkommensrisiko bei einem Kapitaldeckungsverfah-
ren Auch in diesem Fall wird wieder ein Individuum mit einer Nutzenfunk-
tion, wie sie durch 4.71 gegeben war, betrachtet. Allerdings nimmt die Budge-
trestriktion eine Form in Ubereinstimmung mit [Thggersen, 1998] an:

y,=w+¢t—B,+Tf:i;t‘+—1 (4.76)
wobei w iiber die Zeit konstant ist und ¢, - wie bei [Thggersen, 1998] - ei-
ne unabhéngige und gleichméBig verteilte stochastische Variable ist, welche
die Einkommensunsicherheit aufgrund von Schocks oder Fluktuationen hin-
sichtlich des Konjunkturzyklus wiederspiegelt. Diese Grofle folgt ebenso einer
Normalverteilung, sodass v, ~ N (0,0?) gilt. Ein weiterer Unterschied ergibt
sich hinsichtlich des Zinssatzes. Dieser wird in diesem Fall als sicher angenom-
men. In diesem Fall gilt ebenfalls, dass die Leibrente dem Beitrag mulitpliziert
mit der Kapitalmarktverzinsung entspricht:

a1 = By (1 + 741) (4.77)
Deshalb ergibt sich fiir das Einkommen:
B=w+Y (4.78)

Daraus erhéilt man in Ubereinstimmung mit [Thegersen, 1998] folgende Ein-
kommensvarianz:
Var(y) = o* (4.79)
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In einem Kapitaldeckungsverfahren findet demnach keine Risikoverteilung hin-
sichtlich des Einkommensrisikos statt. Es ergibt sich genau die gleiche Varianz
wie im Fall ohne eine solche Versicherung. Da aber durch die Einkommensva-
rianz ein Nutzenverlust entsteht, besteht ein Versicherungsbedarf, da auch in
diesem Fall wieder eine Risikoprimie entsteht. Allerdings kann dieses Problem
nicht intragenerativ geldst werden, da der Term 1, alle Mitglieder einer Gene-
ration gleichmé8Big betrifft. Es gilt demnach zu hinterfragen, ob dieses Problem
intergenerativ gelost werden kann.

Da ein kapitalgedecktes Alterssicherungssystem einen solchen intergenera-
tiven Risikoausgleich nicht vorsieht, wird im nichsten Abschnitt die Wirkung
eines Umlageverfahrens hinsichtlich eines intergenerativen Risikoausgleichs un-
tersucht. Dieser Risikoausgleich wird mit dem Ziel betrieben, Einkommensri-
siken fiir ein Individuen zu verringern, indem es wie eine Versicherung gegen
dieses Risiko wirkt.

4.2.2.2 Einkommensrisiko und ein Umlageverfahren

In diesem Abschnitt wird im wesentlichen das Modell von [Thggersen, 1998]
dargestellt, welches in vereinfachter Weise die gleichen Ergebnisse wie das Mo-
dell von [Hassler, Lindbeck, 1997b] besitzt, das auch von {Kruse, 2000} darge-
stellt wird. In diesem Fall muss in die zwei mégliche Formen eines umlage-
finanzierten Systems unterschieden werden, wie sie im Kapitel 2 dargestellt
wurden.

4.2.2.2.1 Konstantes Rentenniveau Es gilt weiterhin die Nutzenfunk-
tion 4.71 und die Individuen sehen sich folgender Budgetrestriktion gegeniiber-
gestellt:

Pt+1
=w+¢p— B+ — 4.80
Yt Y tT ] ¥ rons ( )
Wobei 1, wiederum der Term ist, der das Einkommensrisiko wiederspiegelt
und die gleichen Eigenschaften wie im vorhergehenden Abschnitt besitzen soll.
Der Ausdruck B; steht fiir den Beitrag, den das Individuum in der Periode
t entrichten muss, und p;;; ist die Rentenleistung in der Periode ¢ + 1. In
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 179

einem umlagefinanzierten Rentensystem muss immer ein ausgeglichenes Ren-
tenbudget gelten, die Einnahmen des Systems miissen in diesem Fall immer
den Ausgaben entsprechen, sodass in diesem Fall gilt:

BiN; = p;Ni 1 (4.81)

Durch eine Umformung erhélt man dann folgenden Ausdruck:

N,
Ny

P = By = (1+n:) B, (4.82)
Wobei n; die Bevilkerungswachstumsrate ist.

Es herrscht ein System mit konstantem Rentenniveau - wie es bei
[Homburg, 1988] definiert ist -, sodass gilt

Ds
n=— 4.83
!t ( )

Der Beitrag sei definiert als das Produkt aus dem Beitragssatz b und dem
Lohneinkommen:
By = by (w + 1) (4.84)

Unter Verwendung der Gleichungen 4.82 und 4.83 erhilt man folgenden Aus-
druck fiir den Beitragssatz:

__P
by = T+ (4.85)

Durch die Gleichungen 4.80, 4.82, 4.84 und 4.85 erhilt man fiir die Budgetbe-
schrankung des Individuums:

——
e=w nw(1+nt)(1+r)+<1 1+ )d)‘

Die Varianz lautet dann im Gegensatz zu [Thggersen, 1998]:

7 \? o n \? ,
_{1_ _n 4
Var () (1 1+nt) 7 +(1+r> 7 (487)

r1/1t+1 (4.86)

In diesem Fall wird eine Risikominimierung erreicht, wenn das Rentenniveau
einen Wert annimmt, fiir den gilt:

2(1+mn)(1+7)
(1+n)? + (1 +7)?

n< (4.88)
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180 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

Da das Rentenniveau iiblicher Weise einen Wert in der Héhe von 0 < 7 < 1
annimmt, ist diese Bedingung, sofern r und n nicht eine sehr hohe Differenz
aufweisen, immer erfiillt, da bei einer kleinen Differenz zwischen r und n der
Bruch immer einen Wert annimmt, der gréfler als 1 ist.

Hinsichtlich dieses Ergebnisses muss einschrinkend angefiihrt werden, dass
dies nur dann gilt, wenn die Rentenanpassung sofort an die Lohninderung vor-
genommen wir. Dieses Ergebnis steht deshalb im Widerspruch zu den Ausfiihr-
ungen von [Thggersen, 1998}, da hier keine adaptiven Erwartungen hinsichtlich
des Rentenniveaus unterstellt werden.

Im Modell von [Thegersen, 1998] wird davon ausgegangen, dass die Beitrige
folgenden Wert annehmen:

By = p(w+ 1) (4.89)
Aufgrund der Gleichung 4.82 ergibt sich dann fiir die Rentenleistung:
Pra1 = (L + ngqr) 0 (w + ) (4.90)
Daraus wird dann die Budgetrestriktion fiir das Individuum abgeleitet:
T — Mgyl 1+mn0
s + % — o1 + 17 m (4.91)
Daraus erhilt man dann die Varianz hinsichtlich des Einkommens:
1+n4
Var () = (1 4+ =2
ar (y:) + T+

sodass in diesem Fall die Varianz einen héheren Wert als im Fall ohne Renten-

h=w-—

2
17) o? +n¥a? (4.92)

versicherung bzw. mit einem Kapitaldeckungsverfahren annimmt.

Allerdings herrrscht hier ein kleiner logischer Fehler, da das Rentenniveau
nicht dem Beitragssatz entspricht, wie bei [Thggersen, 1998] angenommen,
sondern iiber das Rentenniveau der Beitragssatz bestimmt wird, ergibt sich
auch eine leichte Veranderung des Ergebnisses. Das Rentenniveau ist bei adap-
tiven Erwartungen bzw. einer Anpassung mit einem Time Lag gegeben durch:*

De
R S A— 4.93
= o (4.93)

24 Tatsichlich entspricht diese Anpassung auch derjenigen in dem deutschen Rentensystem,
da sich der aktuelle Rentenwert in der Periode ¢ immer auf die Lohnentwicklung in der
Periode ¢ — 1 bezieht
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 181

Der Beitragssatz b wird hingegen auf den tatséchlich realisierten Lohn erho-
ben und hier liegt der wesentliche Unterschied zu [Thggersen, 1998}, in dessen
Modell dies nicht modelliert wird, sondern implizit der Beitragssatz auf das
Einkommen der Vorperiode erhoben wird. Tatséchlich miisste aber fiir den
Beitragssatz aufgrund der Budgetgleichung des Rentensystems und somit auf-
grund von Gleichung 4.82 und Gleichung 4.93 gelten:
n(w+ Y1)

Ll S Yovmy (99

Dadurch ergibt sich folgende Budgetrestriktion fiir das Individuum:

— 1y U 4.95
+ U 1+nt%_l+l+'r¢t (4.95)

r—m
T (4 (1+7)
Die Einkommensvarianz ergibt sich dann als:
1\ o n_\? .,
Diese Einkommensvarianz ist im Gegensatz zur Einkommensvarianz bei
[Thegersen, 1998] gegeben durch Gleichung 4.92 leicht veridndert, besitzt aber
die gleiche Aussage. Wenn ein Rentensystem nach dem Prinzip des konstanten

Yyp=w

Rentenniveaus funktioniert und die Anpassung der Renten an das Lohnniveau
adaptiv, d.h. mit einem Time Lag von einer Periode, erfolgt, dann fiihrt ein
solches System zu keiner ex ante Risikominderung beziiglich des Einkommens-
risikos. Im Gegensatz dazu ist jedoch eine Risikominderung méglich, wenn die
Rentenanpassung ohne Time Lag erfolgt und die Differenz zwischen dem Ka-
pitalmarktzinssatz 7 und der Bevilkerungswachstumsrate n nicht zu hoch ist.
Allerdings ist ein solches System eher unwahrscheinlich, da weder der Staat
noch die Individuen ex ante wissen, welchen Wert die Zufallsvariable ¢ an-
nimmt. Deshalb ist eine Anpassung mit einem Time Lag wahrscheinlich und
wird tatséchlich in dieser Form auch im deutschen Rentensystem praktiziert.

4.2.2.2.2 Umlageverfahren mit einem konstanten Beitragssatz Auch
die Risk Sharing Eigenschaften dieses Systems sollen nach dem Modell von
[Thegersen, 1998] erldutert werden. Demnach ist in diesem System mit einem
konstanten Beitragssatz die Beitragszahlung definiert als:

B, =b(w+ ) (4.97)
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182 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

Fiir die Rentenleistung gilt:

Per1 = (1 + ne) b(w + Yeta) (4.98)

Wenn man diese beiden Gleichungen in die weiterhin giiltige Budgetrestriktion
4.80 einsetzt, dann erhélt man folgenden Ausdruck fiir das Budget in einem

umlagefinanzierten Alterssicherungssystem mit einem konstanten Beitragssatz:
r—n

14+mn,
+1 +1
=w——bw+(1-b

h=w 1+7 + )+ 147

Wit (4.99)

Die Einkommensvarianz lautet dann in Ubereinstimmung mit [Thggersen, 1998]:

2
Var(y) = (1 —b)*e® + (%) b2o? (4.100)

Im Vergleich zu einer Situation ohne ein solches System bzw. mit einem kapi-
talgedeckten System fiihrt ein solches System zu einer Riskoreduzierung, wenn
gilt:

b 2 (4.101)

7

)
Da der rechte Term - wegen 1 + n;.; < 1+ r - auf jeden Fall einen Wert
grofer als 1 annimmt und fiir den Beitragssatz in der Regel 0 < b < 1 gilt,
ist diese Bedingung immer erfiillt. Der Beitragssatz, der das Einkommensrisiko

minimiert, ist nach [Thegersen, 1998] gegeben als:

1

" (e

b (4.102)

Wie bei [Thegersen, 1998, [Hassler, Lindbeck, 1997b] und [Kruse, 2000] ge-
zeigt wurde fithrt ein umlagefinanziertes Rentenversicherungssystem System
mit einem konstanten Beitragssatz zu einer Risikominimierung beziiglich des
Einkommensrisikos. Ob dadurch eine Nutzenerhéhung resultiert, hingt im We-
sentlichen davon ab, ob der Nutzenanstieg durch die Risikominimierung héher
ist als der Einkommensverlust aus der imliziten Besteuerung. Ein Wohlfahrts-
anstieg ist aber nach [Thggersen, 1998] und [Kruse, 2000] zu erwarten, wenn
die Diffferenz zwischen dem r und n nicht zu gro8 ist oder wenn der Beitrags-
satz b nicht zu hoch ist.
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 183

Es konnte in diesem Abschnitt gezeigt werden, dass ein umlagefinanziertes
Rentensystemn mit einem konstanten Beitragssatz das Einkommensrisiko ex
ante reduziert und somit einen positiven Wohlfahrtseffekt ausiiben kann, wenn
der Zinssatz nicht zu stark von der Bevolkerungswachstumsrate abweicht oder
der Beitragssatz nicht zu hoch ist.

Ein weiteres Risiko, welches innerhalb einer Rentenversicherung besteht, ist
die Langlebigkeit. Allerdings gilt hierbei, dass sofern die Langlebigkeit bekannt
ist, dies in einem Kapitaldeckungsverfahren iiber eine versicherungstechnisch
dquivalente Leibrente ebenso abgedeckt werden kann wie in einem Umlagever-
fahren. Zumindest trifft dies zu, wenn die Lebenserwartung antizipierbar ist.
Ist sie hingegen nicht antizipierbar, ergibt sich ein vollkommen anderes Bild.
Dies fiihrt in jedem Fall zu einer Erhéhung der Kosten, kann aber in einem
umlagefinanzierten System tendenziell besser aufgefangen werden. Betrachtet
man hingegen die allgemeine Lebenserwartung dann ergibt sich folgendes Bild
beziiglich der Verteilung der Kosten der ansteigenden Lebenserwartung.

4.2.3 Anstieg der Lebenserwartung

Okonomische Modelle bei einer unsicheren Lebenserwartung wurden vor al-
lem von [Yaari, 1965], {Levhari, Mirmann, 1977], [Barro, Friedmann, 1977],
[Katz, 1979], und [Davies, 1981] entwickelt. Wobei das Ziel dieser Untersu-
chungen hauptséchlich auf das Konsumverhalten der Individuen gerichtet war.
Die Auswirkungen einer steigenden Lebenserwartung auf die Alterssicherung
wurde von [Bohn, 1999], [Bohn, 2001}, |Briuninger, 1998] und [Fuster, 1999]
untersucht. Alle diese Modelle weisen die Gemeinsamkeit auf, dass die Unsi-
cherheit hinsichtlich des Uberlebens durch die allgemeine Lebenserwartung ab-
gedeckt ist. In diesen Modellen wird demnach der Fall, dass es passieren kann,
dass ein Individuum ein héheres Alter erreichen kann als das maximale Alter,
welches durch die allgemeine Lebenserwartung abgedeckt ist, ausgeschlossen.
Dies bedeutet, dass das individuelle Lebensalter zwar mit Unsicherheit behaf-
tet ist, die Lebenserwartung auf der Makroebene jedoch bekannt und somit
auch antizipierbar ist.

Wenn dies der Fall ist, dann ist aus 8konomischer Sicht nach [Yaari, 1965]
ein Anstieg der Lebenserwartung dquivalent zu einem Anstieg der Uberlebens-
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184 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

wahrscheinlichkeit, p, nach der ersten Periode in einem Modell zweier sich
iiberlappender Generationen. Es wird nun - wie in Abschnitt 2.1.1. - ein Modell
betrachtet, in dem es zwei sich iiberlappende Generationen und ein Leibrenten-
system gibt. Zur Vereinfachung wird angenommen, dass die durchschnittliche
Lebenserwartung allgemein bekannt ist und es keine asymmetrische Informa-
tion hinsichtlich der Lebenserwartung gibt.?® Daraus abgeleitet, herrscht Ho-
mogenitdt hinsichtlich der individuellen Lebensdauer und es gilt deshalb fiir
alle Individuen der gleiche Preis fiir eine Leibrente.?® Des weiteren kénnen
sowohl die Individuen als auch die Versicherer die durchschnittliche Lebens-
dauer perfekt antizipieren. In diesem Fall, so konnte man im Abschnitt 2.1.1
sehen, ergibt die Maximierung der von-Neumann-Morgenstern-Nutzenfunktion
2.10 unter der Nebenbedingung 2.44 die Optimalbedingung 2.45. In diesem Fall
wurde davon ausgegangen, dass es einen perfekten Konkurrenzmarkt fiir Versi-
cherungen gibt, die einen Leibrentenvertrag anbietet. Der Versicherungsvertrag
ist dadurch gekennzeichnet, dass die Versicherung in der ersten Lebensperiode
einen Beitrag B erhebt und diesen Beitrag am Kapitalmarkt zum gegebenen
Kapitalmarktzins anlegt. In der zweiten Periode zahlt das Versicherungsunter-
nehmen im Uberlebensfall die Leibrente a = B (1 + ) aus. Der Preis, d.h. der
Beitragssatz fiir die Versicherung belduft sich auf ¢ = %. Hierbei handelt es
sich um den Preis pro Versicherungsabdeckung. Gegeben diesen Preis kdnnen
die Individuen nun ihre optimale Versicherungsabdeckung wihlen. Das Versi-
cherungsunternehmen muss in jedem Fall die Nullgewinnbedingung erfiillen:

(1+r)B=(1+r)ya > pa (4.103)

Handelt es sich in diesem Fall um eine versicherungstechnisch dquivalente Ver-
sicherung, dann gilt die strikte Gleichung, d.h. in diesem Fall belauft sich der
Beitragssatz auf ¢ = {£-.

Erfolgt nun ein Anstieg der allgemeinen durchschnittlichen Lebenserwar-

tung dp > 0. Dann folgt daraus, dass in diesem Fall der Beitragssatz ¢ steigen

21n diesern Fall wissen die Individuen genauso wenig wie der Staat, welche individuelle
Lebensdauer sie besitzen. Allerdings ist die allgemeine Lebenserwartung bekannt.

26Kine Differenzierung konnte jedoch hinsichtlich des Geschlechts eines Individuums vor-
genommen werden. Da Frauen im Allgemeinen iiber eine hohere Lebenserwartung verfiigen,
miifiten sie héhere Beitriige entrichten.
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 185

muss, damit auch weiterhin die Nullgewinnbedingung erfiillt ist. Dies ist kein
iiberraschendes Ergebnis, sondern folgt der unmittelbaren Logik eines solchen
Systems, da die lingere Lebenszeit hohere erwartete Ausgaben fiir eine Renten-
versicherung verursacht, miissen diesen héheren erwarteten Ausgaben hohere
Einnahmen gegeniiberstehen, damit die Versicherung keine Erwartungsverlu-
ste macht.

In diesem Fall wurde ein Leibrentensystem betrachtet, in dem die Beitrége
von den Individuen in der Periode der Erwerbstitigkeit erhoben werden und
zum Kapitalmarktzins angelegt werden, die dann in der Ruhestandsphase aus-
gezahlt werden. In einem solchen System werden demnach die ”Kosten” der
steigenden Lebenserwartung, die durch die hoheren Rentenleistungen entste-
hen, der Verursachergeneration auferlegt.

In einem Umlageverfahren verhilt sich dieser Sachverhalt etwas anders. Die
Grundgleichung eines solchen Systems lautet immer, dass innerhalb einer Pe-
riode die Einnahmen den Ausgaben entsprechen miissen. In dem Fall einer
Uberlebenswahrscheinlichkeit 4 nimmt diese Gleichung dann die folgende Form
an:

Nibywy = ppr Ny (4.104)

Fiir den Fall der Politikalternative, in der ein konstantes Rentenniveau 7 - mit
der Eigenschaft wie in den vorhergehenden Abschnitten - unterstellt wird, gilt
fiir den Beitragssatz:

by = (_%1_) (4.105)

Wird jedoch die Politikalternative eines konstanten Beitragssatzes b, = by =
... = b, praktiziert, dann gilt:

py = 1+ n) (4.106)

U

Daraus geht hervor, dass bei einer Politik des konstanten Beitragssatzes die
Rentner bei einem Anstieg der Lebenserwartung, ausgedriickt durch eine Er-
hohung von x mit einer niedrigeren Leistung rechnen miissen. Auch in diesem
Fall werden die Kosten der steigenden Lebenserwartung in der Form niedrigerer
Leistungen den Generationen auferlegt, die diese Kosten verursachen. Im Fall
eines konstanten Rentenniveaus ist dies jedoch nicht der Fall. Hier fiihrt ein
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186 KAPITEL 4. PROBLEME DER RENTENREFORM

Anstieg der Lebenserwartung zu einem Anstieg der Beitragssitze. In diesem
Fall werden die Kosten des Anstiegs der Lebenserwartung der Generation ¢ —1
der folgenden Generation ¢ auferlegt. Fiir die Generation t—1 stellt der Anstieg
der Lebenserwartung somit einen Wind Fall Profit dar, da sie bezogen auf ihre
Lebenserwartung geringere Beitrige entrichten, aber dafiir die volle Leistung
erhalten.

Dies sind innerhalb eines umlagefinanzierten Rentensystems die beiden Ex-
trempunkte zwischen denen man sich befinden kann. Auf der einen Seite wer-
den die gesamten Kosten des Anstiegs der Lebenserwartung von der jeweili-
gen Rentnergeneration getragen und im anderen Fall von der nachfolgenden
erwerbstétigen Generation.?” Allerdings kann hinsichtlich einer steigenden Le-
benserwartung festgehalten werden, dass die Kosten die dadurch fiir ein Al-
terssicherungssystem entstehen, unabhéngig vom Finanzierungsverfahren sind.
Die Kosten entstehen in beiden Fillen. Der Unterschied besteht lediglich in der
Verteilung der Kosten, wihrend in einem versicherungstechnsich dquivalenten
Leibrentensystem diese Kosten innerhalb der Generation verteilt werden, die
von dem Anstieg betroffen ist, muss dies innerhalb eines umlagefinanzierten
System nicht zwangsldufig der Fall sein. Hier gilt es zu unterscheiden, ob es sich
um ein System mit einem konstanten Beitragssatz oder um ein System mit ei-
nem konstanten Rentenniveau handelt. In einem System mit einem konstanten
Beitragssatz werden diese Kosten durch niedrigere Leistungen derjenigen Ge-
neration auferlegt, welche iiber die hshere Lebenserwartung verfiigt. In einem
System mit einem konstanten Rentenniveau hingegen werden die Kosten der
steigenden Lebenserwartung immer auf die nachfolgenden Generation durch
hohere Beitragssitze verteilt.

Die demographische Entwicklung wie sie sich derzeit in den meisten Staaten
der OECD und insbesondere in Deutschland abzeichnet, hat zur Folge, dass
die interne Rendite der umlagefinanzierten Alterssicherungssysteme unter der
Kapitalmarktrendite liegt. Die Folge ist ein impliziter Steuersatz innerhalb der
umlagefinanzierten Alterssicherungssysteme. Dieser implizite Steuersatz fiihrt
zu einem Abweichen vom Prinzip der versicherungstechnischen Aquivalenz,

2™Dies gilt unter der Primisse, dass man eine gleichbleibende Ruhestandsperiode unter-
stellt.
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4.2. ANFORDERUNGEN AN EINE SOZIALVERSICHERUNG 187

welches in einem kapitalgedeckten Alterssicherungssystem - weitestgehend -
erfiillt ist. Da ein Abweichen vom Prinzip der versicherungstechnischen Aquiva-
lenz immer Verzerrungswirkungen hervorruft bzw. durch die implizite Besteue-
rung in den umlagefinanzierten Alterssicherungssystemen einen Excess Burden
verursacht, die sich durch eine Verringerung des Arbeitsangebots &uflern, ist
ein Ubergang zu einem kapitalgedeckten System eine haufig geforderte Refor-
moption. Das Ziel, welches durch diesen Systemwechsel erreicht werden soll
ist eine Stirkung der aktuarischen Aquivalenz und somit eine Beseitigung der
Verzerrungswirkungen auf dem Arbeitsmarkt. Auf der Basis der Modelle von
[Brunner, 1994] und [Brunner,1996] konnte jedoch gezeigt werden, dass ein sol-
cher Ubergang gegen das Prinzip der Pareto-Effizienz verstoft. Auch auf der
Basis von empirischen Untersuchungen ist ein solcher Ubergang aufgrund der
hohen Ubergangskosten kaum zu bewerkstelligen, selbst wenn man diese den
Kosten, die durch die Verzerrungswirkungen auf dem Arbeitsmarkt hervorge-
rufen werden, gegeniiberstellt.

Dariiber hinaus gibt es aber auch noch weitere skonomische Griinde wes-
halb ein solcher Ubergang nicht als Reformldsung angesehen werden kann.
Eine wesentliche Begriindung fiir ein staatliches Alterssicherungssystem ist
nach [Diamond, 1977] die Méglichkeit, dass in solchen Systemen Umverteilung
vorgenommen werden kann. Genau diese Umverteilung verursacht aber eine
Abweichung vom Prinzip der versicherungstechnischen Aquivalenz, wenn man
ein Alterssicherungssystem lediglich als Vorsorgesparen fiir den Ruhestand an-
sieht. Da die Individuen jedoch mehreren Risiken ausgesetzt sind, greift diese
Ansicht zu kurz. Durch intragenerative Umverteilung innerhalb eines Renten-
system kann das Lohnrisiko innerhalb einer Generation veringert werden und
somit ex post eine Wohlfahrtserhohung erreicht werden. Ein solches System
wiirde jedoch auf einem privaten Markt aufgrund der hohen Tendenz zum Mo-
ral Hazard Verhalten der Individuen kaum angeboten werden. Des Weiteren
konnte in einem einfachen Modell von [Thggersen, 1998] gezeigt werden, dass
ein umlagefinanziertes Rentensystem mit einem konstanten Beitragssatz das
Lohnrisiko fiir die Individuen durch eine intergenerative Risikoverteilung im
Vergleich zu einer Situation ohne ein Rentensystem bzw. mit einem kapital-
gedeckten System verringern kann, sofern dieses Risiko jeweils eine gesamte
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Generation gleichmiBig betrifft. Die Folge ist auch hier ein positiver Wohl-
fahrtseffekt. Im Gegensatz dazu ist ein solcher Risikoausgleich in einem kapi-
talgedeckten System beziiglich des Lohnrisikos nicht moglich. Der Risikobegriff
muss deshalb, wenn man eine Sozialversicherung betrachtet, wie es das System
der Alterssicherung ist, weitergefaBt werden. Der Aquivalenzbegriff, dass der
Barwert der Einzahlungen dem Barwert der Auszahlungen entsprechen muss,
greift zu kurz, da er lediglich der ex post Betrachtung folgt.

Die Auswirkung der umlagefinanzierten Systeme auf das Arbeitsangebot
bleiben dennoch bestehen, da es sich sowohl bei der intragenerativen Umver-
teilung als auch bei der intergenerativen Risikoverteilung um ex ante Wirkun-
gen handelt. Haben die Individuen erst einmal einen bestimmten Lohn in der
Erwerbsphase realisiert, kommt es zu Moral Hazard Effekten. Ein wesentlicher
Bestandteil einer Reform der gesetzlichen Rentensysteme muss deshalb insbe-
sondere auf diese Anreizwirkung zielen. Deshalb werden im néchsten Kapitel
kurz einige mégliche Reformoptionen dargestellt.
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Kapitel 5
Optionen fiir eine Reform

Die demographische Entwicklung, wie sie sich in nahezu allen Léndern der
OECD abzeichnet, macht eine Reform der umlagefinanzierten gesetzlichen
Rentenversicherungssysteme unausweichlich. Allerdings konnte gezeigt werden,
dass ein Umstieg auf ein Kapitaldeckungsverfahren, wie es insbesondere bei
[Feldstein, 1996] und {Kotlikoff, 1995] gefordert wurde, aufgrund der Umstel-
lungskosten bzw. der Verletzung des Kriteriums der Pareto-Effizienz nur schwer
zu realisieren ist. Weitere Griinde, die gegen eine solche Umstellung sprechen,
wurden insbesondere von [Orszag, 1999] als Antwort auf das Drei-Saulen Kon-
zept der Weltbank in [Worldbank, 1994], welches ebenfalls eine stirkere Aus-
richtung auf eine kapitalgedeckte Alterssicherung vorsah, ausgefiihrt. Insbe-
sondere der Aspekt der Risikoverteilung spricht fiir eine Sozialversicherung,
die auch nach dem Prinzip des Umlageverfahrens finanziert wird. In einem
Kapitaldeckungsverfahren, das nach dem Prinzip der versicherungstechnischen
Aquivalenz aufgebaut ist, werden - sofern es keine anderen Umverteilungsme-
chanismen innerhalb des Systems gibt - insbesondere die Einkommensrisiken,
die in einem durch Umverteilungselemente geprigten System einer Sozialver-
sicherung durch die Allgemeinheit getragen werden und somit fiir das einzelne
Individuum minimiert werden, individualisiert. Eine strikte Ausrichtung der
Alterssicherung am Prinzip der versicherungstechnischen Aquivalenz, welches
unter der gegebenen demographischen Entwicklung mit einer héheren Wahr-
scheinlichkeit durch ein Kapitaldeckungsverfahren gewihrleistet werden kann,
ist deshalb nicht die Ideallésung hinsichtlich einer Reform der Alterssicherung,.
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190 KAPITEL 5. OPTIONEN FUR EINE REFORM

Dennoch bleibt das Problem der demographischen Entwicklung bestehen.
Die meisten Reformansitze, wie sie z.B. in [Feldstein, Siebert, 2002] skizziert
sind oder von [European Commission, 2001] vorgeschlagen wurden, gehen des-
halb in zwei Richtungen. Zum einen ist eine Reform bzw. eine Modifizierung
der bestehenden umlagefinanzierten Systeme und zum anderen eine Reform
durch eine Ergénzung der bestehenden Systeme durch kapitalgedeckte Elemen-
te vorgesehen. Die Modifikation der bestehenden umlagefinanzierten Systeme
verfolgt insbesondere zwei Ziele.

Die demographische Entwicklung ist auf der einen Seite durch niedrige Ge-
burtenraten gekennzeichnet und auf der anderen Seite durch einen Anstieg
der durchschnittlichen Lebenserwartung. Innerhalb der umlagefinanzierten Sy-
steme muss der steigenden Lebenserwartung eine besondere Aufmerksamkeit
geschenkt werden, indem das System dieser Entwicklung angepasst wird. Die
demographische Entwicklung hat jedoch auch zur Folge, dass sich der impli-
zite Steuersatz innerhalb des Systems erhéht. Dieser implizite Steuersatz hat
einen verstirkten Anreiz zum vorzeitigen Eintritt in den Ruhestand zur Fol-
ge, durch den das Rentensystem verstirkt belastet wird. Eine Modifikation
der umlagefinanzierten Rentensysteme muss deshalb auch dieser Entwicklung
Rechnung tragen, indem eine Anderung im System vorgenommen wird, so dass
das tatsdchliche Rentenalter steigt bzw. die Anzahl der Friihverrentungen ab-
nimmt.

Neben diesen Modifikationen, die innerhalb der bestehenden Systeme vorge-
nommen werden miissen, wird bei [European Commission, 2001] und
[Lindbeck, Persson, 2002] die Erginzung der umlagefinanzierten Systeme durch
kapitalgedeckte Systeme bzw. der Férderung zur Eigenvorsorge durch Erspar-
nisbildung als ein wesentlicher Schritt bei der Reform von Rentensystemen an-
gesehen. Der Grund fiir diesen Ansatz ist die hohere Demographieresistenz des
Kapitaldeckungsverfahren bezogen auf die Geburtenzahlen. Da der Produkti-
onsfaktor Kapital duflerst mobil ist und die meisten OECD Liinder beziiglich
des Faktors Kapital einen hohen Grad an Offnung aufweisen, ist ein Verfahren,
welches durch den Produktionsfaktor Kapital finanziert wird, in weit geringe-
rem Mafle von der inlindischen Entwicklung abhéngig, da ein einzelnes Land in
diesem Fall auch nur einen geringen Einflul auf den Weltkapitalmarkt ausiiben
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5.1. REFORMEN INNERHALB DES UMLAGEVERFAHRENS 191

diirfte. Ein weiterer Grund fiir die Einfithrung eines kapitalgedeckten Elements
in der Alterssicherung besteht in Anlehnung an [Merton, 1983] in einer stérke-
ren Risikodiversifizierung, da das Alterseinkommen in diesem Fall nicht allein
durch den Produktionsfaktor Arbeit getragen wird, wie dies in einem Um-
lageverfahren der Fall ist, sondern sowohl durch den Faktor Arbeit als auch
den Faktor Kapital gewihrleistet wird. Indem man die Alterssicherung auf
beide Produktionsfaktoren stiitzt, kann das Risiko, welches aus einem Schock
hinsichtlich eines der beiden Faktoren resultiert, durch den anderen Faktor
ausgeglichen werden.

In den folgenden beiden Abschnitten werden beide Reformansétze genauer
untersucht. Im ersten Abschnitt werden die Modifikationen innerhalb eines be-
stehenden umlagefinanzierten Systems betrachtet. Im zweiten Abschnitt wird
niher auf die Einfiihrung eines kapitalgedeckten Elements eingegangen werden,
wobei hier ein Hauptaugenmerk auf die Organisationsform geworfen wird.

5.1 Reformen innerhalb des Umlageverfahrens

Eine Reform der umlagefinanzierten Alterssicherungssysteme muss vor allem
an den zwei entscheidenden Verinderungen ansetzen, denen es gegeniibersteht.
Dies ist zum einen die in den letzten Jahren zu beobachtende Tendenz der
verstirkten Inanspruchnahme der Friihverrentung, was zur Folge hat, dass das
tatsdchliche Renteneintrittsalter deutlich unter dem vorgesehenen gesetzlichen
Renteneintrittsalter liegt. Diese Entwicklung verursacht Kosten fiir das System
auf der einen Seite durch die entgangenen Beitréige als Einnahmen und auf der
anderen Seite durch die Auszahlungen.! Dariiber hinaus betrifft dies zum ande-
ren die steigende Lebenserwartung der Individuen. Durch diesen Anstieg und
die damit verbundene Langlebigkeit der Individuen entstehen dem Rentensy-
stem ebenso Kosten aufgrund der langeren Rentenbezugsdauer. Es stellt sich
deshalb die Frage wie ein umlagefinanziertes Alterssicherungssystem an diese
Entwicklungen angepasst werden kann. Genau diese beiden Aspekte werden

!Dies gilt jedoch - wie bereits erwihnt - nur dann, wenn es keine aktuarischen Ren-
tenkiirzungen im Falle eines vorzeitigen Eintritts in den Ruhestand gibt
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192 KAPITEL 5. OPTIONEN FUR EINE REFORM

deshalb im Folgenden betrachtet, wobei die Mafinahmen im Zusammenspiel
durchaus auch eine Auswirkung auf beide Problemfelder haben kénnen.

5.1.1 Verlingerung der Lebensarbeitszeit

Wie bereits im Kapitel 3 gezeigt wurde ist die Bereitschaft zur Inanspruch-
nahme von Friihverrentung innerhalb der Altersklassen, die fiir diese in Fra-
ge kommen ziemlich hoch. Nur so lisst sich die vergleichsweise geringe Ar-
beitsmarktbeteiligung dieser Alterskohorten und die erhebliche Abweichung
zwischen dem gesetzlichen Renteneintrittsalter und dem tatséchlichen Ren-
teneintrittsalter erkliren. Diese Abweichung verursacht jedoch Kosten fiir das
System auf der einen Seite aber auch einen Verlust an potenziellem Sozialpro-
dukt. Da es sich hierbei nicht um ein Phidnomen handelt, welches lediglich im
deutschen System auftritt, sondern ein Problem darstellt, welches - wie aus
[Gruber, Wise, 1999] hervorgeht - in nahzu allen umlagefinanzierten Systemen
mehr oder weniger stark auftritt, wird in diesem Abschnitt untersucht, welche
MaBnahmen es gibt, die dazu fiihren, dass eine Erhohung des tatsdchlichen
Renteneintrittsalters erfolgen.

Mogliche Ursachen fiir die Inanspruchnahme der Friihverrentung sind viele
denkbar und wurden bereits im Kapitel 3 untersucht. Relevant fiir das Alters-
sicherungssystem sind allerdings nur diejenigen Einflussfaktoren, fiir welche die
institutionellen Gegebenheiten des Systems verantwortlich sind.? Der wesentli-
che Einflussfaktor, der durch das Rentensystem vorgegeben wird und die Ruhe-
standsentscheidung  beeinflusst, ist nach  [Breyer, Kifmann, 2001],
[Cremer, Pestieau, 2003] und [Sheshinski, 2003} in erster Linie die Hohe der im-
pliziten Steuer bzw. nach [Hassler, Lindbeck, 1997a] die marginale Aquivalenz
des Systems. Es wurde gezeigt, dass die marginale Aquivalenz in einem teilha-
bedquivalenten System immer hoher ist als in einem System, das dem Prinzip
der Grundsicherung folgt. Dies gilt je nach Gruppenzugehérigkeit auch fiir
die implizite Besteuerung innerhalb dieses Systems. Ein weiterer wesentlicher

2Alle anderen Einflussfaktoren wie z.B. die Gesundheit bzw. die physische Verfassung
der Arbeitnehmer haben zwar auch einen Einfluss auf die Ruhestandsentscheidung, kénnen
aber durch das Alterssicherungssystem nur bedingt beeinfluit werden. Deshalb werden diese
EinfluBfaktoren bei der Betrachtung nicht berticksichtigt.
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5.1. REFORMEN INNERHALB DES UMLAGEVERFAHRENS 193

Faktor, der die implizite Besteuerung eines umlagefinanzierten Rentensystems
beeinfluBt, ist die Differenz zwischen dem Lohnsummenwachstum und dem Ka-
pitalmarktzins. Je hoher diese Differenz ist, desto hoher ist auch der implizite
Steuersatz, wenn - wovon man ausgehen kann - das Lohnsummenwachstum ge-
ringer als der Kapitalmarkzins ist. Allerdings ist das Lohnsummenwachstum
ein Parameter, der fiir das Rentensystem exogen gegeben ist, d.h. die implizite
Steuer, die durch diese Differenz verursacht wird, kann durch eine Anderung
innerhalb des Systems nicht beeinfluit werden. Innerhalb eines Systems, wel-
ches einen vergleichsweise hohen impliziten Steuersatz aufweist, wie dies bei
einem Grundsicherungssystem aufgrund der Umverteilung der Fall ist, bietet
sich, wie von [Cremer, Pestieau, 2003] vorgeschlagen eine Staffelung in zwei
verschiedene Steuersétze an. Dies gilt in einem Modell zweier sich iiberlappen-
der Generationen, in dem die Individuen in zwei Perioden arbeiten, wobei sie
in der ersten Periode voll arbeiten® und in der zweiten Periode einen Teil ar-
beiten und den anderen Teil in den Ruhestand gehen und eine Rente erhalten.
Der Nachteil dieses Modells ist jedoch, dass die implizite Steuer durch die Dif-
ferenz zwischen dem Lohnsummenwachstum und dem Kapitalmarktzins keine
Beriicksichtigung findet.

Allerdings sind auch noch zwei weitere Alternativen, wie das Arbeitsange-
bot erhoht werden kann, im Gesprich. Dies sind zum einen anreizéiquivalente
Abschlige auf den vorzeitigen Ruhestand und zum anderen die Heraufsetzung
des Rentenalters. In einem Modell sich iiberlappender Generationen ist die
tatsachliche Wirkung der beiden Alternativen nur sehr schwer detailgetreu
abzubilden, da zumindest in einem Modell zweier sich iiberlappender Genera-
tionen das Renteneintrittsalter durch den Ubergang von der ersten Periode in
die zweite Periode klar bestimmt ist. Dennoch kann aber mit einem solchen
Modell die Wirkungsweise beziiglich der Anreize durchaus bestimmt werden.

Es sei deshalb wieder ein Modell zweier sich iiberlappender Generationen
gegeben. Die Individuen maximieren ihren Nutzen, der durch die folgende Nut-
zenfunktion abgebildet wird:

U=U (ch 241, _lt) (51)

3Innerhalb des Modells ist dies dadurch gekennzeichnet, dass das Arbeitsangebot in dieser

Periode auf 1 normiert ist.
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194 KAPITEL 5. OPTIONEN FUR EINE REFORM

Diese Nutzenfunktion soll wiederum die Eigenschaften der Konkavitéit und der
zweifachen stetigen Differenzierbarkeit aufweisen
Die Budgetrestriktionen fiir die beiden Perioden seien gegeben als:

Ct+ S = w,lt (1 - b) (52)

241 = 8¢ + P (5.3)

Die Rentenleistung soll in diesem Fall, in dem ein System mit einem konstanten
Beitragssatz gilt*, folgenden Wert annehmen:

Py=(1+g) (1+ne) bugl — o (1 - &) by (5.4)

Setzt man diesen Ausdruck in die Gleichung 5.3 ein und diese dann in die
Gleichung 5.2, erhélt man:

(1 + gt) (1 -+ nt) bwtlt + « (i - lt) b'wt
1+ 744

241
1+7m

a+ (5.5)

= w,lt (1 —b)+

In dieser Gleichung bezeichnet o den Abschlagsfaktor und [ eine vorgeschrie-
bene Mindestarbeitszeit. Ist die Mindestarbeitszeit hoher als die tatsichliche
Arbeitszeit, dann wird die Rente mit dem Produkt aus dem Faktor und dieser
Differenz gekiirzt. Entscheidet sich das Individuum linger zu arbeiten, dann
erhoht sich die Rentenleistung. In diesem Fall handelt es sich um eine Stéarkung
des Prinzips der Teithabedquivalenz.

Maximiert man die Nutzenfunktion 5.1 unter der Nebenbedingung 5.5 ,
dann ergibt sich als Optimalbedingung;:

U

e 14+ g¢) (14 ng) by abw;,

Bt (1 b) 4 5.6
—gg Wek ( ) + 1 + Te+1 1 + Tt+1 ( )

Aus dieser Optimalbedingung kann man erkennen, dass die Einfithrung ei-
nes Abschiagssystem zu einer Erhéhung des Arbeitsangebots um den Aus-
druck —li—’:&l— fiihrt. Man erkennt auflerdem, dass der maBgebliche Faktor fiir
die Erhéhung des Arbeitsangebots der Faktor « ist. Die Mindestarbeitszeit

hingegen iibt in diesem Fall keine Anreizwirkung aus.

4Die Anreizwirkung ist jedoch in einem System mit einem konstanten Rentenniveau ana-
log.
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Diese Erkenntnis ist hinsichtlich der derzeitigen Reformdebatte auch von
entscheidender Bedeutung. Denn es gilt festzuhalten, dass die Festsetzung je-
des Renteneintrittsalter einer gewissen Willkiir unterliegt. Allerdings hat die
Entscheidung welches Rentenalter man wihlt, einen entscheidenden Einfluss
auf die Leistungen in einem System mit einem konstanten Beitragssatz und
auf den Beitragssatz in einem System mit einem konstanten Rentenniveau.
Die Diskussion hinsichtlich der Frithverrentung ist hauptséchlich deshalb ent-
standen, weil durch die Inanspruchnahme die Relation zwischen den Beitrags-
zahlern und den Leistungsempfingern verschoben wurde, was in der Tendenz
einen Druck auf den Beitragssatz ausiibt. Allerdings gilt dabei auch zu beriick-
sichtigen, dass ein fritherer Renteneintritt in jedem teilhabidquivalenten System
immer auch mit niedrigeren Leistungen verbunden ist, so dass der Effekt der
Friihverrentung auf den Beitragssatz sehr gering sein diirfte.’

Ein System mit Abschligen fiihrt jedoch dazu, dass das Arbeitsangebot
erhoht wird, dadurch steigen auch die zukiinftigen Anspriiche an das Sy-
stem. Dies kann zu dem Effekt fithren, den [Breyer, Kifmann, 2001] beschrie-
ben haben, dass nimlich aufgrund dieser Erhéhung des Arbeitsangebots ein
kurzfristiger Entlastungseffekt auftritt, der aber in der Zukunft durch héhe-
re Anspriiche i{iberkompensiert wird, sodass dann ein héherer Beitragssatz
als in der Ausgangslage resultiert. Genau dieser Argumentation folgen auch
[Ohsmann, Stolz, Thiede, 2003], die eine genaue Zielfestlegung der Abschlige
in der deutschen Rentenversicherung fordern. Mit den beschriebenen Ab-
schldgen fiir die vorzeitige Inanspruchnahme einer Frithrente kénnen namlich
zwei Ziele verfolgt werden. Zum einen das Ziel der Beitragssatzstabilitit, in
diesem Fall sind aktuarisch faire Abschlige die passende Alternative, oder
zum anderen das Ziel der Erhdhung des Arbeitsangebots, in diesem Fall muss
man anreizkompatible Abschlige wihlen. Der Unterschied zwischen den beiden
Formen liegt darin, dass die versicherungstechnisch dquivalenten Abschlige le-
diglich auf die Stabilitdt des Systems zielen und deshalb so zu wihlen sind, dass
der Beitragssatz aufgrund der Friihverrentung nicht belastet wird, wihrend an-

5In Deutschland ist dieser Druck haptsichlich im Zuge der Wiedervereinigung entstan-
den als das System aufgrund von arbeitsmarktbedingter Frithverrentungen mit einer hohen
Anzahl von Leistungsempfingern konfrontiert war.
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reizkompatible Abschlége auf die Priiferenzstruktur der Individuen hinsichtlich
ihres Arbeitsangebots zielen. Der Effekt der anreizkompatiblen Abschlige ist
aber nicht notwendiger Weise eine Beitragsstabilitidt. Gegeben das Ziel der Bei-
tragssatzstabilitit sind demnach aktuarisch faire Abschlige zu wihlen. Folgt
man den Ausfiihrungen von [Ohsmann, Stolz, Thiede, 2003] ist dies fiir das
deutsche Rentensystem der Fall.

In der Optimalbedingung 5.6 hat man gesehen, dass das Renteneintrittsalter
auf das Verhalten der Individuen hinsichtlich der Arbeitsangebotsentscheidung
keinen Einfluss ausiibt.® Eine Erhohung des Rentenintrittsalters fiihrt demnach
gegeben die Priferenzen der Individuen nicht zu einer Erhéhung des Arbeits-
angebots. Dennoch iibt diese Erh6hung des Renteneintrittsalters einen Effekt
auf das System aus, denn ein hoheres Renteneintrittsalter erhht bei einem ge-
gebenen Arbeitsangebot den Abschlag auf die Rentenleistung. Es handelt sich
somit bei dieser Mafinahme um eine implizite Kiirzung der Rentenleistung,
Eine Kiirzung der Rentenleistungen wiederum hat einen senkenden Effekt auf
den Beitragssatz zur Folge. Verfolgt man demnach das Ziel der Beitragssatzsta-
bilitédt, dann fithrt eine Erh6hung der Mindestarbeitszeit aufgrund der implizi-
ten Senkung der Leistungen zu einer erh6hten Beitragssatzstabilitdt. Dennoch
kann ein solches Abschlagssystem innerhalb eines Grundsicherungssystems ei-
ne Erhohung des Arbeitsangebots bewirken. In einem solchen System ist die
Einfiihren eines Abschlagsfaktors auch 6konomisch sinnvoll, da man dadurch
die Ineffizienz des sich ansonsten einstellenden Nash Gleichgewichts mildern
kann und somit alle Individuen besser stellen kann.

Es lasst sich deshalb folgern, dass der Einsatz der beiden Alternativen da-
von abhiingt, welches Ziel man mit dem jeweiligen Instrument verfolgt. Ist das
Ziel die Erhohung des tatsdchlichen Arbeitsangebots, dann sind anreizkom-
patible Abschlige die adiquate Altenative. Verfolgt man hingegen das Ziel
der Beitragsstabilitit, dann ist eine Erh6hung der Mindestarbeitszeit die wir-
kungsvollere Alternative, da sie wie eine implizite Leistungskiirzung wirkt.

8Genau das gleiche Ergebnis kann man in einem Modell, wie es von Cremer [2003] ver-
wendet wird, zeigen.
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5.1.2 Verteilung der Kosten der Alterung

Nicht nur die Frithverrentung stellt einen Kostenfaktor fiir die umlagefinanzier-
ten Systeme der gesetzlichen Rentenversicherung dar sondern auch der sich in
der demographischen Entwicklung abzeichnende Anstieg der durchschnittli-
chen Lebenserwartung. Es ist zwar erfreulich, dass in den kommenden Jahren
und Jahrzehnten die Menschen im Durchschnitt unter vergleichsweise guten ge-
sundheitlichen Bedingungen immer linger leben werden, dennoch fiihrt dieser
Anstieg der Lebenserwartung bei einer konstant bleibenden Rentenbezugsdau-
er zu einer Verschlechterung der Finanzlage fiir das Rentensystem. Dies bedeu-
tet, dass es entweder zu einem Anstieg der Beitragssitze oder einer Kiirzung
der Rentenleistungen kommen muss. Entscheidet man sich dafiir, dass die Bei-
tragssitze steigen, handelt es sich bei dem Anstieg der Lebenserwartung um
einen wind-fall profit fiir die alten Generationen, da sie mehr Leistungen erhal-
ten. Die Kosten fiir diesen wind fall profit wird den erwerbstétigen Generatio-
nen aufgebiirdet. Kiirzt man hingegen die Beitriige wird dies unter Umsténden
zu einem Anstieg der impliziten Besteuerung fiir die betroffenen Generationen
fiithren. Es gilt deshalb zu hinterfragen, wie die Kosten, die durch den Anstieg
der Lebenserwartung verursacht werden, verteilt werden kénnen.

Der Unterschied zwischen den beiden Finanzierungsverfahren besteht le-
diglich darin, dass in einem Kapitaldeckungsverfahren die Kosten immer der
Generation auferlegt werden, die iiber die erhohte Lebenserwartung verfiigt,
wiahrend in einem Umlageverfahren ein intergenerativer Verteilungsspielraum
besteht. Dieser Verteilungsspielraum besteht zwischen den beiden Extrem-
punkten, dass entweder die ”verursachende” Generation durch niedrigere Ren-
tenleistungen die Kosten tragt oder die nachfolgende Generation durch hhere
Beitrage. Wie mit dem Problem der steigenden Lebenserwartung innerhalb
eines umlagefinanzierten Rentensystems umgegangen werden kann, zeigen vor
allem zwei Ansitze, wie sie auch bei [Jagob, Sesselmeier, 2001] gezeigt wer-
den. Bei beiden Anséitzen geht es im Wesentlichen um die Rentenanpassung
diese kann entweder durch eine kohortenspezifische Anpassung oder durch eine
allgemeine Anpassung der Rentenleistungen erfolgen.
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5.1.2.1 Kohortenspezifische Anpassung der Leistungen

Die kohortenspezifische Rentenanpassung erfolgt durch einen demographischen
Faktor wie er bei der schwedischen Rentenreform eingefiihrt wurde. Die um-
lagefinanzierte Rente im schwedischen System basiert auf den sogenannten
Notional Defined Contributions. Dies bedeutet, dass es sich um ein System
mit einem konstanten Beitragssatz handelt. In diesem System werden die Bei-
trége jedes Versicherten auf ein fiktives Konto verbucht und iiber die Dauer
der Erwerbsperiode dem realen Lohnwachstum angepasst. Uber die Dauer der
Erwerbstitigkeit sammelt ein Individuum dann einen Betrag an, der, wenn es
zur Ruhestandsentscheidung kommt, iiber die Dauer der restlichen Lebenser-
wartung verteilt wird.

Die Berechnung der "Leibrente”, die durch dieses System resultiert, wird
nach [Palmer, 1999b] folgendermafien vorgenommen. Ausgangspunkt bildet die
Uberlebenswahrscheinlichkeit eines Individuums. Die Uberlebenswahrschein-
lichkeit eines Individuums mit einem bestimmten Alter sei gegeben als h =
1 — w.” Aus diesen Uberlebenswahrscheinlichkeiten wird folgende Funktion z
konstruiert:

z(d)=z(d—1)h(d) (5.7)

Wobsei d fiir das jeweilige Alter steht. Die Funktion z stellt im Prinzip nichts an-
deres dar als die akkumulierten Uberlebenswahrscheinlichkeiten in Abhingig-
keit vom Alter, in dem sich ein Individuum befindet.

Diese Funktion bildet die Ausgangsbasis fiir den sogenannten G Wert, der
wiederum ein wesentlicher Bestandteil der Rentenberechnung ist. Dieser setzt
sich zusammen aus der Summe aller Werte fiir z iiber alle N Generationen, in
denen noch ein Indviduum am Leben ist, und wird durch den z Wert fiir das
Individuum im Alter d dividiert:

N
Gy = Lima Tt (5.8)
T4

Dieser Faktor wird dann noch um einen Wachstumsfaktor ¢ angepasst, der
die rale Wachstumsrate der versicherungspflichtigen Einkommen widerspiegelt.

"Im Umkehrschluss entspricht der Wert @ dann der Sterbewahrscheinlichkeit eines Indi-
viduums dieses Alters.
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5.1. REFORMEN INNERHALB DES UMLAGEVERFAHRENS 199

Dies ergibt dann denn angepafiten G-Faktor:

TNzl 48 W9
= -

G4 (5.9

Dieser G-Faktor spiegelt die Lebenserwartung eines Individuums der Altersko-
horte d wider und beriicksichtigt iiber die Restlebensdauer bei Eintritt in den
Ruhestand das reale Lohnwachstum.

Beim Eintritt in den Ruhestand sind fiir ein spezielles Individuum seine
speziellen Einzahlungen iiber die seine gesamte Erwerbsdauer inklusive der
realen Lohnanpassung auf dem fikitiven Beitragskonto als Wert C gegeben.
Dieser Wert C wird beim Eintritt in den Ruhestand durch den G -Faktor
dividiert, so dass man die umlagefinanzierte ”Leibrente” dieses Individuums

erhilt:
C

Gai

Der Ausdruck der Leibrente ist in diesem Fall fast erfiillt, da das Individuum

a (5.10)

einen Rentenbetrag erhilt, der sowohl die Lebenserwartung kohortenspezifisch
beriicksichtigt und einen festen Auszahlungsbetrag iiber die Restlebensdau-
er garantiert. Im Gegensatz zu einer kapitalgedeckten Leibrente besteht der
wesentliche Unterschied jedoch darin, dass die Beitrdge nicht mit dem Ka-
pitalmarktzins sondern lediglich mit dem Lohnwachstum ”verzinst” werden.
Abschlieflend 148t sich diese Anpassungsregel jedoch in die typische Wirkungs-
weise fiir ein System mit einem festen Beitagssatz einordnen. Denn wie bereits
festgestellt, konnen durch keine Rentenreform die Kosten des Anstiegs der Le-
benserwartung wegreformiert werden, es stellt sich lediglich die Frage, wie diese
Kosten verteilt werden. Im Fall der schwedischen Rentenreform werden die Ko-
sten der ansteigenden Langlebigkeit immer der Generation auferlegt, die fiir
diese Kosten auch verantwortlich ist. Allerdings kann dieses System mit einem
konstanten Beitragssatz aufrechterhalten werden und hat nach [Palmer, 1999a)
noch einen positiven Anreizeffekt beziiglich der Ruhestandsentscheidung.

5.1.2.2 Allgemeine Anpassung der Renten

Neben der kohortenspezifischen Anpassung der Rentenleistungen ist aber auch
eine allgemeine Anpassung der Altersrenten an die steigende Lebenserwartung
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200 KAPITEL 5. OPTIONEN FUR EINE REFORM

denkbar. Ein solche Anpassung war durch Rentenreform 1999 in Deutschland
vorgesehen. Der Grundgedanke dieser Rentenanpassung war die Verteilung
der Kosten, die aus dem Anstieg der Lebenserwartung resultierten, auf alle
Generationen. Das Ziel, das mit dieser Anpassung verfolgt wurde, war eine
Dampfung des Beitragsatzanstiegs. Dies entspricht insofern der Logik der ge-
setzlichen Rentenversicherung in Deutschland, da es sich bei diesem Sytem
weitestgehend um ein System mit einem konstanten Rentenniveau handelt.®

Im deutschen System wird die individuelle Monatsrente - zumindest nach
dem Stand der damaligen Reform - auf der Grundlage der Beitriige berechnet.
Ein Beitragszahler, der genau den Durchschnittslohn verdient erhilt demnach
fiir seine Beitragszahlungen einen persénlichen Entgeltpunkt fiir ein Beitrags-
jahr. Diese Entgeltpunkte werden dann iiber die gesamte Erwerbsphase akku-
muliert. Die Rente wurde dann aus der Summe der personlichen Entgeltpunk-
te, einem Rentenartfaktor und dem Rentenzugangsfaktor berechnet. Eine Ren-
tenanpassung erfolgte iiber den aktuellen Rentenwert, der die Lohnentwicklung
berticksichtigte. Die Anpassung an die Lebenserwartung erfolgt nun allgemein,
indem zusitzlich zu dem aktuellen Rentenwert, der die Renten an die Lohn-
entwicklung anpafit, ein Faktor beriicksichtigt wird, der die Rentenleistungen
- wie dies bei [Riirup, 1998] niher ausgfiihrt wird - an die Entwicklung der
durchschnittlichen (Rest-)Lebenserwartung anpafit. Allerdings war diese An-
passung in der Rentenreform 1999 nur halftig vorgesehen.

Die Konsequenz dieses demographischen Faktors wire gewesen, dass es
durch die hilftige Anpassung der Rentenleistungen an die Entwicklung der
allgemeinen durchschnittlichen (Rest-)Lebenserwartung zu einer Senkung des
Rentenniveaus gekommen wire. Dies bedeutet eine Kiirzung der Leistungen,
im Unterschied zu dem kohortenspezifischen Faktor wiren in diesem Fall aber
alle Renter im gleichen Ausmafl von der Rentenkiirzung betroffen, d.h. die Ko-
sten, die dem Rentensystem durch den Anstieg der (Rest-)Lebenserwartung
enstanden wiren, werden bei diesem Faktor nicht einer Alterskohorte eindeu-
tig zugeordnet sondern allen Generationen, die sich im Ruhestand befinden

8Dies gilt zwar nicht strikt, da auch in Deutschland das Rentenniveau iiber die Zeit
Schwankungen unterworfen war, aber es gilt insofern, da sich im deutschen System in der
Regel der Beitrag immer an den Ausgaben orientiert und nicht das Rentenniveau an den
Einnahmen.
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5.2. TEILKAPITALDECKUNG 201

gleichermaBen. Auf der anderen Seite, da die Rentenkiirzung jedoch nur half-
tig vorgenommen worden wiire, hiitte der weitere Anstieg der Lebenserwartung
auch einen weiteren Anstieg des Beitragssatzes zur Folge gehabt, der aber auf-
grund der Kiirzung der Leistungen gedampft ausgefallen wére.

Es bleibt in diesem Fall festzuhalten, dass dieser demographische Faktor
eine Verteilung der Kosten des Anstiegs der Lebenserwartung sowohl auf die
Rentnergenerationen als auch auf die erwerbstétigen Generationen vorgesehen
hdtte. Im Gegensatz zum kohortenspezifischen Faktor hitte demnach keine
eindeutige Zurodnung zu der Generation stattgefunden, die diese Kosten ver-
ursacht. Dies ist aber in einem System dann nicht méglich, wenn es ein kon-
stantes Renteniveau verspricht, da eine solche Zuordnung nur in einem System
erfolgen kann, das mit einem konstanten Beitragssatz operiert.

5.2 Teilkapitaldeckung

Es konnte gezeigt werden, dass ein pareto-effizienter Ubergang von einem Um-
lageverfahren zu einem kapitalgedeckten System nicht méglich ist. Dariiber
hinaus wurde auch gezeigt, dass aus Griinden der intergenerativen Risikover-
teilung durch ein Umlageverfahren, welches nach dem Prinzip eines konstanten
Beitragssatzes organisiert ist, positive Wohlfahrtseffekte erzielt werden kénnen.
AuBerdem kann auch eine intragenerative Umverteilung ex ante positive Wohl-
fahrtseffekte nach sich ziehen. Aus diesem Grund ist es 6konomisch gerechtfer-
tigt ein umlagefinanziertes System beizubehalten. Der Blick auf die versiche-
rungstechnische Aquivalenz aus einer reinen ex post Sicht greift zu kurz, da
eine Abweichung von der versicherungstechnischen aber auch der marginalen
Aquivalenz ex ante zu Wohlfahrtsgewinnen fiihrt.

Die erste Reformoption besteht demnach darin, ein Umlageverfahren mit
einem konstanten Beitragssatz zu installieren, damit die intergenerative Risi-
koverteilung gewihrleistet wird, wobei diéses System auch aus intragenerativen
Risikogriinden durchaus einen bestimmten Anteil an intragenerativer Umver-
teilung zulassen kann. Die Anreizeffekte auf dem Arbeitsmarkt, die durch die-
ses Abweichen von der marginalen Aquivalenz bestehen, kénnen dann durch die
Festsetzung eines Mindestarbeitsangebots und anreizkompatiblen Abschligen,
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202 KAPITEL 5. OPTIONEN FUR EINE REFORM

falls ein Abweichen von diesem Mindestarbeitsangebot vorliegt, ausgeglichen
werden.

Allerdings ist dadurch noch nicht der Anreizeffekt, der durch die implizite
Besteuerung, die eine Folge der demographischen Entwicklung ist, behoben.
Dieser Effekt kann innerhalb eines Umlageverfahrens auch nicht beseitigt wer-
den. Aus diesem Grund ist die Einfiihrung eines kapitalgedeckten Ergédnzung
zu einem Umlageverfahren sinnvoll. Da die demographische Entwicklung - wie
sie sich abzeichnet - verhéltnismaBig sicher ist, kann eine Teilkapitaldeckung
in diesem Fall bezogen auf die Generationen, die von ihr in der Zukunft be-
troffen sein werden, diesen Effekt abfedern. Auch aus Risikoaspekten kann
die Einfiihrung einer Teilkapitaldeckung einen erheblichen Vorteil bieten. Die
Einfithrung einer Teilkapitaldeckung kann aus zwei Griinden eine Wohlfahrts-
verbesserung erbringen. Der erste Grund ist eine Risikodiversifizierung wie
sie von [Merton, 1983] angefiihrt wird. Aus Riskoaspekten kann es durchaus
sinnvoll sein die Rentenleistungen nicht nur auf einen Produktionsfaktor zu
stiitzen, welcher bei einem Umlageverfahren der Faktor Arbeit ist und bei
einem Kapitaldeckungsverfahren der Faktor Kapital. Diese Form des Risiko-
hedgings wiirde bedeuten, dass Zeiten mit einer niedrigen Rendite des Umla-
geverfahrens verursacht durch ein niedriges Lohnwachstum durch die Rendite
des Kapitaldeckungsverfahren gegeben durch den Zinssatz ausgeglichen wird.
Allerdings muss hierbei einschrinkend angefiihrt werden, dass dies dann und
nur dann gilt, wenn die Entwicklung dieser beiden Variablen innerhalb einer
Volkswirtschaft nicht positiv miteinander korreliert sind. Dennoch folgen auch
[Sinn, 1999a] und [Sinn, 1999b] einer dhnlichen Argumentation, indem ein Er-
satz des ausfallenden Human Kapitals durch Realkapital zur Finanzierung der
Alterssicherung gefordert wird.

Allerdings weist ein Kapitaldeckungsverfahren einen weiteren positiven Ef-
fekt auf, der als internationales Risk Sharing insbesondere von [Shiller, 1999]
angefiihrt wird. Im Gegensatz zu einem Umlageverfahren, welches immer vom
inldndischen Wachstum abhingt, da es sich nur auf den inléndischen Pro-
duktionsfaktor Arbeit stiitzt, ist ein Kapitaldeckungsverfahren, da sich dieses
Verfahren nicht nur auf das einheimische Kapital stiitzen muss und der Fak-
tor Kapital einen hohen Grad an Mobilitit aufweist, von der wirtschaftlichen

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



5.2. TEILKAPITALDECKUNG 203

Entwicklung im Inland unabhéngiger.® Durch ein Kapitaldeckungsverfahren
kann deshalb ein internationales Risk Sharing erfolgen, was sich hinsichtlich
der Rentenhohe risikomindernd auswirkt und deshalb zu einer Wohlfahrts-
erhohung fiihrt.

Es gilt dann zu hinterfragen wie ein solches System organisiert werden soll.
Dazu gibt es vielfiltige Losungen. Eine mogliche Reformalternative wurde in
Schweden entwickelt. Das reformierte schwedische Rentensystem basiert auf
einem Umlageverfahren mit einem festen Beitragssatz in Héhe von 16 v.H. des
Bruttolohns. Dariiber hinaus wird noch ein Beitragssatz in der Hohe von 2
v.H. des Bruttolohns fiir ein kapitalgedecktes System verwendet. In der Sum-
me weist dieses System nun folgende Eigenschaften auf: Zum einen wird ein
intergenerativer Risikoausgleich durch das umlagefinanzierte System mit fe-
stem Beitragssatz erreicht und zum anderen kann durch den kapitalgedeckten
Anteil eine erhohte aktuarische Aquivalenz gewihrleistet werden.

Einen anderen Ansatz hinsichtlich der Reform des Rentensystems wurde
in Deutschland vorgenommen. Hier wurde verbunden mit dem Namen des
damaligen Ministers fiir Arbeit und Soziales Riester, ein System geschaffen,
welches Anreize zur privaten freiwilligen Ersparnisbildung gewéhrleisten soll.
Dieses System besteht im wesentlichen aus einer steuerfinanzierten Subven-
tion, die an die Ersparnisbildung gebunden ist.!® Dieses System der subven-
tionierten Ersparnisbildung kann, wie [Konrad, Wagner, 2000] zeigen, zu dem
erwiinschten Effekt fithren, wenn die Individuen die Subvention als Lump-
Sum-Subvention auffassen. Da diese Subvention jedoch aus Steuermitteln ge-
zahlt wurde, muss man davon ausgehen, dass diese Besteuerung wiederum
zu einem Excess Burden auf einem anderen Markt fiihrt, so dass die wohl-
fahrtstheoretische Wirkung nicht ganz eindeutig ist, da auf der einen Seite
ein Wohlfahrtsgewinn durch die Subventionierung zu verzeichnen ist und ein
Wohlfahrtsverlust durch die Besteuerung auf der anderen Seite. Ein solches

9Es ist nicht vollstandig unabhigig von der inléndischen Entwicklung. Die Beitrige an das
Verfahren hiingen natiirlich ebenso von der wirtschaftlichen Entwicklung ab. Unabhéngigkeit
von der inléndischen wirtschaftlichen Entwicklung besteht aber hinsichtlich der Rendite des

Verfahrens.
10Wobei die subventionierte Ersparnisbildung hier nicht génzlich frei war, sondern als

forderungsfihige Rentenprodukte ausgewiesen sein mufiten.
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204 KAPITEL 5. OPTIONEN FUR EINE REFORM

System ist demnach dann und nur dann eine Wohlfahrtsverbesserung, wenn
der Excess Burden aus der Besteuerung niedriger ist als der Wohlfahrtsgewinn
durch die Subventionierung. Durch die Subventionierung entsteht aber nicht
nur ein allokativer Effekt sondern auch ein Umverteilungseffekt. Geht man da-
von aus, dass die Einkommen innerhalb einer Volkswirtschaft ungleich verteilt
sind, dann kann ein solches System durchaus einen Effekt erzielen, indem dieje-
nigen Individuen, die bisher keine oder nur wenige Ersparnisse gebildet haben,
zur Ersparnisbildung motiviert werden.

Abschlielend fiihrt ein teilkapitalgedecktes Alterssicherungssystem zu einer
Starkung des Aquivalenzprinzips, wie dies auch bei [Lindbeck, Persson, 2002]
gezeigt wird. Dadurch werden die verzerrenden Effekte, die aufgrund eines
Abweichens vom Prinzip der Aquivalenz entstehen reduziert. Ein Lésung fiir
das deutsche System wire eine Reform in Anlehnung an die schwedische Ren-
tenreform, indem man analog wie der Vorschlag von [BMWI, 1998] den Bei-
tragssatz auf einem festgelegten Niveau fixiert und ein kapitalgedecktes System
hinzufiigt. Da ein umlagefinanziertes System mit einem konstanten Beitrag das
Einkommensrisiko intergenerativ verteilen kann und somit zu einer Risikomin-
derung fiihrt und ein kapitalgedecktes Element das Prinzip der Aquivalenz in
hoherem Mafle gewahrleistet, sodass allokative Verzerrungen insbesondere auf
dem Arbeitsmarkt reduziert werden.

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



Kapitel 6
Schlufibemerkung

Aufgrund der demographischen Entwicklung, wie sie sich in Deutschland aber
auch in den meisten anderen Mitgliedsstaaten der OECD abzeichnet, entfernen
sich die umlagefinanzierten Systeme der gesetzlichen Alterssicherung immer
mehr vom Prinzip der versicherungstechnischen Aquivalenz, da die Differenz
zwischen der internen Rendite des Umlageverfahrens, die vom Bevolkerungs-
wachstum abhéngt, immer mehr vom Kapitalmarktzins abweicht. Die Folge
ist bei der gegeben demographischen Entwicklung, dass in einem System mit
einem konstanten Beitragssatz die Leistungen auf Dauer sinken miissen oder in
einem System mit einem konstanten Leistungsniveau der Beitragssatz steigen
muss. Auf Dauer verursacht diese Entwicklung eine immer gréBer werdende
Differenz zwischen den geleisteten Beitrigen und den empfangenen Leistun-
gen. Diese Abweichung fiihrt, wenn man den Kapitalmarktzins als Benchmark
verwendet, zu einer impliziten Besteuerung innerhalb der gesetzlichen Altersi-
cherung, die wiederum zu Verzerrungswirkungen auf dem Arbeitsmarkt fiihren,
welche sich hauptséichlich im Phinomen der Frithverrentung duflern. Diese Ver-
zerrungwirkung ist umso hoher je hoher der implizite Steuersatz ist. Demnach
weist innerhalb der verschiedenen Formen der umlagefinanzierten Systeme ein
teilhabédquivalentes System gegeniiber einem System, welches das Prinzip der
Grundsicherung verfolgt, immer die hdheren Effizienzeigenschaften auf, da es
einen geringeren impliziten Steuersatz zur Folge hat. Die Erhohung des im-
pliziten Steuersatzes in einem Grundsicherungssystems kommt aufgrund der
intragenerativen Umverteilung innerhalb dieses Systems zustande. Genau diese
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206 KAPITEL 6. SCHLUSSBEMERKUNG

Umverteilung fiihrt dazu, dass die Individuen eine Grundrente als Lump-Sum-
Subvention ansehen, was wiederum ein Trittbrettfahrerverhalten induziert und
zu einem ineflizient niedrigen Arbeitsangebot fiihrt.

Im Gegensatz zu einem umlagefinanzierten System weist ein kapitalgedeck-
tes System immer die Eigenschaft der versicherungstechnsichen Aquivalenz auf,
da es das Lebenseinkommen der Individuen nicht verdndert und somit auch
keine Verzerrungswirkungen verursacht. Genau dieser Umstand fiithrt dazu,
dass in der Debatte iiber eine Reform der gesetzlichen Alterssicherungssyste-
me immer wieder ein Ubergang von den umlagefinanzierten zu einem kapi-
talgedeckten Alterssicherungssystem gefordert wird. Allerdings ist eine solche
Reform aus einigen Griinden nicht mit dem Kriterium der Pareto-Effizienz zu
vereinbaren. Es konnte gezeigt werden, dass ein Ubergang von einem Umlage-
verfahren zu einem kapitalgedeckten System allein aufgrund der Ubergangsko-
sten, die als Kompensation bei einem Systemwechsel geleistet werden miissen,
das Prinzip der Pareto-Effizienz verletzt. Es sind aber nicht nur die Ubergangs-
kosten, die einen solchen Systemwechsel aus wohlfahrtstheoretischen Uberle-
gungen verhindern. Da ein Rentensystem mit einem konstanten Beitragssatz
das Einkommensrisiko der Individuen durch einen intergenerativen Risikoaus-
gleich verringert, wird durch ein solches System ein hoheres Wohlfahrtsniveau
erreicht als durch ein kapitalgedecktes System. Dariiber hinaus kann auch ei-
ne intragenerative Umverteilung und somit eine Verletzung des Aquivalenz-
prinzips, wenn man es auf die Gegeniiberstellung von Beitragszahlungen und
Leistungsempfang reduziert, zu einer Wohlfahrtserhthung fiihren, da es das
Einkommensrisiko ex ante reduziert. Einen dhnlichen Gedankengang, dass ein
Grundsicherungssystem positive Wohlfahrtseffekte ausiibt, obwohl es nicht der
aktuarischen Aquivalenz folgt, wurde von [Breyer, Kolmar, 1998] verfolgt. Ihre
Untersuchung zielt aber weniger auf den individuellen Gedanken einer Versi-
cherung gegen das Einkommensrisiko sondern vielmehr auf das politische Mo-
tiv der Armutsvermeidung.

Ein Alterssicherungssystem kann also nicht nur auf ein einfaches Sparmodell
reduziert werden, da die Individuen Risiken ausgesetzt sind, die es abzusichern
gilt. Genau diese Absicherung erfolgt in einer Sozialversicherung. Zum einen
durch die intragenerative Umverteilung und zum anderen durch einen interge-
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nerativen Risikoausgleich. Allerdings handelt es sich hierbei um eine ex ante
Wohlfahrtserhthung, d.h. zu einem Zeitpunkt bevor die Individuen in das Er-
werbsleben eintreten. Wie die meisten anderen Versicherungen auch produziert
aber auch das Alterssicherungssystem den Anreiz zum Moral Hazard Verhal-
ten, das sich dann in der Verzerrungwirkung auf dem Arbeitsmarkt duflert.

Diesem Verhalten kann jedoch dadurch entgegengewirkt werden, indem man
Abschlége innerhalb des Systems einfiihrt, die bei einer Abweichung von ei-
nem festgelegten Mindestarbeitsniveau zum Tragen kommen. Diese Abschlige
fiihren zu einer Stirkung der marginalen Aquivalenz und haben somit einen po-
sitiven Effekt auf das Arbeitsangebot. Dariiber hinaus ist auch die Einfithrung
einer Teilkapitaldeckung in der Alterssicherung eine Alternative. Auch dies
wiirde zu einer Stirkung des Aquivalenzprinzips fiihren. Des weiteren ist es
durch ein solches System zusitzlich moglich, das Risiko hinsichtlich der Héhe
des Alterseinkommens zu reduzieren, indem man ein internationales Risk Sha-
ring betreibt. Ein System, wie es kiirzlich in Schweden eingefiihrt wurde, mit
einem umlagefinanzierten Teil, einem konstanten Beitragssatz und einem ka-
pitalgedeckten Teil ist aus wohlfahrtsékonomischen Griinden eine optimale
Lésung,.

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



Literaturverzeichnis

[Aaron, 1966] Aaron, Henry, 1966, The Social Insurance Paradox, Canadian
Journal of Economics and Political Science, 32, 371-374

[Abel, 2003] Abel, Andrew, 2003, The Effects of a Baby Boom on Stock Prices
and Capital Accumulation in the Presence of Social Security, Econome-
trica, 71, 551-571

[Abel, 2001] Abel, Andrew, 2001, Will Bequests Attenuate the Predicted Melt-
down in Stock Prices when Baby Boomers Retire?, NBER Working Paper
8131

[Akerlof, 1970] Akerlof, G., 1970, The markets for lemons: Qualitative uncer-
tainty and the market mechanism, Quarterly Journal of Economics, 84,
488-500

[Antolin, Scarpett, 1998] Antolin, Pablo, Stefano Scarpett, 1998, Microecono-
metric Analysis of Retirement Decision: Germany, OECD Ageing Working
Papers, No. 1.6

[Atkinson, 1987] Atkinson, Anthony, 1987, Income Maintenance and Social
Insurance, in Alan J. Auerbach, Martin Feldstein (Hrsg.): Handbook of
Public Economics, vol. II, 779-889, Elsevier Science Publishers, North
Holland

[Barr, 1993] Barr, Nicholas, 1993, The Economics of the Welfare State, 1. Auf-
lage, Oxford University Press, Oxford

[Barro, Friedman, 1977] Barro, Robert, James W. Friedman, 1977, On Uncer-
tain Lifetimes, Journal of Political Economy, 85, 843-849
Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6

Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



LITERATURVERZEICHNIS 209

[Barro, 1974] Barro, Robert, 1974, Are Government Bonds Net Wealth?, Jour-
nal of Political Economy, 82,1095-1117

[Bird, 2001] Bird, Edward, 2001, Does the welfare state induce risk-taking?,
Journal of Public Economics, 80, 357-383

[Boadway, Leite-Monteiro, Marchand, Pestieau 2002] Boadway, Robin, Ma-
nuel Leite-Monteiro, Maurice Marchand, Pierre Pestieau, 2002, Social
Insurance and Redistribution with Moral Hazard and Adverse Selection,
Discussion Paper, http://qed.econ.queensu.ca/pub/faculty /boadway

[Bérsch-Supan, 2000] Bérsch-Supan, Axel, 2000, Rentabilitdtsvergleiche im
Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren: Konzepte, empirische Ergebnis-
se, sozialpolitische Konsequenzen, Beitrige zur angewandten Wirtschafts-
forschung, No. 585-00, Insitut fiir Volkswirtschaftslehre und Statistik, Uni-
versitit Mannheim

{Borsch-Supan, Schnabel, 1999] Bérsch-Supan, Axel, Reinhold, Schnabel,
1999, Social Security and Retirement in Germany, in J. Gruber and D.
Wise (Hrsg.): Social Security and Retirement around the World, S. 135-
180, University of Chicago Press

[Bérsch-Supan, 1998] Borsch-Supan, Axel, 1998, Zur deutschen Diskussion ei-
nes Ubergangs vom Umlage- zum Kapitaldeckungsverfahren in der Ge-
setzlichen Rentenversicherung, Sonderforschungsbereich 504, Universitat
Mannheim, Diskussionspapier Nr. 98-41

[Bérsch-Supan, 1992] Bérsch-Supan, Axel, 1992, Population Aging, Social Se-
curity Design, and Early Retirement, Journal of Institutional and Theo-
retical Economics, 148, 533-557

[Bohn, 2001] Bohn, Henning, 2001, Retirement Savings in an Aging Society:
A Case for innovative Gevernment Debt Management, CESifo Working
Paper No. 494

[Bohn, 1999] Bohn, Henning, 1999, Social Security and Demographic Uncer-
tainty: The Risk Sharing Properties of Alternative Policies, NBER Wor-
king Paper 7030

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



210 LITERATURVERZEICHNIS

[Borgmann, Krimmer, Raffelhiischen, 2001] Borgmann, Christoph, Pascal
Krimmer, Bernd Raffelhiischen, 2001, Rentenreformen 1998-2001: eine
(vorldufige) Bestandsaufnahme, Diskussionsbeitrag 92/01, Institut fiir
Finanzwissenschaft der Albert-Ludwigs-Universitit Freiburg im Breisgau

[Brauninger, 1998] Brauninger, Michael, 1998, Rentenversicherung bei un-
sicherer Lebenszeit, Jahrbiicher fiir Nationalokonomie und Statistik,
217,701-717

[Breyer, Kifmann, 2001] Breyer, Friedrich, Mathias Kifmann, 2001, Incentives
to retire later - a solution to the social security crisis?, DIW Discussion
Paper No. 266

[Breyer, Kolmar, 1998] Breyer, Friedrich, Martin Kolmar, 1998, Sozialpolitik
und Verteilung: Ist Aquivalenz effizient, effektiv und stabil?, in B. Gah-
len, H. Hesse, H.J. Ramser (Hrsg.): Verteilungsprobleme der Gegenwart,
Diagnose und Therapie, 255-287, J.C.B. Mohr (Paul Siebeck), Tiibingen

[Breyer, 1997) Breyer, Friedrich, 1997, Sind ”#quivalente” Renten fair?, in
Hauser (Hrsg.): Reform des Sozialstaats, 169-180, Duncker und Humblot,
Berlin

[Breyer, 1990a] Breyer, Friedrich, 1990a, Okonomische Theorie der Alterssi-
cherung, Vahlen, Miinchen

[Breyer, 1990b] Breyer, Friedrich, 1990b, Das Aquivalenzprinzip in der Ren-
tenversicherung aus wohlfahrtsékonomischer Sicht, Finanzarchiv, NF 48,
127-142

[Breyer, 1989] Breyer, Friedrich, 1989, On the Intergnerational Pareto Efficien-
cy of Pay-as-you-go Financed Pension System, Journal of Institutional and
Theoretical Economics, 145, 643-658

[Brooks, 2000] Brooks, Robin, 2000, What will happen to Financial Markets
when the Baby Boomers Retire?, IMF Working Paper WP/00/18

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



LITERATURVERZEICHNIS 211

[Brunner, Pech, 2001] Brunner, Johann, Susanne Pech, 2001, Adverse Selecti-
on in the annuity market when Payoffs vary over the Time of Retireme-
ment, CESifo Working Paper No. 412

[Brunner,1996] Brunner, Johann, 1996, Transition from a Pay-as-you-go to a
fully funded pension system: The case of differing individuals and intra-
generational fairness, Journal of Public Economics, 60, 131-146

[Brunner, 1994] Brunner, Johannn, 1994, Redistribution and the Efficiency of
the Pay as you go Pension System, Journal of Institutional and Theoretical
Economics, 150, 511-523

[BMWI, 1998] Bundesministerium fiir Wirtschaft, 1998, Grundlegende Re-
form der gesetzlichen Rentenversicherung, Gutachten des wissenschaftli-
chen Beirats beim Bundesministerium fiir Wirtschaft, BMWI Studienreihe
Nr. 99

[Burbidge, Robb, 1980] Burbidge, John B., A. Leslie Robb, 1980, Pensions and
Retirment Behaviour, Canadian Journal of Economics, 13, 421-437

[Casamatta, Cremer, Pestieau, 2000] Casamatta, Georges, Helmuth Cremer,
Pierre Pestieau, 2000, The Political Economy of Social Security, Scandi-
navian Journal of Economics, 102, 503-522

[Casarico, 1998] Casarico, Alessandra, 1998, Pension Reform and Economic
Performance under imperfect Capital Markets, Economic Journal, 108,
344-362

[Conde-Ruiz, Profeta, 2002] Conde-Ruiz, J. Ignacio, Paola Profeta, 2002,
What Social Security: Beveridgean or Bismarckian?, Working Paper of
the Universitat Pompeu Fabra, Barcelona

[Crawfod, Lilien, 1981] Crawford, Vincent, David Lilien, 1981, Social Security
and the Retirement Decision, Quarterly Journal of Economics, 95, 505-529

[Cremer, Pestieau, 2003] Cremer, Helmuth, Pierre Pestieau, 2003, The double
dividend of postponing retirment, IDEI University of Toulouse, Working
Paper No. 08/03

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



212 LITERATURVERZEICHNIS

[Cremer, Pestieau, 2001] Cremer, Helmuth, Pierre Pestieau, 2001, Social Ins-
urance Competition between Bismarck and Beveridge, CORE Discussion
Paper 01/31

[Cremer, Pestieau, 1996] Cremer, Helmuth, Pierre Pestieau, 1996, redistribu-
tive Taxation and Social Insurance, International Tax and Public Finance,
3, 281-295

{Davies, 1981] Davies, James, 1981, Uncertain Lifetime, Consumption, and
Dissaving in Retirment, Journal of Political Economy, 89, 564-57

[Diamond, Hausman, 1984] Diamond, Peter, J.A. Hausman, 1984, Individual
Retirement and Savings Behaviour, Journal of Public Economics, 23, 81--
114

{Diamond, Mirrlees, 1978] Diamond, Peter, J. A. Mirrlees, 1978, A Model of
Social Insurance with variable Retirement, Journal of Public Economics,
10, 295-336

[Diamond, 1977] Diamond, Peter, 1977, A Framework for Social Security Ana-
lysis, Journal of Public Economics, 8, 275-298

[Diamond, 1965] Diamond, Peter, 1965, National Debt in a Neoclassical Grow-
th Model, American Economic Review, 55, 1126-1150

[Disney, 2000] Disney, Richard, 2000, Crises in Public Pension Programmes in
OECD: What are the reform options?, Economic Journal, 110, F1-F23

{Eaton, Rosen, 1980] Eaton, Jonathan, Harvey Rosen, 1980, Optimal Redis-
tributive Taxation and Uncertainty, Quarterly Journal of Economics, 95,
357-364

[Eckstein, Eichenbaum, Peled, 1985] Eckstein, Z., M. Eichenbaum, D. Peled,
1985, Uncertain Lifetimes and the Welfare Enhancing Properties of Annui-
ty markets and social security, Journal of Public Economics, 26, 303-326

[Eitenmiiller, Hain, 1998] Eitenmiiller, Stefan, Winfried Hain, 1998, Potentiel-
le Effizienzvorteile kontra Ubergangskosten Modellrechnungen zu den Be-
lastungswirkungen bei einem Wechsel des Finanzierungsverfahrens in der

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



LITERATURVERZEICHNIS 213

gesetzlichen Rentenversicherung, Deutsche Rentenversicherung, 9-10/98,
634-654

[European Commission, 2001] European Commission, 2001, Reforms of Pen-
sion Systems in the EU - An Analysis of the Policy Options -, European
Economy, 73, 171-222

[Feldstein, Siebert, 2002] Feldstein, Martin, Horst Siebert, 2002, Social Secu-
rity Reform in Europe, NBER, Chicago University Press

[Feldstein, Ranguelova, 1998] Feldstein, Marin, Elena Ranguelova, 1998, Indi-
vidual Risk and intergenerational Risk Sharing in an Investment-based
Social Security System, NBER Working Paper No. 6839

[Feldstein, 1996] Feldstein, Martin, 1996, The Missing Piece in Policy Analy-
sis: Social Security Reform, American Economic Review, 86, 1-14

{Feldstein, 1974] Feldstein, Martin, 1974, Social Security, Induced Retirement
and Aggregate Capital Accumulation, Journal of Political Economy, 82,
905-926

[Fenge, von Weizsiicker, 1999] Fenge, Robert, Jakob von Weizsicker, 1999, To
what extent are Public Pensions Pareto-Improving? - On the Interaction of
Means Tested Basic Income and Public Pensions, CESifo Working Paper
No. 197

[Fenge, 1995] Fenge, Robert, 1995, Pareto-efficiency of the Pay-as-you-go Pen-
sion System with Intragenerational Fairness, Finanzarchiv, 52, 357-363

[Fenge, Schwager, 1995] Fenge, Robert, Robert Schwager, 1995, Perot-
improving transition from a pay-as-you-go to a fully funded pension sy-
stem in a model with differing earning abilities, Zeitschrift fir Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften, 115, 367-376

[Fuster, 1999] Fuster, Luisa, 1999, Effects of unceertain lifetime and annuity

insurance on capital accumulation and growth, Economic Theory, 13, 429-
445

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



214 LITERATURVERZEICHNIS

[Gordon, Varian, 1988] Gordon, Roger H., Hal R. Varian, 1988, Intergenera-
tional Risk Sharing, Journal of Public Transfers, 37, 185-202

[Gravelle, Rees, 1992] Gravelle, Hugh, Ray Rees, 1992, Microeconomics, Se-
cond Edition, Longman Publishers, London and New York

[Gruber, Wise, 1999] Gruber, Jonathan, David Wise, 1999, Social Security
and Retirement around the World, University of Chicago Press

[Hassler, Lindbeck, 1997a] Hassler, John, Assar Linbeck, 1997, Optimal Ac-
tuarial Fairness in pension systems: A note, Economics Letters, 55, 251-
255

(Hassler, Lindbeck, 1997b] Hassler, John, Assar Linbeck, 1987, Intergenera-
tional Risk Sharing, Stability and Optimality of Alternative Pension Sy-
stems, Institute for International Studies, Stockholm University, Seminar
Paper No.

[Hayek, 1960] Hayek, Friedrich, 1960, The Constitution of Liberty, Routledge
& Kegan Paul, London

[Hauenschild, 2000] Hauenschild, Nils, 2000, Pareto-improving Transition
from Pay-as-you-go to Fully Funded Social Security under uncertain In-
comes, Finanzarchiv, NF 57, 39-62

[Herbertsson, Orszag, 2001] Herbertsson, Tryggvi, J. Michael Orszag, 2001,
The Costs of Early Retirement in the OECD, Institute of Economic Stu-
dies, University of Iceland, Working Paper No. 01:02

[Hernaes, Sollie, Strgm, 2000] Hernaes, Erik, Marte Sollie, Steinar Strgm, Ear-
ly Retirement and Economic Incentives, Scandinavian Journal of Econo-
mics, 102, 481-502

[Homburg, 20002] Homburg, Stefan, 2000a, A Social Security Fallacy, Zeit-
schrift fiir die gesamt Versicherungswissenschaft, 89, 409-419

[Homburg, 2000b] Homburg, Stefan, 2000b, Compulsory savings in the welfare
state, Journal of Public Economics, 77, 233-239

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



LITERATURVERZEICHNIS 215

[Homburg, 1990] Homburg, Stefan, 1990, The Efficiency of Unfunded Pension
Schemes, Journal of Insitutional and Theoretical Economics, 146, 642-647

{Homburg, 1988] Homburg, 1988, Theorie der Alterssicherung, Springer, Ber-
lin/Heidelberg

[Jagob, Sesselmeier, 2001] Jagob, Jochen, Werner Sesselmeier, 2001, Is there
an optimal way out fo the pension crisis? An investigation of different
approaches, in D. Peters (Hrsg.): Confidence and Changes - Managing
Social Protection in the New Millenium - EISS Yearbook 2000, Kluwer,
The Hague

[Jagob, Sesselmeier, 2000] Jagob, Jochen, Werner Sesselmeier, 2000, The in-
teraction of labour market and old-age insurance - An international com-
parison, in Jun-Young Kim, Per-Gunnar Svensson (Hrsg.): Domain Lin-
kages and Privatization in Social Security, International Studies on Social
Security, Volume 6, Ashgate, Aldershot

[Jagob, Scholz, 1998] Jagob, Jochen, Oliver Scholz, 1998, Reforming the Ger-
man Pension System: Who wins and who loses? A Generational Accoun-
ting Perspective, Institute for German Studies, University of Birmingham,
Discussion Papers in German Studies No. IGS98/12

[Katz, 1979] Katz, Eliakim, 1979, A Note on Uncertain Lifetimes, Journal of
Political Economy, 87, 193-195

[Kingston, 2000] Kingston, Geoffrey H., 2000, Efficient Timing of Retirement,
Review of Economic Dynamics, 3, 831-840

[(Konrad, Wagner, 2000] Konrad, Kai, Gert Wagner, 2000, Reform of the pu-
blic pension system in Germany, DIW Discussion Paper No. 200

[Konrad, Thum, 1993] Konrad, Kai A., Marcel Thum, Fundamental Stan-
dards and Time Consistency, Kyklos, 46, 545-568

[Kotlikoff, 1995] Kotlikoff, Laurence, 1995, Privatization of Social Security:
How it works and why it matters, NBER Working Paper No. 5330

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



216 LITERATURVERZEICHNIS

[Kruse, 2000] Kruse, Agneta, 2000, Pension Reforms, Effects on Intergenera-
tional Risk-Sharing and Redistribution, Department of Economics, Lund
University

[Kydland, Prsecott, 1977] Kydland, Finn, Edward Prescott, 1977, Rules Rat-
her than Discretion: The Inconsistency of Optimal Plans, Journal of Po-
litical Economy, 85, 473-491

[Levhari, Mirman, 1977] Levhari, David, Leonard Mirman, 1977, Savings and
Consumption with an Uncertain Horizon, Journal of Political Economy,
85, 265-281

[Lindbeck, Persson, 2002} Lindbeck, Assar, Mats Persson, 2002, The Gains
from Pension Reform, Institute for International Studies, Stockholm Uni-
versity, Seminar Paper No. 712

[Merton, 1983] Merton, Robert, 1983, On the Role of Social Security as a
Means for Efficient Risk Sharing in an Economy Where Human Capital
is not tradeable, in Z. Bodie, J. B. Shoven (Hrsg.): Financial Aspects of
the United States Pension System, 325-358, University of Chicago Press

[Mirrlees, 1995] Mirrlees, J. A., 1995, Private Risk and Public Action: The
Economics of the Welfare State, European Economic Review, 39, 383-397

[Mitchell, Fields, 1984] Mitchell, Olivia, Gary Fields, 1984, The Economics of
Retirement Behaviour, Journal of Labor Economics, 2, 84-105

[OECD, 2000] OECD, 2000, Labour Force Statistics 1980-1999, Paris
[OECD, 1999] OECD, 1999, Labour Force Statistics 1979-1998, Paris

[Ohsmann, Stolz, Thiede, 2003] Ohsmann, Sabine, Ulrich Stolz, Reinhold
Thiede, 2003, Rentenabschlige bei vorgezogenem Rentenbeginn: Welche
Abschlagssitze sind "richtig”?, Dei Angesteltenversicherung, 4/03, 171-
179

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



LITERATURVERZEICHNIS 217

[Orszag, 1999] Orszag, ,Joseph Stieglitz, 1999, Rethinking Pension Reform:
Ten Myths about social security Systems, Paper presented at the confe-
rence on "New Ideas about Old Age Security”, The World BAnk, Wa-
shington D.C., September 14-15, 1999

[Palmer, 1999a] Palmer, Edward, 1999a, Exit from the Labor Force for older
Workers: Can the NDC Pension System Help?, The Geneva Papers on
Risk and Insurance, 24, 461-472

[Palmer, 1999b] Palmer, Edward, 1991b, The Swedish Pension Reform Model
- Framework and Issues, mimeo

[Persson, Tabellini, 1990] Persson, Torsten, Guido Tabellini, 1990, Macroeco-
nomic Policy, Credibility and Politics, Harwood academic publishers

[Pestieau, 2001] Pestieau, Pierre, 2001, Are we retiring too early?, CESifo Wor-
king Paper No. 522,

[Pestieau, 1999] Pestieau, Pierre, 1999, The Political Economy of Redistribu-
tive Social Security, IMF Working Paper 99/180

[Poterba, 1998] Poterba, James, 1998, Population Age Strucutre and Asset
Returns: An Empirical Investigation, NBER Working Paper No. 6774

[Pratt, 1964] Pratt, John, 1964, Risk Aversion in the small and in the large,
Econometrica, 32, 122-136

[Riphahn, Schmidt, 1999] Riphahn, Regina, Peter Schmidt, 1999, Lockt der
Ruhestand oder dréngt der Arbeitsmarkt? Langfristige Entwicklung der
Gesetzlichen Rentenversicherung und Determinanten des Rentenzugangs,

in E. Wille (Hrsg.): Entwicklung und Perspektiven der Sozialversicherung,
S.101-145, Nomos Verlag, Baden Baden

[Rochet, 1991] Rochet, Jean-Charles, 1991, Incentives, Redistribution and So-
cial Insurance, The Geneva Papers of Risk and Insurance, 16, 143-165

[Rothschild, Stieglitz, 1970] Rothschild, Michael, Joseph Stiglitz, 1970, Incre-
asing Risk I: A Definition, Journal of Economic Theory, 2, 225-243

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



218 LITERATURVERZEICHNIS

[Riirup, 1998] Riirup, Bert, 1998, Zur Beriicksichtigung der Lebenserwartung
in der gesetzlichen Rentenversicherung, Deutsche Rentenversicherung,
5/98, 281-291

[Rust, Phelan, 1997} Rust, John, Christopher Phelan, 1997, How Social Secu-
rity and Medicare Affect Retirement Behavior in a World of Incomplete
Markets, Econometrica, 65, 781-831

[Samuelson, 1958] Samuelson, Paul, 1958, An Exact Consumption Loan Mo-
del of Interest with or without Social Contrivance of Money, Journal of
Political Economy, 66, 467-482

[Samwick, 1998] Samwick, Andrew, 1998, New Evidence on pensions, social
security, and the timing of retirement, Journal of Public Economics, 70,
207-236

[Sheshinski, 2003] Sheshinski, Eytan, 2003, Optimum Delayed Retirement
Credit, CESifo Working Paper No. 889

[Sheshinski, Weiss, 1981] Sheshinski, Eytan, Yoram Weiss, 1981, Uncertainty
and optimal social security systems, Quarterly Journal of Economics, 96,
189-206

[Sheshinski, 1978] Sheshinski, Eytan, 1978, A Model of Social Security and
Retirement Decisions, Journal of Public Economics, 10, 337-360

[Shiller, 1999] Shiller, Robert, 1999, Social Security and Institutions for inter-
generational, intragenerational and international Risk-Sharing, Carnegie-
Rochester Conference Series on Public Policy, 50, 165-204

[Siddiqui, 1997] Siddiqui, Sikandar, 1997, The Pension Incentive to Retire:
Empirical Evidence for West Germany, Journal of Population Economics,
10, 463-486

[Sinn, 1999a] Sinn, Hans-Werner, 1999a, The Crisis of Germany ‘s Pension Ins-
urance System and how it can be resolved, CESifo Working Paper No. 191

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



LITERATURVERZEICHNIS 219

[Sinn, 1999b] Sinn, Hans-Werner, 1999b, Pension Reform and Demographic
Crisis: Why a funded System is Needed and Why it is not needed, CESifo
Miinchen, Paper presented at the 55th IIPF Congress in Moscow

[Sinn, 1996] Sinn, Hans-Werner, 1996, Social Insurance, Incentives and Risk
Taking, International Tax and Public Finance, 3, 259-295

[Sinn, 1995] Sinn, Hans-Werner, 1995, A theory of the Welfare State, Scandi-
navian Journal of Economics, 97, 495-526

[Smith, 1982] Smith, Alasdair, 1982, Intergenerational Transfers as Social Ins-
urance, Journal of Public Economics, 19, 97-106

[Statistisches Bundesamt, 2000] Statistisches Bundesamt, 2000, Bevélke-
rungsentwicklung Deutschlands bis 2050, Ergebnisse der 9. koordnierten
Bevolkerungsvorausberechnung, Wiesbaden

[Stock, Wise, 1990] Stock, James, David Wise, 1990, Pensions, the Option Va-
lue of Work, and Retirement, Econometrica, 58, 1151-1180

[Thegersen, 1998] Thggersen, Dystein, 1998, A note on intergenerational risk
sharing and the design of pay-as-you-go pension programs, Journal of
Population Economics, 11, 373-378

[Thum, von Weizsécker, 2000] Thum, Marcel, Jakob von Weizsicker, 2000,
Implizite Einkommensteuer als Messlatte fiir die aktuellen Rentenreform-
vorschlége, Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 1, 453-468

[Varian, 1980] Varian, Hal, 1980, Redistributive Taxation as Social Insurance,
Journal of Public Economics, 14, 49-68

[vdr, 2002] Verband deutscher Rentenversicherungstriiger, 2002, Rentenversi-
cherung in Zeitreiehen, www.vdr.de

[Worldbank, 1994] Worldbank, 1994, Averting the old age Crisis, Oxford Uni-
versity Press

[Yaari, 1965] Yaari, Menahem, 1965, Uncertain Lifetime, Life Insurance, and
the Theory of the Consumer, Review of Economic Studies, 32, 137-150

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



220 LITERATURVERZEICHNIS

[Zweifel, Eisen, 2000] Zweifel, Peter, Roland Eisen, 2000, Versicherungsskono-
mie, Springer, Berlin

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band

Band
Band

Band

Band

10

1

12

13

14

15
16

17

18

SOZIALOKONOMISCHE SCHRIFTEN
Herausgegeben von Professor Dr. Dr. h.c. Bert Riirup

Marietta Jass: Erfolgskontrolle des Abwasserabgabengesetzes. Ein Konzept zur Erfas-
sung der Gesetzeswirkungen verbunden mit einer empirischen Untersuchung in der Pa-
pierindustrie. 1990.

Frank Schuiz-Nieswandt: Stationare Altenpflege und "Pflegenotstand" in der Bundesrepu-
blik Deutschland. 1990.

Helmut Bdhme, Alois Peressin (Hrsg.): Sozialraum Europa. Die soziale Dimension des
Europdischen Binnenmarktes. 1990.

Stephan RuB: Telekommunikation als Standortfaktor fir Klein- und Mittelbetriebe. Tele-
kommunikative Entwicklungstendenzen und regionale Wirtschaftspolitik am Beispiel Hes-
sen, 1991.

Reinhard Grinewald: Tertiarisierungsdefizite im Industrieland Bundesrepublik Deutsch-
land. Nachweis und politische Konsequenzen. 1992.

Bert Rarup, Uwe H. Schneider (Hrsg.): Umwelt und Technik in den Europaischen Gemein-
schaften. Teil I: Die grenziiberschreitende Entsorgung von Abféllen. Bearbeitet von:
Thomas Kemmler, Thomas Steinbacher. 1993.

Mihai Nedelea: Erfordernisse und Méglichkeiten einer wachstumsorientierten Steuerpolitik
in Rumaénien. Dargestellt am Beispiel der Textil- und Bekleidungsindustrie. 1995.

Andreas Schade: Ganzj&hrige Beschéftigung in der Bauwirischaft ~ Eine Wirkungsanaly-
se. Analyse und Ansétze fiir eine Reform der Winterbaufdrderung. 1995.

Frank Schulz-Nieswandt: Okonomik der Transformation als wirtschafts- und gesellschatfts-
politisches Problem. Eine Einfilhrung aus wirtschaftsanthropologischer Sicht. 1996.
Werner Sesselmeier, Roland Kiopfleisch, Martin Setzer: Mehr Beschaftigung durch eine
Negative Einkommensteuer. Zur beschéftigungspolitischen Effektivitat und Effizienz eines in-
tegrierten Steuer- und Transfersystems. 1996.

Sylvia Liebler: Der EinfluB der Unabhangigkeit von Notenbanken auf die Stabilitit des
Geldwertes. 1996.

Wemer Sesselmeier: Einkommenstransfers als Instrumente der Beschaftigungspolitik. Ne-
gative Einkommensteuer und Lohnsubventionen im Lichte moderner Arbeitsmarkttheorien
und der Neuen Institutionendkonomik. 1997.

Stefan Lorenz: Der Zusammenhang von Arbeitsgestaitung und Erwerbsieben unter beson-
derer Beriicksichtigung der Erwerbstatigkeiten von Frauen und Alteren. 1997.

Volker Ehrlich: Arbeitslosigkeit und zweiter Arbeitsmarkt. Theoretische Grundlagen,
Probleme und Erfahrungen. 1997.

Philipp Hartmann: Grenzen der Versicherbarkeit. Private Arbeitslosenversicherung. 1998.

Martin Setzer, Roland Klopfleisch, Werner Sesselmeier: Langzeitarbeitslose und Erster
Arbeitsmarkt. Eine kombinierte Strategie zur Erhdhung der Wiederbeschaftigungschan-
cen. 1999.

Dorothea Wenze!: Finanzierung des Gesundheitswesens und Interpersoneile Umvertei-
lung. Mikrosimulationsuntersuchung der Einkommenswirkung von Reformvorschlagen zur
GKV-Finanzierung. 1999.

Inge Schroeter: Analyse und Bewertung der intergenerativen Verteilungswirkungen einer
Substitution des Umiage- durch das Kapitalstocksverfahren zur Rentenfinanzierung. 1999.

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



Band

Band

Band

Band

Band
Band
Band

Band

19

20

21

22

23
24
25

26

Roland Klopfleisch: Fiskalische Konsequenzen der Europdischen Wahrungsunion. Die
Veranderung des Seigniorage und dessen Bedeutung fiir die nationalen EWU-11 Haus-
halte. 2000.

Klaus Heubeck, Bert Rirup: Finanzierung der Altersversorgung des 6ffentlichen Dienstes.
Probleme und Optionen. 2000.

Manon Pigeau: Der EinfluBl der Arbeitszeit auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen. Empiri-
sche Befunde, mikrodkonomische Modellierung und politische Konsequenzen. 2002.

Carsten Muller: Existenzgrindungshilfen als Instrument der Struktur- und Beschaftigungs-
politik. 2002.

Stefan Lewe: Wachstumseffiziente Untemehmensbesteuerung. 2003.
wird vor Drucklegung nachgetragen

Alexander Meindel: Intergenerative Verteilungswirkung beim Ubergang zu einer nachgela-
gerten Rentenbesteuerung. 2004.

Jochen Gunnar Jagob: Das Aquivalenzprinzip in der Alterssicherung. 2004.

www.peterlang.de

Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



Peter Lang - Europaischer Verlag der Wissenschaften

o

Reinhard Neck {Hrsg.)

Altern und Alterssicherung
aus wissenschaftlicher Sicht

Frankfurt am Main, Berlin, Bern, Bruxelles, New York, Oxford, Wien, 2003.
193 S., zahir. Abb.und Tab.

Schriftenreihe der Karl Popper Foundation Klagenfurt.

Herausgegeben von Reinhard Neck. Bd. 1

ISBN 3-631-50660-0 - br. € 45.50*

Probleme des Aiterns und der Alterssicherung werden interdisziplinar
wissenschaftlich analysiert. Aktuelle Fragen und Zukunftsaussichten der
Lebensbedingungen &lterer Menschen werden aus der Sicht der Medizin,
der Psychologie, der Sozial-, der Rechts- und der Wirtschaftswissenschaften
dargestellt.

Aus dem Inhalt: Altern und Alterssicherung aus wissenschaftlicher Sicht:
Einleitung und Uberblick - Alt und Jung in einer ergrauenden Gesellschaft -
Medizinische Besonderheiten beim &lteren Patienten - Altern, ein Prozess
der Chance und der Bewaltigung - Psychologische Aspekte des Alterns -
Alterssicherung: Herausforderungen und Reformvorstellungen - Rechtliche
Aspekte der Pensionsreform - Demografische Entwickiungen und Heraus-
forderungen fur das Gsterreichische Pensionssystem - Die Pensionsreformen
1997 und 2000: eine erste Bewertung - Anpassungserfordernisse im
osterreichischen Pensionssystem und die aktuelle Reformdiskussion aus
dkonomischer Sicht

Frankfurt am Main - Berlin - Bern - Bruxelles - New York - Oxford - Wien
Auslieferung: Verlag Peter Lang AG

Moosstr. 1, CH-2542 Pieterlen

Telefax 00 41 (0) 32/376 17 27

*inklusive der in Deutschland giltigen Mehrwertsteuer
Preisanderungen vorbehalten
Homepage http://www.peterlang.de
Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access




Jochen Jagob - 978-3-631-75021-6
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:11:22AM
via free access



	Cover
	1 Einleitung
	2 Grundlagen zum Begriff der Äquivalenz
	2.1 Die versicherungstechnische Äquivalenz
	2.1.1 Versicherungsökonomische Grundlagen
	2.1.1.1 Versicherungstechnisch äquivalente Versicherungsprämien
	2.1.1.2 Die Nachfrage nach Versicherungsleistungen
	2.1.1.2.1 Risikoaversion und ihre Maße
	2.1.1.2.2 Die Herleitung der Versicherungsnachfrage
	2.1.1.2.3 Auswirkungen von Einkommensänderungen auf die Versicherungsnachfrage
	2.1.1.2.4 Auswirkungen von Änderungen der Versicherungsprämie auf die Versicherungsnachfrage


	2.1.2 Übertragbarkeit dieses versicherungsökonomischen Problems auf die Alterssicherung
	2.1.3 Nachfrageseitige Probleme in der Versicherungsökonomik
	2.1.3.1 Unsichere Lebenserwartung bei öffentlicher Information
	2.1.3.1.1 Pooling-Gleichgewicht
	2.1.3.1.2 Separating-Gleichgewicht

	2.1.3.2 Unsichere Lebenserwartung bei privater Information
	2.1.3.2.1 Risikopooling
	2.1.3.2.2 Risikotrennung

	2.1.3.3 Moral Hazard
	2.1.3.3.1 Ex ante Moral Hazard
	2.1.3.3.2 Ex post Moral Hazard



	2.2 Versicherungspflicht in der Alterssicherung
	2.2.1 Begründung einer Versicherungspflicht in der Alterssicherung
	2.2.2 Ein Argument gegen die Versicherungspflicht in der Alterssicherung

	2.3 Die Finanzierungsverfahren der Alterssicherung
	2.3.1 Das Umlageverfahren
	2.3.1.1 Das System der Grundsicherung
	2.3.1.2 Lebensstandardsicherung

	2.3.2 Das Kapitaldeckungsverfahren
	2.3.3 Eine wohlfahrtsökonomische Beurteilung der beiden Finanzierungsverfahren


	3 Probleme der Alterssicherung
	3.1 Die demographische Entwicklung
	3.2 Alterssicherung und der Arbeitsmarkt
	3.2.1 Indikatoren bezüglich des Renteneintrittsverhaltens
	3.2.2 Erkenntnisse hinsichtlich des Renteneintrittsverhalten
	3.2.2.1 Das Basismodell zur Untersuchung des Renteneintrittsverhaltens
	3.2.2.2 Ruhestandsentscheidung in einem System ohne versicherungstechnische Äquivalenz
	3.2.2.3 Der Einfluß der marginalen Äquivalenz auf die Ruhestandsentscheidung
	3.2.2.3.1 Teilhabeäquivalentes Rentensystem
	3.2.2.3.2 Grundsicherungssystem
	3.2.2.3.3 Nicht Kooperatives Verhalten in einem Grundsicherungssystem


	3.2.3 Bewertung der theoretischen Ergebnisse
	3.2.4 Empirische Erkenntnisse hinsichtlich der Frühverrentung


	4 Probleme der Rentenreform
	4.1 Pareto-Effizienz der Reform
	4.1.1 Übergangsmodelle ohne Differenzierung nach Einkommensklassen
	4.1.2 Übergangsszenario mit unterschiedlichen Einkommensgruppen
	4.1.2.1 Umstellung bei einem Grundsicherungssystem
	4.1.2.2 Umstellung in einem System mit Teilhabeäquivalenz
	4.1.2.2.1 Übergang mit einer Lump-Sum-Steuer
	4.1.2.2.2 Übergang mit Staatsverschuldung


	4.1.3 Empirische Untersuchungen bezüglich der Möglichkeit eines Systemwechsels

	4.2 Anforderungen an eine Sozialversicherung
	4.2.1 Intragenerative Riskoverteilung und die Alterssicherung
	4.2.1.1 Einkommensunsicherheit bei einem Alterssicherungssystem der Grundsicherung
	4.2.1.2 Einkommensunsicherheit bei einem Alterssicherungssystem mit dem Ziel der Sicherung des Lebensstandards
	4.2.1.3 System mit intragenerativer Umverteilung mit einer stochastischen Störgröße
	4.2.1.4 Probleme der intragenerativen Umverteilung

	4.2.2 Intertemporale Risikoverteilung und ein Alterssicherungssystem
	4.2.2.1 Risikoverteilung in einem kapitalgedeckten System
	4.2.2.1.1 Das Kapitalmarktrisiko
	4.2.2.1.2 Das Einkommensrisiko bei einem Kapitaldeckungsverfahren

	4.2.2.2 Einkommensrisiko und ein Umlageverfahren
	4.2.2.2.1 Konstantes Rentenniveau
	4.2.2.2.2 Umlageverfahren mit einem konstanten Beitragssatz


	4.2.3 Anstieg der Lebenserwartung


	5 Optionen für eine Reform
	5.1 Reformen innerhalb des Umlageverfahrens
	5.1.1 Verlängerung der Lebensarbeitszeit
	5.1.2 Verteilung der Kosten der Alterung
	5.1.2.1 Kohortenspezifische Anpassung der Leistungen
	5.1.2.2 Allgemeine Anpassung der Renten


	5.2 Teilkapitaldeckung


